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(Beginn: 9.03 Uhr)

Präsident Alois Glück: Meine sehr verehrten Kolleginnen 
und Kollegen! Ich eröffne die 30. Vollsitzung des Bayeri-
schen Landtags. Presse, Funk und Fernsehen sowie Fo-
tografen haben um Aufnahmegenehmigung gebeten. Sie 
ist erteilt.

Ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 14 
Haushaltsplan 2005/2006; 
Einzelplan 02 für den Geschäftsbereich des Bayeri-
schen Ministerpräsidenten und der Staatskanzlei 
(Drucksache 15/2095)

Das Wort hat der Herr Ministerpräsident.

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Direkt voll ist es nicht 
bei der CSU! – Thomas Kreuzer (CSU): Bei euch 
auch nicht! – Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Bei uns ist 
das aber auch kein Wunder!)

Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber: Herr Präsident, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Mit dem Doppelhaushalt 2005/2006 
eröffnen wir ein neues Kapitel in der bayerischen Landes-
politik. Dieser Haushalt gibt politische Orientierung und 
Richtung über den Horizont einer Legislaturperiode hin-
aus: 2006 hat Bayern einen ausgeglichenen Haushalt. Wir 
haben dies 1998 angekündigt, im Jahr 2000 ins Haus-
haltsgesetz geschrieben, und im Jahr 2006 ist das wie 
geplant erreicht. Wir verfehlen unsere Zielmarken nicht. 
Wir halten unsere Wahlversprechen. In Bayern ist Verlass 
auf Staat und Politik.

(Beifall bei der CSU)

Entscheidend ist: Wir wollen 2006 nicht nur einen ausge-
glichenen Haushalt; der Freistaat soll vielmehr dauerhaft 
ohne neue Schulden auskommen. Der Gewinn sind nied-
rigere Zinslasten und auf Dauer mehr Kraft zur politischen 
Gestaltung. Deshalb sparen, reformieren und investieren 
wir. 

Neuverschuldung gleich Null. – Damit öffnen wir kommen-
den Generationen die Tür zur Zukunft weit. Das ist christ-
lich-soziale Politik für unsere Kinder und Enkel. Wir schaf-
fen Vertrauen in die Zukunft und Zuversicht. In den Siebzi-
ger- und Achtzigerjahren des letzten Jahrhunderts haben 
wir die Bewahrung der Schöpfung, den Schutz unserer 
Umwelt als Leitidee politisch und gesellschaftlich durch-
gesetzt. Heute setzen wir die Generationengerechtigkeit 
als Leitidee in Deutschland durch. 

Die heutige Verschuldung der öffentlichen Haushalte in 
Deutschland führt zusammen mit den Renten- und Pensi-
onsansprüchen dazu, dass jedem Neugeborenen heute 
mehr als 80 000 Euro Belastungen in die Wiege gelegt 
werden. Das ist ein einmaliger Vorgang. Wer kann eine 
solche Erblast verantworten? – Eine solche Vorbelastung 
unserer Kinder ist ökonomisch kurzsichtig und politisch 
schlicht unmoralisch. 

(Beifall bei der CSU)

Deshalb machen wir in Bayern eine Haushaltspolitik, die 
das Prädikat „nachhaltig“ tatsächlich verdient. Auch für 
die Haushaltspolitik gilt: sustainable development. Die 
Einnahmen stagnieren, die Ausgaben steigen, das gilt in 
Bund, Ländern und Kommunen gleichermaßen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in Bayern haben wir 
heute – das muss ich immer wieder, auch an alle Verbän-
de gerichtet, sagen, Steuereinnahmen in der Höhe derer 
von 1999, aber Ansprüche des Jahres 2004. Damals wa-
ren es 25,5 Milliarden Euro Einnahmen, in diesem Jahr 
werden es 25,7 Milliarden Euro Einnahmen sein. Das ist 
die Realität in unserem Land. Gut begründete Forderun-
gen, dennoch mehr auszugeben, gibt es aus vielen Berei-
chen. Das wäre aber Verschuldung zulasten der Zukunft 
unserer Kinder. 

Meine Damen, meine Herren, ich will auch darauf hinwei-
sen, dass Bayern ein höheres Wachstum als alle anderen 
Bundesländer mit Ausnahme von Baden-Württemberg 
hat. Wir werden nach einer vorläufigen groben Schätzung 
im laufenden Jahr etwa 190 Millionen Euro mehr einneh-
men als geplant. Aber leider müssen wir von diesen 
190 Millionen Euro dann etwa 185 Millionen Euro für den 
Finanzausgleich zur Verfügung stellen, weil andere Länder 
weniger einnehmen als geplant. Das ist ein hohes Maß an 
Solidarität. Ich will nur einmal deutlich machen, welche 
Schwierigkeit man hat, wenn man ein höheres Wachstum 
verzeichnet. Man kann es dann für die eigene Bevölke-
rung nicht ausgeben.

Wir haben in Bayern eine klare politische Entscheidung 
getroffen: Die Einnahmen bestimmen die Ausgaben, keine 
neuen Schulden mehr. Wenn die Opposition in Bayern 
gegen unseren Sparkurs polemisiert mit der Behauptung, 
wir würden das soziale Gesicht Bayerns gefährden, dann 
ist das mehr als billig. Unsere Antwort darauf lautet: Wir 
regieren nicht nach dem Motto: nach uns die Sintflut. Wir 
sichern auch morgen und übermorgen ein soziales Bay-
ern.

(Beifall bei der CSU – Zuruf von den GRÜNEN: 
Ha, ha!)

– Wenn Sie lachen, dann zeigen Sie damit, dass Sie die 
Befindlichkeit der Bevölkerung überhaupt nicht kennen. 

(Beifall bei der CSU – Sebastian Freiherr von Ro-
tenhan (CSU): Jawohl!)

Die große Mehrheit unserer Bürger sagt zu unserem Ziel, 
keine Neuverschuldung im Jahr 2006 zu haben: Das ist 
richtig. Eine Umfrage für den „Zeitspiegel“ des Bayeri-
schen Rundfunks von Infratest dimap zeigt, dass eine 
Mehrheit von 55 % der SPD-Anhänger und 62 % der An-
hänger der GRÜNEN sagen: Das Ziel eines ausgeglichen 
Haushalts ab 2006 ist richtig.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen von der SPD und von 
den GRÜNEN, Sie sollten mehr auf das Urteil Ihrer eige-
nen Anhänger setzen statt auf Polemik und auf Schlag-
worte.

(Lebhafter Beifall bei der CSU – Zurufe von der 
SPD und den GRÜNEN)
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Wäre es nach Ihren Anträgen in den letzten fünf Jahren 
gegangen, dann hätte Bayern heute rund 5 Milliarden Eu-
ro mehr Schulden und dramatische Zinslasten. Sie wür-
den uns mit Ihrer Politik in die Nähe von Nordrhein-West-
falen führen. Das wird die CSU in diesem Hause verhin-
dern. 

(Lebhafter Beifall bei der CSU)

Ich sage Ihnen noch einmal sehr deutlich: Mit dieser Poli-
tik verkonsumieren Sie den sozialen Wohlstand unserer 
Kinder. Wir dürfen nicht länger die Gegenwartsinteressen 
höher bewerten als die Zukunftsinteressen. Gegenwarts-
konsum oder Zukunftsinvestitionen – das ist die entschei-
dende Frage, vor der wir stehen. 

Die Bundesregierung sagt zwar ganz eindeutig Ja zu Zu-
kunftsinteressen, aber in der Realität ist das anders. Für 
uns ist die Antwort klar: sparen, reformieren, investieren. 
Das ist unser Fahrplan bis zum Jahre 2008 in dieser Legis-
laturperiode, den ich auch in meiner Regierungserklärung 
vor gut einem Jahr angekündigt habe. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das erste Jahr dieser 
Legislaturperiode war ein bewegtes, ein schwieriges und 
dornenreiches Jahr für die betroffenen Menschen,

(Zuruf von den GRÜNEN: Ach Gott!)

für die politisch Verantwortlichen in den Kommunen und 
für jeden Einzelnen aus der Mehrheitsfraktion und für die 
Staatsregierung.

(Zuruf von den GRÜNEN: Für uns auch!)

Wir haben sofort im ersten Jahr nach der gewonnenen 
Landtagswahl die schwierigen Hausaufgaben angepackt 
und zu einem beachtlichen Teil erledigt. Nach Sparen und 
Reformieren wird in den kommenden Jahren immer stär-
ker das Investieren in den Vordergrund rücken. Genauso 
hatte ich es in meiner Regierungserklärung vor einem Jahr 
angekündigt. Ich sagte damals: 

Wir gehen nicht den Weg des bequemen, aber leisen Ab-
stiegs, wir gehen den unbequemen, schmerzhaften und 
wahrscheinlich auch demonstrationsreichen Weg, der uns 
und unseren Kindern und Enkeln eine lebenswerte Zu-
kunft verspricht.

Das war eine Aussage und natürlich eine gewisse Erwar-
tung, die sich auch bestätigt hat. Wir sind einen dornenrei-
chen und demonstrationsreichen Weg gegangen. 

Meine Damen und Herren, wir hätten es uns auch bequem 
machen und uns auf unserer komfortablen Mehrheit von 
60 % ausruhen können. Wir haben uns nicht ausgeruht. 
Wir haben vielmehr meine zentralen Aussagen im Land-
tagswahlkampf 2003 konsequent umgesetzt. Was waren 
die zentralen Aussagen im Jahre 2003? Haushalt ohne 
Neuverschuldung ab dem Jahre 2006 und, meine Damen 
und Herren, auch die Ansage einer grundlegenden Ver-
waltungsreform. Ich sprach damals im Mai, Juni, Juli von 
einer Verwaltungsreform in einem Ausmaß wie zu Mont-

gelas’ Zeiten. Wir haben den Mut gehabt, wie angekün-
digt, die Menschen mit der harten Wirklichkeit zu konfron-
tieren,

(Zuruf der Abgeordneten Christine Stahl (GRÜ-
NE))

den Haushalt zu konsolidieren und das Land zu reformie-
ren zum Wohle des Ganzen für eine gute Zukunft Bay-
erns. 

(Beifall bei der CSU)

Für jeden Abgeordneten der Mehrheitsfraktion, der CSU-
Fraktion, bedeutete dies Proteste und Widerstand, in Ge-
sprächen mit den Wählern immer wieder den Kurs erklä-
ren und viel Überzeugungsarbeit leisten zu müssen. Na-
türlich ist es populärer, Geld auszugeben, als Zuschüsse 
kürzen zu müssen. Der scheinbar leichtere Weg zur Bank 
– Jahr für Jahr neue Schulden – findet schnell den Ap-
plaus einzelner Interessensgruppen. Da gibt es keine De-
monstrationen. Wir sind diesen bequemen Weg nicht ge-
gangen; denn dies hätte dem Land enorm geschadet. Zur 
politischen Verantwortung gehört, die als richtig erkann-
ten und notwendigen Reformen rasch und zügig durchzu-
setzen und durchzuführen. Das haben wir in großer Ge-
meinsamkeit und in enger, intensiver Zusammenarbeit 
zwischen Staatsregierung und Mehrheitsfraktion in wo-
chenlangen, tagelangen, stundenlangen Diskussionen 
getan; denn wer rechtzeitig und energisch auf Reformen 
setzt, der vermeidet später noch tiefere Einschnitte. Wer 
dagegen zaudert und zögert, wer sich nur halbherzig auf 
den Reformweg macht, wie das die Bundesregierung tut, 
der führt das Land nur noch tiefer in die Krise. 

Wir in Bayern haben dagegen im Rahmen unserer Mög-
lichkeiten durchgreifende Reformen durchgesetzt, um auf 
der Basis eines Haushalts ohne Neuverschuldung ab dem 
Jahre 2006 neue politische, zukunftsweisende Akzente 
setzen zu können und damit unser Land weiter auf Er-
folgskurs zu halten. Wir wollen den Menschen in Bayern, 
unseren Kindern und Enkelkindern wieder neue Perspek-
tiven für die Zukunft eröffnen. Das nennen wir Verantwor-
tung für künftige Generationen. Das nennen wir glaubwür-
dige Politik. Das ist ein klarer Kurs.

Wir haben, meine Damen und Herren, im Nachtragshaus-
halt 2004  2,1 Milliarden Euro echte Konsolidierung er-
reicht. Gemessen am Jahre 2003 summieren sich unsere 
Konsolidierungsmaßnahmen in den Jahren 2004 bis zum 
Jahre 2006, also über drei Jahre hinweg, auf eine Gesam-
tentlastung von rund 6 Milliarden Euro. Das ist eine gewal-
tige Leistung. Meine Damen und Herren, wir haben auch 
die Arbeitszeit im öffentlichen Dienst verlängert, und wir 
haben die Verwaltungsreform beschlossen. Das alles zu-
sammen in einem einzigen Jahr war ein großer politischer 
Kraftakt für die Staatsregierung und für die Mehrheitsfrak-
tion. Das hat es in Bayern seit der Gebietsreform Anfang 
der Siebzigerjahre in dieser Dichte nicht mehr gegeben.

Ich möchte mich an dieser Stelle bei jedem einzelnen Ab-
geordneten aus der Mehrheitsfraktion und ihrem Vorsit-
zenden Joachim Herrmann aufrichtig dafür bedanken, 
dass sie diesen unbequemen Weg aus Verantwortung für 
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morgen mitgestaltet und durchgesetzt haben. Ein herzli-
ches Dankeschön!

(Beifall bei der CSU – Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): 
Begeisterung schaut anders aus!)

Meine Damen und Herren, dieser nicht einfache Weg hat 
uns aber auch grundsätzlich neue Perspektiven eröffnet. 

(Zuruf der Abgeordneten Christa Naaß (SPD))

Wir gestalten in Bayern einen Paradigmenwechsel: weni-
ger Gegenwartskonsum, weniger Subventionen für die 
Strukturen von gestern, mehr Zukunftsinvestitionen in 
Bildung, in neue Ideen, in neue Produkte und in neue 
Märkte. 

Trotz der Einsparungen halten wir deshalb die Investiti-
onsquote in diesem und in den kommenden Jahren mit 
rund 12 % – es sind genau 12,4 % –, auf einem im Län-
dervergleich sehr hohen Niveau. Unser Ziel ist es, mit zu-
nehmenden Finanzierungsspielräumen wieder auf 15 % 
zu kommen.

Wenn ich vergleichen darf, meine Damen und Herren – 
Föderalismus ist natürlich auch Wettbewerb; ich bin mit-
ten in der Diskussion über die Föderalismusreform –: Der 
Bund hat mit 9,6 % die niedrigste Investitionsquote, die er 
je hatte. Baden-Württemberg, unser großer Nachbar, hat 
eine wesentlich höhere Verschuldung als wir und eine In-
vestitionsquote von 8,5 %. Hessen hat eine Investitions-
quote von 9,4 %, Niedersachsen hat eine Investitionsquo-
te von 8,6 %, Nordrhein-Westfalen hat eine Investitions-
quote von 10,1 %, Schleswig-Holstein hat eine Investiti-
onsquote von 10,1 %. 

Vergleichen Sie bitte einmal damit die bayerische Investi-
tionsquote trotz des Sparhaushalts und des Ziels des 
ausgeglichenen Haushalts, das natürlich in Deutschland 
keiner erreicht. Diese Ziele haben sich alle Länder vorge-
geben. Aber alle erreichen sie nicht, und sie geben das 
auch zu. Außer Bayern ist niemand in der Lage – das ist 
die letzte Aussage der Ministerpräsidenten auf der Minis-
terpräsidentenkonferenz –, im Jahr 2006 einen ausgegli-
chenen Haushalt zu erreichen. Wir wollen das natürlich 
auch. Herr Platzeck träumt vom Jahr 2010; auch Hessen 
träumt davon. Aber wir sind diejenigen, die das durchset-
zen. 

(Beifall bei der CSU)

Trotzdem schafft Bayern beides: Neuverschuldung Null 
und kraftvolles politisches Handeln. Bereits in den Jahren 
1999 und 2000 haben wir 520 Millionen Euro an Staats-
schulden getilgt. Im Jahr 2006 werden wir 7,1 % sparen, 
gemessen am Haushaltsvolumen des Jahres 2003.

Wir sparen nicht nur, wir investieren auch kraftvoll in die 
Zukunft unseres Landes. Dafür setzen wir natürlich auch 
neue Privatisierungserlöse ein. Zusammen mit der CSU-
Fraktion gestalten wir ein Investitionsprogramm „Zukunft 
Bayern“. Ich möchte hier dem Kollegen Ach in besonderer 
Weise dafür danken, wie er sich mit diesem Problem aus-

einander gesetzt hat und was er mit umsetzt. Mit diesem 
Investitionsprogramm setzen wir konsequent fort, was wir 
mit der Offensive „Zukunft Bayern“ und der High-Tech-
Offensive begonnen haben. 

Wir wollen in den Jahren 2005 und 2006 erneut 300 Milli-
onen Euro in Wissenschaft, Forschung und Infrastruktur 
unseres Landes investieren. Allein 180 Millionen Euro da-
von sollen in unsere Hochschulen fließen, um Schlüssel-
technologien der Zukunft weiter zu verstärken. Als Bei-
spiele nenne ich nur: An der Universität Würzburg, der 
Julius-Maximilian-Universität, wollen wir in der Biomedizin 
18 Millionen Euro für einen Neubau des Instituts für mole-
kulare Infektionsbiologie und für das dort neu errichtete 
DFG-Forschungszentrum für Biomedizin, das Rudolf-Vir-
chow-Zentrum investieren. Am Klinikum der Friedrich-
Alexander-Universität Erlangen – Nürnberg werden wir 
21,5 Millionen Euro für die Nuklearmedizin einsetzen. Sie 
soll besser mit den Kliniken der Inneren Medizin und der 
Dermatologie vernetzt werden. Für die Medizinische Fa-
kultät am Klinikum der Universität Regensburg wollen wir 
ein neues Forschungsgebäude errichten. Dafür sind in 
den nächsten beiden Jahren insgesamt 10 Millionen Euro 
eingeplant. 

In Straubing werden wir in den nächsten beiden Jahren 
12,5 Millionen Euro in den Neubau des Wissenschafts-
zentrums im Kompetenzzentrum für Nachwachsende 
Rohstoffe investieren. In Augsburg planen wir für den 
Schwerpunkt für Informations- und Kommunikationstech-
nologie weitere 9 Millionen Euro ein. An der Universität 
Bayreuth wollen wir ein neues Gebäude für die ange-
wandte Informatik errichten. Hierfür sind in den nächsten 
beiden Jahren 9 Millionen Euro vorgesehen. Für Projekte 
an der Fachhochschule Nürnberg, der Fachhochschule 
Weihenstephan sowie der Fachhochschule Würzburg-
Schweinfurt werden wir im Doppelhaushalt insgesamt 
über 21 Millionen Euro zur Verfügung stellen. Mit weiteren 
20 Millionen Euro wollen wir Großgeräte anschaffen und 
einen „Innovationsfonds Hochschule“ einrichten. 

Ich nenne ferner Beispiele für beabsichtigte Infrastruktur-
maßnahmen: 60 Millionen Euro für den Bau von Staats-
straßen, 10 Millionen Euro für den Wasserbau, rund 
10 Millionen Euro für eGovernment für eine moderne und 
zukunftsfähige Verwaltung, rund 18 Millionen Euro für 
Projekte in Nordbayern, wie den Flughafenausbau in Hof 
und die Verlagerung des Landesumweltamtes.

Das Investitionsprogramm „Zukunft Bayern“ ist ein weite-
rer Meilenstein unserer erfolgreichen Privatisierungspolitik 
seit 1994, die wir mit der „Offensive Zukunft Bayern“ be-
gonnen und mit der „High-Tech-Offensive“ fortgesetzt 
haben. Mit dieser Politik, die hier in den Neunzigerjahren 
von der Opposition so heftig bekämpft wurde, haben wir 
dafür gesorgt, dass Bayern weltweit nicht nur als Land der 
Tradition gilt, sondern genauso als Land von Wissenschaft 
und Forschung. Die Früchte dieser Politik für die Men-
schen in Bayern heißen: mehr Arbeit, mehr Lebensqualität 
und mehr soziale Sicherheit. Dass Bayern heute ein High-
tech-Standort von Weltgeltung ist, ist vor allem unserer 
Privatisierungspolitik zu verdanken. Diese Politik macht 
uns in der ganzen Welt in den Einzeldisziplinen natürlich 
mit Silicon Valley, Bangalore, mit London und Shanghai 
wettbewerbsfähig. 
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Die Bayerische Politik steht damit im fundamentalen Ge-
gensatz zur Politik dieser Bundesregierung. Der Bundesfi-
nanzminister verkauft in höchster Not Tafelsilber auch in 
Belastung künftiger Generationen, um Haushaltslöcher zu 
stopfen.

(Beifall bei der CSU – Zuruf der Abgeordneten 
Susann Biedefeld (SPD))

Wie kann ich das verstehen, wenn Sie heute sozusagen 
Staatsbesitz versilbern und dann morgen die nächsten 
Generationen bei den Pensionen eine Last zu tragen ha-
ben, die unmöglich ist? Es ist unverantwortlich, heute für 
kurzfristige Liquidität den nächsten Generationen in die-
sem Maße Belastungen aufzuerlegen. Das ist unmora-
lisch.

(Beifall bei der CSU)

Das können Sie nur deshalb tun, weil diejenigen, die Sie 
belasten, noch kein Stimmrecht haben; denn die Kinder 
können noch nicht wählen. Wenn dies anders wäre, wür-
den Sie nämlich auch anders handeln. Unsere Investitio-
nen bringen eine soziale Dividende für den Menschen. 
Innovationen schaffen Arbeit, und Mut zu neuen Wegen 
sichert sozialen Wohlstand. 

Auch für unsere Kommunen haben wir Beachtliches ge-
tan. Die reinen Landesleistungen steigen im Jahr 2005 
gegenüber dem Nachtragshaushalt 2004 um rund 
360 Millionen Euro auf dann 5,18 Milliarden Euro an. Das 
ist eine Steigerung um 7,6 %. Mit diesem enormen Kraft-
akt erweist sich der Freistaat Bayern einmal mehr als ver-
lässlicher Partner der Kommunen.

Auch die Leistungen an die Bezirke haben wir im 
Jahr 2005 noch einmal um 160 Millionen Euro erhöht. 
Dazu kommt, dass sich die Steuereinnahmen der Kom-
munen im Gegensatz zu Bund und Ländern erfreulich 
entwickeln. Im ersten Halbjahr 2004 liegen die Einnahmen 
der Kommunen um 10,7 % über den Einnahmen des Vor-
jahreszeitraums. Ein wesentlicher Grund dafür ist, dass 
Bayern auf Bundesebene die Senkung der Gewerbesteu-
erumlage auf das Niveau vor der rot-grünen Steuerreform 
durchgesetzt hat. Das war die Grundlage dafür, dass den 
Kommunen heute wieder mehr Gewerbesteuer in den 
Kassen bleibt, als das mit der Eichelschen Steuerreform 
der Fall war.

Meine Damen, meine Herren, die Menschen wollen eine 
Politik, die für morgen und übermorgen stabile, tragfähige 
Pfeiler baut. Gerade bei diesem Doppelhaushalt danke ich 
deshalb für die fachkundige Arbeit des Bayerischen Land-
tags. Gemeinsam schaffen wir Vertrauen in Staat und Po-
litik.

Der Haushaltsausschuss hat auch den Haushalt des Mi-
nisterpräsidenten und der Staatskanzlei intensiv beraten. 
Dafür danke ich den Mitgliedern des Haushaltsausschus-
ses, dem Vorsitzenden und Kollegen Manfred Ach sowie 
den Berichterstattern Dr. Bernhard und Dr. Kaiser. Auch 
die Staatskanzlei leistet ihren Beitrag zum Sparen. Das 
Einsparziel von 15 % gegenüber dem Jahr 2003 wird 
nicht erst 2008, sondern schon zwei Jahre früher voll er-

reicht. Die Staatskanzlei beteiligt sich am Stellenabbau, 
der seit 1993 in der Staatsverwaltung läuft. Auf Grund der 
Arbeitszeitverlängerung bei Beamten und anderer Maß-
nahmen sparen wir nun weitere zwölf Stellen ein. Von 
1993 bis 2006 haben wir damit in München, Brüssel und 
Berlin 80 Stellen eingespart. Ich glaube, das kann sich 
sehen lassen.

Alle Ministerien müssen sparen. Der ausgeglichene Haus-
halt ist eine große Mannschaftsleistung. Dafür danke ich 
den Kolleginnen und Kollegen der Staatsregierung und 
insbesondere Finanzminister Professor Faltlhauser.

Meine Damen, meine Herren, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Gleichzeitig packen wir auch mutige Reformen für 
einen modernen, leistungsfähigen Staat an, der attraktiv 
ist für Investoren. Nicht nur die Wirtschaft steht im globa-
len Wettbewerb, sondern auch der Staat. Unsere Verwal-
tung ist ein wichtiger Standortfaktor. Unser Konzept hier-
für lautet „Verwaltung 21 – Reform für ein modernes Bay-
ern“. Wir machen uns auf den Weg hin zur sparsamen, 
effizienten und bürgerorientierten Verwaltung des 
21. Jahrhunderts. Staatsminister Huber beabsichtigt, zur 
gesetzlichen Umsetzung der Verwaltungsreform im Feb-
ruar des nächsten Jahres eine Regierungserklärung abzu-
geben.

Zusammen mit der Arbeitszeitverlängerung für die Beam-
ten werden wir schrittweise rund 11 000 Stellen einziehen 
und damit im Endeffekt 550 Millionen Euro pro Jahr ein-
sparen. Das zeigt: Sparen und Reformieren schafft Luft für 
Investitionen. Ich betone noch einmal: Unsere Reformen 
richten sich nicht gegen die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter. Wenn wir Vorschriften streichen, Hierarchien ab-
schaffen und moderne Strukturen schaffen, nutzt das der 
täglichen Arbeit des öffentlichen Dienstes. 

Die bayerische Verwaltung, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, hat einen ausgezeichneten Ruf. Ich weise 
immer wieder darauf hin: Wenn wir im Kreis der Minister-
präsidenten Debatten über bestimmte Entscheidungen 
und Veränderungen führen, geht es am Ende oft darum: 
Wer soll das eigentlich umsetzen? Dann richtet sich der 
Blick meiner Kolleginnen und Kollegen immer sehr stark 
auf Bayern, weil man weiß, wir haben eine leistungsfähige 
Verwaltung, die – ohne dass ich die anderen abwerte – 
vielleicht schneller als andere in der Lage ist, eine Ent-
scheidung in einen Gesetzentwurf umzusetzen.

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Wir haben auch eine 
größere Verwaltung!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich glaube, dass 
man das deutlich hervorheben muss und auch ein Danke-
schön sagen muss.

(Beifall bei der CSU)

Meine Bitte geht an alle Kolleginnen und Kollegen, jetzt 
auch der Opposition: Nehmen Sie Einfluss im Zusammen-
hang mit der Föderalismuskommission – die Entscheidun-
gen fallen am 17. Dezember – auf Ihre Kolleginnen und 
Kollegen im Deutschen Bundestag. Denn ich stelle in den 
Diskussionen mit den Fraktionen –, und dasselbe gilt auch 
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für Herrn Müntefering –, fest, dass die Kolleginnen und 
Kollegen im Deutschen Bundestag manchmal nicht bereit 
sind, in die Kraft der Landtage Verantwortung zu legen. 
Das gilt für die Hochschulen, beim Kinder- und Jugendhil-
ferecht, bei der Personalhoheit. Ich glaube, wenn ich noch 
einmal über die Zusammenhänge referieren darf, dass wir 
vor einem großen Durchbruch stehen, wenn die Länder 
künftig – es ist noch nicht alles in trockenen Tüchern – die 
Personalhoheit über ihre Beamtinnen und Beamten und 
über den öffentlichen Dienst bekommen, Das bedeutet 
eine große Verantwortung für dieses Haus, letzten Endes 
eine neue Struktur zu schaffen für die Laufbahnen und für 
viele andere Bestimmungen. Das wäre ein gewaltiges 
Stück Föderalismus.

Meine Damen und Herren, die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter leisten hervorragende Arbeit. Sie tun oft weit mehr 
als ihre Pflicht. Dafür gilt ihnen unser aller Dank und Re-
spekt.

Meine Damen, meine Herren, wir in Bayern machen seit 
jeher Politik mit langem Atem, und deshalb ist Bayern 
Spitze. Wir haben die niedrigste Pro-Kopf-Verschuldung 
und die höchste Investitionsquote im Haushalt. Wir sind 
Spitze beim wirtschaftlichen Wachstum. Bayern liegt vor-
ne im Vergleich der deutschen Länder bei Bildung und 
Forschung. Bayern hat die höchste Selbstständigenquote 
und mit Baden-Württemberg die niedrigste Arbeitslosig-
keit.

Hinter diesen Aussagen steht eine lange Erfolgsgeschich-
te. Es ist der Aufstieg Bayerns vom Agrarstaat zum Spit-
zenstandort Deutschlands und in Europa. Das wurde hart 
erarbeitet mit einer langfristigen Politik, die vor allen Din-
gen mit den Namen Goppel und Strauß verbunden ist. Die 
Früchte ihrer Entscheidungen konnten nicht selten erst 
eine oder zwei Legislaturperioden später geerntet wer-
den. Das gilt auch für all die Maßnahmen in diesem Jahr. 
Ihre positive Wirkung werden sie vielleicht erst in den 
nächsten Jahren voll entfalten.

Ich nenne aus der Vergangenheit beispielhaft ein paar 
Meilensteine auf dem Weg zur Spitze: eine konkurrenzfä-
hige Energieversorgung und Verkehrsinfrastruktur mit 
Straße und Schiene bis hin zum Flughafen Franz Josef 
Strauß – riesige Debatten in diesem Haus vor Jahrzehn-
ten -, Pionierarbeit im Umweltschutz: erstes Umweltmi-
nisterium, Errichtung und Ausbau der Nationalparke, 
Umweltpakt Bayern,

(Susann Biedefeld (SPD): Inzwischen Schluss-
licht!)

exzellente Bildung in Schule und Hochschule, eine mo-
derne und mutige Gebietsreform - Reduzierung der Land-
kreise von 143 auf 71 und der Gemeinden von rund 7000 
auf 2000, damals heftig bekämpft. Ich gebe zu, dass ich 
damals als junger Abgeordneter auch meine Bedenken 
angemeldet habe gegen Bruno Merk. Damals hat man 
auch gemeint, wer diese Reformen macht, der kann nur 
eine Quittung von der Bevölkerung bekommen, weil sie so 
unpopulär ist. In allen Landkreisen und in allen Gemein-
den gab es damals heftigste Diskussionen, um nicht zu 
sagen: zum Teil auch Aufruhr. Aber die Entwicklung hat 

gezeigt: Die Bevölkerung ist diesen Weg mitgegangen. 
Hätten wir das damals nicht gemacht, dann hätten wir 
heute größte Probleme.

Wir haben eine zukunftsweisende Politik betrieben. Wir 
investieren heute in die Zukunft, damit die nächsten Ge-
nerationen eine hohe Rendite haben – von neuen Fach-
hochschulen und Universitätsbauten, von Technologie-
clustern und der Neutronenquelle, von Messebauten in 
Nürnberg und München bis hin zu Museen mit Weltrang.

Diese und andere Entscheidungen für Bayern waren und 
sind die Grundlagen dafür, dass es den Menschen hier 
insgesamt besser geht als anderswo, dass wir ein höhe-
res Wachstum haben und mehr Arbeitsplätze bieten kön-
nen und auch für viele Einpendler aus den neuen Ländern 
Zehntausende von Arbeitsplätzen bieten, sonst wäre die 
Arbeitslosigkeit in Thüringen und Sachsen wesentlich hö-
her. 

Genauso ist es heute. Von unseren Entscheidungen heute 
werden unsere Kinder morgen profitieren. Damit setzen 
wir unsere bayerische Erfolgsgeschichte fort. Sparen und 
Reformieren und dadurch wieder neuen Spielraum schaf-
fen für Investitionen in den nächsten Jahren, das ist der 
politische Fahrplan bis zum Jahr 2008, den ich vor einem 
Jahr, im November 2003 in meiner Regierungserklärung 
vorgestellt habe. Das erste Jahr war sicherlich mit eines 
der schwierigsten, aber wer die Probleme schleifen lässt, 
wer den Mut nicht hat, erkannten Reformbedarf sofort 
umzusetzen, der wird die Legislaturperiode nicht so nut-
zen, wie sie genutzt werden muss, wenn man dem Ver-
trauen der Bevölkerung Rechnung tragen will, das sie in 
uns gesetzt hat.

(Beifall bei der CSU)

Wie richtig dieser Kurs ist, zeigt natürlich auch ein Blick 
auf die dramatische Entwicklung in Deutschland. Der 
Druck auf Deutschland wächst weiter. Lesen Sie 
den OECD-Bericht, der heute in den Wirtschaftsteilen al-
ler großen Zeitungen steht: Wiederum eine Reduzierung 
des Wachstums für die Europäische Union und darunter 
als Allerletzter in der Europäischen Union wiederum 
Deutschland. Deutschland ist sozusagen der Hemmschuh 
einer sowieso schwachen Entwicklung in Europa, gemes-
sen am Weltwirtschaftswachstum. 

Jeden Tag verliert Deutschland über 1000 Arbeitsplätze. 
Es geht dabei nicht um Karstadt, um Opel oder VW. Auch 
Betriebe aus Bayern bauen Beschäftigung ab und verla-
gern Arbeit ins Ausland. Ich kann nur immer wieder appel-
lieren, meine sehr verehrten Damen und Herren: Wir müs-
sen auch hier den Druck erhöhen. Das ist eine Möglich-
keit, etwas zu unternehmen. Aber es gibt auch andere 
Möglichkeiten, etwa durch ein anderes Management die 
Ressourcen unseres Landes anders zu nutzen und nicht 
sofort mit der Verlagerung von Arbeitsplätzen zu antwor-
ten. Es gibt gute Beispiele dafür, aber das wäre ein Thema 
zu anderer Zeit.

Deutschland liegt nach allen Prognosen auch 2005 an 
letzter Stelle beim Wachstum in Europa. Der Export allein 
kann die strukturelle Schieflage in Deutschland nicht sta-
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bilisieren. Das zeigt nur, dass wir von der Weltkonjunktur 
profitieren, während die heimischen Kräfte erlahmen. 

In wenigen Monaten – ich zitiere hier nur den Präsidenten 
der Bundesagentur für Arbeit – droht die Zahl der Arbeits-
losen auf 5 Millionen anzusteigen. Das sind bittere Fakten. 
Dahinter stehen Sorgen und Nöte der Menschen. Wer wie 
der Bundeskanzler diese Analyse als ein Schlechtreden 
des Landes kritisiert, betrügt die Menschen um die Chan-
cen auf Besserung; denn vor der Therapie muss immer 
die Analyse stehen.

(Beifall bei der CSU)

Wir müssen uns bewusst werden, wo was im Argen liegt. 

Meine Damen und Herren, mit Sparen und Reformieren 
eröffnen wir Perspektiven für die entscheidenden Zu-
kunftsfelder Wissenschaft und Forschung, Bildung, Fami-
lie und Kinderbetreuung.

Erster Schwerpunkt: Clusterbildung. Otto Wiesheu hat 
das dargestellt. Mit der Initiative „Zukunft Bayern“ setzen 
wir die Zukunftsstrategie der Clusterbildung konsequent 
fort. Dafür steht unser Wirtschaftsminister. Wir wollen eine 
enge Vernetzung von Hochschulen und Wirtschaft. Auf 
diesem Weg sind wir schon weit vorangekommen. Zur 
Erinnerung an das, was wir geschaffen haben, nenne ich 
beispielhaft nur die Medizintechnik in Erlangen – Nürnberg 
und die Materialtechnik und die Neutronenquelle in Gar-
ching. Ich nenne die Cluster für Luft- und Raumfahrt und 
für Satellitennavigation mit Galileo in Ottobrunn. Das 
Marktpotenzial für die Anwendung von Galileo wird auf 
72 Milliarden Euro geschätzt. Dass wir es hierher nach 
Bayern bekommen haben, ist auch ein Nachweis unserer 
guten Politik in diesem Lande.

(Beifall bei der CSU – Zurufe von den GRÜNEN)

Ich nenne den wachsenden Cluster für Umwelttechnolo-
gie in Schwaben. Neu und deutschlandweit einmalig ist 
das Netzwerk für Genomforschung. Hier arbeiten Wissen-
schaftler aus Erlangen, Regensburg, Würzburg und Mün-
chen zusammen. 

Wir müssen neue Prioritäten setzen für die Arbeitsplätze 
der Zukunft. Wir brauchen innovative Produkte, um unse-
re industrielle Basis zu erhalten, und wir müssen das, was 
uns laufend wegbricht, durch Neues, Zukunftsfähiges er-
setzen.

Zweiter Schwerpunkt: Hochschulen. Die Zukunft eines 
Volkes liegt in der Entfaltung der Kreativität, liegt in der 
Innovationsfähigkeit. Es gab eine Zeit, da kamen die Vor-
bilder aus Deutschland. Es gab eine Zeit, da waren deut-
sche Schulen und Hochschulen Vorbilder für die Welt. Es 
gab eine Zeit, da stellte Deutschland ein Drittel der Nobel-
preisträger. Das ist inzwischen Geschichte. Deutschland 
ist nicht mehr Motor des Fortschritts, sondern Deutsch-
land hat Mühe, Schritt zu halten. Ohne Wissensvorsprung 
kein Wohlstandsvorsprung. Deshalb bin ich sehr froh, 
dass die bayerischen Hochschulen in internationalen Ver-
gleichsstudien mit ganz vorne stehen. Ich erinnere an das 
letzte hochinteressante Ranking, das vor allem auf den 

Aussagen der Studentinnen und Studenten basiert. Es ist 
vor acht Tagen im Spiegel veröffentlicht worden. 

Wir schließen mit den Hochschulen ein Innovationsbünd-
nis für Planungssicherheit und mehr Profilbildung. Wir er-
höhen trotz aller Sparzwänge bis zum Jahr 2006 den Etat 
des Wissenschaftsministeriums um 6,9 %, wobei wir die 
Mittel für die Hochschulen sogar um 7,2 % anheben. Für 
die Elitestudiengänge stellen wir zusammen mit der Wirt-
schaft 14 Millionen Euro und zusätzlich 223 hochwertige 
Stellen zur Verfügung. Meine Damen und Herren, ich bin 
wirklich unglaublich gerührt und beeindruckt gewesen, als 
ich das Elitenetzwerk in der Pinakothek der Moderne vor-
gestellt habe und mit diesen extrem hochbegabten Stu-
dentinnen und Studenten zusammengetroffen bin. Ähn-
lich war es, als ich die Absolventinnen und Absolventen 
der Eliteakademie verabschiedet habe. Was wir in unse-
rem Lande an Qualität und Begabung haben, ist unglaub-
lich. Man kommt sich, wenn man sieht, was diese Men-
schen mit 22, 23 oder 24 Jahren schon alles hinter sich 
haben – zwei bis drei Studien, zwei bis drei Examina, 
sechs Sprachen und was sie sonst noch alles können – 
sehr klein vor gegen diese Hochbegabten in unserem 
Lande, die einfach mehr mitbekommen haben als jeden-
falls ich oder vielleicht auch viele andere hier im Hohen 
Hause. Wir brauchen diese Leistungsträger aber, da sie 
das gesamte Niveau nach oben ziehen. Deshalb ist es 
richtig, auf die Eliteförderung zu setzen. Man darf Spitzen-
sport und Breitensport und auch Spitzenförderung und 
Breitenförderung nicht gegeneinander ausspielen. Wir 
brauchen beides, und wir fördern auch beides hier in Bay-
ern.

(Lebhafter Beifall bei der CSU)

Es ist schon beeindruckend – wenn ich das einmal so sa-
gen darf –, mit einem 22 – jährigen jungen Mädchen zu 
sprechen, das ganz bescheiden zugibt, dass es innerhalb 
von eineinhalb Jahren fließend Japanisch gelernt hat. Je-
der weiß, wie unglaublich schwierig das ist, wenn man 
nicht in Japan aufgewachsen ist. Mir wurde bestätigt, die 
junge Dame spricht es wirklich so, wie wenn sie in Japan 
aufgewachsen wäre. Das zeigt natürlich, was wir hier an 
Talenten haben. Wir müssen auch diese Menschen außer-
ordentlich fördern und fordern.

(Unruhe)

Meine Damen und Herren, zu viele unserer Besten gehen 
ins Ausland. Wir wollen sie in Bayern halten. Qualität vor 
Quote, Klasse statt Masse – das muss unser Maßstab 
sein. Ohne Eliten, ohne die Pioniere, die sich in Neuland 
vortasten, wird gerade eine schrumpfende und alternde 
Bevölkerung in Deutschland ihren Wohlstand nicht si-
chern können. Wenn die Muskeln unseres Landes 
schrumpfen, bricht irgendwann das Skelett unseres Sozi-
alstaates zusammen. Eliteförderung bringt eine soziale 
Dividende für alle. Deshalb fördern wir Eliten. 

Dritter Schwerpunkt: Bildung. Die Pisa-Studie 2000 hat 
ganz eindeutig gezeigt: Die Schüler in Bayern, Baden-
Württemberg und Sachsen entsprechen den internatio-
nalen Qualitätsmaßstäben. Die Kinder in Nordrhein-West-
falen oder Bremen haben wesentlich schlechtere Ergeb-
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nisse. Dabei kommen die Kinder in Bayern nicht schlauer 
auf die Welt als anderswo.

(Zurufe von der CSU: Oho! – Allgemeine Heiter-
keit und weitere Zurufe – Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): 
Wie ist das in Hof? –- Franz Maget (SPD): Daran 
müssen wir aber noch arbeiten! – Allgemeine 
Heiterkeit)

Die Ergebnisse haben politische Ursachen. Pisa ist zwei-
felsohne der Offenbarungseid einer falschen roten und 
rot-grünen Bildungspolitik der letzten Jahre. Auch die 
jüngste Bildungsstudie, veröffentlicht vor ein paar Tagen 
vom Kölner Institut der Deutschen Wirtschaft, sieht nun 
einmal – das mag Ihnen, meine Damen und Herren von 
der Opposition nicht gefallen – Bayern allein an der Spitze, 
wiederum gefolgt von Baden-Württemberg, Thüringen 
und Sachsen.

(Unruhe – Christine Stahl (GRÜNE): Warum wer-
den die Vergleichsstudien aber nicht herausge-
rückt? Die hält man sehr schön in der Schubla-
de!)

Dort, wo die Union über lange Jahre regiert, sind die Bil-
dungsergebnisse die besten, und dort, wo die SPD und 
die SPD mit den GRÜNEN regiert, schneiden die Schüle-
rinnen und Schüler deutlich schlechter ab. Schauen Sie 
sich einmal Nordrhein-Westfalen an. 

(Lebhafter Beifall bei der CSU)

Deshalb ist es absurd, wenn die rot-grüne Bundesregie-
rung Kompetenzen in der Bildungspolitik an sich ziehen 
will.

(Bravo-Rufe und Beifall bei der CSU)

Es kann doch nicht sein: Die Pisa-Schlechtesten wollen 
den Pisa-Besten sagen, wo es langgeht. Das kann ja wohl 
nicht sein.

(Heiterkeit und Beifall bei der CSU)

Die Schlusslichter wollen den Klassenprimus belehren. 

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Oberlehrer! – Susann 
Biedefeld (SPD): Besserwisser!)

Das stellt die Ergebnisse auf den Kopf, und das wäre zum 
Schaden unserer Kinder. So nicht mit Bayern, meine Da-
men und Herren! Die Ergebnisse von Pisa betreffen nicht 
nur die Schule, die Schüler und Lehrer. Sie halten unserer 
Gesellschaft auch einen Spiegel vor. Bildung und Leistung 
müssen wieder einen gesellschaftlichen Rang erhalten. In 
Finnland, dem Spitzenreiter bei Pisa, herrscht gegenwär-
tig beispielsweise eine regelrechte Bildungseuphorie, und 
auch in Deutschland brauchen wir mehr Hunger nach Bil-
dung. Bildung braucht engagierte Eltern und Schüler. 

(Simone Tolle (GRÜNE): Und engagierte Politiker, 
die Geld und Konzepte zur Verfügung stellen!)

Bildung braucht Vorbilder. Wir Erwachsene müssen An-
strengung und Leistung vorleben. 

Erziehung ist Zuwendung mit Herz und Verstand statt 
Gleichgültigkeit. Bildung fliegt einem nicht zu. Bildung ist 
Lohn für Anstrengung. Wir müssen zu Eigenverantwor-
tung und Selbstdisziplin anleiten. Ohne Rücksicht, ohne 
Rücksichtnahme, ohne Respekt vor dem anderen gibt es 
keine Solidarität. Wer Teamfähigkeit will, muss auf Selbst-
disziplin achten. Diese Werte unseres sozialen Miteinan-
ders haben rot-grüne Ideologen nie verstanden. Wir in 
Bayern haben klare Werte und sind in der Bildungspolitik 
immer einen klaren Kurs gefahren. Dafür sind wir lange 
Zeit angefeindet worden, wir würden zu stark auf Leistung 
setzen. Heute folgen uns alle nach, und deswegen sage 
ich das immer wieder auch in der Gegenüberstellung mit 
anderen Bundesländern.

(Beifall bei der CSU)

Ich möchte ins Gedächtnis rufen: Wir halten Kurs für un-
sere Kinder, für beste Bildung von Herz und Charakter, für 
beste Chancen. 

Deshalb haben wir die Ausgaben für unsere Schulen von 
1999 bis zum Jahre 2004 um sage und schreibe 19 % 
gesteigert. 

(Simone Tolle (GRÜNE): Weil die Versorgungsbe-
züge steigen!)

Gleichzeitig stieg der Gesamthaushalt nur um 6 %. Die 
Bildungsausgaben stiegen also dreimal so stark wie der 
Gesamthaushalt. Wofür ist der Haushalt gestiegen? Es 
wurden 5000 zusätzliche Lehrer angestellt, wir haben ei-
nen Bildungs- und Erziehungsplan für Kindergärten auf-
gestellt, Praxisklassen und M-Züge in den Hauptschulen 
eingerichtet und die R 6 als Erfolgsmodell etabliert. Diese 
haben Sie damals mit einem Volksbegehren bekämpft. 
Sie haben schließlich Ihre Erfahrungen mit Volksbegeh-
ren. 

(Beifall bei der CSU)

Sie müssen erkennen, dass die Bevölkerung in Bayern 
wesentlich zufriedener mit der Politik ist, wie wir sie nach 
langen Diskussionen machen, als Sie glauben. 

(Beifall bei der CSU)

Wir haben auch die individuelle Förderung durch mehr 
Intensivierungsstunden am achtjährigen Gymnasium er-
reicht. Außerdem können wir eine nahezu ausgeglichene 
Ausbildungsbilanz aufweisen – auch das bitte ich nicht zu 
vergessen: Ende Oktober dieses Jahres standen 5380 Be-
werbern 5309 freie Ausbildungsplätze gegenüber. Das ist 
ein großer Erfolg für unsere Jugend in schwierigen Zeiten. 
Der bayerischen Wirtschaft danke ich ausdrücklich für ihre 
hohe Ausbildungsbereitschaft, die durch die ewigen Dis-
kussionen um Ausbildungsplatzabgabe, die Handwerks-
ordnung und vieles mehr nicht gefördert wurde, da oft-
mals gerade den Ausbildern Kritik entgegengebracht 
worden ist. 

(Beifall bei der CSU)
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Auch im Doppelhaushalt 2005/2006 haben wir die Bil-
dungsausgaben nochmals überproportional um 4,3 % 
erhöht, den Gesamthaushalt „nur“ um 2,8 %. Das alles 
zeigt: Gleichzeitig mit unserem Spar- und Reformkurs in-
vestieren wir in Bildung und Wissenschaft. 

Vierter Schwerpunkt: Familienförderung und Kinderbe-
treuung. Wir gestalten ein familien- und kinderfreundliches 
Bayern. Wir verbessern die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf und damit die Wahlfreiheit für die Familien.

(Lachen bei den GRÜNEN)

– Sie brauchen gar nicht so zu lachen. Ich biete Ihnen 
einmal die Vergleichsmaßstäbe an. Sie müssen immer 
wieder Vergleiche mit Baden-Württemberg, Rheinland-
Pfalz, dem Saarland, Nordrhein-Westfalen oder Schles-
wig-Holstein ziehen. Bitte machen Sie das, damit Sie eine 
Relation haben. 

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Benchmarking!)

Stichwort Betreuung: Mit 313 Millionen Euro fördern wir 
30 000 Betreuungsplätze. Bayern gibt heute doppelt so 
viele Mittel für die Kinderbetreuung aus wie vor zehn Jah-
ren. 

(Simone Tolle (GRÜNE): Und ist immer noch 
Schlusslicht!)

Stichwort Kindergärten: Wir schaffen finanzielle Anreize 
für längere Öffnungszeiten der Kindergärten. Insgesamt 
gibt Bayern für die Kinderbetreuung rund 540 Millio-
nen Euro pro Jahr aus. Ich sage auch hier: Wir könnten 
mehr tun, wenn andere Länder genauso wirtschaftlich 
handeln würden und wir nicht soviel Finanzausgleich zah-
len müssten. Dann könnten wir viel mehr tun; ich will das 
immer wieder deutlich machen. 

(Beifall bei der CSU)

Dort, wo Sie regieren, sind Sie Nehmer. Es zahlen nur 
noch die Länder, die von der Union regiert werden. Es 
zahlen nur noch Bayern, Baden-Württemberg und Hes-
sen. Es sind die südlichen Länder, die im Grunde genom-
men den Föderalismus finanziell aufrechterhalten. 

(Beifall bei der CSU – Johanna Werner-Muggen-
dorfer (SPD): Wie lange hat Bayern genommen?)

Dort, wo Sie regieren, haben Sie offene Hände, und des-
halb machen Sie uns hier bitte keine Vorhaltungen, son-
dern seien Sie froh, dass Bayern so gut regiert wird, damit 
woanders gelebt werden kann.

(Beifall bei der CSU)

Stichwort Ganztagsschule: Wir investieren in den Ausbau 
der Förderung am Nachmittag. Das Ganztagsschulange-
bot bauen wir weiter aus. 

(Simone Tolle (GRÜNE): Mit Bundesmitteln!)

Die bayerische Bilanz ist gut. Die Kritik der Opposition 
wird von den Zahlen widerlegt. Zum Beispiel: Im Vergleich 
der Westflächenländer liegt Bayern zusammen mit Ba-
den-Württemberg bei den Betreuungsangeboten für unter 
Dreijährige an der Spitze. Tatsache ist: Kein Land inves-
tiert so viele zusätzliche Mittel in die Kinderbetreuung wie 
das Familienland Bayern. 

(Beifall bei der CSU – Johanna Werner-Muggen-
dorfer (SPD): Stimmt nicht! – Franz Maget (SPD): 
Das glauben nicht einmal Ihre eigenen Leute! Das 
ist gewagt!)

Fünfter Schwerpunkt: Förderung des sozialen Miteinan-
ders und der Integration. In Bayern leben über eine Million 
Ausländer. Die allermeisten sind zu geschätzten Mitbür-
gern geworden. 

(Simone Tolle (GRÜNE): Das ist aber nett!)

Sie halten sich an Recht und Gesetz. Doch wir dürfen 
nicht übersehen: Es gibt einen kleinen Kern gewaltbereiter 
Extremisten, die eine Gefahr für unsere innere Sicherheit 
darstellen. Sie wollen sich nicht integrieren, verachten 
unsere Kultur und missachten unsere Rechtsordnung. 
Hier müssen wir unsere freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung gegen ihre Feinde verteidigen. 

(Simone Tolle (GRÜNE): Schilde hoch!)

Deshalb haben wir nach dem 11. September 2001 Polizei 
und Verfassungsschutz verstärkt. Weltoffenheit und Tole-
ranz bedeuten nicht Gleichgültigkeit und Wegschauen 
gegenüber Hass, Terror und Unterdrückung in Wort und 
Tat. Hier endet unsere Toleranz. Hier muss die wehrhafte 
Demokratie Stärke zeigen. 

(Beifall bei der CSU)

Angesichts von Gewaltausbrüchen in unserem Nachbar-
land Holland und auch in anderen Ländern möchte ich 
ausdrücklich betonen: Ausländische und insbesondere 
islamische Mitbürgerinnen und Mitbürger können sich in 
Bayern sicher fühlen. Wir werden alles tun, damit sich 
daran auch in Zukunft nichts ändert. Doch wir müssen 
ehrlicherweise feststellen: Die Idee der multikulturellen 
Gesellschaft ist am Ende. 

(Beifall bei der CSU)

Die multikulturelle Gesellschaft bedeutet oft genug gegen-
seitiges Unverständnis, kaltes Nebeneinander und Intole-
ranz. Rot-Grün hat diese Wahrheit bei der Diskussion um 
die Zuwanderung immer geleugnet. Ich erinnere an den 
ursprünglichen Entwurf des Gesetzes zur Zuwanderung 
von 1998, der – wenn er nicht von uns aufgehalten worden 
wäre – noch mehr „Multikulti“ Tür und Tor geöffnet hätte. 
Das hätte die Integration der hier lebenden Ausländer 
noch weiter erschwert. Ich sage ganz deutlich: CDU und 
CSU haben in einer dreijährigen Diskussion dafür gesorgt, 
dass die Zuwanderung begrenzt und nicht grenzenlos 
wird. Heute kann man froh sein. Wenn ich Ihre Ausführun-
gen und die Ausführungen Ihres Bundesinnenministers 
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höre, dann muss ich ganz ehrlich sagen: Er hat einen ge-
waltigen Weg von den grünen Ideen bis heute zurückge-
legt. Er kann sich das wirklich hinter den Spiegel stecken. 

(Beifall bei der CSU – Simone Tolle (GRÜNE): Wir 
werden ihn nicht vermissen!)

Bayern und viele Menschen in unserem Land tun Beacht-
liches für die Integration. Wer aber auf Dauer hier leben 
will, muss die Integrationsangebote auch annehmen. 

(Simone Tolle (GRÜNE): Dann müssen Sie ge-
scheite Angebote machen!)

Diesen Willen und die persönliche Anstrengung zur Inte-
gration müssen wir offensiver einfordern. 

(Thomas Mütze (GRÜNE): Was für Angebote?)

Integrationswillig ist nur, wer selbst Deutsch lernt. Integra-
tionswillig ist nur, wer seine Kinder in deutsche Schulen 
und Sprachkurse bringt. Wer aber seine Kinder zur Schule 
in die Heimat schickt und sich selbst von unserer Gesell-
schaft abschottet, der zeigt keinen Willen zur Integration 
und versteht das Gastrecht in unserem Land falsch.

(Beifall bei der CSU – Zurufe von den GRÜNEN)

Wir wollen kein kaltes Nebeneinander, wie heute in man-
chen Vierteln deutscher Großstädte schon üblich. Wir 
wollen keine Parallelgesellschaften. Wir wollen nicht ver-
schiedene Kulturen beziehungslos neben- oder aggressiv 
gegeneinander. Wir wollen ein Miteinander. Deshalb bie-
ten wir viele Chancen zur Integration. Bayern stellte für die 
Integration ausländischer Kinder allein im letzten Jahr 
mehr als 57 Millionen Euro bereit. Das ist die Antwort auf 
Ihren Zwischenruf.

88 0000 Kinder von Ausländern und Aussiedlern besu-
chen in Bayern einen auf sie abgestimmten Förderunter-
richt. Zum vergangenen Schuljahr haben wir die Zahl der 
Sprachlernklassen auf 220 gesteigert. Das ist die Antwort 
auf Ihren Zwischenruf. Sie wissen überhaupt nicht, um 
was es geht. Sie kennen die Situation in Bayern nicht. Sie 
kritisieren nur.

(Beifall bei der CSU)

In einem eigenen Projekt lernen Mütter an der Schule ihrer 
Kinder Deutsch. Wir haben fast 340 Vorkurse zur Deutsch-
förderung für Kinder im Kindergarten, und wir werden die 
Stundenzahl der Vorkurse auf 160 Stunden im Jahr ver-
vierfachen. Wir wollen diese Vorkurse verpflichtend ma-
chen.

Grundsätzlich soll ein Kind nur dann eingeschult werden, 
wenn es Deutsch kann. Das müssen wir einfordern aus 
pädagogischer Verantwortung für die Integration auslän-
discher Kinder, aber auch aus Verantwortung für die deut-
schen Kinder. Ihr Lernfortschritt darf nicht unter den 
Sprachproblemen anderer leiden. Das ist das zentrale 
Problem in manchen Brennpunktschulen.

Wir fördern, aber wir fordern auch Integration. Deshalb 
hatte Günther Beckstein in der Zuwanderungsdiskussion 
Deutschprüfungen für Ausländer gefordert. Das war 1998. 
Otto Schily lehnte das damals als „Zwangsgermanisie-
rung“ ab. Heute klingt Schily fast wie Beckstein. Doch die 
Menschen in Bayern und Deutschland wissen: Beckstein 
ist das Original.

(Beifall bei der CSU – Lachen bei den GRÜNEN)

Die Wahrheit ist: Die multikulturelle Gesellschaft ist alles 
andere als sozial. Das rot-grüne Modell ist gescheitert.

(Beifall bei der CSU)

Die Wahrheit ist: Eine Gesellschaft verliert den Zusam-
menhalt, wenn ihre Bürger Dolmetscher im eigenen Land 
brauchen. Die Bürger müssen sich verstehen – und das 
meine ich ganz wörtlich. Ohne gemeinsame Sprache kei-
ne Nation.

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Das ist doch Quatsch! 
Was ist mit Kanada?)

Die Wahrheit ist: Weder das Formular vom Sozialamt noch 
der deutsche Pass machen aus Zuwanderern Staatsbür-
ger. Ohne gemeinsame Werte keine Nation. Rot-Grün hat 
das immer noch nicht begriffen. Das zeigen Ihre Zwi-
schenrufe. Sie haben es nicht begriffen, und Sie werden 
die Quittung dafür bekommen.

(Beifall bei der CSU)

In diesem Zusammenhang bin ich der Meinung – und ich 
freue mich über die Diskussion, die hier begonnen worden 
ist –, dass diejenigen, die dauerhaft bei uns leben wollen, 
einen Eid auf unser Grundgesetz ablegen sollen, um so 
ein sichtbares Bekenntnis zu unserer Werte– und Rechts-
ordnung abzugeben.

(Beifall bei der CSU)

Ich finde es bemerkenswert, dass jetzt auch Herr Beck 
und Herr Wiefelspütz sagen, man muss zwar keinen Eid 
ablegen, aber zumindest soll eine feierliche Veranstaltung 
durchgeführt werden, wenn jemand eingebürgert wird. 
Die Leute sind auf dem richtigen Weg. Aber Sie, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, haben es noch immer 
nicht begriffen.

(Beifall bei der CSU)

Das ist vielleicht auch die Ursache für Ihre Wahlergeb-
nisse.

(Beifall bei der CSU)

Die Wahrheit ist: Wir müssen den Wert unserer abendlän-
dischen und christlich geprägten Kultur aktiver vertreten. 
Man muss nicht mit allem einverstanden sein, aber die 
Mahnung von Kardinal Ratzinger – –

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Es gibt gescheitere Ka-
tholiken!)
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– Gescheiter als Sie ist er auf alle Fälle.

(Beifall bei der CSU)

Die Mahnung von Kardinal Ratzinger, der Europa auf dem 
Weg „von einer christlichen Kultur zur Kultur eines aggres-
siven Säkularismus mit recht intoleranten Zügen“ sieht, 
sollten wir ernst nehmen.

Bayern ist geprägt von über 1000 Jahren christlicher Kul-
tur. Sie ist bei uns überall im Lande sichtbar und spürbar; 
sie wird bei uns von vielen Menschen bewusst gelebt. 
Deshalb haben wir uns für das Kruzifix in unseren Schulen 
eingesetzt. Wir sagen: Offenheit und Toleranz, ja – Lehre-
rinnen mit Kopftuch, nein.

(Beifall bei der CSU)

Keine Symbole der Unterdrückung von Frauen an bayeri-
schen Schulen! Ich verstehe Ihre Ablehnung hier über-
haupt nicht.

(Christine Stahl (GRÜNE): Das sieht die Katholi-
sche Kirche komischerweise ganz anders!)

Meine Damen und Herren, jahrzehntelang galt in Deutsch-
land wie selbstverständlich: Unsere Kinder werden und 
sollen es einmal besser haben als wir. Heute sind wir auch 
in Bayern in einer anderen Situation. Heute fragen viele 
Eltern zu Recht: Was müssen wir tun, damit es unsere 
Kinder und Kindeskinder nur annähernd so gut haben 
werden wie wir?

Die Zukunftsfrage lautet: Wie schaffen wir solide Finan-
zen, Chancen auf Bildung, Arbeit und sozialen Wohlstand 
in fünf, zehn, zwanzig und dreißig Jahren? Die Antwort 
lautet: Sozialen Gewinn bringen auf Dauer nur Zukunftsin-
vestitionen und nicht staatliche Alimentierung auf Pump. 
Sparen, Reformieren, Investieren, Stabilität sichern, Pers-
pektiven eröffnen – diese Politik aus Verantwortung für 
morgen hat dafür gesorgt, dass auch die Stimmung der 
Bürger in Bayern besser ist als anderswo. Die Menschen 
blicken hier mit größerer Zuversicht in die Zukunft. Meine 
Damen und Herren, es muss ja irgendeinen Grund haben, 
dass in den letzten zehn Jahren eine Million Menschen, 
davon etwa 850 000 Deutsche, ihre Heimat verlassen ha-
ben und heute in Bayern ihre neue Heimat haben, sodass 
wir mittlerweile 12,5 Millionen Einwohner haben. Das 
muss einen Grund haben. Sie von der Opposition werden 
nicht begreifen, warum, aber die Menschen wissen: Der 
Grund ist, dass wir eine bessere Politik machen.

(Beifall bei der CSU)

Wir gestalten Generationengerechtigkeit mit bester Bil-
dung und Ausbildung, mit sicheren und wettbewerbsfähi-
gen Arbeitsplätzen, mit einer Politik für die Familie, mit ei-
ner Politik für klare Werte. Das alles ist Politik für ein sozi-
ales Miteinander in Bayern. Aber Politik allein kann diese 
große Zukunftsaufgabe nicht meistern. Die Kraft und das 
Verantwortungsbewusstsein dazu müssen auch aus der 
Mitte der Gesellschaft kommen. Woher aber kommt der 
Antrieb einer Gesellschaft, den Egoismus der Gegenwart 

zurückzustellen zugunsten von Zukunftsinteressen? – Un-
sere Antwort lautet: Verantwortung für die kommenden 
Generationen, Liebe zur Heimat und Patriotismus für das 
Land, kein eigenes Glück ohne das Glück der Familie, kein 
eigenes Glück ohne das Glück des Landes.

(Simone Tolle (GRÜNE): Ach Gott!)

Wir in Bayern vererben der nächsten Generation beste 
Chancen und nicht Schuldenberge und Zinslasten. Die 
Menschen in Bayern leben nicht auf Kosten der Zukunft. 
Wir in Bayern können unseren Kindern und Enkeln mit 
gutem Gewissen in die Augen schauen.

Der Wert einer Generation liegt nicht in ihrer Ernte, son-
dern in ihrer Aussaat. Deshalb bitte ich um Zustimmung 
zum vorliegenden Haushaltsentwurf.

(Lang anhaltender Beifall bei der CSU)

Präsident Alois Glück: Vielen Dank, Herr Ministerpräsi-
dent. Ich eröffne die Aussprache. Im Ältestenrat ist keine 
Redezeitbegrenzung vereinbart worden. Erste Wortmel-
dung: der Fraktionsvorsitzende der SPD, Herr Kollege 
Maget.

Franz Maget (SPD): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Sehr geehrter Herr Ministerpräsident! Oder 
muss man jetzt schon „Graf Montgelas“ sagen? Ich weiß 
es nicht.

(Günter Gabsteiger (CSU): Das ist auch nicht ver-
kehrt!)

– Ich glaube, das wäre ihm auch recht, aber wir bleiben 
bei der Gewohnheit. 

(Prof. Dr. Hans Gerhard Stockinger (CSU): Das 
wäre aber schon angemessen!)

Nach einer solchen Rede muss man sich zunächst mit 
den unverhohlenen bundespolitischen Ambitionen des 
Bayerischen Ministerpräsidenten auseinander setzen. 
Denn unausgesprochen stand im Mittelpunkt seiner Rede 
wieder einmal etwas ganz Großes, etwas ganz anderes 
als die bayerische Haushaltspolitik. So wurden wir Zeu-
gen einer neuerlichen Bewerbungsrede des Kanzlerkandi-
daten der Union. 

(Beifall bei der SPD)

Herr Söder nickt zustimmend, das ist auch interessant.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Die vermeintlichen Fehler der anderen geißelt und brand-
markt man lautstark. Für die eigenen Fehler hat man leider 
überhaupt kein Gespür mehr. Die einzige Schwachstelle, 
die Sie heute eingeräumt haben, Herr Ministerpräsident, 
war die, dass die bayerischen Kinder auch nicht geschei-
ter auf die Welt kommen als die Kinder in Niedersachsen. 
Daran muss man offenbar noch arbeiten.
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Längst hat sich die bayerische Landespolitik dem Macht-
streben und dem Ehrgeiz des Ministerpräsidenten unter-
geordnet. Die verlorene Bundestagswahl 2002 arbeitet 
immer noch in ihm und treibt ihn an. Die „Süddeutsche 
Zeitung“ schreibt dazu:

Für Stoiber war und ist das Bundestagswahler-
gebnis 2002 ein großer Irrtum der Geschichte. 
Stoiber brennt, er brennt auf Revanche. 

Für diese Revanche brauchen Sie Mobilisierungsthemen: 
Die Wiederbelebung des Nationalgedankens und das 
Zündeln in der Ausländerpolitik sind die einen Themen. 
Der ausgeglichene Staatshaushalt ist das andere Thema. 
Als Erstem soll es Ihnen hier in Bayern gelingen, einen 
ausgeglichenen Haushalt, natürlich im Bundestagswahl-
jahr 2006, vorzulegen. Sie wollen sozusagen die personi-
fizierte schwarze Null sein. 

(Alexander König (CSU): Wollen Sie keinen aus-
geglichenen Haushalt?)

Der bayerische Haushalt soll quasi das in Zahlen gegos-
sene Psychogramm des Ministerpräsidenten sein.

(Beifall bei der SPD)

Dem „Handelsblatt“ haben Sie kürzlich mit den Worten 
gestanden – ich zitiere:

Ich will 2006 gewinnen, diesem ordne ich alles 
andere unter.

Genau das ist das Problem. Diesem persönlichen Ziel 
ordnen Sie alles andere unter, leider auch unser Land und 
die Sorgen und die Chancen der Menschen in Bayern.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der 
GRÜNEN)

Dabei spreche ich überhaupt nicht gegen Sparsamkeit in 
der Haushaltspolitik.

(Alexander König (CSU): Es klingt aber so!)

Im Gegenteil, jede Regierung muss mit Steuergeldern 
sorgfältig umgehen und mit Einnahmen sparsam wirt-
schaften. Es gibt keine Gebietskörperschaft mehr, die sich 
nicht um Haushaltskonsolidierung bemühen müsste und 
auch bemüht. Der Zeitpunkt aber, der Zeitrahmen, die 
Geschwindigkeit, das Ausmaß und die mittlere Perspekti-
ve müssen stimmen. Die Haushaltspolitik muss sachge-
recht sein. Sie darf sich nicht nach persönlichen Motivati-
onen und einem politischen Wahldatum richten. Das ist 
der entscheidende Vorwurf.

(Beifall bei der SPD)

Ihre Haushaltspolitik, Herr Ministerpräsident, ist eindimen-
sional. Sie besteht weit überwiegend aus Konsolidierung, 
aus Abbau und aus Kürzungen. Das ist Zwangssparen 
anstelle von Investitionen für die Zukunft. Sie wollen den 
ausgeglichenen Haushalt um jeden Preis und unter An-

wendung sämtlicher Haushaltstricks. Die Eon-Verkaufser-
löse geben Sie bereits aus, ehe sie überhaupt vereinnahmt 
sind. Am Grundstock verschulden Sie sich bis 2012 quasi 
bei sich selbst.

Unsere Philosophie ist eine andere. Für uns muss die 
Haushaltspolitik auch andere Ziele verfolgen. Sie muss 
vor allem Wachstumskräfte stärken. Sie muss die Kon-
junktur ankurbeln. Sie muss Investitionen fördern und da-
mit einen Beitrag zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
leisten. Ein guter Haushalt muss im Gleichgewicht sein. Er 
muss alle diese Ziele gleichermaßen im Auge haben. Das 
haben Sie nicht.

Nur mit Kürzen, Schrumpfen und Bremsen kann man die 
Zukunft nicht gewinnen. Man schafft den Aufschwung 
nicht und kann auch nicht das größte Problem unserer 
Zeit, die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit, in den Griff be-
kommen.

(Beifall bei der SPD)

Die deutsche und die bayerische Wirtschaft stützen sich 
seit Jahren allein auf unsere Exporte. BMW, Audi, Sie-
mens und MAN sind die Firmen, die Bayern im ersten 
Halbjahr ein beachtliches Wachstum beschert haben, das 
uns dabei geholfen hat, dass unser Land besser dasteht 
als andere in Deutschland. Richtigerweise verweist der 
bayerische Wirtschaftsminister auf eine florierende Ex-
portindustrie, die ihre Ausfuhren um 12 % steigern konn-
te. Ich rate aber zur Vorsicht. Diese Absatzerfolge – vor 
allem in den USA – müssen nicht von Dauer sein. Sie sind 
im harten internationalen Wettbewerb immer in Gefahr. 
Weil das so ist und weil ein allein vom Export getragener 
Aufschwung nicht möglich ist, müssen wir endlich mehr 
für die Binnennachfrage tun und endlich auch unseren 
Mittelstand entscheidend stärken. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Der Mittelstand in Bayern hat es nicht leicht, vor allem 
wegen seiner Finanzausstattung. Deswegen ist es not-
wendig, das Mittelstandsfinanzierungsprogramm so zu 
gestalten, dass es auch wirklich genutzt wird, und endlich 
das Mittelstandsförderungsgesetz zu reformieren. In den 
nächsten Monaten gehen Sie das endlich nach 25 Jahren 
Bestand dieses Gesetzes an. 

Sie müssen aber auch zugeben, wo andere dem Freistaat 
Bayern dabei helfen, wirtschaftlich erfolgreich zu sein. Sie 
sagen zum Beispiel, das Zukunftsprojekt Galileo in Otto-
brunn sei der Nachweis für die gute Politik der CSU in 
Bayern. Ich meine, das ist schon weit über der Grenze der 
Unverschämtheit.

(Beifall bei der SPD)

Sagen Sie doch ein einziges Mal der Bundesregierung ein 
Dankeschön dafür, dass sie sich vehement dafür einge-
setzt hat.

(Zuruf des Ministerpräsidenten Dr. Edmund Stoi-
ber)
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– Da brauchen Sie nicht zu lachen, Herr Ministerpräsi-
dent. 

Sagen Sie ein einziges Mal danke schön dafür, dass sich 
die Bundesregierung für das Zukunftsprojekt eingesetzt 
hat, das Tausende von Arbeitsplätzen in Bayern schaffen 
wird. Es wurde in harter Konkurrenz zu anderen EU-Staa-
ten hier bei uns angesiedelt. Bleiben Sie wenigstens ein 
einziges Mal bei der Wahrheit!

(Beifall bei der SPD) 

Nicht alles, was gut ist, Herr Ministerpräsident, ist auf Ih-
rem Mist gewachsen. 

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Aller-
dings!)

Nehmen Sie das endlich einmal zur Kenntnis.

(Beifall bei der SPD) 

Wir brauchen für den Aufschwung auch eine steigende 
Nachfrage der öffentlichen Hände. Dazu haben Sie heute 
geradezu ein Lügengebäude aufgetürmt. Sie versuchen 
seit zwei Tagen, der Öffentlichkeit weiszumachen, dass 
Sie einen gigantischen Investitionshaushalt vorgelegt hät-
ten. Seit gestern lese ich von einem neuen 300-Millionen-
Euro-Investitionsprogramm. Kein einziger Euro ist heute 
zusätzlich zu dem, was längst im Haushalt steht, angebo-
ten worden – kein einziger Euro zusätzlich. Die Wahrheit 
ist, meine Damen und Herren: Der Freistaat Bayern wird 
im Jahr 2006 die niedrigste Investitionsquote aufweisen, 
die es seit der Existenz der Doppelhaushalte in Bayern 
überhaupt gibt. Das ist die niedrigste Investitionsquote 
seit 1971.

(Beifall bei der SPD – Susann Biedefeld (SPD): 
Das ist die Wahrheit!)

– Ja, das ist die Wahrheit.

Der Anteil der Investitionen am Staatshaushalt 1971 war 
doppelt so hoch, wie er heuer ist. Damals waren es 24 %, 
heute sind es 12,4 %. Noch schlimmer ist, dass Sie die 
Investitionszuschüsse für die Gebietskörperschaften, die 
am allermeisten in diesem Lande investieren – die Kom-
munen – immer wieder zusammenstreichen. Sie sagen 
– diese Aussage fällt immer wieder –, der Leistungsabbau 
des Staates, die Kürzungen im Sozialbereich und der 
Rückgang der Investitionen seien erforderlich, um einen 
ausgeglichenen Haushalt vorzulegen, was im Interesse 
der jungen Menschen und der kommenden Generationen 
sei. Ich sage: Wir verbauen unseren Kindern die Zukunft-
schancen, wenn wir heute die notwendigen Investitionen 
für morgen und übermorgen versäumen.

(Beifall bei der SPD) 

Politik für die Zukunft ist nicht Zwangssparen, sondern 
Investieren. Politik für die Zukunft ist nicht, den Familien 
heute Kindertagesstätten, Betreuungseinrichtungen und 
Ganztagsschulen vorzuenthalten und damit die Erwerbs-

tätigkeit von Müttern und Vätern zu beeinträchtigen. Poli-
tik für die Zukunft ist nicht, auf die Rückkehr zur Atomen-
ergie zu setzen, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

anstatt endlich in erneuerbare Energien zu investieren. 
Politik für die Zukunft ist nicht, soziale Leistungen zu strei-
chen und bei der Prävention zu sparen, um später nach 
einigen Jahren für die Reparatur der entstandenen Schä-
den das Doppelte und Dreifache ausgeben zu müssen.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der 
GRÜNEN)

Politik für die Zukunft ist nicht, bei der Bildung zu sparen. 
Im Gegenteil, Politik für die Zukunft heißt, bei der Bildung 
zu investieren. Nur wer bei der Kinderbetreuung, der Aus-
bildung, den Hochschulen, der Prävention und den Inves-
titionen heute einsteigt und mehr tut, verbessert die Zu-
kunftschancen der Jugend und der kommenden Genera-
tion.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, schauen wir zunächst auf das 
Jahr 2004. Hier ist einiges schief gelaufen im Freistaat 
Bayern. Das ist nicht einmal mehr den Mitgliedern der 
CSU-Fraktion verborgen geblieben. Viele von denjenigen, 
die Sie heute vor den Augen der Öffentlichkeit lautstark 
beklatscht haben, äußern sich hinter vorgehaltener Hand 
oder im Hintergrundgespräch ganz anders und schütteln 
den Kopf über das, was in diesem Jahr passiert ist. Der 
Bayerische Ministerpräsident erklärte heute hier, die 
Staatsregierung halte ihre Wahlversprechen.

(Lachen bei der SPD – Susann Biedefeld (SPD): 
Märchenstunde!)

Sie haben vor der Landtagswahl 2003 den Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes in Bayern versprochen, dass es 
zu keiner Arbeitszeitverlängerung und zu keiner 42-Stun-
den-Woche kommt. Das haben Sie versprochen. 

(Zuruf von der SPD: Versprechen gebrochen!)

Dieses Versprechen haben Sie gebrochen. Der Vorsitzen-
de des Bayerischen Beamtenbundes sagte zu Ihrem Satz, 
Sie hielten Ihre Wahlversprechen, Folgendes:

Was Herr Stoiber getan hat, ist glatter Wortbruch. 
Anscheinend leidet Stoiber jetzt unter Gedächt-
nisschwund.

(Lachen bei der SPD – Susann Biedefeld (SPD): 
Das ist Altersdemenz!) 

So der Vorsitzende des Bayerischen Beamtenbundes. 
Dem Vorsitzenden des Bayerischen Philologenverbandes 
haben Sie vor der Landtagswahl in die Hand versprochen, 
dass eine Verkürzung der gymnasialen Schulzeit nicht 
angedacht werde. Nach der Landtagswahl haben Sie das 
Versprechen ebenfalls gebrochen, das achtjährige Gym-
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nasium überstürzt, planlos und ohne Vorbereitung auf 
dem Rücken der Kinder und der Lehrer an unseren Schu-
len durchgesetzt.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Vor der Landtagswahl – so viel auch zu Ihren eingehalte-
nen Versprechen – haben Sie den bayerischen Polizeibe-
amten wörtlich erklärt, es sei Ihnen ein echtes Herzensan-
liegen, die finanzielle und die soziale Situation der Polizei 
in Bayern zu verbessern. Nach der Landtagswahl haben 
Sie Urlaubsgeld und Weihnachtsgeld gekürzt und die Ar-
beitszeit verlängert, und jetzt werden ihnen auch noch 
Stellen genommen. 

(Staatsminister Erwin Huber: Falsch!)

– Sehr geehrter Herr Minister Huber, alleine die Münchner 
Polizei wird in diesem, im nächsten und im übernächsten 
Jahr 250 Stellen einbüßen – allein das Polizeipräsidium 
München hat 250 Stellen weniger. Schade, dass Staats-
minister Dr. Beckstein nicht da ist. Ich hätte gerne gehört, 
wie er das als guten Beitrag für mehr innere Sicherheit 
erklärt hätte.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Die Hochschulen mussten erhebliche Kürzungen in die-
sem Jahr verkraften. Ihre bauliche Situation ist zum Teil 
bemitleidenswert. Sie haben gekürzt bei Volkshochschu-
len, in der Erwachsenenbildung, bei der Sportförderung, 
beim Bayerischen Jugendring, bei sozialen Einrichtungen 
und bei sozialen Dienstleistungen. Zu diesen Kürzungen 
im sozialen Bereich sagten Sie heute, die Opposition in 
Bayern polemisiere. 

Deswegen zitiere ich jetzt nicht die Worte der Opposition 
in Bayern, Herr Ministerpräsident, sondern ich halte Ihnen 
vor, was der Präsident des Diakonischen Werkes, Herr 
Dr. Markert, dazu sagt. Er sagt wörtlich:

Die Streichungen der Bayerischen Staatsregie-
rung gefährden das soziale Bayern. Das geht 
nicht zugunsten, sondern zulasten kommender 
Generationen.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Ich darf außerdem noch die Präsidentin des Bayerischen 
Roten Kreuzes Prinzessin von Thurn und Taxis zitieren. 
Weil Sie uns Polemik vorwerfen, lassen wir die Präsidentin 
des Bayerischen Roten Kreuzes sprechen. Herr Sack-
mann ist leider nicht im Saal. Vielleicht sieht er es als Vize-
präsident des Bayerischen Roten Kreuzes genauso. Das 
hätte ich gerne gehört. Die Präsidentin sagte zu Ihnen 
wörtlich, Herr Ministerpräsident – darf ich zitieren?

(Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber: Von mir 
aus!)

Mich erschreckt die Kälte, die der Ministerpräsi-
dent neuerdings in sozialen Fragen an den Tag 
legt. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich sage Ihnen ein weiteres Originalzitat der Präsidentin 
des Bayerischen Roten Kreuzes, Christa von Thurn und 

Taxis, in der „Mainpost“ vom Juli 2004: „Das Einzelschick-
sal der Menschen in Bayern interessiert den Ministerpräsi-
denten offenbar nicht mehr.“ – Ein Originalzitat. 

(Beifall bei der SPD – Susann Biedefeld (SPD): So 
ist es!)

Vielleicht sollten Sie, sehr geehrter Herr Ministerpräsident, 
einmal weniger mit Gloria von Thurn und Taxis sprechen 
und einmal mehr mit Christa von Thurn und Taxis! Das 
würde uns vielleicht weiterbringen.

(Beifall bei der SPD) 

Dann haben Sie Ihre Leistungen für die Kommunen ge-
lobt. Allein im Jahr 2004 summieren sich die Kürzungen 
bei den Investitionszuschüssen an die Kommunen auf 
550 Millionen Euro: minus 160 Millionen Euro bei der 
Krankenhausfinanzierung, minus 130 Millionen Euro beim 
Schulhausbau, minus 80 Millionen Euro beim kommuna-
len Straßenbau, minus 138 Millionen Euro bei der Abwas-
serentsorgung, minus 45 Millionen Euro beim öffentlichen 
Personennahverkehr. All diese Kürzungen – und damit 
sind wir beim vorliegenden Doppelhaushalt – haben Sie 
im Haushalt 2005/2006 nicht korrigiert, nicht zurückge-
nommen, sondern für alle Zukunft so fortgeschrieben. Der 
bayerische Finanzminister spielt das Finanzgenie und 
lässt gleichzeitig die Stadtkämmerer jeglicher Couleur am 
ausgestreckten Arm draußen verhungern.

(Beifall bei der SPD) 

Dann hält er ihnen vor, dass er ein großer Haushaltskünst-
ler und –sanierer sei, während die Stadtkämmerer drau-
ßen zu unfähig seien, um einen genehmigungsfähigen 
Haushalt vorzulegen. Das ist keine verlässliche Politik zu-
gunsten der Kommunen in Bayern, wie Sie es hier darge-
stellt haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich habe mich schon darüber gewundert, dass Sie hier 
positiv anmerken, dass sich die Einnahmesituation der 
Kommunen in Bayern deutlich verbessert hat. Das stimmt. 
Das ist deswegen richtig, Herr Ministerpräsident, weil sich 
die Gewerbesteuereinnahmen erfreulicherweise durch 
das Handeln des Bundesgesetzgebers in diesem Jahr 
endlich wieder verbessert haben. 

(Beifall bei der SPD – Ministerpräsident Dr. Stoi-
ber: Auf Vorschlag Bayerns! – Johanna Werner-
Muggendorfer (SPD): Sie wollten sie doch ab-
schaffen!)

– Wir können das gerne diskutieren, Herr Dr. Stoiber. Die 
Einnahmen aus der Gewerbesteuer für die Kommunen 
haben sich in diesem Jahr erfreulicherweise wieder ver-
bessert, weil wir einen Mindeststeuersatz auf entstandene 
Gewinne in Höhe von 40 % eingeführt haben. Wir wollten 
mehr. Sie haben leider nur 40 % zugestanden bei diesen 
Auseinandersetzungen. 

(Susann Biedefeld (SPD): Die wollten die Gewer-
besteuer doch ganz abschaffen!)
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Aber jetzt kommt’s, Herr Ministerpräsident: Dass Sie sich 
eine Steigerung der Einnahmen bei der Gewerbesteuer 
auf Ihre Fahnen schreiben wollen, ist schon die Höhe: Sie 
wollen die Gewerbesteuer abschaffen, das ist doch die 
Wahrheit.

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben doch in Ihr Parteiprogramm expressis verbis 
geschrieben: „Wir wollen eine Abschaffung der Gewerbe-
steuer“, und Sie haben nicht dazugesagt, was Sie den 
Kommunen anstelle der Gewerbesteuer bieten wollen. 

(Christine Stahl (GRÜNE): Richtig!)

Die Einnahmen aus der Gewerbesteuer sind in diesem 
Jahr 25 Milliarden Euro! Was wollen Sie denn den Kom-
munen anstelle dessen geben? Eine Abschaffung der 
Gewerbesteuer wäre doch in Wahrheit der Todesstoß für 
die Städte und Gemeinden in unserem Land. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, erfreulicherwei-
se sind Staatsregierung und CSU-Fraktion unserem Vor-
schlag gefolgt, und wir stimmen dem auch weiterhin 
nachdrücklich zu, dass sich Bayern von den Anteilen bei 
Eon trennt, weil diese Unternehmensbeteiligung ohne 
jede strategische Bedeutung für Bayern ist. Die Erlöse aus 
dieser Privatisierung möchten wir in echte zusätzliche In-
vestitionen einbringen. Ich betone: zusätzliche Investitio-
nen. Sie verkaufen uns heute ein großes, neues Investiti-
onsprogramm, das aber in Wahrheit nichts anderes ist – so 
steht es ja auch wörtlich im Haushalt – als laufende Hoch-
bau- und Straßenbaumaßnahmen. Sie finanzieren jetzt in 
dieser Höhe laufende Hochbau- und Straßenbaumaßnah-
men aus den Privatisierungserlösen. Das heißt doch 
nichts anderes, als dass Sie genau das tun, was Sie dem 
Bundesfinanzminister heute hier lautstark vorgeworfen 
haben.

(Beifall bei der SPD) 

Auch Sie stopfen Haushalts- und Straßenlöcher mit Priva-
tisierungserlösen. Nichts anderes tun Sie. 

(Staatsminister Erwin Huber: Ist doch nicht 
wahr!)

– Herr Huber, es kommt noch eines hinzu: In Wirklichkeit 
ist der Haushalt 2006 auch kein ausgeglichener Haushalt. 
Ein ausgeglichener Haushalt kommt nämlich mit den Ein-
nahmen, die er erzielt, aus. In einem ausgeglichenen 
Haushalt stimmt die Höhe der Einnahmen mit der Höhe 
der Ausgaben überein. 

(Staatsminister Erwin Huber: Ohne Schulden!)

– Ohne Schulden. Aber genau dieses Kriterium erfüllt Ihr 
Haushaltsentwurf 2006 nicht; denn Sie verschulden sich 
bei sich selbst. Sie nennen das „rückzahlbare Ablieferun-
gen“

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Respekt! 
Das ist kreative Haushaltsführung!)

und „Entnahmen aus Rücklagen“. Das heißt für Otto Nor-
malverbraucher: Verkaufserlöse, die Sie noch gar nicht 

erzielt haben, ersetzen für Sie die Schuldenaufnahme auf 
dem Kreditmarkt und den Einsatz regulärer Haushaltsmit-
tel. Damit rechnen Sie sich schön, um das Propagandaziel 
zu erreichen, nämlich die schwarze Null im Jahr 2006.

(Beifall bei der SPD) 

Nun möchte ich mich gerne kurz mit dem Begriff des Ge-
genwartskonsums befassen, den der Herr Ministerpräsi-
dent hier verwendet hat. Ich rate dazu, diesen Investiti-
onsbegriff zu überdenken. Jede zusätzliche Lehrstelle ist 
für mich kein Gegenwartskonsum, sondern eine Zukunfts-
investition. 

(Beifall bei der SPD)

Das ist ein entscheidender Unterschied im Verständnis 
und in der Herangehensweise. Wir sind uns ja verbal einig, 
wenn wir alle sagen: Dieses Land muss mehr investieren 
in Kinderbetreuung, in Schulen, in Ausbildung, in Hoch-
schulen, in Wissenschaft und in Forschung. Das alles ist 
richtig, aber man muss es dann auch tun, darf sich nicht 
in Pisa-Ländervergleichen genüsslich baden, sich selbst 
auf die Schulter klopfen und sich dabei der tatsächlichen 
Realität an unseren Schulen verschließen. 

(Beifall bei der SPD) 

Was hat denn Pisa tatsächlich ergeben? Pisa hat ergeben, 
dass Deutschland insgesamt, und zwar alle seine Länder, 
schlecht abschneiden. Pisa hat ergeben, dass es kein 
Land in Deutschland gibt, in dem die soziale Herkunft der 
Kinder so eng mit dem Bildungsabschluss, den die Kinder 
am Ende ihrer Schulzeit erreichen, zusammenhängt wie in 
Deutschland. Nirgendwo ist die soziale Selektion in den 
Schulen so groß wie bei uns in Bayern. Pisa hat ein gewal-
tiges regionales Bildungsgefälle bei uns in Bayern erge-
ben. Pisa hat einen Rückstand Bayerns bei den Ganz-
tagsschulen ergeben. Da muss ich Ihnen sagen, sehr ge-
ehrter Herr Dr. Stoiber: Der Bund gibt ohne eigene Zustän-
digkeit freiwillig in Bayern mehr Geld für die Förderung der 
Ganztagsschulen aus als Sie selbst, der Sie dafür eigent-
lich zuständig sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Und wenn Sie schon für „Galileo“ nicht danke schön sa-
gen wollen, dann sagen Sie wenigstens danke schön für 
600 Millionen Euro Bundesmittel für den Ausbau von 
Ganztagsbetreuung in Bayern, anstatt das Bundesen-
gagement in der Bildung zu kritisieren. 

(Beifall bei der SPD – Eduard Nöth (CSU): Das 
wird doch aus den Steuermitteln der Bürger Bay-
erns bezahlt! Das haben die Bürger Bayerns be-
zahlt!)

Dann nehmen Sie das Geld eben einfach nicht an, wenn 
es Ihnen nicht passt, und finanzieren Sie das selbst. Aber 
dafür haben Sie kein Geld vorgesehen. 

(Zuruf von der CSU)
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– Sehr geehrter Herr Kollege, das, was im bayerischen 
Doppelhaushalt steht, haben die Bürger auch alles be-
zahlt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Sie tun immer so, als würden Sie die Ausgaben, die im 
Doppelhaushalt stehen, aus Ihrem Geldbeutel bezahlen 
oder das Geld dafür in Ihrer Gelddruckerei herstellen. Sie 
verwenden die Steuermittel unserer Bürgerinnen und Bür-
ger. 

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Verquere 
Denke!)

Mit diesen Steuermitteln sollten wir mehr schaffen als die 
Situation, dass in Bayern 10 % aller Kinder überhaupt 
keinen Schulabschluss erreichen. Wir sollten wirklich 
mehr schaffen. Es ist auch schade, dass wir in Bayern die 
niedrigsten Bildungsabschlüsse aller deutschen Bundes-
länder verzeichnen. Das sind auch Ergebnisse der Pisa-
Studie. Da hilft es auch nicht, wenn Sie der Öffentlichkeit 
immer Dinge weismachen, die mit der Wirklichkeit nichts 
zu tun haben. Sie haben heute gesagt, in Bayern würden 
5000 zusätzliche Lehrerstellen geschaffen.

(Karin Radermacher (SPD): Zusätzliche!)

– 5000 zusätzliche Lehrer. Man fragt sich, wo die eigent-
lich alle sind. Wo ist denn das große Loch, in dem alle 
diese Lehrer verschwinden? 

(Zuruf von der CSU)

Die Wahrheit ist doch, dass Sie in den nächsten zwei Jah-
ren 1200 Lehrerplanstellen einziehen. Das steht doch ex-
akt in Ihrem Haushalt! 

(Beifall bei der SPD)

Sie fordern immer einen Ländervergleich. Ziehen wir den 
Ländervergleich zum Beispiel bei den Ausgaben der ein-
zelnen deutschen Bundesländer für Bildung. Hierüber gibt 
es OECD-Studien. Man kann ganz einfach sagen: Wenn 
Bayern im Ländervergleich bei den Ausgaben für Bildung 
den Durchschnitt aller deutschen Länder erreichen möch-
te, muss es die Bildungsausgaben um eine Milliarde Euro 
steigern. Das ergibt der Ländervergleich.

(Beifall bei der SPD)

Ein völlig kostenfreier Befreiungsschlag für unsere Schu-
len wäre die Entlassung der Kultusministerin. Damit da 
kein Missverständnis aufkommt, meine Damen und Her-
ren: Das ist überhaupt keine persönliche Kontroverse 
zwischen Frau Hohlmeier und mir – im Gegenteil: Ich glau-
be, wir beide verstehen uns besser als sich Frau Hohlmei-
er mit vielen aus Ihren Reihen versteht; sie hat mehr Pro-
bleme mit Ihnen als mit uns. Ihr Rücktritt als Kultusminis-
terin ist aber überfällig, 

(Beifall bei der SPD)

nicht nur wegen persönlicher Verfehlungen, sondern – das 
ist viel entscheidender – auch wegen der Fehlentwicklun-
gen an unseren Schulen. Herr Dr. Stoiber, Sie sagen, wir 
würden die Stimmung im Lande nicht kennen.

(Beifall bei der CSU – Zuruf von der CSU: Sehr 
richtig!)

Ich darf Ihnen einmal kurz vorhalten, wie die Stimmung im 
Lande an unseren Schulen offenbar tatsächlich ist, und 
Sie fragen, ob Sie das zur Kenntnis nehmen wollen. Ich 
zitiere jetzt aus mehreren Zeitungen. Ich zitiere aus einer 
einzigen Zeitung, was die Eltern so sagen und in Leser-
briefen an diese Zeitung schreiben. Die eine Mutter 
schreibt: „Seit Anfang des Schuljahres hatte mein Sohn, 
16, nicht eine Stunde Deutsch und Geschichte und nur 
eine reguläre Stunde Französisch.“

(Zuruf von der CSU: Wo ist das bitte?)

– Thomas-Mann-Gymnasium in München. Das ist ein 
staatliches Gymnasium. Für Religion ist kein Lehrer vor-
handen. Eine andere Mutter schreibt: „In der 1 c fiel die 
Klassenlehrerin von Ostern an für den Rest des Schuljah-
res bis heute aus.“ 

(Zuruf von der CSU: Wo?)

– Das sage ich Ihnen auch gleich. „Fünf Wochen lang kam 
niemand. Die Klasse wurde aufgeteilt. Nach Pfingsten 
kam eine Mobile Reserve. Die wurde nach eineinhalb Wo-
chen auch krank. Die Kinder wollten gar nicht mehr in die 
Schule. Die Auskunft der Schulrätin sagte: Der Lehrertopf 
ist leer.“

(Marianne Schieder (SPD): So ist es!)

Das war in der Grundschule am Pfanzeltplatz in Mün-
chen. 

(Zuruf von der CSU)

– Das ist eine Münchner Zeitung. 

(Alexander König (CSU): Sie müssen aber auch 
andere Zeitungen lesen!)

– Die habe ich für Sie noch parat. 

(Susann Biedefeld (SPD): Im ganzen Land ist es 
so!)

Eine andere sagt: „Unter vier Augen sagen die Lehrerin-
nen, so sei kein vernünftiger Unterricht möglich. Kinder 
haben morgens geweint und wollten nicht mehr in die 
Schule.“ – Da lachen Sie. Ich bitte Sie doch, dem einmal 
nachzugehen, ob das wirklich so ist. Verschließen Sie 
doch nicht die Augen vor der Wirklichkeit!

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)
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Da schreibt eine Mutter: „Obwohl die sehr engagierte Leh-
rerin nie krank war, fielen zwischen Ostern und den Som-
merferien 21 Stunden aus. An zwei Vormittagen wurden 
die Kinder vor den Fernseher gesetzt.“

(Zuruf von der SPD: Unglaublich!)

Als Ministerpräsident würde ich einem solchen Fall einmal 
nachgehen. Ich würde mich vor Ort erkundigen, ob das 
tatsächlich die Lebenswirklichkeit an unseren Schulen ist. 
Wenn nicht, dann haben diese Leute übertrieben. Wenn 
es aber die Wirklichkeit ist und wenn das stimmt, wozu die 
Menschen stehen, dann ist es endlich Zeit zum Handeln, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, nicht mehr Zeit 
zum Schönreden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN – Zuruf 
von der CSU)

Sie stellen sich diesen Aufgaben nicht. Sie verbessern die 
Situation an unseren Schulen nicht. Sie reden sich die 
Dinge schön. Sie behaupten hier, wir hätten das beste 
Betreuungsangebot für Kinder unter drei Jahren. Das Ge-
genteil ist richtig! Sie zählen ja jede Großmutter dazu, die 
auf ihr Enkelkind aufpasst. Das zählen Sie alles dazu. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Kollege Maget, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Kollegen Weidenbusch?

Franz Maget (SPD): Ich weiß nicht, ob das möglich ist. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Möglich ist alles. 

Franz Maget (SPD): Ja, bitte. 

Ernst Weidenbusch (CSU): Herr Kollege Maget, was ist 
denn herausgekommen, als Sie den eben zitierten Fällen 
nachgegangen sind?

Franz Maget (SPD): Das kann ich Ihnen gerne sagen. 

(Zuruf von der CSU: Haben Sie die Fälle unge-
prüft vorgelesen?)

– Nein. Ich habe das mit der Journalistin von der „Süd-
deutschen Zeitung“, die das veröffentlicht hat, überprüft. 
Wir haben mit den Eltern gesprochen. Wir haben diese 
Eltern – wir werden das noch bei vielen anderen tun; dar-
auf können Sie warten – gebeten und ihnen geraten, alle 
diese Dinge nicht nur in der Öffentlichkeit zu erklären, 
sondern auch in Form von Eingaben und Petitionen in 
dieses Haus zu tragen, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

damit wir Sie nicht mehr in Ihrem Realitätsverlust verwei-
len lassen, sondern damit wir endlich – das würde ich 
gerne gemeinsam tun – gemeinsame Anstrengungen für 

mehr individuelle Förderung, für bessere Bildung, für mehr 
Kinderbetreuung und für mehr Chancengerechtigkeit in 
unserem Lande unternehmen. Das sollten wir tun, anstatt 
ein Büchergeld einzuführen. 

(Beifall bei der SPD)

Stattdessen werden kritische Lehrerinnen und Lehrer mit 
Maulkörben bedacht. Günstlinge der Kultusministerin 
werden befördert, Kritiker zwangsversetzt. Alles das müs-
sen ordentliche Gerichte in Bayern reparieren, anstatt 
dass Sie das in eigener Verantwortung korrigieren wür-
den. 

Gleichzeitig erleben wir – damit komme ich zum Thema 
Verwaltungsreform – eine 

überbordende Bürokratie in unserer Schulverwaltung, wo 
wirklich Anlass zum Handeln gegeben wäre, wo Sie aber 
nichts tun. Ich nenne Ihnen dafür drei Beispiele. 

Erstes Beispiel. Wenn eine Personalakte über einen Lehrer 
geführt wird, dann wird sie an der Schule geführt. Trotz-
dem wird auch noch vom Schulamt eine komplette Perso-
nalakte geführt. Eine dritte, sozusagen abschließende 
Personalakte wird bei der Schulabteilung an den Bezirks-
regierungen geführt. Hinzu kommt noch, dass die EDV-
Systeme auf diesen drei Ebenen so unterschiedlich sind, 
dass ein Datenabgleich nicht möglich ist oder zumindest 
enorm erschwert wird. 

Zweites Beispiel. Will ein Lehrer oder eine Lehrerin an ei-
ner Fortbildungsveranstaltung teilnehmen, meldet er oder 
sie das seiner oder ihrer Schule. 

Die Schule nimmt dazu Stellung und gibt den Antrag mit 
Stellungnahme an das Schulamt. Das Schulamt nimmt 
ebenfalls Stellung und reicht den Vorgang an die Regie-
rung weiter. Die Regierung prüft den Antrag erneut und 
entscheidet, es sei denn, das Kultusministerium behält 
sich selbst eine Entscheidung in besonderen Fällen vor.

(Lachen bei der SPD)

Das nenne ich eine perfekte bayerische Staatsverwal-
tung.

(Lachen und Beifall bei der SPD und bei Abge-
ordneten der GRÜNEN)

Als weiteres Beispiel nenne ich die Verwaltung der Kran-
kenstatistik. Ein Lehrer ist krank. Der Schulleiter registriert 
die Krankmeldung, meldet dies an das Schulamt, und das 
Schulamt meldet das an das Schulamt der Bezirksregie-
rung weiter. Das ist nicht nur überflüssige Bürokratie; das 
ist auch zynisch, weil man zwar feststellt, dass der Lehrer 
krank ist, 

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Aber 
nichts tut!)

aber gleichzeitig die mobile Reserve abschafft und des-
wegen keinen Ersatz für diese Lehrer bereitstellen kann. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)
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Das ist auch die Wirklichkeit in diesem Land. Da sollte 
eine Verwaltungsreform ansetzen. Herr Huber hat uns vor 
einem Jahr hier vorgehalten, dass Sie mittlerweile 70 000 
Verwaltungsvorschriften zusammengeschrieben haben 
– Sie, nicht wir. Das wären einige Verwaltungsvorschriften, 
die man angehen sollte, die man aber deswegen nicht 
angeht, weil Bayern immer noch das zentralistischste 
Land aller deutschen Bundesländer ist. Haben Sie doch 
mehr Vertrauen zu den Schulen vor Ort, zu den Hoch-
schulen vor Ort! Geben Sie denen eine Chance für mehr 
Eigenständigkeit und Eigenverantwortlichkeit und mehr 
Autonomie. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Wenn Sie das tun, haben Sie uns auf Ihrer Seite. Wir sind 
begeisterte Anhänger einer Entbürokratisierung und Ver-
waltungsvereinfachung. Sie muss allerdings bestimmte 
Kriterien erfüllen: mehr Bürgernähe, mehr Dezentralität, 
mehr Entscheidung vor Ort, mehr Effizienz, stärkere Ein-
beziehung der Kommunen, weniger Bürokratie, weniger 
Bevormundung, weniger Doppelarbeit. Um das zu errei-
chen, müssen Sie die Betroffenen und die Beteiligten, die 
Fachleute, einbeziehen und dürfen sie nicht außen vor 
halten. Sie müssen das Parlament einbeziehen. 

Sie können das nicht in Ihrer Zweidrittelarroganz alles al-
leine beschließen. Sie haben keine Kosten-Nutzen-Analy-
se für die einzelnen Entscheidungen erstellt. Wir wollen 
das hier im Parlament diskutieren und darüber auf sach-
gerechter Grundlage entscheiden. Wir wollen uns nicht an 
dem beteiligen, wozu Ihr Projekt jetzt geworden ist: keine 
Verwaltungsreform, sondern ein pures Behördengescha-
chere, bei dem es nur noch darum geht, wer was zu wes-
sen Lasten bekommt. Das ist wie auf dem orientalischen 
Basar und nicht wie in einer Verwaltung, in der vernünftig 
gearbeitet wird.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Die Kommunen sind von dieser Verwaltungsreform am 
meisten enttäuscht. Der Bayerische Landkreistag erklärt 
dazu beispielsweise – ich zitiere wörtlich: „Unsere Vor-
schläge haben samt und sonders die Papierkörbe der 
Ministerien gefüllt.“ Der CSU-Landrat von Bamberg, Herr 
Denzler, gibt zur Verwaltungsreform 21 – Ihr Meisterwerk, 
Herr Huber – folgende Bewertung ab: „Glatte Themenver-
fehlung, glatte Note 6.“

(Zurufe von der CSU)

– Das war Herr Denzler, Ihr CSU-Landrat in Bamberg; das 
war nicht ich. Diese Beurteilung kommt nicht aus heiterem 
Himmel. Eine solche Beurteilung entsteht, weil Sie das 
Ganze wieder einmal vom falschen Ende her aufzäumen. 
Die Sparmaßnahmen müssen oben beginnen. Zuerst ge-
hört das Kabinett auf das Durchschnittsmaß in der deut-
schen Länderlandschaft verkleinert.

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Aber Durchschnittsmaß 
haben die doch schon!)

– Ich rede von der Größe; von der Qualität will ich ja gar 
nicht reden.

(Christian Meißner (CSU): Die ist auch nicht dis-
kutabel!)

Dann folgt eine radikale Schlankheitskur für die Staats-
kanzlei. Die Spiegelreferate verschwinden. 

(Lachen des Ministerpräsidenten Dr. Edmund 
Stoiber)

Die in unserer Verfassung – heute ist Verfassungstag, Herr 
Ministerpräsident – geregelte Ressortverantwortlichkeit 
wird wiederhergestellt. Das wäre gut für dieses Land. Der 
Freistaat Bayern hat auf der politischen Leitungsebene die 
höchsten Kosten pro Einwohner, nämlich 4140 Euro pro 
Einwohner im Jahr. Sie lieben den Ländervergleich sehr, 
deshalb weise ich darauf hin: in Nordrhein-Westfalen sind 
es 3002 Euro. 

Der Oberste Rechnungshof stellt dazu wörtlich fest: 

Auch ein Ländervergleich zeigt, dass in der baye-
rischen Staatsverwaltung noch erheblicher Ge-
staltungsspielraum zur Reduzierung bei den 
obersten Dienstbehörden besteht. 

Bei den obersten Dienstbehörden, in der Tat! – Die Zahl 
der Spitzenpositionen bei Staatskanzlei und Staatsminis-
terien hat sich in den letzten zehn Jahren wie folgt entwi-
ckelt: bei den B 3-Stellen plus 2,5 %, bei den B 6-Stellen 
plus 14 %, bei allen Stellen zwischen A 16 und B 9 insge-
samt plus 4 %. Oben werden also die Stellen fett ausge-
weitet, und unten blutet der kleine Verwaltungsangestellte 
und muss mit seiner Stelle bezahlen. Das ist keine ver-
nünftige Verwaltungsreform.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Wir wollen den Abbau von bürokratischen Wasserköpfen 
an der Spitze von Regierung und Verwaltung, die Verklei-
nerung der Staatsregierung, weniger Verschwendungs-
sucht und Repräsentationsgehabe, Reduzierung des 
Werbeetats für die Bayerische Staatskanzlei, der wieder 
steigt, Einsparungen bei Beschaffungen und Verwaltungs-
kosten, effizienter Einsatz der Eon-Privatisierungserlöse 
für Investitionen, Umschichtungen des Landeserzie-
hungsgeldes zugunsten von Kinderbetreuungseinrichtun-
gen, besseres Immobilien- und Gebäudemanagement 
und eine vermehrte Nutzung von Leasingangeboten, mit-
telfristig den Verkauf der Anteile am Flughafen München, 
Verzicht auf den Transrapid,

(Lachen des Ministerpräsidenten Dr. Edmund 
Stoiber)

Abschaffung von Subventionen, die mittlerweile große 
Mitnahmeeffekte sind. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Fraktionsvorsitzender, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Kollegen Schieder?

Franz Maget (SPD): Ja.

Werner Schieder (SPD): Herr Kollege Maget, Sie haben 
vorhin die Verwaltungsreform angesprochen. Können Sie 
verstehen, dass der Vorsitzende der CSU-Stadtratsfrakti-
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on in Weiden mit Blick auf die Verwaltungsreform heute in 
der Zeitung klarstellen lässt, dass diese Stadt mit der so 
genannten Behördenreform ausgeschlachtet wird und 
dass Weiden zum Verlierer gestempelt wird, und können 
Sie verstehen, dass der CSU-Bürgermeister der Stadt 
Weiden vor wenigen Tagen in der Zeitung erklärt hat, dass 
er feststellen muss, dass zu viele Menschen in Bayern die 
CSU gewählt haben und dass das ein Fehler ist?

(Heiterkeit und lebhafter Beifall bei der SPD und 
den GRÜNEN – Joachim Herrmann (CSU): Das 
werden Sie ganz bestimmt nicht verstehen!)

Franz Maget (SPD): Herr Herrmann sagt zu Recht: Es ist 
schwer vorstellbar, dass ich für diese Aussagen keinerlei 
Verständnis aufbringen könnte. 

(Allgemeine Heiterkeit)

Wo der CSU-Kollege Recht hat, hat er eben Recht. 

Ich möchte zum Schluss noch einige Gedanken zu Ihren 
bundespolitischen Vorhaben vortragen, die Sie heute 
zwar nur angedeutet haben, die aber deutlich machen, 
welche Alternativen die Union eigentlich zur Politik der 
Bundesregierung und unserer Partei hat. Herr Stoiber, Sie 
fordern in der Bundespolitik massive Mehrausgaben – für 
die Bundeswehr, für die Familienförderung, für den Stra-
ßenbau. Sie fordern gleichzeitig deutliche Steuersenkun-
gen, und Sie fordern, endlich Schulden abzubauen. Das 
halte ich für ein großartiges Programm.

(Heiterkeit bei der SPD)

Sie nehmen weniger ein, geben mehr aus, und aus dem 
Differenzbetrag tilgen Sie die Staatsschulden.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und den GRÜ-
NEN)

Das ist so genial, dass es eigentlich kein Wunder mehr ist, 
dass Zweifel an der Regierungstauglichkeit Ihrer Partei auf 
Bundesebene aufkommen. Die Gesundheitspolitik hat 
das ja zuletzt unter Beweis gestellt.

(Zurufe von der CSU)

Was Sie den Menschen allen Ernstes als Reform anbieten 
wollen, bezeichnet Kollege Kobler – – Er ist auch nicht da; 
das verstehe ich.

(Zurufe von der CSU)

– Ja, der versteht etwas von Gesundheitspolitik, meine 
Damen und Herren. Kollege Kobler bezeichnet das – ich 
zitiere ihn, das kann ich Ihnen jetzt nicht ersparen – als 
„überbürokratisches Monster“, 

(Zuruf von der CSU)

– das kann man nicht oft genug hören, Herr Kollege –, 
„das die Solidarität zertrümmert.“ 

Norbert Blüm sagt: Das ist Murks, ich bedauere jeden, der 
das erklären muss. Herr Seehofer sagt: Der Kompromiss 
ist so schwach, dass niemand von mir verlangen kann, 
dass ich das mittrage und draußen erkläre.

(Zuruf von der SPD: Respekt!)

Herr Stoiber sagt dazu auf dem Parteitag zur Findung 
dieses Kompromisses wörtlich: „Wir haben eine exzellen-
te Diskussion auf hohem Niveau geführt.“

(Heiterkeit bei der SPD)

Das finde ich prima. Eine exzellente Diskussion auf hohem 
Niveau führt bei der CSU zu einem solchen Ergebnis. Ich 
gratuliere sehr herzlich.

(Lebhafter Beifall und Heiterkeit bei der SPD – Jo-
hanna Werner-Muggendorfer (SPD): Respekt!)

Aber auch über die Gesundheitspolitik hinaus ist das, was 
Sie den Menschen anbieten, nicht das Gelbe vom Ei. Sie 
wollen den Kündigungsschutz weiter lockern, obgleich 
alle Studien, die dazu geschrieben wurden, aussagen, das 
schafft keine neuen Arbeitsplätze. Zuletzt hat das die IAB-
Studie bestätigt. Sie wollen die Mitbestimmung ein-
schränken, obgleich es viele, auch Unternehmer, gibt, die 
sagen, die Mitbestimmung ist deshalb so wichtig in 
Deutschland, weil sie die Arbeitnehmer beteiligt, mitwir-
ken lässt und damit einen entscheidenden Beitrag zum 
sozialen Frieden in unserem Land leistet. Sie aber wollen 
sie nicht mehr haben. 

Auch die Tarifautonomie wollen Sie beseitigen, auch sie 
passt Ihnen nicht. Die Tariflöhne sind in Deutschland mit-
tlerweile auf einem unglaublich niedrigen Niveau. Sie be-
ginnen bei 4,38 Euro. Wer dann noch sagt, die Tariflöhne 
in Deutschland seien zu hoch, den kann ich nicht mehr 
verstehen. Wir wollen doch kein Niedriglohnland sein, wir 
wollen ein Bildungshochland sein. Wir können nicht mit 
niedrigen Löhnen in die Zukunft gehen.

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Auch das gehört in die Patriotismus-Debatte, und ich be-
grüße, dass es sie gibt. Ich begrüße sie ausdrücklich, weil 
eine Gesellschaft immer wissen muss, auf welche Werte 
man sich gemeinsam verständigt und welche gemeinsa-
men Werte eine Gesellschaft zusammenhalten können. 
Zum Patriotismus gehört zum Beispiel auch, sein Vater-
land nicht ständig schlechtzureden. Wenn Investoren le-
sen, was Sie, Herr Dr. Stoiber, über Deutschland verlauten 
lassen, dann wird keiner mehr kommen. Ich zitiere des-
halb – das tun auch Sie gelegentlich – Herrn Limberger, 
den Vorstandschef von General Electrics, die nach Bay-
ern, nach Deutschland gekommen sind. Herr Limberger 
sagte: 

Die Presse staunte, als wir nach Deutschland 
gegangen sind. Selbst die Politiker wunderten 
sich: Wieso investiert ein amerikanischer Kon-
zern, einer der profitabelsten Konzerne der Welt, 
gerade in Deutschland, wo doch alles so schlecht 
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ist. Die Antwort ist denkbar einfach: Deutschland 
war, ist und bleibt im gesamteuropäischen Kon-
text ein idealer Unternehmensstandort.

Das ist das Originalzitat eines amerikanischen Managers, 
der nach Deutschland kommt.

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Patriotismus sollten wir auch den Unternehmern anraten, 
die ihre Betriebe und Arbeitsplätze aus Bayern verlagern. 
Ich verstehe das, weil es scharfen internationalen Wettbe-
werb gibt. Man darf aber nicht vergessen, wo ein Unter-
nehmen groß geworden ist, wo man sein Geld verdient 
hat, und wo man auch in Zukunft den sozialen Wohlstand, 
die guten Schulen und das kulturelle Angebot selbst nut-
zen will. Wer das selbst aufrechterhalten und nutzen will, 
der muss auch hier bleiben und einen Beitrag zur Finan-
zierung dieser Angebote leisten.

Zum Patriotismus gehören auch ein friedlicher Umgang 
aller Mitglieder unserer Gesellschaft und die bestmögliche 
Integration ausländischer Mitbürgerinnen und Mitbürger. 
Der Ministerpräsident hat erklärt, eine multikulturelle Ge-
sellschaft ist kalt und gefährlich. Das Problem dabei ist, so 
glaube ich, dass Sie es waren, die jahrelang die Existenz 
von Zuwanderung schlicht geleugnet haben. Sie haben 
erklärt: Bayern ist kein Zuwanderungsland. Sie haben ein-
fach nicht zur Kenntnis genommen, dass Menschen tat-
sächlich zugewandert sind und Integrationsangebote 
brauchen. Deshalb gibt es zu wenige Integrationsangebo-
te in unserem Land. Das ist das entscheidende Problem.

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Ihre Haltung war realitätsfremd, sie war romantisch, und 
ich sage auch, sie war von vorgestern, weil eine moderne 
Gesellschaft Zuwanderer braucht. Eine moderne Gesell-
schaft lebt vom internationalen Austausch. Eine moderne 
Gesellschaft will ausländische Studierende, sie braucht 
ausländische Fachkräfte. Alles das bekommen Sie aber 
nicht unter einer patriotischen und nationalen Käseglocke, 
sondern nur mit einem europäischen und einem internati-
onalen Verständnis.

(Beifall bei der SPD)

Wir müssen die Integration verbessern; da haben Sie 
Recht. Ich will jetzt nicht weiter ausführen, warum das in 
der Tat eines der wichtigsten und zentralen Probleme un-
seres Landes ist. Ich bitte Sie, einen Blick in das Zuwan-
derungs- und Integrationsgesetz zu werfen, das am 1. Ja-
nuar 2005 jetzt endlich in Kraft tritt, nach viel zu vielen 
Jahren Zeitverlust. Alle Zuwanderer werden in Deutsch-
land ein staatliches Grundangebot zur Integration erhal-
ten. Eine nicht ordnungsgemäße Kursteilnahme führt zu 
aufenthaltsrechtlichen Sanktionen bei der Entscheidung 
über die Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis. Ich halte 
es für richtig, dass man dieses Thema jetzt endlich so 
angeht. Es ist aber zu spät, weil Sie sich über Jahre der 
Wirklichkeit verschlossen haben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Auch diejenigen, die schon da sind, werden mit solchen 
Integrations- und Sprachkursen angesprochen. Es wird 
eine nachholende Integration geben. Im Gesetz heißt es, 
bereits in Deutschland lebende Ausländerinnen und Aus-
länder können zur Teilnahme an Integrationskursen ver-
pflichtet werden. Bei Verletzung der Teilnahmepflicht 
können für die Dauer der Nichtteilnahme die Sozialleistun-
gen eingeschränkt werden. Auch das halte ich für richtig, 
weil wir einen wirklich gravierenden Nachholbedarf auf 
diesem Gebiet haben.

Diesen Nachholbedarf haben wir vor allem in unseren Bil-
dungseinrichtungen, bei den Kindertagesstätten. Da tun 
wir viel zu wenig. Sie lassen zu, dass Kinder ausländischer 
Herkunft ohne Deutschkenntnisse in die Grundschule auf-
genommen werden.

(Beifall bei der SPD – Zurufe von der CSU)

– Doch, so ist es. Sie lassen es zu, dass Kinder in die ers-
te Klasse unserer Grundschulen gehen, ohne ein Wort 
Deutsch zu können. Das müssen Sie ändern; das ist über-
fällig. Patriotismus ist eine gute Sache.

(Eduard Nöth (CSU): Das steht doch in unserem 
Antrag!)

– Richtig. Der letzte Absatz des Dringlichkeitsantrags ist 
korrekt. Ich gehe davon aus, dass Sie den heute einge-
reichten Dringlichkeitsantrag meinen. Wenn Sie so freund-
lich wären, den letzten Absatz zur Kenntnis zu nehmen. 
Leider habe ich den Text nicht wörtlich in Erinnerung. Ich 
bitte dafür um Verständnis. -

(Joachim Herrmann (CSU) gibt Franz Maget 
(SPD) den Antrag – Zuruf von der CSU: Heißt das, 
dass die SPD unseren Antrag unterstützt?)

– Wenn Sie mich fragen, dann heißt das, dass der letzte 
Absatz Ihres Antrags richtig ist. Jetzt darf ich einmal einen 
Antrag der CSU zitieren.

(Joachim Herrmann (CSU): Das dürfen Sie öfter, 
Herr Kollege Maget!)

Hier heißt es:

Die Staatsregierung wird deshalb aufgefordert, 
ein Konzept für eine „Deutsch-Offensive“ zu erar-
beiten mit dem Ziel, dass künftig jeder Erstkläss-
ler bereits bei Schuleintritt über ausreichende 
Deutschkenntnisse verfügt. 

Richtig. Aber das kommt zehn Jahre zu spät. Das ist das 
Problem.

(Beifall bei der SPD – Zuruf des Staatsministers 
Erwin Huber)

– Richtig, Herr Huber. Genau das ist eine Aufgabe, vor der 
Sie sich ein Jahrzehnt lang gedrückt haben.

(Anhaltender Beifall bei der SPD und den GRÜ-
NEN)
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Sie haben immer gesagt, in einem Land, in dem es keine 
Zuwanderung gibt, muss man sich auch nicht um Zuwan-
derer kümmern. Das war Unsinn und Realitätsferne. Wenn 
Sie jetzt aber endlich aus dieser Realitätsferne erwachen, 
so kann ich das nur begrüßen.

Ich schließe ab, meine Damen und Herren. Patriotismus 
ist eine gute Sache, wenn sie ohne völkische Komponente 
und ohne religiöse Überhöhung auskommt. Um ein guter 
Deutscher zu sein, muss man nicht Christ sein. Auch ein 
Muslim oder ein Jude kann ein wunderbarer bayerischer 
Patriot sein.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Das muss man diesen Menschen aber auch deutlich ma-
chen. Wir müssen auch kämpfen um die Orientierung der 
muslimischen Mitbürgerinnen und Mitbürger. Das ist leider 
nicht ausgemacht, in welche Richtung sich die entwickeln. 
Wir werden alle Hände voll zu tun haben, diesen Men-
schen deutlich zu machen, dass sie bei uns willkommen 
sind, wenn sie sich integrieren. Wir haben ein Wertesys-
tem, eine gemeinsame Verfassung, eine gemeinsame 
Rechtsordnung, auf die sich alle Menschen in diesem 
Land verständigen müssen, und wir haben gemeinsame 
Werte, zum Beispiel gleiche Bildungschancen für alle und 
soziale Gerechtigkeit in diesem Land.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Das wären doch Wertvorstellungen, auf die wir uns ver-
ständigen könnten. 

(Lang anhaltender lebhafter Beifall bei der SPD 
und den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: Als 
Nächster hat nun Herr Fraktionsvorsitzender Herrmann 
das Wort.

Joachim Herrmann (CSU): Hohes Haus, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die rot-grüne Märchenstunde 
von Herrn Maget war streckenweise ganz unterhaltsam. 
Diesen Unterhaltungswert hat Herr Maget durchaus. Lei-
der muss ich Sie alle jetzt wieder auf den Boden bayeri-
scher und deutscher Tatsachen zurückführen.

(Beifall bei der CSU)

Ich will gerne gleich an das anknüpfen, was Sie zum The-
ma Schule gerade zum Besten gegeben haben, Herr Kol-
lege Maget. Wir haben in Bayern insgesamt etwa 1,7 Mil-
lionen Schülerinnen und Schüler. Ich will überhaupt nicht 
bestreiten, dass es bei 1,7 Millionen Schülerinnen und 
Schülern immer wieder den einen oder anderen Fall gibt, 
die eine oder andere Klasse in Bayern gibt, wo etwas nicht 
optimal läuft. 

(Marianne Schieder (SPD): Das ist leider öfter der 
Fall! Das ist Ihre Arroganz! – Dr. Sepp Dürr (GRÜ-
NE): Das hat leider System!)

Im Unterschied zu manch anderen hier habe ich drei Kin-
der, die zurzeit das Gymnasium besuchen. Ich erfahre das 
täglich oder zumindest alle zwei Tage, wenn ich wieder 
nach Hause komme, wie es tatsächlich an unseren Schu-
len aussieht. Ich will nicht behaupten, dass alle Schulen 
genau so sind wie die Schulen meiner Kinder. Aber ich 
bestreite nachhaltig, dass es typisch für den bayerischen 
Schulalltag ist, was Sie hier vorgetragen haben, Herr Ma-
get.

(Beifall bei der CSU)

Völlig absurd ist es, wenn Sie für jeden einzelnen Fall gar 
die Kultusministerin persönlich verantwortlich machen 
wollen. Das ist so, als wenn ich für jeden Zug, der am 
Münchner Hauptbahnhof verspätet ankommt, den Bun-
desverkehrsminister Stolpe persönlich verantwortlich 
machen und fragen würde, warum der Zug wieder verspä-
tet angekommen ist.

(Beifall bei der CSU)

Das ist doch ein völliger Mist.

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Das haben Sie bloß 
nicht verstanden!)

Ganz besonders hat mich allerdings bewegt, Herr Kollege 
Maget, wie genau Sie das recherchiert haben, was Sie 
hier vorgetragen haben. Ich kann das im Einzelnen natür-
lich auch nicht beurteilen. Aber zum einen Punkt, wo Sie 
konkret geworden sind und vom Thomas-Mann-Gymna-
sium berichtet haben, kann ich Ihnen sagen: Alle Fachleu-
te, die ich in den letzten zehn Minuten befragt habe, be-
stätigen übereinstimmend, dass es sich beim Thomas-
Mann-Gymnasium um ein städtisches Gymnasium in 
München handelt.

(Heiterkeit und Beifall bei der CSU)

Sie haben hier wörtlich auf die Nachfrage zur Recherche 
erklärt, Sie seien dem nachgegangen. Sie haben hier aus-
drücklich erklärt, es handle sich um ein staatliches Gym-
nasium.

(Zuruf von der CSU: Eigentor!)

Wenn jemand persönlich für den Personaleinsatz am Tho-
mas-Mann-Gymnasium verantwortlich ist, dann ist es die 
Landeshauptstadt München, Ihr Oberbürgermeister und 
der Schulreferent. Darum wendet sich alles, was Sie hier 
vorgetragen haben, gegen Sie selbst. 

(Beifall bei der CSU)

Daran kann man erkennen, wie stichhaltig das ist, was Sie 
hier vortragen. 

(Zuruf des Abgeordneten Alexander König 
(CSU))

Es hat sich dann fortgesetzt bei Ihren lichtvollen Bemer-
kungen zur Staatskanzlei. Man kann ja über die Frage der 
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Personalausstattung und der Beförderungen in jeder 
deutschen Behörde streiten. Mit Ihren konkreten Vor-
schlägen zur Organisationsreform wollen Sie ausgerech-
net die Spiegelreferate abschaffen

(Franz Maget (SPD): Wie groß sind die denn?)

obwohl es keine Staats- und Senatskanzlei in Deutsch-
land gibt, die nicht Spiegelreferate hat, und obwohl 
selbstverständlich das Bundeskanzleramt für jedes Bun-
desministerium ein Spiegelreferat hat. Es ist das Natür-
lichste von der Welt, um die Richtlinienkompetenz eines 
Regierungschefs wahrzunehmen, dass er für jedes Minis-
terium ein Spiegelreferat in seinem Haus hat. Da merkt 
man wieder, dass gerade Sie von Verwaltungsorganisati-
on und Staatsverwaltung in Bayern am allerwenigsten 
Ahnung haben, Herr Maget.

(Beifall bei der CSU)

Nun waren ja, liebe Kolleginnen und Kollegen, die letzten 
zehn Tage für Rot-Grün in München eine bemerkenswerte 
Pleite. Erst verlieren Sie gegen Ihren eigenen Genossen 
Kronawitter den Bürgerentscheid um Münchens Hoch-
häuser, und dann haben Sie trotz gemeinsamer Anstren-
gungen mit dem Bund Naturschutz nicht einmal 10 % der 
Wahlberechtigten für Ihr Volksbegehren mobilisieren kön-
nen. Schwache Leistung, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Alle Lügen und Polemik haben nicht gereicht.

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Ihre schon!)

Das Kahlschlaggerede ist zum Fehlschlag geworden, mei-
ne Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU)

Die Menschen in Bayern spüren, dass Sie nicht ehrlich 
sind bei solchen Themen. Die Bundesregierung – ich sage 
das heute bewusst noch einmal – will die Bundesforsten 
in eine Anstalt des öffentlichen Rechts umwandeln. Ich 
habe noch von keinem einzigen Bundestagsabgeordne-
ten der SPD oder der GRÜNEN in Bayern Kritik an diesem 
Vorhaben gehört. Aber wenn Staatsminister Miller das 
Gleiche in Bayern plant, dann soll das des Teufels sein. 
Solches politisches Taktieren ist einfach unredlich. Dem 
geht Gott sei Dank die Mehrheit der bayerischen Bürgerin-
nen und Bürger nicht auf den Leim, Herr Kollege Maget. 

(Beifall bei der CSU)

Niemand liebt den Wald mehr als die CSU-Landtagsfrak-
tion. 

(Beifall bei der CSU – Lachen bei den GRÜNEN)

Darauf können sich die Menschen in Bayern auch in Zu-
kunft verlassen. 

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Lügen ist 
schon recht, aber – –! – Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): 
Ihr steht so oft im Wald!)

Meine Damen und Herren, bekanntlich sieht ja mancher 
den Wald vor lauter Bäumen nicht mehr. Die Opposition in 
diesem Haus hat ganz offensichtlich auch außerhalb des 
Waldes keinen Blick mehr für die Realitäten in diesem 
Land. 

Sie haben vorhin, Herr Kollege Maget, auch die Refor-
mentwicklung in Bayern insgesamt im Laufe der letzten 
zwölf Monate angesprochen. Ich habe mit Interesse heute 
einen Kommentar von Peter Abspacher in den „Nürnber-
ger Nachrichten“ gelesen, wo er unter anderem schreibt 
– er ist ja ansonsten nicht verdächtig, dass er besonders 
CSU-willfährige Kommentare schreiben würde –: 

Bemerkenswert ist: Die häufig beschworene 
Grundstimmung, es der arroganten Zweidrittel-
CSU nach einem turbulenten Reformjahr mittels 
Volksbegehren einmal richtig zeigen zu wollen, 
sie ist – vorsichtig ausgedrückt – nicht gerade 
weit verbreitet.

Ich kann nur sagen, in der Tat, das ist doch das Ergebnis 
dieses Volksbegehrens. Sie haben deutlich versucht, über 
die Diskussion der Bäume im Wald hinaus Stimmung zu 
machen und Leute zu mobilisieren, dass jeder, der mit ir-
gendetwas in Bayern unzufrieden ist, hingehen soll und 
einfach aus Protest gegenüber der CSU seine Unterschrift 
leisten soll. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das haben wir nicht 
gemacht!)

Dieses Konzept ist gescheitert.

(Beifall bei der CSU)

Warum ist die Stimmung in Bayern ganz anders, als Sie es 
oft wahrhaben wollen? – Weil die Menschen vor allen Din-
gen natürlich spüren, dass sie mit den Konzepten, die ih-
nen von der rot-grünen Bundesregierung in Berlin geliefert 
werden, überhaupt nicht weiterkommen. Schröder und 
seine rot-grüne Bundesregierung sind jetzt genau sechs 
Jahre im Amt. Wie sieht denn die Bilanz aus? 

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Das ist die Halbzeitbi-
lanz!)

– Es ist auch für die Menschen in Bayern eine schmerzli-
che und bittere Bilanz. Ich will nur drei Beispiele nennen:

Erstens. 1998 galten in Deutschland nach Veröffentli-
chung der Bundesregierung 12,1 % der Menschen als 
arm. Jetzt sind es 13,5 % der Menschen. Rot-Grün macht 
die Menschen in Deutschland ärmer, das ist die Bilanz 
dieser Regierung. 

(Beifall bei der CSU)

Natürlich stellen verdienstvolle Einrichtungen wie die Dia-
konie oder das Rote Kreuz diese Entwicklung mit Sorge 
fest. Aber es kann zwangsläufig nicht funktionieren, dass 
man, nachdem die Menschen durch die falsche Politik 
von der rot-grünen Regierung in Berlin ärmer gemacht 
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wurden, sagt, fangt das bitte mit mehr Sozialpolitik in Bay-
ern wieder auf. 

(Beifall bei der CSU)

Zweites Beispiel: 1999 galten in Deutschland 2,7 Millionen 
Haushalte als überschuldet; jetzt sind es über 3,1 Millio-
nen der Haushalte. Rot-Grün treibt in Deutschland die 
Menschen in den Ruin. Sie rufen hier in Bayern nach mehr 
Insolvenzberatung – das ist doch heuchlerisch.

(Zuruf der Abgeordneten Johanna Werner-Mug-
gendorfer (SPD))

Ihre Politik in Berlin treibt die Menschen in den Konkurs, 
und dann sollen wir für eine bessere Beratung dieser ver-
schuldeten Menschen sorgen. Dieses Gerede ist doch 
scheinheilig.

(Beifall bei der CSU)

Der dritte und sicherlich wichtigste Punkt: 1998 gab es in 
Deutschland 27,2 Millionen Erwerbstätige. Heute sind es 
nur noch 26,5 Millionen Erwerbstätige. Das bedeutet in 
Deutschland in den vergangenen sechs Jahren einen Ver-
lust von 700 000 Stellen. Rot-Grün macht die Menschen 
eben auch arbeitslos. Und das ist das Schlimmste, was in 
den vergangenen Jahren hier in Deutschland stattfand. 

(Beifall bei der CSU)

Kein Wunder, dass aktuell sogar der von der Bundesregie-
rung eingesetzte Sachverständigenrat davon spricht, 
dass wir in Deutschland eigentlich fast 6 Millionen Ar-
beitslose haben. Fast überall in Europa gibt es mehr Wirt-
schaftswachstum als in Deutschland. Es ist übrigens egal, 
ob die Regierungsmehrheiten mehr links, mehr in der Mit-
te oder mehr rechts sind. Überall wird eine bessere Fi-
nanzpolitik gemacht als in Deutschland. Deutschland hat 
in der Europäischen Union die unfähigste aller Regierun-
gen, und darunter leiden auch wir in Bayern. 

(Beifall bei der CSU)

Doch wenn ich die Diskussionen in manchen Teilen auch 
der bayerischen SPD und der bayerischen GRÜNEN ver-
folge, frage ich mich manchmal, ob sie überhaupt Wirt-
schaftswachstum wollen. 

Welche neuen Ideen gibt es denn überhaupt, um in 
Deutschland etwas voranzubringen? Die wichtigsten 
Ideen der SPD in diesem Jahr waren die Einführung einer 
Ausbildungsplatzabgabe und eines Mindestlohns. Man 
muss in Deutschland schon dafür dankbar sein, wenn die 
einzigen Ideen, die es in diesem Jahr gab, möglichst 
schnell wieder begraben werden, weil das immer noch 
besser ist, als ausgerechnet diese in Gang zu setzen. Das 
ist doch die Bilanz der Wirtschafts- und Finanzpolitik in 
diesem Jahr. 

(Beifall bei der CSU)

Ich meine dies ganz ernsthaft; denn die heute an der Spit-
ze der SPD und der GRÜNEN stehenden Leute sind mit 
Diskussionen über die Grenzen des Wachstums groß ge-
worden. Das spürt man heute in vielen Diskussionen, ob 
mit Herrn Trittin, Frau Künast, Frau Wieczorek-Zeul oder 
vielen anderen. Wer die vielen Diskussionen hört und er-
lebt, fragt sich, ob sie überhaupt Wachstum wollen. Herr 
Trittin verfolgt doch eine Politik nach dem Motto: Jeder 
aus Deutschland vertriebene Industriebetrieb ist für die 
Umwelt in Deutschland ein Gewinn. Das ist die Maxime 
der Umweltpolitik dieser Bundesregierung. Darunter lei-
den natürlich auch Betriebe in Bayern. Das ist die Realität. 
SPD und GRÜNE stellen zum Haushalt und zur Bildung, 
wie Sie, Herr Maget, ausgeführt haben, zwar viele wohlfei-
le Forderungen. Aber woher das Geld kommen soll, sagen 
sie nicht. 

Wir brauchen Wirtschaftswachstum; denn nur daraus re-
sultieren Steuereinnahmen, mit denen wir Bildung und 
soziale Sicherung bezahlen können. Nur: Wenn es darum 
geht, in Bayern Innovationen und Wachstum zu fördern, 
verweigern sich SPD und GRÜNE. Der größte Job- und 
Wirtschaftsmotor in der Region ist heute der Flughafen 
München, der über Jahre hinweg gegen erbitterten Wider-
stand durchgesetzt werden musste.

(Franz Maget (SPD): Von Wiesheu! Wiesheu hat 
die Demonstrationen angeführt!)

Sie haben gerade die Lobesworte von General Electric 
angesprochen. Warum hat sich denn dieses Unterneh-
men in Garching angesiedelt? – Weil dort das Umfeld 
stimmt und es dort den neuen Forschungsreaktor Gar-
ching gibt. Gegen welchen Widerstand musste denn in 
den letzten zehn Jahren der Forschungsreaktor durchge-
setzt werden?

(Beifall bei der CSU)

Was die Diskussionen über das Thema „Transrapid“ in 
Deutschland betrifft, denken die Kollegen der SPD und 
der GRÜNEN vor allem an wunderschöne Reisen nach 
China; denn bitte überall investieren – bloß nicht in 
Deutschland. Das ist die Richtlinie, die bei der SPD bei 
solchen Innovationen vorherrscht. 

(Beifall bei der CSU)

Nur weil wir in der CSU immer wieder den Mut zu wirklich 
innovativen Entscheidungen haben, steht Bayern gemein-
sam mit Baden-Württemberg an der Spitze der deutschen 
Länder. Gemeinsam sind wir der starke Süden Deutsch-
lands. Ohne die kraftvolle und stabile Entwicklung Baden-
Württembergs und Bayerns stünde Deutschland insge-
samt noch viel schlechter da. Aus unserer Wirtschafts-
kraft – ich will das noch einmal unterstreichen – fließt 
auch Solidarität in andere Länder, die schlechter daste-
hen. Zwei Milliarden Euro werden wir im nächsten Jahr in 
den Länderfinanzausgleich zahlen. Das ist durchaus ge-
recht. Auch wir haben über viele Jahre hinweg aus dem 
Länderfinanzausgleich Zahlungen erhalten, als es uns in 
Bayern in den Fünfziger- und Sechzigerjahren schlechter 
ging. Es ist richtig, jetzt, da wir stark dastehen, denen zu 
helfen, die schlechter dastehen. 
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Doch die politischen Rezepte übernehmen wir auf jeden 
Fall nicht von all denen, die heute viel schlechter daste-
hen, als sie in der Relation vor 20 Jahren dagestanden 
sind. Offensichtlich sind wir auf dem richtigen Weg nach 
vorne und in die Zukunft. Offensichtlich haben sich die 
anderen in den letzten 20 Jahren für die falschen Rezepte 
entschieden. 

(Beifall bei der CSU)

Das Entscheidende ist doch – deshalb spreche ich dies 
an –, dass wir trotz dieser Zahlungen von zwei Milliar-
den Euro an andere Länder 2006 einen ausgeglichenen 
Haushalt erreichen. Dies geht sozusagen nicht auf Kosten 
der Solidarität mit anderen. Bundesfinanzminister Eichel 
hat 1999 angekündigt: Ab 2006 wird der Bund keine 
Schulden mehr machen. Das war die erste große, pro-
grammatische Aussage nach seinem Amtsantritt, nach-
dem sich Lafontaine in die Büsche geschlagen hatte und 
Eichel im Frühsommer 1999 ins Amt berufen worden war. 
Die erste programmatische Aussage war, ab dem 
Jahr 2006 mache der Bund keine neuen Schulden mehr. 
Ich respektiere durchaus, dass Herr Eichel das damals 
wahrscheinlich tatsächlich so gemeint und für richtig ge-
halten hat. Auch er hat sich damals wörtlich so geäußert, 
dass diese Schuldenmacherei gegenüber der nächsten 
Generation verantwortungslos sei. 

Der Bund hat sich dann tatsächlich etwa ein bis zwei Jah-
re – 2000 bis 2001 –  auch in diese Richtung bewegt und 
seine Schulden reduziert. Aber dann nahte die nächste 
Bundestagswahl. Dann musste man wieder Geld hinaus-
pumpen, um die Gewerkschaften und andere zufrieden zu 
stellen. 

Seit 2002 jedenfalls entfernt sich der Bund von Jahr zu 
Jahr immer weiter von seinem selbst gesteckten Ziel, und 
in diesem Jahr haben wir leider die Rekordverschuldung, 
die höchste Verschuldung, die der Bund jemals in der Ge-
schichte gemacht hat. Das ist die Realität.

Wir haben auch 1999 gesagt: Wir wollen ab 2006 keine 
neuen Schulden mehr machen. Aber wir halten Wort, und 
deshalb gilt das sehr wohl, was der Ministerpräsident zu 
Beginn seiner Rede gesagt hat.

(Beifall bei der CSU)

Heute vor 58 Jahren, am 1. Dezember 1946, hat das 
bayerische Volk die Bayerische Verfassung beschlossen. 
Damals schon stand in Artikel 82 der Bayerischen Verfas-
sung: „Im Wege des Kredits dürfen Geldmittel nur bei au-
ßerordentlichem Bedarf beschafft werden.“

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Den haben Sie nie 
nachgewiesen!)

Das ist damals auch sehr eng gedacht gewesen. Wir müs-
sen alle ganz offen einräumen, dass wir es uns über die 
Jahrzehnte immer mehr angewöhnt haben, mit diesen 
Verfassungsvorschriften sehr großzügig umzugehen. Wir 
haben in dieser Richtung immer noch die restriktivste Po-
litik in Deutschland betrieben, über Jahrzehnte hinweg ist 
unter den Ministerpräsidenten Hanns Seidel, Alfons Gop-

pel, Franz Josef Strauß und Max Streibl immer die soli-
deste Finanzpolitik aller Bundesländer betrieben worden. 
Davon profitieren wir heute in der Tat, sonst könnten wir 
das Ziel der Neuverschuldung null nicht erreichen. Wir 
zahlen in diesem Jahr immerhin auch noch 1 Milliarde Eu-
ro Zinsen für die vorhandenen Schulden. Aber Nordrhein-
Westfalen – das einen etwas größeren Haushalt hat, aber 
so viel größer ist er auch nicht – zahlt in diesem Jahr 
5 Milliarden Euro an Zinsen für die vorhandenen Schul-
den. Daran werden die Dimensionen deutlich, und daran 
wird nach meiner festen Überzeugung auch deutlich: Wer 
in dieser Situation darauf setzt, dass man mehr Wirt-
schaftswachstum durch mehr öffentliche Investitionen auf 
Pump erreichen könne, der begibt sich in eine Sackgasse. 
Alle Länder, die das in den letzten 20 Jahren getan haben, 
sind inzwischen bei einer Investitionsquote angekommen, 
die deutlich niedriger ist als die bayerische. 

Ich räume offen ein, Herr Kollege Maget, dass wir mit un-
serer Investitionsquote im Moment auch nicht ganz zufrie-
den sind. Das ist eine Frage der finanziellen Solidität, weil 
wir nicht zusätzliche Schulden machen wollen. Aber es ist 
unser festes Bestreben, in den nächsten Jahren die Inves-
titionsquote wieder nach oben zu bringen. Aber eine 
künstlich hoch gehaltene Investitionsquote auf Pump ist 
mit Sicherheit falsch. Das zeigen die Beispiele der ande-
ren Länder. 

Sie haben in der Vergangenheit auf Pump investiert und 
werden jetzt von den Zinsbelastungen aufgefressen. Das 
ist die Realität in den anderen Ländern. Deshalb müssen 
wir in Bayern zuerst einsparen, Ausgaben reduzieren, und 
dann haben wir wieder neuen Spielraum für Investitionen. 
Wir haben in diesem Haushalt schon beachtliche Investiti-
onen, Ministerpräsident Stoiber hat das 300-Millionen-
Programm angesprochen. Aber es ist für die Entwicklung 
der nächsten zehn Jahre wichtig, dass wir in den letzten 
Wochen die Weichen dafür gestellt haben, dass wir in den 
nächsten Jahren etwa 11 000 Stellen im öffentlichen 
Dienst in Bayern abbauen können. Das bedeutet 550 Mil-
lionen Euro Personalkosten pro Jahr in etwa zehn Jahren. 
Daraus können wir dann neuen Spielraum für Investitio-
nen gewinnen. Das ist seriös finanziert, ergibt weniger 
Personalkosten und daraus neuen Spielraum für Investiti-
onen. Das ist seriöse Haushaltsführung und nicht diese 
chaotische Haushaltspolitik, wie sie in Berlin zu beobach-
ten ist. 

Meine Damen und Herren, dass es in Bayern bessere Zu-
kunftschancen gibt als anderswo, hat sich unter den Men-
schen in ganz Deutschland längst herumgesprochen. 
Bayern hat heute 1,3 Millionen Einwohner mehr als vor 
15 Jahren, nicht aufgrund einer höheren Geburtenrate, 
sondern weil Menschen insbesondere aus anderen Bun-
desländern hierher gekommen sind. Warum? – Weil sie 
hier bessere Chancen für sich sehen und weil sie es ein-
fach schön finden, in Bayern zu leben. Diese Menschen 
haben offensichtlich ein anderes Bild von Bayern als das 
von Ihnen gemalte, Herr Maget, und das sollte Ihnen zu 
denken geben. Denken Sie einmal darüber nach, warum 
all diese Menschen nach Bayern kommen. Sie haben hier 
offensichtlich bessere Zukunftshoffnungen für sich als in 
den anderen, vor allen Dingen in den von Ihrer Partei re-
gierten Bundesländern.
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Das Interessanteste – wenn ich das aus der Sicht unserer 
Partei noch anfügen darf – ist für mich, dass diese Leute, 
die nach den Wahlstatistiken vorher in Niedersachsen, 
Brandenburg oder wo auch immer die verschiedensten 
Parteien gewählt haben, kaum dass sie nach Bayern ge-
zogen und hier sesshaft geworden sind, einen Arbeits-
platz gefunden haben, sich erfolgreich integriert haben, 
alsbald von der Qualität unserer politischen Arbeit über-
zeugt sind und mehrheitlich CSU wählen, auch diejenigen, 
die zu uns gekommen sind.

(Beifall bei der CSU)

Ich denke, darauf können wir zu Recht stolz sein. Wir wer-
den auch künftig mutig und hartnäckig für die Zukunft 
Bayerns arbeiten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir brauchen in der Tat 
einige Reformen, und wir müssen unseren Mitbürgerinnen 
und Mitbürgern einiges an Reformen zumuten. Aber wir 
müssen auch deutlich machen, dass sich nicht alles än-
dern soll. Wir müssen deutlich machen, dass gerade die 
Werte unser festes Fundament bilden, dass wir Kultur und 
Tradition unseres Landes bewahren und dass Bayern in 
Zeiten der Globalisierung eine lebenswerte Heimat bleibt, 
in der sich die Menschen auch in Zukunft werden wohl 
fühlen können. Dafür bildet auch dieser Doppelhaushalt 
die richtige Grundlage. Ich bitte Sie um Ihre Zustimmung 
dafür.

(Lang anhaltender Beifall bei der CSU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, 
Herr Fraktionsvorsitzender, Herr Kollege Herrmann. Das 
Wort für die Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
hat Herr Kollege Dr. Dürr.

Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Frau Präsidentin, Kolleginnen 
und Kollegen! Wie ist die politische Lage in Bayern?

(Zurufe von der CSU: Sehr gut!)

In Bayern geht es drunter und drüber. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN – Lachen 
bei der CSU)

Die politische Welt steht Kopf.

(Abg. Günter Gabsteiger (CSU) hebt eine Tafel 
mit einer roten Sechs hoch)

– Abwarten.

Wir haben einen Ministerpräsidenten, der in die Bundesli-
ga eingewechselt werden will und deshalb in der Landes-
liga schon mal große Politik übt. Er tut seit zwei Jahren so, 
als müsse er dort und nicht hier regieren. Dann gibt es 
noch die CSU. Sie ist zahlenmäßig die größte Fraktion, die 
es in Deutschland je gab, aber sie ist so schwach wie 
noch nie in ihrer Geschichte.

(Beifall der Abgeordneten Margarete Bause 
(GRÜNE) – Zurufe von der CSU: Oh, oh!)

Sie haben eine Zweidrittelmehrheit, aber ein Einziger hat 
das ganze Sagen. Die CSU will allen anderen ihre Werte 
aufzwingen, aber sie weiß gar nicht mehr, welche Werte 
ihr überhaupt wichtig sind.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die verkehrte Welt in Bayern ist voll solcher Paradoxien, 
und es ist Ihre Politik, Herr Ministerpräsident, die die Din-
ge auf den Kopf stellt. Es ist Zeit, einiges wieder gerade zu 
rücken, und ich will nur die wichtigsten sechs Punkte be-
nennen.

Erstens. Bayern braucht statt einer Politik der Ökonomi-
sierung und des Diktats der Wirtschaft eine Politik für 
mehr Lebensqualität.

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN)

Zweitens. Bayern braucht mehr Demokratie, weniger Zen-
tralismus und weniger einsame Entscheidungen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Drittens. Statt Kaputtsparen braucht Bayern eine Politik 
der ökologischen und der fiskalischen Nachhaltigkeit.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Viertens. Bayern braucht soziale Gerechtigkeit statt sozia-
ler Kälte.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fünftens. Wir brauchen eine Bildungspolitik der individu-
ellen Förderung statt der Auslese. 

Sechstens. Wir brauchen Integration statt Kulturkampf. 

(Beifall bei den GRÜNEN – Zuruf von der CSU: 
Wo leben Sie eigentlich?)

In all diesen Punkten stehen Sie, Herr Ministerpräsident, 
mit Ihrer Politik im Widerspruch zu dem, was die Men-
schen in Bayern wollen und was unser Land braucht, um 
zukunftsfähig zu sein. Das schlimmste Paradox, Herr Mi-
nisterpräsident, mit dem Sie die Welt auf den Kopf stellen 
wollen, ist die Ökonomisierung aller Lebensbereiche. 
Kunst und Kultur beispielsweise haben eine Eigenlogik 
und einen Wert an sich. Sie müssen sich nicht für Wirt-
schaft und Wachstum nützlich machen. Sie sind schon 
nützlich an sich.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das Gleiche gilt für Natur und Umwelt. Wer glaubt, die 
Natur unter das Diktat von Wirtschaft und Wirtschaftlich-
keit setzen zu können, der muss schwer büßen mit Krank-
heit, Zerstörung und hohen wirtschaftlichen Kosten.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Wir haben geradezu fahrplanmäßig Hochwässer, Lawi-
nenabgänge und Waldschadensbilanzen. Das alles 
spricht eine deutliche Sprache.

Vor ziemlich genau vier Jahren kam der BSE-Schock über 
Bayern. Herr Ministerpräsident, Sie erinnern sich vielleicht 
noch an eine Ihrer dunkelsten und schweigsamsten Stun-
den. Aus der BSE-Krise hätten Sie lernen können, dass 
sich die Ökonomisierung von Natur und Gesundheit nicht 
auszahlt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Es lohnt sich nicht, tote Tiere an Pflanzenfresser zu verfüt-
tern, nur weil dies auf den ersten Blick viel billiger er-
scheint. Wegen Pfennigbeträgen wurde jahrelang an der 
Gesundheit der Tiere und der Menschen gespart, und in 
der Krise waren dann in wenigen Tagen Millionen Mark 
weg. 

Die Ökonomisierung der Lebensbereiche stößt nicht erst 
seit damals bei vielen Menschen auf heftigen Wider-
spruch. Auch in diesen Tagen noch wurde Ihnen mit dem 
Volksbegehren ein Denkzettel verpasst. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie haben das falsch interpretiert. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie sind gerade noch mit einem blauen Auge davonge-
kommen. Immerhin sind ja 850 000 Menschen ins Rat-
haus gegangen, weil sie Ihren Versprechen nicht mehr 
trauen.

(Beifall bei den GRÜNEN – Zurufe von der CSU)

Das ist auch der Unterschied zu Berlin. Nehmen Sie die-
sen Denkzettel ernst. Die Menschen in Bayern wollen 
keinen Ausverkauf der Natur und der Gemeinwohlfunktion 
des Waldes. Das wollen auch die nicht, die nicht unter-
schrieben haben. Das wollen nur ganz wenige Profiteure. 
Die Menschen in Bayern schätzen und kennen den Wert 
des Waldes. Sie trauen Ihrem Diktat der Wirtschaftlichkeit 
nicht über den Weg. 

Die Missachtung von Eigenlogik und Eigenwert zeigt Ihre 
Regierung leider quer durch alle Bereiche unseres gesell-
schaftlichen Lebens. Auch die bayerische Justiz hat ihre 
Eigenlogik und ihren Eigenwert. Die Eigenständigkeit der 
Justiz, von Richtern und Staatsanwälten, ist für unsere 
Demokratie unverzichtbar. Deshalb war die Abschaffung 
des Bayerischen Obersten Landesgerichts unter der Lo-
gik des Spardiktats ein völlig falsches Signal.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Finanziell sparen Sie kaum nennenswerte Summen ein. 
Aber darauf kam es Ihnen, Herr Ministerpräsident, ja nicht 
an. Sie wollten zeigen, dass Sie alles Ihrem Spardiktat 
unterwerfen können und dass sich nichts Ihrem Spardik-
tat und der Wirtschaftlichkeitsrechnung entziehen darf: 

Justiz und Tradition, Kultur und Natur, Solidarität und 
Schönheit, alles soll bei Ihnen seine Wirtschaftlichkeit be-
weisen. Das ist für uns GRÜNE ein höchst gefährlicher 
Irrweg.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Es ist der sicherste Weg, aus Bayern Lebensqualität und 
Lebensfreude auszutreiben. Herr Ministerpräsident, seit 
Beginn Ihrer Amtszeit wiederholen Sie gebetsmühlenartig 
Ihr politisches Dogma, sozial sei, was Arbeit schaffe. Auch 
damit stellen Sie die wirklichen Verhältnisse auf den Kopf. 
Arbeit ist ein Schlüssel, für die abhängig Beschäftigten 
sicherlich der wirksamste Schlüssel, um eine Chance zu 
haben, ihr Leben selbst zu gestalten und die Lebensquali-
tät zu sichern. Aber Arbeit ist nicht der einzige Schlüssel. 
Die Sozialforschung hat in den letzten Jahren immer wie-
der nachgewiesen, dass außer Einkommen und Vermö-
gen noch andere Faktoren die Lebensqualität der Men-
schen beeinflussen, zum Beispiel Bildung, Gesundheit, 
Wohnsituation, soziale Teilhabe und Mitsprache sowie 
Umwelt und der Zugang zur Kultur.

Schon 1996/97 wies die von Ihnen beauftragte Kommissi-
on für Zukunftsfragen darauf hin, dass es Konflikte zwi-
schen den damals angestrebten Zielen gebe, nämlich die 
Arbeitslosigkeit zu vermindern, den Beschäftigungsstand 
zu erhöhen, den materiellen und immateriellen Lebens-
standard weiter zu steigern und möglichst breite Bevölke-
rungsschichten hieran teilhaben zu lassen. Aber statt für 
ein ausgewogenes Verhältnis zwischen diesen Zielen zu 
sorgen, wollen Sie die anderen Ziele einem einzigen unter-
ordnen. Herr Ministerpräsident, Sie reden seit zehn Jahren 
davon, mehr Arbeitsplätze schaffen zu wollen. Für dieses 
vage Versprechen zu realisieren, das Sie bis heute nicht 
eingelöst haben, haben Sie keinerlei Skrupel, auch unso-
zialste Maßnahmen vorzuschlagen und durchzuführen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Effekte Ihrer bisherigen Politik für Arbeit konnten Sie bis 
heute nicht nachweisen. Sie weigern sich auch, für Ihre 
ganzen Offensiven Bilanzen vorzulegen. Weisen Sie die 
Effekte nach. Sicher ist nur, dass Sie den Menschen das 
Leben schwerer machen durch Einschnitte in der Sozial-
politik, dadurch, dass Sie viel zu wenig in die Bildung in-
vestieren und dass Sie Maßnahmen für den Schutz unse-
rer natürlichen Lebensgrundlagen blockieren. 

Wir GRÜNEN dagegen haben in der Bundesregierung 
durch unsere ökologische Politik nachweislich Arbeits-
plätze geschaffen und gesichert. 

(Margarete Bause (GRÜNE): Genau, jawohl! – 
Beifall bei den GRÜNEN – Lachen bei der CSU)

Ja, natürlich. Das geschah insbesondere für den bayeri-
schen Mittelstand und in den Regionen. 

(Zurufe von der CSU)

Ich nenne beispielsweise das Erneuerbare-Energien-Ge-
setz und die Ökosteuer. Wir haben mit dem Dosenpfand 
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Arbeitsplätze in der bayerischen Brauereiwirtschaft gesi-
chert. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Mit dem Gentechnikgesetz sichern wir Arbeitsplätze in 
der Regionalvermarktung und in der ökologischen Land-
wirtschaft. 

Sie reden ständig von Nachhaltigkeit, machen aber die 
extremste Just-in-Time-Politik, die man sich vorstellen 
kann. Alles, was sich nicht sofort rechnet, darf nicht auf 
Ihre Unterstützung zählen. In Ihrer politischen Welt fehlt 
der Mensch, der Schutz seiner Lebensgrundlagen, und es 
fehlt die Verantwortung, die der Staat für diejenigen auf-
bringen muss, die sich nicht selbst helfen können.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie betreiben eine Politik der sozialen Kälte und der kultu-
rellen Ignoranz. Mit Ihrem Kurs des Kaputtsparens und 
der Vergötzung der Effizienz bauen Sie Stück für Stück die 
Lebensqualität der Menschen in Bayern ab. Dass die CSU 
wenig Sinn für den Wert der Naturschönheiten hat, wissen 
wir schon.

(Lachen bei der CSU)

Und wir wissen auch, dass im Kulturbereich immer mehr 
zusammengestrichen wird. 

(Widerspruch bei der CSU)

Etwas Neues ist allerdings, dass in Bayern auch der Kul-
turstaat als solcher offen infrage gestellt wird. Das hat 
mich wirklich überrascht. Ausgerechnet Kollege Alois 
Glück hat neulich beim „Münchner Merkur“ erklärt, es sei 
nicht Aufgabe des Staates, Sport und Kultur zu organisie-
ren. Was ist dann Aufgabe des Staates?

(Zurufe von der CSU)

Oberster und einziger Staatszweck ist sicherlich nicht, 
Dienstleister der Wirtschaft zu sein. Das hat sich inzwi-
schen auch bei der CSU herumgesprochen. Derselbe 
Alois Glück hat ein paar Tage später in der „Süddeutschen 
Zeitung“ die Dominanz der Ökonomie kritisiert. Es ist 
falsch, sagte dort Alois Glück, dass wir den Sozialstaat 
immer nur als Kostenfaktor und Belastung diskutieren. 
Ausdrücklich in Richtung Stoiber und gegen die Neolibe-
ralen in der CDU sagt Glück: Der Standpunkt, wenn wir 
wirtschaftlich erfolgreich sind, sei das ohnehin die bessere 
Sozialpolitik, ist noch keine Sozialpolitik und kein gesamt-
politisches Konzept. 

Also, Kolleginnen und Kollegen, wo bleibt Ihre soziale Po-
litik, und wo ist Ihr gesamtpolitisches Konzept?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Es ist höchste Zeit, dass Sie einmal eine Wertedebatte in 
der eigenen Partei führen.

(Simone Tolle (GRÜNE): Genau! – Beifall bei den 
GRÜNEN)

Kollege Imhof wollte schon vor einem Jahr wissen: Wohin 
will die Partei eigentlich? Und wie soll der Staat der Zu-
kunft aussehen? – Es könne doch nicht sein, sagte Imhof, 
dass nur das Ökonomische priorisiert werde: „Wir brau-
chen ein Wertekonzept für die Zukunft, eine Debatte dar-
über ist absolut notwendig.“ Diese Debatte wollen wir hier 
heute gerne mit Ihnen führen.

Herr Ministerpräsident, Sie haben in Ihrer Regierungser-
klärung angekündigt, den Staat auf das Wesentliche zu 
konzentrieren. Sie haben aber bis heute nicht benannt, 
worin dieses Wesentliche besteht. Sie haben bis heute 
keine Aufgabenkritik vorgelegt. Wo ist Ihre Aufgabenkri-
tik? Es ist der Geburtsfehler der so genannten Verwal-
tungsreform, dass Sie sich vor der zentralen Frage drü-
cken. 

Wozu brauchen wir den Staat? – Wo ist Ihre Antwort? 
Deswegen können Sie die Menschen auch nicht von Ihren 
so genannten Reformen überzeugen. Sie können nicht 
einmal Ihre eigenen Leute überzeugen. Der „Münchner 
Merkur“ berichtet vom CSU-Parteitag mit der Schlagzeile: 
„Unsere Basis ist verunsichert. Bayerische Reformen lie-
gen Delegierten schwer im Magen.“ 

Vor allem die Kommunen erheben den Vorwurf, dass bei 
der Verwaltungsreform wie derzeit erst einmal die Aufga-
ben durchgeforstet werden müssten und erst danach die 
Behörden entsprechend zugeschnitten werden könnten; 
es laufe aber anders herum. Warum, Herr Ministerpräsi-
dent, reformieren Sie überhaupt? Sie wollen Kosten spa-
ren. Das ist ja nicht verkehrt, aber Sparen ist kein Selbst-
zweck. Warum muss die bayerische Staatsverwaltung 
modernisiert werden? Weil sie die Entscheidungsfreiheit 
der Menschen zu sehr einengt, und zwar sowohl die Frei-
heit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als auch der 
Menschen, für die sie arbeiten sollen. Sie traut den Men-
schen zu wenig zu und bevormundet sie durch Überregu-
lierung. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie ist hierarchisch und zentralistisch organisiert. Alle 
Macht geht vom Zentrum aus, alle Macht geht von der 
Staatskanzlei aus. Das bläht die Verwaltung unnötig auf 
und führt zu einer Regelungswut, die für uns alle teuer 
wird.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Der bayerische Zentralismus ist inzwischen ein Standort-
nachteil. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ihr Regierungsstil, Herr Ministerpräsident, verschärft die-
sen Zentralismus noch. Die Prinzipien, nach denen Sie 
reformieren, sind genau die Prinzipien, wegen derer die 
bayerische Verwaltung reformiert werden muss. Sie refor-
mieren von oben runter, ohne die Betroffenen einzubezie-
hen. Sie orientieren sich dabei nicht an den Bedürfnissen 
der Bürgerinnen und Bürger, sondern an denen des Obrig-
keitsstaates. Sie betrachten und behandeln die eigenen 
Mitarbeiter nur als Kostenfaktor. 

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Deswegen hat das Wort Reform für die Menschen heute 
etwas Bedrohliches. Sie haben in Ihrer Regierungserklä-
rung angekündigt, die Bürokratie in Bayern beschneiden 
zu wollen. Das ist die Bürokratie, die Sie, Ihre Regierung 
und Ihre Partei in vielen Jahrzehnten erst geschaffen ha-
ben. Sie haben den Drang – Ihren Drang! – angeprangert, 
jede noch so kleine Regelungslücke mit Gesetzen und 
Verordnungen auszufüllen. Das ist nicht unser Drang, das 
ist Ihr Drang. Die CSU hat vor einem Jahr angekündigt, sie 
werde ab jetzt jede Woche eine besonders unsinnige Ver-
waltungsnorm oder Gesetzesvorschrift vorstellen. Kollege 
Hermann hat erklärt, Bayern mache gerne Vorschriften, 
die nicht zwingend vorgeschrieben seien. Da hat er Recht. 
Er hat erklärt: Ab Januar machen wir Druck. 

Das war vor einem Jahr. Im Juni hat er eingeräumt, die 
Regelungswut sei ungebrochen. Also hat er erneut Druck 
beim Bürokratieabbau angekündigt. Nicht nur die Behör-
den, auch die Inhalte müssten Gegenstand der Reform 
sein. Kurz darauf wollte Minister Huber seine Kabinetts-
kollegen zwingen, bis Ende Juli eine Aufgabenkritik und 
Vorschläge zum Aufgabenabbau vorzulegen. Er konnte 
sich allerdings nicht durchsetzen, und so hat er die Vor-
schläge, die gemacht werden sollten, für den Herbst an-
gekündigt. Der Herbst ist schon vorbei, jetzt ist schon 
bald Winter. Nun haben Sie die Aufgabenkritik für nächs-
tes Jahr angekündigt. Sie verschieben und verschieben, 
weil Sie sich der zentralen Frage nicht stellen: Wozu brau-
chen wir den Staat? Das wissen Sie nicht. 

Herr Ministerpräsident, Sie haben in Ihrer Regierungser-
klärung vor einem Jahr Mut zum Entscheidungsfreiraum 
gefordert. Aber Sie selber haben diesen Mut nicht. Sie 
haben ihn nicht bei Ihrer Reform, nicht bei den Zielen und 
nicht bei der Umsetzung. All Ihr Regierungshandeln ist 
durchdrungen von einem starken Geist des Misstrauens, 
der nimmermüde nach Kontrolle und Kontrolle der Kon-
trolle ruft. Sie trauen den Menschen nichts zu, Sie trauen 
den eigenen Ministern nichts zu – das kann ich noch ver-
stehen –, aber Sie trauen auch den Staatsbediensteten 
nichts zu. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie trauen auch den Bürgerinnen und Bürgern nicht über 
den Weg. Das ist Ihr Politikstil. Sie glauben nur an Ihre ei-
gene Unfehlbarkeit. Sie engen mit Ihrem Zentralismus, mit 
dem Sie alle Macht in der Staatskanzlei konzentrieren 
wollen, die politischen Entscheidungsfreiräume in Bayern 
weiter ein. Genau diese Entscheidungsfreiräume brau-
chen die Menschen in Bayern aber, um ihr Leben nach 
eigenem Ermessen gestalten und erfolgreich wirtschaften 
zu können.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Deswegen braucht Bayern eine demokratische Verwal-
tungsreform. Bayern braucht mehr Demokratie. Das Ver-
waltungshandeln muss für die Bürgerinnen und Bürger 
nachvollziehbar und verlässlich sein, kostengünstig und 
schnell, und es muss die Eigenverantwortung stärken. Der 
Staat muss zuverlässig für einen sicheren Rahmen sor-
gen, der den Menschen Freiräume lässt und ihnen hilft, ihr 
Leben selber zu organisieren. Er muss die Aufgaben erle-

digen, die die Bürgerinnen und Bürger nicht selber erledi-
gen können, die aber unerlässlich sind, um für sie und ihre 
Kinder Lebensqualität aufrechtzuerhalten. Darüber sollten 
wir uns unterhalten, und zwar, so würde ich vorschlagen, 
möglichst bald. 

Solide Haushaltspolitik stellt die Weichen so, dass auch 
morgen noch solide gewirtschaftet werden kann, sodass 
nicht unsere Kinder für unseren Wohlstand von heute zah-
len müssen. Das ist, seitdem wir politisch handeln und in 
den Parlamenten vertreten sind, unser Programm. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Diesem Programm, Herr Ministerpräsident, haben Sie 
sich in Ihrer Regierungserklärung vor einem Jahr zumin-
dest verbal angeschlossen, und zwar fast schon mit unse-
ren Worten. Sie sagen: Wir wollen nicht das Konto unserer 
Kinder und Enkel plündern. Aber genau das tun Sie mit 
Ihrer Politik des Zusammenstreichens und Kaputtsparens. 
Sie machen Schulden auf Vorrat. Sie machen jede Menge 
versteckter Schulden, und Sie verschieben heute notwen-
dige Maßnahmen – Umweltschutzmaßnahmen, Reparatu-
ren und Ausgaben für den Bau und Straßenunterhalt – auf 
die Zukunft, zulasten unserer Kinder. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

„Bruchbude Bayern“ titelte die „Süddeutsche Zeitung“. 
Staatliche Gebäude, Brücken und Straßen verfielen zuse-
hends, weil die Regierung am Unterhalt spare: Allein der 
Sanierungsbedarf der Universität Regensburg werde auf 
400 Millionen Euro geschätzt. Sie haben aber im Haushalt 
für Bau und Straßenunterhalt insgesamt nur ein paar hun-
dert Millionen Euro. Unter Ihrer Regierung lebt Bayern, 
Herr Ministerpräsident, von seiner Substanz. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wenn Sie mit Ihrer Kürzungspolitik wenigstes die eigenen 
Ziele erreichen würden! Aber auch dabei sind Sie geschei-
tert. In Ihrer Regierungserklärung haben Sie, Herr Minis-
terpräsident, angekündigt, die Ausgaben im Staatshaus-
halt zurückzuführen. Ich zitiere: „Gemessen am Jahr 2003 
wollen wir bis zum Jahre 2008 insgesamt 15 % einsparen. 
Für 2004 streben wir Einsparungen in Höhe von 10 % an.“ 
Sie nannten dabei ein grundsätzliches Einsparziel in Höhe 
von 2,5 Milliarden Euro. Wenn wir uns die Zahlen an-
schauen, dann sehen wir, dass wir das Ausgabevolumen 
im Jahr 2004 wenn auch nicht um 2,5 Milliarden, so doch 
immerhin um 1,1 Milliarden zurückgefahren haben. Aber 
Sie erreichen mit dem jetzigen Haushalt im Jahr 2006 mit 
35,136 Milliarden Euro schon fast wieder das Niveau von 
2003 mit 35,200 Milliarden Euro. Das macht, wenn ich 
richtig rechne, eine Differenz von 64 Millionen. Wollen Sie 
die restlichen 2,436 Milliarden Euro bis 2008 einsparen, 
und wie wollen Sie das tun? Das haben Sie nicht gesagt. 
Sie haben kein Konzept für eine nachhaltige Sanierung 
der öffentlichen Haushalte, und zwar weder auf der Aus-
gaben- noch auf der Einnahmenseite. 

Die Einnahmesituation der öffentlichen Haushalte ist nach 
wie vor prekär. Aber unter den Hauptverantwortlichen für 
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diese Engpässe sind Staatsregierung und CSU ganz vor-
ne.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie haben damals bedenkenlos die Kosten der deutschen 
Einheit auf die Sozialversicherungssysteme abgeladen. 
Darunter leiden diese heute noch. Sie wollen heute die 
Besserverdienenden mit ihrer Kopfpauschale entlasten, 
dafür die Allgemeinheit belasten. Sie haben die Revitali-
sierung der Gewerbesteuer verhindert, die die Kommunen 
entlastet hätte. Sie wollten die Ökosteuer abschaffen, die 
einen erheblichen Beitrag zur Entlastung von Unterneh-
men und Beschäftigten leistet. Sie haben alle Subventi-
onstatbestände verteidigt, und auch heute blockieren Sie 
die Umwidmung der Eigenheimzulage für Bildungsinvesti-
tionen. Diese Steuer- und Haushaltspolitik hat nichts 
Nachhaltiges. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Nachhaltiges Handeln hieße, ökologische Prinzipien auf 
den Haushalt und die Staatsverwaltung anzuwenden. Wir 
wollen die Kosten internalisieren. Nach dem Verursacher-
prinzip dürfen Folgekosten nicht mehr auf die Allgemein-
heit abgewälzt werden. Deswegen müssten beispielswei-
se die Subventionen für den Flugverkehr gestrichen wer-
den. Dazu gehört auch eine Folgekostenabschätzung. Ein 
zentraler Fehler der Stoiber AG ist die rein betriebswirt-
schaftliche Kalkulation. Sie wälzt immer die Kosten auf 
andere ab, und dann hat sie eine saubere Bilanz. Wir sind 
aber hier, um auf das gesamte Gemeinwohl zu achten und 
nicht nur auf den Staatshaushalt. Es darf also keine Ab-
wälzung auf andere Kostenträger und keine Wechsel auf 
die Zukunft geben. Wir müssen die Folgekosten verrin-
gern, zum Beispiel durch ein ökologisches Modernisie-
rungsprogramm für öffentliche Bauten, durch Hochwas-
ser- und Klimaschutz, den Ausbau von Prävention durch 
Ernährungs- und Gesundheitsberatung sowie durch eine 
Verbraucherschutzpolitik für gesunde Lebensmittel. 

Dazu gehört auch, weit stärker als bisher den Klimawan-
del zu bekämpfen, aber auch die Folgen, die er haben 
wird, bereits einzukalkulieren. 

So muss sich der Wintertourismus in den Alpen auf eine 
Zukunft ohne Schnee einstellen, statt immer neue 
Schneekanonen zu fordern.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir wollen die Eigenverantwortung stärken. Eine direkte, 
dezentrale Verantwortung für Kosten führt zu mehr Effizi-
enz. Schulen und Hochschulen brauchen mehr Freiheit 
und Selbstständigkeit. Die Schulverwaltung muss drin-
gend modernisiert werden. Aber auch hier zeigen Sie kei-
nen Mut.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir wollen Verschwendung und Ineffizienzen abbauen. 
Sparen beginnt oder begänne – unter uns – in der größten 
aller Staatskanzleien. Mit Mut zum Entscheidungsfreiraum 

ließen sich ganze Kohorten von kontrollierenden Ministeri-
albeamten in der Staatskanzlei selbst, in den Ministerien 
und in den Bezirksregierungen einsparen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Mehrfachkontrollen und Überregulierung kosten Geld, 
Energie und Zeit. Ökologisch ist es auch, alle Ressourcen 
schonend und effizient zu nutzen. Alle Ressourcen, das 
heißt, die gesellschaftlichen wie die natürlichen. Eine brei-
te Bildungsbeteiligung zum Beispiel, die alle Potenziale 
ausschöpft, wäre ökologisches Handeln. Umgekehrt dür-
fen schon aktivierte Potenziale nicht zerstört werden, etwa 
durch sinnlose Sparmaßnahmen, wie wir sie beim letzten 
Doppelhaushalt hatten, mit dem sie ehrenamtlich Enga-
gierte demotiviert haben.

Nicht zuletzt gilt es für uns, die Lebensgrundlagen und 
unsere Naturschönheiten endlich wirksam zu schützen. 
Alle Erfolge für den Natur- und Umweltschutz in Bayern 
haben wir GRÜNE in der Bundesregierung gegen den 
Widerstand von CSU und Staatsregierung erzwungen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Umsetzung der FFH-Richtlinie, das Erneuerbare-En-
ergien-Gesetz, das Dosenpfand, das Gentechnikgesetz, 
die historische Agrarreform – überall haben wir uns zum 
Vorteil Bayerns gegen Sie durchsetzen müssen, und wir 
haben uns durchgesetzt. Mit unserer Regierungsbeteili-
gung in Berlin helfen wir, hier in Bayern die Lebensgrund-
lagen zu sichern.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Gleichzeitig sichern wir Arbeitsplätze und schaffen neue in 
allen Regionen Bayerns.

Kolleginnen und Kollegen, Bayern ist ein reiches Land. 
Nicht nur der private, sondern auch der öffentliche Reich-
tum sucht seinesgleichen. Da muss man schon weit 
schauen. Aber überdeckt von all den Hochglanzbildern 
war die soziale Lage in unserem Land bisher schon alar-
mierend. Mehr als anderswo hängen die Chancen der 
Menschen, ihr Leben selbst zu gestalten, von ihrer sozia-
len und regionalen Herkunft ab. Die Kürzungspolitik der 
Staatsregierung verschärft diese Schieflage. Insbesonde-
re der Nachtragshaushalt 2004 war ein zutiefst unsoziales 
Machwerk. Nehmen Sie die Kürzungen endlich zurück.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie haben damals auf Kosten sozial Schwacher gekürzt 
und die Insolvenzberatung genauso zusammengestrichen 
wie die Integrationsförderung. Trotzdem haben Sie da-
mals keine Gelder eingespart, sondern die Kosten auf 
andere abgewälzt, nämlich auf die Kommunen, die Zivil-
gesellschaft und die Zukunft.

Kolleginnen und Kollegen, Kinder sind in Bayern mehr 
denn je ein Armutsrisiko. Aber statt die Lage der Familien 
zu verbessern, haben Sie ihnen mit dem Büchergeld eine 
zusätzliche Kindersteuer aufgebürdet.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Bayern ist ein reiches Land, aber CSU und Staatsregie-
rung tun so, als sei der Notstand ausgebrochen. Das 
„Handelsblatt“ hat neulich unter der Überschrift „Der ewi-
ge Beinahe-Kanzler“ geschrieben: „Für Edmund Stoiber 
ist es immer schon fünf vor zwölf. Schon seit einem Vier-
teljahrhundert ist er ein Panikprediger.“

(Heiterkeit bei den GRÜNEN)

Es hat keinen Sinn, einen Notstand herbeizureden und 
sich als Retter aufzuspielen; denn in Deutschland wird 
momentan kein Retter gebraucht. Es ist kein Platz frei.

(Heiterkeit bei den GRÜNEN – Dr. Otmar Bern-
hard (CSU): Daran sieht man, dass Sie den Ernst 
der Lage nicht erkennen!)

Die Menschen in Deutschland und in Bayern wissen, dass 
man in unserem Land sehr gut leben, arbeiten und wirt-
schaften kann. Sie wissen, dass es einiges zu verbessern 
gibt, aber sie wissen auch, dass es vieles zu erhalten gilt, 
was Sie abschaffen wollen. Die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer wissen, dass sie jahrzehntelang mit ihren 
Rechten gut gefahren sind. Die Unternehmer wissen, dass 
der Arbeitsfrieden ein wertvolles Gut ist. Die Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer zeigen bereits heute enorm viel 
Flexibilität, die von den Betrieben auch genutzt wird.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Es wird längst mehr gearbeitet. Die 40-Stunden-Woche ist 
längst gängige Praxis. Sehen Sie sich die Statistiken an. 
Viele wären froh, wenn sie nur 40 Stunden arbeiten müss-
ten; denn im Schnitt wird in Deutschland fast 41 Stunden 
gearbeitet. Es geht also nicht darum, dass mehr gearbei-
tet werden sollte. Wer heute die Arbeitszeit pauschal ver-
längern will, der will den Beschäftigten generell die Löhne 
kürzen. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Für generelle Lohnkürzungen gibt es aber keinerlei Recht-
fertigung. In einer Zeit, in der überall über fehlende Kauf-
kraft geklagt wird, in der viele Unternehmen Rekordgewin-
ne verzeichnen – nicht alle, aber viele – und ihren Mana-
gern exorbitante Gehälter zahlen können, stellen Sie die 
Dinge mit Lohnkürzungen auf unerhörte Weise auf den 
Kopf.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die „Mittelbayerische Zeitung“ kommentierte kürzlich: 
„Angesichts der Fakten kann man den Propheten des 
Neoliberalismus und jetzt auch der CSU nur raten: Hört 
auf mit dem ständigen Drehen an den Daumenschrau-
ben.“ Die meisten Unternehmer, Mittelständler zumal, 
seien wie die Arbeitnehmer auch auf Konsens aus und 
nicht auf Konfrontation. Eine Wirtschafts– und Sozialpoli-
tik, so sagt die „Mittelbayerische Zeitung“, die ihren Mut 
daran misst, wie konfrontativ sie ist, ist nicht mutig, son-
dern töricht.

Der vorübergehende Gipfel dieser törichten Sozialpolitik 
ist Ihr Kopfpauschalenkompromiss. Ihr einziger und ehe-
maliger Gesundheits– und Sozialexperte auf Bundesebe-
ne, Herr Seehofer, hat da noch Zweifel. Er sagt: „Ob das 
sinnvoll ist, zwei Milliarden für die Kinder von Besserver-
dienenden auszugeben und auf der anderen Seite haben 
wir eine Million Kinder, die zur Sozialhilfe müssen, da ma-
che ich ein dickes Fragezeichen.“ Die Menschen in Bay-
ern haben diese Zweifel nicht. Sie merken, dass CSU und 
Staatsregierung zunehmend Politik zulasten der sozial 
Schwachen machen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie merken auch, dass die CSU den, der sich in letzter 
Zeit als Fürsprecher einer sozialen Politik hervorgetan hat, 
kalt gestellt hat. Vorher haben aber schon die Wohlfahrts-
verbände – Kollege Maget hat es zitiert – den harten 
Sparkurs der Staatsregierung kritisiert und Edmund Stoi-
ber soziale Kälte vorgeworfen.

Kolleginnen und Kollegen, fehlende Chancengerechtigkeit 
ist das größte Defizit in Bayern unter Edmund Stoiber.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ohne Chancengerechtigkeit gibt es keine soziale Gerech-
tigkeit. Politische und gesellschaftliche Rahmenbedingun-
gen und darunter auch jede soziale Hilfe müssen die Fä-
higkeit zur Selbsthilfe fördern und fordern. Sie sollen die 
Würde und das Selbstbestimmungsrecht des Einzelnen 
respektieren und die Menschen ermutigen und ertüchti-
gen, ihr Leben selbst in die Hand zu nehmen. Wie sieht es 
damit in Bayern aus? – In Bayern gilt das Matthäus-Prin-
zip: „Wer hat, dem wird gegeben; wer nichts hat, ist selber 
schuld.“ Nirgends ist die soziale Ungerechtigkeit so groß 
wie in unserem Land. Bildungsarmut wird vererbt. Das 
führt zur größten Bildungsungerechtigkeit in Europa. Herr 
Kollege Maget hat die Pisa-Studie zitiert. Diese hat es 
nachgewiesen, aber wir wussten es auch vorher schon.

Es handelt sich hier um eine drastische Ressourcenver-
schwendung. Bei den Karrierechancen für Frauen liegt 
Bayern europaweit ganz hinten. Wir haben den niedrigs-
ten Anteil von Frauen bei Professuren. Frauen können in 
unserem Land Kinder und Karriere kaum vereinbaren. Das 
führt zu Arbeitslosigkeit und Armut bei Alleinerziehenden 
und zu einer im europäischen Vergleich unterdurchschnitt-
lichen Geburtenrate. Zudem gibt es in Bayern nicht nur ein 
drastisches wirtschaftliches Gefälle, sondern auch gravie-
rende Unterschiede bei Sterblichkeit, Krankheitsrisiken, 
Lebenserwartung, Bildungsniveau und Lebensfreude zwi-
schen dem Süden und dem Nordosten. Nirgendwo ist die 
Kluft zwischen den Zukunftschancen einzelner Regionen 
so groß wie in Bayern.

Diese Defizite kommen nicht nur die Betroffenen, sondern 
uns alle teuer zu stehen, und sie bedeuten große Hypo-
theken auf unsere Zukunft.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Deshalb fordern wir eine bildungspolitische Kehrtwende. 
Bildung ist der entscheidende Faktor für individuelle 
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Chancen, aber auch für die gesellschaftliche und wirt-
schaftliche Entwicklung. In ihrer Vergleichsstudie „Bildung 
auf einen Blick“ hat die OECD festgestellt, ein hohes Bil-
dungsniveau spiele die Schlüsselrolle beim Kampf gegen 
Arbeitslosigkeit und – man höre – niedriges Lohnniveau. 
Gleichzeitig brächte es den Menschen eine Reihe von 
nicht ökonomischen Vorteilen wie bessere Gesundheit 
und größeres Wohlbefinden. Eine Zunahme des Bildungs-
niveaus – so die OECD – erhöht die Arbeitsproduktivität 
und dient auch als Motor für den technologischen Fort-
schritt.

In der Regierungserklärung heißt es viel versprechend: 
„Wir investieren in exzellente Bildung auf internationalem 
Niveau.“ Wo ist das internationale Niveau der Investitio-
nen? Von internationalem Niveau bei den Investitionen 
sind wir doch in Bayern meilenweit entfernt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

In Bayern sind die Bildungsausgaben im Vergleich zum 
Bruttoinlandsprodukt unterdurchschnittlich. 

Dieses Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt und zum Ge-
samthaushalt hat sich in den letzten 20 Jahren drastisch 
verschlechtert, Herr Ministerpräsident. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir hatten schon einmal ein höheres, ein besseres Ver-
hältnis. Es liegt deutlich unter dem Durchschnitt. Wenn 
Sie tatsächlich die bayerischen Bildungsausgaben auf in-
ternationales Niveau heben wollen, ist eine echte Kehrt-
wende erforderlich. Sie müssen erhebliche Investitionen in 
die Bildung tätigen, damit wir wenigstens in zehn Jahren 
den internationalen Durchschnitt erreichen können. Das 
geht nur, wenn wir zusätzliche Finanzierungsmöglichkei-
ten nutzen. Wir wollen das Landeserziehungsgeld und die 
Eigenheimzulage umwidmen. Wir wollen große private 
Vermögen über die Erbschaftsteuer an der Sicherung un-
serer Zukunft beteiligen. Wir fordern, mit dem Erlös aus 
dem Verkauf der Eon-Anteile Schulden zu tilgen und die 
eingesparten Zinslasten für Bildungsinvestitionen zu nut-
zen. 

Natürlich gilt auch hier der Grundsatz: „Viel Geld hilft nicht 
immer viel“. Deswegen müssen wir mit diesem Geld das 
bayerische Bildungssystem grundlegend modernisieren. 
Darauf hat uns die OECD erst gestern wieder hingewie-
sen. Am vordringlichsten ist es, die Kinderbetreuungs-
möglichkeiten in Bayern massiv auszubauen. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

In den Kindergärten und Schulen müssen wir endlich für 
individuelle Förderung und Chancengerechtigkeit sorgen. 
Dafür brauchen wir Personal, Raum und Freiheiten für die 
Schulen. Nur mit mehr sozialer Gerechtigkeit lassen sich 
Zusammenhalt und sozialer Friede in unserer Gesellschaft 
sichern.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Kolleginnen und Kollegen, wir erleben es wieder einmal, 
dass die CSU den sozialen Frieden gefährdet. Sie zündelt 
und will eine Leitkultur-Debatte anzetteln. Immer dann, 
wenn man genauer wissen will, was sich hinter der Leit-
kultur verbirgt, dann bekommt man keine präzise Aus-
kunft. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Ratzinger!)

Nach Auffassung des CDU-Generals Laurenz Meyer dro-
hen in Deutschland Entwicklungen wie in den Niederlan-
den, wo Hass und Gewalt zwischen Muslimen und Einhei-
mischen ausgebrochen seien. Meyer erklärt der „Passau-
er Neuen Presse“: „Wir sitzen auf einem Pulverfass.“ Die 
CSU nutzt diese Panikmache, um mit Streichhölzern zu 
zündeln. Die „Nürnberger Nachrichten“ kommentierten 
das Kopftuch-Gesetz – das war das erste Zündeln mit 
dem Streichholz – folgendermaßen:

Wo Politiker mäßigend eingreifen sollten, legt die 
CSU nach und erweckt den Eindruck, als stün-
den Horden Kopftuch tragender Islamistinnen 
bereit, die unsere Kinder an den Schulen indokt-
rinieren wollen. Wenn die CSU das Gesetz verab-
schiedet 

– so schreibt die „Nürnberger Nachrichten“ –,

dann vor allem, weil sie sich bei den Bürgern als 
Vorreiterin im Kampf gegen den Islam profilieren 
will. Da ist sie in ihrer Wahl der Mittel alles andere 
als zimperlich.

Der Politikwissenschaftler Thomas Meyer warnte vor zwei 
Jahren vor dem Missbrauch kultureller Unterschiede. Er 
bezog das ausdrücklich auf alle Kulturen und auf mögli-
che Brandstifter aller Seiten. Deshalb warnte er auch 
ausdrücklich davor, dass islamische Fundamentalisten 
symbolische Konflikte und kulturelle Unterschiede – sei es 
das Kopftuch in der Schule, die zulässige Lautstärke der 
Stimme des Muezzins oder die Art der Tierschlachtung – 
aufheizen könnten, um sie für ihre eigenen politischen 
Karriereinteressen zu instrumentalisieren. Er hat gedacht, 
dass dies von islamischen Fundamentalisten kommt. Was 
er nicht wissen konnte: Das Aufheizen kommt nicht von 
den islamistischen Fundamentalisten, sondern von so 
genannten christlichen Politikern. Sie heizen hier auf. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Kolleginnen und Kollegen der CSU, wir fordern Sie auf: 
Lassen Sie endlich das Zündeln. Stellen Sie sich einer 
kritischen Auseinandersetzung mit den Problemen der 
Integration in Bayern.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Es gibt in unserem Land eine Vielzahl unterschiedlichster 
Randgruppen, die unsere Verfassung und unseren demo-
kratischen Pluralismus in Frage stellen wollen. Sie sind 
sogar bereit, zur Gewalt zu greifen. Diesen Randgruppen 
kann und muss unser Staat mit den vorhandenen rechts-
staatlichen Mitteln entgegentreten. Islamische Funda-
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mentalisten sind dabei genauso zu behandeln wie rechte 
Gewalttäter oder Auerbacher Schulschwestern.

(Beifall bei den GRÜNEN – Zurufe von der CSU)

In unserem Land gibt es große soziale Probleme. Auch in 
Bayern gibt es Stadtviertel, in denen sich die Unterschicht 
zusammenballt. In diesen Stadtvierteln haben viele keine 
Arbeit, viele Jugendliche haben keinen Ausbildungsplatz 
oder noch nicht einmal einen Schulabschluss. Viele dieser 
Jugendlichen stammen aus Einwandererfamilien. Aber 
diese Viertel sind keine Parallelgesellschaften. Es sind 
soziale Ghettos. Dass Menschen, gleich welcher regiona-
len Herkunft, gerne zusammenwohnen, gibt es in allen 
Einwanderungsländern. Das zeigen nicht zuletzt deutsche 
Viertel oder ganze deutsche Städte in allen möglichen 
Ländern der Welt. Überall dort, wo die Deutschen hinge-
hen, hocken sie aufeinander. Problematisch wird es nur, 
wenn sich in solchen Vierteln sozialer Sprengstoff konzen-
triert, wenn niemand etwas dagegen unternimmt, diesen 
sozialen Sprengstoff zu entschärfen, wenn jungen Men-
schen keine Chancen offen stehen. 

Minister Beckstein hat Recht, wenn er sagt, Sprachkennt-
nis sei der Schlüssel für eine echte Teilhabe am gesell-
schaftlichen, beruflichen und wirtschaftlichen Leben in 
Deutschland. Ich bin schon froh, dass er das erkannt hat. 
Noch mehr Recht hätte er, wenn er Sprachkenntnis durch 
Bildung ersetzen würde. Das ist umfassender. Wie schaut 
es mit der bayerischen Bildungspolitik aus? Ich habe 
schon gesagt, dass nirgendwo in Europa der Bildungser-
folg so sehr von der sozialen Herkunft abhängt wie bei 
uns. Wer von unten kommt, hat weniger Chancen als der, 
der oben einsteigt. Mehr als ein Viertel aller männlichen 
ausländischen Jugendlichen hat keinen Schulabschluss. 
Viele haben zehn Jahre Schule durchlaufen und können 
immer noch nicht mehr Deutsch als zu dem Zeitpunkt, als 
sie in die Schule eingetreten sind. Unsere Schulen werden 
mit der Integrationsaufgabe allein gelassen und sind da-
mit überfordert. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Herr Ministerpräsident, Sie haben vorhin gesagt, Migran-
tinnen und Migranten müssten die Integrationsangebote 
annehmen. Welche Angebote haben Sie bisher gemacht, 
Herr Ministerpräsident? – Sie haben bisher keine Angebo-
te gemacht.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir GRÜNE fordern seit Jahren verstärkt Integrations-
maßnahmen. Zum Beispiel haben wir schon immer ein 
vermehrtes Angebot an Sprachkursen gefordert. Wir ha-
ben eine intensivere Sprachförderung an allen Schulen 
gefordert. Dass Sie Programme wie „Mama lernt Deutsch“ 
in den Mund nehmen, finde ich schon super. Schon seit 
Jahren schlagen wir Ihnen vor, sich mit dem Programm 
„Mama lernt Deutsch“ zu befassen. Wir sind ja schon froh, 
dass Sie sich damit befassen. Jetzt müssten Sie es aber 
auch institutionalisieren. Sie dürfen das nicht den Kom-
munen überlassen. 

(Margarete Bause (GRÜNE): Das dauert halt noch 
etwas!)

Bis jetzt haben Sie sich immer verweigert. Sogar im Nach-
tragshaushalt haben Sie noch die Mittel für die Integration 
dauerhaft und rechtmäßig in Bayern lebender Ausländer 
um weit mehr als die Hälfte zusammengestrichen.

(Margarete Bause (GRÜNE): Sauerei!)

Sie lassen die Kommunen und die Zivilgesellschaft mit der 
Integrationsaufgabe allein. Gleichzeitig aber machen Sie 
große Sprüche.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Kolleginnen und Kollegen, wenn es eine erfolgreiche Inte-
gration geben soll, muss sich unsere Gesellschaft viel 
stärker als bisher öffnen. Der Staat muss sich sichtbar 
öffnen. Er muss zum Beispiel mehr Menschen mit Migrati-
onshintergrund einstellen. Das gilt auch für die Polizei. Die 
Integrationspolitik muss auch Entwicklungsperspektiven 
für junge Menschen unabhängig von ihrer Herkunft eröff-
nen. Auch Armut darf kein Karrierekiller mehr sein.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Genauso wichtig wie die Öffnung von Karrierewegen ist 
die offene Debatte über unser gesellschaftliches Zusam-
menleben. Voraussetzung für einen Zusammenhalt sind 
soziale Gerechtigkeit und ein Rechtsrahmen, an den sich 
alle halten. Ausschließlich und allein von den Ausländern 
zu verlangen, sie sollten sich an Verfassung und Gesetz 
halten, ist ein Akt der Diskriminierung.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Herr Ministerpräsident, alle Menschen in Deutschland 
müssen sich an Verfassung und Gesetze halten. 

(Beifall bei den GRÜNEN – Ulrike Gote (GRÜNE): 
Sogar bayerische Minister und Ministerinnen!)

Wer andere großmäulig auf das Grundgesetz verpflichten 
will, muss sich selber daran halten. Wir leben in einer De-
mokratie, 

(Thomas Kreuzer (CSU): Das sind ja direkt philo-
sophische Ausführungen!)

die einen pluralistischen Rahmen sicherstellen soll, die 
sicherstellen soll, dass niemand wegen seiner Religion, 
seiner Weltanschauung oder seiner Herkunft diskriminiert 
wird. Unsere Demokratie schützt die Vielfalt. Niemand ist 
es erlaubt, diesen schützenden Rahmen zu attackieren. 
Niemand darf einseitig Vorrechte für seine Sicht der Din-
ge, für sein Geschlecht oder für seine Abstammung for-
dern. Es gibt keine Religion erster Klasse, Kollege Herr-
mann. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Diese offene Demokratie ist unser europäisches und 
abendländisches Erbe. Die offene Demokratie haben wir 
geerbt. Das hat sich Europa in vielen Jahrhunderten voller 
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blutiger Religionskriege und blutiger Bürgerkriege gegen 
totalitäre nationalistische Regime errungen. 

Wir haben blutiges, bitteres Lehrgeld bezahlt. Das setzen 
wir Ihretwegen nicht aufs Spiel. Bayern braucht keinen 
Kulturkampf. Bayern braucht den Kampf für mehr politi-
sche Kultur. 

(Lang anhaltender Beifall bei den GRÜNEN)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Kolleginnen und 
Kollegen, mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 
Damit ist die Aussprache geschlossen. Zu einer zusam-
menfassenden Stellungnahme hat das Wort der Minister-
präsident. Bitte schön, Herr Ministerpräsident.

Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber: Frau Präsiden-
tin, meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Es ist guter 
Brauch in diesem Hause, dass bei den Haushaltsdebatten 
und bei Regierungserklärungen der Ministerpräsident ein 
Schlusswort spricht, um auf die Anmerkungen, die Kritik 
und die Anregungen aus der Debatte einzugehen.

(Sebastian Freiherr von Rotenhan (CSU): Das 
braucht es eigentlich nicht!)

Meine Kollegen von der Opposition, Herr Maget und Herr 
Dr. Dürr, zu dem Wesen und der Hauptaufgabe der Oppo-
sition gehört es natürlich, Kritik an der Regierung zu üben. 
Neben der Kritik an vielen Einzelfällen, denen wir nachge-
hen werden, erwartet man schon ein Stück Perspektive, 
was man substanziell anders machen würde.

(Renate Ackermann (GRÜNE): Lesen Sie unsere 
Anträge! – Ulrike Gote (GRÜNE): Das können Sie 
nachlesen!)

Ich betrachte das als eklatanten Mangel. Das ist ein Pro-
blem in diesem Hause. 

(Beifall bei der CSU) 

Darauf will ich mit drei Anmerkungen kurz eingehen. Wenn 
man wirklich der Meinung ist – wie Sie das hier vertre-
ten –, man könne mit Schuldenpolitik Investitionen anre-
gen, dann stehen Sie im eklatanten Widerspruch zu allen 
großen Organisationen. 

(Simone Tolle (GRÜNE): Wir machen intelligente 
Politik!)

Die Deutsche Bundesbank, die Europäische Zentralbank, 
die OECD, die Europäische Kommission, die große Mehr-
heit des Sachverständigenrats weisen darauf hin, das 
größte Problem in Deutschland sei, dass die Haushalte 
explodierten und keine nachhaltige Politik getrieben wer-
de. Herr Maget, ich sage Ihnen ganz offen: Hätten Sie 
Recht, müssten in Deutschland glanzvolle Zeiten existie-
ren. Aber im Jahre 2002 war die Schuldenaufnahme des 
Bundes um 50 % höher als geplant. Im Jahre 2003 war 
die Schuldenaufnahme im Bundeshaushalt um 100 % 
höher als geplant.

(Franz Maget (SPD): Aber leider nicht für Investiti-
onen, das ist das Problem!)

In diesem Jahr gibt es über 43 Milliarden Euro Neuver-
schuldung. Das ist ein Bruch der Verfassung, weil erheb-
lich mehr Schulden gemacht werden, als investiert wird. 
Damit wird das zukünftige Vermögen verschleudert. Das 
ist gegen die Verfassungsbestimmung.

(Beifall bei der CSU) 

Ginge es nach Ihren Reden, müsste durch die Verschul-
dung und die daraus möglichen Investitionen der Arbeits-
markt geradezu positiv explodieren. Das Gegenteil ist der 
Fall. Betrachten Sie Länder, wo Überschuss diskutiert 
werden. Die Schweden diskutieren momentan, was sie 
mit der halben Milliarde Euro Überschuss machen sollen, 
die im Haushalt übrig bleiben. Dieses Land hat einen aus-
geglichenen Haushalt, wesentlich geringere wirtschaftli-
che Probleme, höheres Wachstum und eine geringere Ar-
beitslosigkeit. Das wollen auch wir mit unseren beschei-
denen Mitteln der Landespolitik machen.

Herr Dr. Dürr, Sie stellten die Frage, welche landespoliti-
schen Mittel wir gegen die Arbeitslosigkeit einsetzen. Ich 
muss Ihnen mit den Worten des früheren Ministerpräsi-
denten von Niedersachsen antworten. Er hat auf diese 
Frage, in diesem Punkt zu Recht, gesagt, er habe nicht die 
makroökonomischen Instrumente. Die habe er erst dann 
in der Hand, wenn er die Bundesregierung stelle. Er hat 
Recht. Nun hat er die makroökonomischen Instrumente in 
der Hand. Er kann die Arbeitsmarktpolitik, die Steuerpoli-
tik und die Sozialpolitik ganz entscheidend prägen. Aber 
es ist nichts passiert, wodurch die Arbeitslosigkeit ent-
scheidend abgebaut worden wäre; ganz im Gegenteil, die 
Arbeitslosigkeit ist gestiegen. Es ist ein großes Übel, dass 
wir die Arbeitslosigkeit in Deutschland nicht in den Griff 
bekommen. Wenn wir weiterhin über 80 Milliarden Euro 
für Arbeitslosigkeit ausgeben müssen, kommen wir nicht 
auf ein vernünftiges Fundament.

(Beifall bei der CSU) 

Erinnern Sie sich – das ist ein Punkt, inwieweit sich ein 
Politiker korrigieren muss –, 1999 hat der Bundesfinanz-
minister die Finanzpolitik der Regierung Kohl gegeißelt 
und die Schuldenpolitik per se für unmoralisch erklärt. Er 
erklärte damals, er werde im Jahre 2006 einen ausgegli-
chenen Haushalt haben. Drei Jahre lang hat er durch alle 
Talkshows und Debatten das Ziel als die absolut morali-
sche Position dargestellt. Er hat alle Länderfinanzminister 
im Finanzplanungsrat verpflichten wollen, genauso zu ar-
beiten wie er und den ausgeglichenen Haushalt im Jah-
re 2006 zu erreichen. Das war also eine Vorgabe des 
Bundesfinanzministers gegenüber allen anderen Ländern. 
Viele Länder meinten, sie könnten das nicht und würden 
das für 2008/2009 anstreben. Das Ziel wurde von allen 
akzeptiert. Daran gehalten hat sich letztendlich nur dieses 
Hohe Haus. Es hat dieses Ziel im Jahre 2000 ins Haus-
haltsgesetz geschrieben. Wir halten dieses Versprechen 
trotz der derzeitigen großen Schwierigkeiten. 

Ich sehe auch, dass die Investitionen rückläufig sind. 
Glauben Sie denn, wir sind froh, dass wir gemessen an 
unserem Standard eine niedrige Investitionsquote haben, 
die aber gemessen am Bund und den anderen Ländern 
hoch ist? Ich meine, es ist besser, für eine kurze Zeit In-
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vestitionen zu verschieben, als weiterhin Schulden aufzu-
häufen und dadurch später keine Möglichkeit zur Investi-
tion zu haben.

(Beifall bei der CSU) 

Auch den zweiten Punkt muss man sehr deutlich anspre-
chen. Ich kenne Herrn Dr. Markert. Auch ich habe neben 
der Sozialministerin außerordentlich viele Gespräche mit 
den Sozialverbänden geführt. Ich habe bei der 150-Jahr-
Feier in Neuendettelsau Herrn Dr. Markert meine Position 
dargelegt, dass Sozialpolitik einen wichtigen Stellenwert 
in unserem Land hat, sie aber auf Dauer nicht auf Pump 
finanziert werden kann und der sozialpolitische Standard 
von der Leistungsfähigkeit abhängig ist. Es geht nicht, 
immer weniger einzunehmen, aber die Sozialstandards zu 
belassen oder höher zu setzen, sondern wir müssen zu-
nächst Wachstum generieren, damit wir uns danach wie-
der soziale Standards leisten können. Ich glaube, dass 
das von vielen Verbänden verstanden wird.

(Beifall bei der CSU) 

Herr Kollege Maget, zum Stichwort „Beamte“ sage ich 
Ihnen sehr deutlich, dass ich noch im August und Sep-
tember 2003 ausführlich dargelegt habe, dass alles bis 
zur Steuerschätzung im November 2003 unter einem ge-
wissen Vorbehalt stehen werde. 

Die Steuerschätzung von November 2003 war erneut ka-
tastrophal. Es hat riesige Diskussionen in der Mehrheits-
fraktion gegeben, wie wir das Thema angehen sollen: 
Machen wir Schulden oder sparen wir? Bei einer Quote 
von 43 % bzw. fast 50 % des Haushalts für Personalaus-
gaben muss man letzten Endes auch darüber nachden-
ken, ob es wirklich gerechtfertigt ist, die Seite des Perso-
nals völlig unbelastet zu lassen und nur Investitionen und 
Zuschüsse zu kürzen. Deshalb haben wir den Mut dazu 
gehabt, bestimmte Kürzungen vorzunehmen und die Ar-
beitszeit auf 42 Stunden zu verlängern. Außer Hessen und 
Bayern hat das kein anderes Bundesland gemacht. Ich 
sage Ihnen ganz offen: Wir sparen damit natürlich. Aber 
wir müssen gleichzeitig über den Länderfinanzausgleich 
andere Länder, die nicht den Mut zu einer entsprechenden 
Arbeitszeitverlängerung haben, mitfinanzieren. Wir bezah-
len für diese Länder letzten Endes über den Finanzaus-
gleich mit. Dass ich darüber nicht froh bin, ist klar, und da 
erwarte ich mir eigentlich hier ein Stück Unterstützung.

(Beifall bei der CSU)

Lassen Sie mich das Thema Gewerbesteuer und Kommu-
nalfinanzen ansprechen, weil Sie auch darüber gespro-
chen haben. Für uns ist die Kommunalpolitik ein enormes 
Anliegen. Sie spielt in unserer Fraktion eine sehr große 
Rolle, weil ein großer Teil der Mitglieder der Mehrheitsfrak-
tion kommunale Ämter hat. Sie sind Fraktionsvorsitzende 
im Stadtrat, im Gemeinderat, im Kreistag, sie sind stellver-
tretende Landräte oder Vizebürgermeister usw. In unserer 
Fraktion gibt es einen hohen kommunalpolitischen Sach-
verstand und damit auch eine Wahrung der Interessen der 
Kommunalpolitik. Deshalb haben wir auch den Finanz-
ausgleich erheblich gegenüber dem Normalhaushalt an-
gehoben.

In Deutschland wird enorm über die Zukunft der Gewer-
besteuer diskutiert. Die Gewerbesteueranhebung, die da-
mals in Hannover verabredet worden ist, war natürlich ein 
„Rohrkrepierer“ innerhalb der SPD, weil letzten Endes 
nichts herausgekommen ist. 

(Franz Maget (SPD): Das haben wir Gott sei Dank 
korrigiert!)

Ihr Bundeskanzler hat zusammen mit Herrn Clement eine 
völlig neue Konzeption entwickelt, die natürlich überall 
und mit Recht auf Widerstand gestoßen ist. Die Gewerbe-
steuer ist innerhalb des europäischen Umfeldes eine 
schwierige Steuer. Aber es ist völlig klar, dass wesentliche 
Änderungen der Gewerbesteuer aus unserer Sicht nur mit 
der Zustimmung der Kommunen möglich sind und wenn 
eine entsprechende Alternative geschaffen wird. Das be-
deutet: Solange wir diese nicht haben – und Sie wissen, 
dass das schwer ist, daran haben sich schon andere ver-
sucht –, wird eine Abschaffung der Gewerbesteuer an der 
CSU scheitern. 

(Beifall bei der CSU – Franz Maget (SPD): Was? 
Das haben Sie zum Programm gemacht!)

Zweiter Punkt, die Gewerbesteuerumlage: Hier haben Sie 
eine Unredlichkeit in die Debatte gebracht. Die Belastun-
gen der Kommunen durch die Bundesregierung über die 
Grundsicherung und über die Kinder- und Jugendhilfe 
sind geradezu aberwitzig. 22 Milliarden Euro geben die 
Kommunen in Deutschland derzeit für die Kinder- und 
Jugendhilfe aus, bereits fast so viel wie für die gesamte 
Sozialhilfe in der Größenordnung von 24 Milliarden Euro. 
Und Sie sind nicht in der Lage, das zu korrigieren! Bisher 
ist es nicht gelungen, die Bundesregierung und die rot-
grüne Koalition hier zu Änderungen zu bewegen. Ich wür-
de mich freuen, wenn Sie auch im Interesse der Entlas-
tung Ihrer kommunalpolitischen Freunde ein Stückchen 
mehr Bereitschaft im Bundestag dafür schaffen könnten, 
dass hier, vor allen Dingen, was die seelische Behinde-
rung anbelangt, Kriterien einbezogen werden, die Miss-
brauch verhindern. Denn das geht letzten Endes zulasten 
der Investitionen. 

(Beifall bei der CSU)

Durch die Gewerbesteuerumlage haben die Kommunen 
heute Mehreinnahmen; ich habe das angeführt. Die Steu-
erschätzung ist für die Kommunen günstiger als für Bund 
und Länder. Wir müssen unsere Prognose aufgrund der 
Steuerschätzung vom November nach unten korrigieren: 
Der Bund und die Länder nehmen weniger ein, die Kom-
munen nehmen mehr ein. Das ist nun einmal so; ich brau-
che jetzt die einzelnen Zahlen nicht zu nennen.

Ich habe noch im Ohr – Herr Maget, das kann ich Ihnen 
nicht ersparen –, wie am 14. Juli 2000 der Bundesfinanz-
minister gegen meinen Widerspruch im Bundesrat gesagt 
hat: Die großartige Steuerreform, die wir heute verab-
schieden, hat einen großen Profiteur, nämlich die Kommu-
nen. Damit die Kommunen nicht überproportional profitie-
ren, müssen wir die Gewerbesteuerumlage von 20 % auf 
28 % anheben. – Es gab eine Riesendebatte, und wir hat-
ten natürlich keine Chance, diesen Unsinn zu verhindern. 
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Am Ende hat diese Erhöhung der Gewerbesteuerumlage 
die Kommunen an den Rand größter finanzieller Schwie-
rigkeiten gebracht. Wir mussten fünf Anläufe 

(Manfred Ach (CSU): Ja, und auch hier im Bayeri-
schen Landtag!)

machen und haben im Vermittlungsausschuss den Bun-
deskanzler und die SPD – Gott sei Dank! – in einer nächt-
lichen Sitzung dazu bringen können, die Gewerbesteuer-
umlage von 28 % auf 20 % zu reduzieren. Es ist alleine ein 
Verdienst der Mehrheitsfraktion in diesem Hohen Hause, 
die mehrfach hier entsprechende Beschlüsse gefasst hat, 
dass wir dieses auch durchgesetzt haben. 

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Das ist gelogen! Sie ha-
ben unseren Antrag abgelehnt!)

– Das ist die Wahrheit, meine sehr verehrten Damen und 
Herren

(Beifall bei der CSU – Franz Maget (SPD): Was ist 
mit der Besteuerung?)

Eine vorletzte Bemerkung. Dass wir das Projekt Galileo 
bekommen haben, ist unbestritten. Die Interessen 
Deutschlands vertritt nun einmal die Bundesregierung. Es 
ist doch eine Selbstverständlichkeit, dass sie für deutsche 
Standorte eintritt und nicht etwa für Rom oder Paris. Das 
als besondere Leistung zu apostrophieren, halte ich schon 
für beachtlich. 

(Widerspruch bei der Opposition)

Dass das bei uns in Ottobrunn beheimatet wird, hängt 
natürlich mit der Luft- und Raumfahrtpolitik der letzten 
20 Jahre zusammen, die die Vorgänger meiner Regierung, 
zum Beispiel Franz Josef Strauß, betrieben haben.

(Beifall bei der CSU)

Dass die Alternative zu Rom Ottobrunn und nicht ir-
gendein anderer Standort in Deutschland war, hängt na-
türlich mit der Politik der früheren Staatsregierungen und 
der CSU-Fraktionen von damals zusammen.

(Beifall bei der CSU – Franz Maget (SPD): Da hät-
te es schon auch einen anderen Standort gege-
ben, mein lieber Schwan! Das nenne ich „Kollegi-
alität“, sich selbst damit zu brüsten!)

Bei der Ganztagsbetreuung und den 4 Milliarden Euro 
müssten Sie einmal ganz genau hinschauen. Ich sage Ih-
nen eines: Die 4 Milliarden Euro sind meines Erachtens 
nicht gut verwendet worden. Noch nie sind in Deutsch-
land so viele Cafeterias gebaut worden, noch nie hat es so 
viele Baumaßnahmen gegeben, die nicht unbedingt not-
wendig gewesen sind.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Da schau 
her!)

Wichtig ist vielmehr die Finanzierung des Know-how. Ich 
bemühe mich, dass es solche Themen überhaupt nicht 
mehr gibt. 

(Ulrike Gote (GRÜNE): Das ist ja auch Ihre Aufga-
be!)

Wenn der Bund der Meinung ist, die Länder tun zu wenig 
für die Bildungspolitik, dann soll er den Kommunen und 
den Ländern doch mehr Geld zur Verfügung stellen. Er soll 
ihnen doch einen Prozentpunkt von der Umsatzsteuer 
geben.

(Beifall bei der CSU)

Dann könnten wir hier etwas entscheiden. Ich hoffe, dass 
wir vielleicht in der Föderalismuskommission durchsetzen 
– ich weiß nicht, wie Sie dazu stehen –, dass Artikel 104 a 
geändert wird mit dem Ziel, dass es vom Bund für die 
Länder in Bereichen, in denen sie ausschließlich zuständig 
sind, keine Finanzzuweisungen mehr gibt. Das hätte na-
türlich weit reichende Bedeutung für den Landtag und die 
Länder. Damit hätten wir eine ganz klare Trennung: In allen 
anderen Bereichen könnte der Bund fördern, aber nicht 
dort, wo die Länder allein zuständig sind. Da haben wir ein 
echtes Problem; wir haben hier immer wieder die Mischfi-
nanzierung, bei der der Bund in einem Bereich finanziert, 
in dem die Länder zuständig sind. Im Bildungsbereich 
möchte ich eine klare Trennung; da soll das Land allein 
zuständig sein. Der Bayerische Landtag hat immer eine 
gute Bildungspolitik betrieben. Wir brauchen hier keine 
Unterstützung durch den Bund – weder gestern, noch 
heute, noch morgen.

(Beifall bei der CSU)

Erlauben Sie mir ein letztes Wort. – Ich stelle mit großen 
Interesse fest, dass auch hier gefordert wird, dass auslän-
dische Kinder, die hier leben, so rasch wie möglich, so gut 
wie möglich und so intensiv wie möglich Deutsch lernen.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Das darf 
doch nicht wahr sein! Das war immer unsere For-
derung! – Ulrike Gote (GRÜNE): Sie haben das 
doch immer wieder abgelehnt!)

– Nein, um Gottes willen. Passen Sie bitte auf. Ich will Sie 
ja nur erinnern: 

Hier in diesem Hause hat diese Forderung zum Beispiel 
damals Kultusminister Professor Hans Maier gestellt. Die-
se Forderung hat auch sein Nachfolger Hans Zehetmair 
gestellt. 

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Was hat 
er dafür getan?)

Was ist von Ihrer Seite immer eingewendet worden? – 
Entscheidend sei der muttersprachliche Unterricht; wir 
dürften keine Zwangsgermanisierung durchführen. 

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Der muttersprachliche 
Unterricht ist auch wichtig! Es gibt kein „entwe-
der oder“!)
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Das war Ihre generelle Position. 

(Lebhafter Beifall bei der CSU)

Ich will gar nicht so weit zurückgehen. 

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Sie haben es heute 
noch nicht verstanden!)

Welche Auseinandersetzungen hatte ich weiland als In-
nenminister in dieser Frage mit den GRÜNEN, mit dem 
Fraktionsvorsitzenden Bäumer, der sich hier hingestellt 
hat und damals gegen die Einschränkungen des mutter-
sprachlichen Unterrichts getobt hat, weil er, für die GRÜ-
NEN sprechend, immer der Meinung war: Wir müssen in 
diesem Lande die kulturellen Eigenheiten der Menschen 
behalten. 

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Das ist doch richtig! – 
Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Zuerst 
kommt die Muttersprache, dann Deutsch!)

Das war die Grundlage für Parallelgesellschaften, die Sie 
heute beklagen, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren. 

(Beifall bei der CSU)

Eine letzte Bemerkung zu etwas, das noch nicht so lange 
zurückliegt. Als Sie 1998 mit dem Antritt der Regierung 
Schröder I in den Koalitionsvereinbarungen eine großzügi-
ge Einbürgerung festgeschrieben haben,

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Das ist doch richtig!)

hat Bundesinnenminister Schily von einem epochalen 
Schritt gesprochen. Als damals Günther Beckstein, die 
Bayerische Staatsregierung und die Mehrheitsfraktion 
forderten, man müsse die Einbürgerung an bestimmte 
Deutschkenntnisse und an Deutschtests knüpfen, 

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Tun Sie einmal etwas 
dafür!)

sind Sie auf Günther Beckstein losgegangen. Meine sehr 
verehrten Damen und Herren, 

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Wo sind denn Ihre An-
gebote?)

das war damals die allgemeine Diskussion.

(Beifall bei der CSU)

Wir freuen uns aber, wenn Sie sich jetzt aufgrund äußerer 
Einflüsse auch in dieser Frage 

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Also 
wirklich nichts verstanden!)

unserer Position anschließen. Umso leichter tun wir uns 
dann. 

(Ulrike Gote (GRÜNE): Sie haben doch nichts 
verstanden!)

Ich sage Ihnen noch einmal, dass ein Unterschied be-
steht. Wenn jemand aus einem fremden Land in unser 
Land kommt und in unserem Land leben will, findet er eine 
offene Gesellschaft, eine tolerante Gesellschaft vor, ein 
Land, in dem er, gemessen an seinem Heimatland – wo 
auch immer er herkommt, ob aus Asien, aus Afrika oder 
von sonst wo –,

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Sparen Sie sich den 
Ländervergleich!)

eine wirtschaftliche Chance hat, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, die er in seinem eigenen Land nicht 
hat. Dann ist es aber das selbstverständliche Recht der 
deutschen Bevölkerung zu verlangen, dass sich diese 
Menschen, wenn sie Deutsche werden wollen, integrieren 
und auch die in Deutschland geltenden Grundwerte re-
spektieren. 

(Beifall bei der CSU)

Deswegen glaube ich, dass der Hinweis letzten Endes 
immer mehr Anhänger finden wird, dass im Zusammen-
hang mit der Einbürgerung und im Zusammenhang mit 
unserem Grundgesetz ein eigener Akt stattfinden muss. 
Ich habe gesagt, man solle einen Eid darauf ablegen, oder 
irgendeine andere festliche Feier solle stattfinden. 

(Beifall bei der CSU)

Ich bleibe dabei, meine sehr verehrten Damen und Herren. 
Sie werden sehen, dass sich das letzten Endes durchset-
zen wird; denn das ist dann eine Manifestation der Inte-
gration. 

In diesem Sinne herzlichen Dank und alles Gute.

(Lebhafter Beifall bei der CSU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Herzlichen 
Dank, Herr Ministerpräsident. Kolleginnen und Kollegen, 
wir kommen zur Abstimmung. Der Abstimmung liegen der 
Entwurf des Haushaltsplans 2005/2006, Einzelplan 02, 
sowie die Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses für Staatshaushalt und Finanzfragen auf der 
Drucksache 15/2095 zugrunde. 

Der Einzelplan 02 wird vom Ausschuss für Staatshaushalt 
und Finanzfragen zur unveränderten Annahme empfoh-
len. Wer dem Einzelplan 02 seine Zustimmung geben will, 
den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. Das ist die CSU-
Fraktion. Wer ist dagegen? Ich bitte, dies in gleicher Weise 
anzuzeigen. – Das sind die SPD-Fraktion und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? – Kei-
ne. Somit ist der Einzelplan 02 beschlossen. Ich danke 
Ihnen allen ganz, ganz herzlich. Der Einzelplan, so wie ihn 
der Haushaltsausschuss vorgeschlagen hat, ist angenom-
men. 

Gemäß § 126 Absatz 6 der Geschäftsordnung gelten zu-
gleich die vom Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-
fragen zur Ablehnung vorgeschlagenen Änderungsanträ-
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ge als abgelehnt. Eine Liste dieser Änderungsanträge liegt 
Ihnen vor. 

(siehe Anlage 1)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, damit darf ich Sie in 
die Mittagspause entlassen. Um 13.30 Uhr geht es weiter 
mit der Fragestunde. Der Staatsminister für Wirtschaft, 
Infrastruktur, Verkehr und Technologie beginnt. Ich bitte 
diejenigen Kolleginnen und Kollegen, die dann ihre Fragen 
haben, pünktlich um 13.30 Uhr hier zu sein. 

(Unterbrechung von 12.47 bis 13.30 Uhr)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir nehmen die Sitzung 
wieder auf.

Ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 15 

Mündliche Anfragen

Ich bitte zunächst Herrn Staatsminister Dr. Wiesheu um 
die Beantwortung der an sein Haus gerichteten Fragen. 
Erste Fragestellerin ist Frau Kollegin Dr. Kronawitter, bitte 
schön.

Dr. Hildegard Kronawitter (SPD): Herr Staatsminister Dr.  
Wiesheu, nachdem Sie bereits am 7. Oktober dieses Jah-
res beim „Tag des Handwerks“ in Nürnberg erwähnt ha-
ben, dass der Bericht über die Evaluierung des Mittel-
standskreditprogramms vorliege, frage ich Sie deshalb, 
was die wesentlichen Ergebnisse dieses Berichtes sind, 
welche Konsequenzen die Staatsregierung daraus ziehen 
wird und ob sich im Besonderen daraus Lösungsvorschlä-
ge ergeben, wie Hausbanken stärker motiviert werden 
können, Förderkredite an KMUs weiterzuleiten?

Staatsminister Dr. Otto Wiesheu (Wirtschaftsministeri-
um): Herr Präsident, Hohes Haus! Das Gutachten liegt seit 
September 2004 vor. Es beurteilt das Mittelstandskredit-
programm durchaus positiv und bestätigt, dass es mit 
seinem breiten Ansatz, nämlich der Förderung von Exis-
tenzgründern und bestehenden klein- und mittelständi-
schen Unternehmen, in ganz Bayern marktkonform aus-
gerichtet ist. Das MKP ist laut Gutachten auch gut auf die 
Förderprogramme des Bundes abgestimmt und ergänzt 
diese in effizienter Weise. Das Gutachten bestätigt ferner, 
dass das MKP im untersuchten Zeitraum von 1999 bis 
2003 den Bedürfnissen des Mittelstandes entsprechend 
weiterentwickelt wurde. Das Gutachten enthält Vorschlä-
ge zur Verwaltungsvereinfachung, die gegenwärtig mit 
den betroffenen Stellen, unter anderem mit der Kreditwirt-
schaft, erörtert werden.

(Zuruf von der SPD)

– Dafür kann ich nichts; da muss eben mehr Ruhe im 
Haus sein. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Minister, darf ich Sie kurz unterbrechen? – Ich hätte 
gerne jemanden von der Technik, weil der Redner im Au-
genblick wirklich schwer zu verstehen ist. Das Mikrofon ist 
nicht richtig eingestellt. Wer ist von der Technik da? 

(Ludwig Wörner (SPD): Niemand ist da!)

Herr Minister, versuchen Sie es bitte.

Staatsminister Dr. Otto Wiesheu (Wirtschaftsministeri-
um): Danke. – Das Gutachten enthält Vorschläge zur Ver-
waltungsvereinfachung, die gegenwärtig mit den betroffe-
nen Stellen, unter anderem mit der Kreditwirtschaft, erör-
tert und geprüft werden. Mit den Ergebnissen ist Anfang 
nächsten Jahres zu rechnen. Dann werde ich dem Minis-
terrat und dem Landtag berichten. Das ist der geplante 
zeitliche Ablauf. Ich weiß auch, dass die Durchleitungsbe-
reitschaft für öffentlich geförderte Darlehen bei den Kredi-
tinstituten unterschiedlich ist. Einige tun das mit Zurück-
haltung, einige tun es aktiver. Im Rahmen der weiteren 
Überlegungen zur Umsetzung des Gutachtens wird diese 
Thematik ebenfalls diskutiert werden. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Erste Zusatzfrage: die Fragestellerin.

Dr. Hildegard Kronawitter (SPD): Herr Minister, Sie ha-
ben eben bestätigt, dass die Durchleitungsbereitschaft 
bei Hausbanken unterschiedlich ist. Offensichtlich ist sie 
zumindest in verschiedenen Regierungsbezirken sehr we-
nig zufrieden stellend. Ich beziehe mich dabei auf eine 
Untersuchung der Handwerkskammer Oberfranken, in 
der festgestellt wird, dass 16,7 % der Kredit nachfragen-
den Betriebe in Verhandlungen mit ihren Hausbanken 
nichts von der Tatsache öffentlicher Kredite erfahren ha-
ben bzw. dass diese gar nicht ins Visier genommen wur-
den. Ich frage Sie daher: Wie kann erreicht werden, dass 
die vorhandenen Förderinstrumente dort eingesetzt wer-
den, wo sie zur Unterstützung des Unternehmens ge-
braucht werden?

Staatsminister Dr. Otto Wiesheu (Wirtschaftsministeri-
um): Frau Kollegin, das betrifft jetzt nicht mehr das Gut-
achten; das ist eine ganz andere Frage. Dennoch gehe ich 
darauf ein. Das Problem liegt nicht darin, dass das regio-
nal unterschiedlich gehandhabt wird, sondern dass es bei 
den Banken unterschiedlich gehandhabt wird. Ich erlebe 
es bei Privatbanken, Sparkassen und auch genossen-
schaftlichen Banken, dass sie die Kredite durchleiten und 
sie ihren Kunden empfehlen, dass andere hingegen das 
nicht tun. Das hängt nicht vom Bankentypus ab, sondern 
von den jeweiligen Verantwortlichen vor Ort. Deshalb wird 
das unterschiedlich gehandhabt, was ich bedaure. 

Die klein- und mittelständischen Betriebe wissen aber 
über die Kammern und die Verbände sehr wohl darüber 
Bescheid, dass es diese Darlehensprogramme gibt, so-
dass es deren Sache ist, diese anzufordern. Ich erlebe 
auch, dass manche Banken zu guten Kunden sagen: Das 
brauchst du gar nicht, das ist zu viel Bürokratie. Dann hat 
die Bank nämlich beim Zins schönere Margen. So ist halt 
das Leben. Wenn der Kunde auf dem Darlehen aber be-
steht, zieht die Bank eben den Kürzeren. Ich kann nicht in 
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die einzelnen Vertragsverhandlungen der Banken eingrei-
fen; da muss sich jeder selbst rühren. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Weitere Zusatzfrage: die Fragestellerin.

Dr. Hildegard Kronawitter (SPD): Herr Minister, niemand 
erwartet, dass Sie eingreifen. Bei den Haushaltsansätzen 
war aber festzustellen, dass die bereitgestellten Mittel für 
das Mittelstandskreditprogramm zunächst einmal gar 
nicht abgerufen wurden. Ich frage Sie: Wie ist zu erklären, 
dass dieses Programm in der Evaluierung als zufrieden 
stellend beurteilt wird?

Staatsminister Dr. Otto Wiesheu (Wirtschaftsministeri-
um): Frau Kollegin, auch Sie haben gewiss mitbekommen, 
dass in den letzten Jahren die Groß- und auch die Klein-
betriebe bei Investitionen große Zurückhaltung geübt ha-
ben. Man könnte lange über die Ursachen dafür reden, 
und da könnte sich Ihr Blick nach Berlin richten. Sie wer-
den aber festgestellt haben, dass es jetzt 14 Quartale 
hintereinander gab, in denen die Investitionen zurückge-
gangen sind. Damit ist natürlich auch die Nachfrage nach 
Investitionskrediten zurückgegangen. 

Das war auch der Grund dafür, dass das Mittelstandskre-
ditprogramm in den letzten Jahren von expandierenden 
Betrieben nicht in dem Umfang nachgefragt wurde, wie 
das früher der Fall war. Das war der Hauptgrund. In der 
vergangenen Periode konnten wir wieder ein leichtes An-
ziehen feststellen; deswegen haben wir die Mittel im 
nächsten Haushalt wieder aufgestockt. Der Rückgang der 
Nachfrage ist also durch die gesamtwirtschaftliche Ent-
wicklung bedingt. Sie hat sich bei den Klein- und Mittelbe-
trieben so niedergeschlagen, dass die beschlossen ha-
ben, ihre Mittel zusammenzuhalten und nicht in neue In-
vestitionen zu gehen. Diese Lage ist Ihnen bekannt. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Letzte Zusatzfrage: die Fragestellerin.

Dr. Hildegard Kronawitter (SPD): Herr Minister, war es 
Teil der Evaluierung, dass gerade in Oberfranken Be-
triebsmittelkredite im Förderkontext gefordert werden, 
und wie bewerten Sie die Forderung, die erneut in diesem 
Gutachten der Handwerkskammer Oberfranken erhoben 
wurde, womit dieses Thema neu gestellt ist?

Staatsminister Dr. Otto Wiesheu (Wirtschaftsministeri-
um): Ich kenne die Aussage der Handwerkskammer Ober-
franken, dass die Reduzierung des Zinssatzes auf 2 % im 
Grenzgebiet dazu geführt hat, dass die MKP-Mittel ver-
stärkt nachgefragt worden sind, dass also genau diese 
Vorgehensweise das MKP dort wieder attraktiver gemacht 
hat. Im Übrigen verweise ich darauf, dass wir dieses The-
ma Anfang nächsten Jahres, wenn die Auswertungen 
insgesamt vorliegen, im Ausschuss ausführlich diskutie-
ren können.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Nächster Fragesteller: Kollege Dr. Runge.

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Herr Staatsminister! Aus wel-
chen öffentlichen Haushalten und in welcher Höhe wurde 

die Wiederaufnahme der Produktion – genauer: der Mon-
tage – bei der Schneider Electronics GmbH in Türkheim 
gefördert nach Übernahme von „Assets“, das heißt kon-
kret von Produktionsanlagen, Beständen und Marken-
rechten, der Anfang 2002 in Insolvenz gegangenen 
Schneider Technologies AG und ihrer Tochter Schneider 
Electronics AG durch das chinesische Unternehmen 
TCL?

Staatsminister Dr. Otto Wiesheu (Wirtschaftsministeri-
um): Demzufolge, was mir mitgeteilt wurde, gab es die 
üblichen Zuschüsse für Auszubildende durch die Arbeits-
verwaltung, also Zuschüsse aus dem Bundeshaushalt. 
Darüber hinaus sind keine öffentlichen Fördergelder an 
die neu gegründete Schneider Electronics GmbH bzw. an 
die chinesische TCL-Gruppe in Türkheim geflossen. Ich 
füge hinzu: Diese Information unterliegt normalerweise 
dem Betriebsgeheimnis, unabhängig davon, ob die Aus-
kunft positiv oder negativ ist. Das Unternehmen hat dieser 
Bekanntgabe jedoch auf Nachfrage ausdrücklich zuge-
stimmt. Ich muss das festhalten, weil das eine absolute 
Ausnahme ist. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Zusatzfrage: der Fragesteller.

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Herr Minister Dr. Wiesheu, 
wann genau haben Sie von der Schließung der Fertigung 
erfahren?

Staatsminister Dr. Otto Wiesheu (Wirtschaftsministeri-
um): Ich nehme an, zum gleichen Zeitpunkt wie Sie. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Weitere Zusatzfrage: der Fragesteller.

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Meine nächste Zusatzfrage 
bezieht sich auf die soeben gehörte Antwort. Herr Minis-
ter, haben Sie gehandelt – und wenn ja, wie haben Sie 
gehandelt –, als Sie erfahren haben, dass TCL den Miet-
vertrag für das Gelände in Türkheim zum Stichtag nicht 
verlängert hat? Das war zum Beispiel im vierten Insolven-
zbericht im Sommer dieses Jahres nachzulesen.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Minister, bitte.

Staatsminister Dr. Otto Wiesheu (Wirtschaftsministeri-
um): Wir haben in dieser Sache nicht mehr gehandelt.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Damit ist diese Frage erledigt. Nächste Fragestellerin ist 
Frau Kollegin Lochner-Fischer. Bitte.

Monica Lochner-Fischer (SPD): Herr Staatsminister, auf-
grund der Tatsache, dass die S-Bahn-Verlängerung nach 
Geretsried kurz vor dem Planfeststellungsverfahren steht, 
frage ich die Staatsregierung, welche der beiden Trassen 
der Ergebnisse des ROV – westlich von Waldram oder 
Gelting – vonseiten der Staatsregierung favorisiert wird, 
und aus welchen Gründen dies geschieht.
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Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Otto Wiesheu (Wirtschaftsministeri-
um): Frau Kollegin, die Bayerische Staatsregierung hat 
bislang noch keine Entscheidung über den Trassenverlauf 
der geplanten S-Bahn-Verlängerung von Wolfratshausen 
nach Geretsried getroffen. Die Trassenfestlegung muss 
sich in erster Linie an dem verkehrlich dringend Erforderli-
chen orientieren. Derzeit sind die betroffenen Kommunen 
aufgerufen, sich mit der Frage der Streckenführung zu 
befassen. Die Stadt Wolfratshausen hat sich am 16. No-
vember 2004 unter der Voraussetzung, dass die S-Bahn-
Gleise in Wolfratshausen die Sauerlacher Straße unter-
queren, für die Geltinger Trasse ausgesprochen. Die Stadt 
Geretsried wird voraussichtlich am 21. Dezember 2004 
beraten. 

Wir werden in Abstimmung mit dem Bundesministerium 
für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen – das Bundesmi-
nisterium ist auch beteiligt – und der DB AG eine Ent-
scheidung für eine der beiden Trassen treffen und dabei 
die Stellungnahmen der Kommunen in die Überlegungen 
einbeziehen. Wir entscheiden das nicht allein. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Zusatzfrage: die Fragestellerin.

Monica Lochner-Fischer (SPD): Herr Minister, welche 
zusätzlichen Kosten entstehen durch die Unterquerung 
durch die Bahn unter der Sauerlacher Straße im Gegen-
satz zu den vom ROV festgestellten Kosten für die Varian-
te, bei der die Sauerlacher Straße unter den Schienen 
durchgehen sollte?

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Otto Wiesheu (Wirtschaftsministeri-
um): Das kann ich Ihnen auswendig nicht sagen. Ich weiß 
nur, dass die eine Trasse etwas teurer ist als die andere. 
Was die Unterquerung an zusätzlichen Kosten im Ver-
gleich zum bisherigen Verlauf der Trasse kostet, kann ich 
nicht aus dem Stegreif sagen. Wenn Sie wollen, kann ich 
das nachreichen.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Frau Lochner-Fischer.

Monica Lochner-Fischer (SPD): Wir wissen also nicht, 
über welche Größenordnung wir verhandeln. Trotzdem 
stelle ich meine zweite Frage. Wäre das Ministerium be-
reit, aus den noch frei verfügbaren Regionalisierungsmit-
teln, die immerhin rund 200 Millionen Euro ausmachen, 
die zusätzlichen Kosten zu zahlen, oder kommen auf die 
Kommunen vor Ort weitere Kosten zu, wenn sich Bund 
und Land für die billigere Variante entscheiden sollten?

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Otto Wiesheu (Wirtschaftsministeri-
um): Ich schlage vor, das übliche Verfahren einzuhalten. 

Das bedeutet, die Kommunen nehmen Stellung, und wir 
werden uns mit Bund und Bahn abstimmen. Wir sind da-
bei, den Bund zur Mitfinanzierung zu gewinnen. Deshalb 
hat auch vor kurzem eine Ortsbesichtigung meines Hau-
ses mit Vertretern des Bundes und mit der Bahn AG statt-
gefunden. Ich glaube, auch die BEG war dabei. Dabei 
wurden die verschiedenen Varianten diskutiert. Es war 
erkennbar, dass der Bund einer Mitfinanzierung positiv 
gegenüber steht. Jetzt kommt es darauf an, dass wir in 
der Abstimmung nach einer einvernehmlichen Lösung 
suchen, damit wir die Finanzierung hinbekommen. Ich will 
hier aber keine Festlegungen treffen, die dazu führen 
könnten, dass der Bund sagt: Freunde, so geht das nicht; 
unter diesen Voraussetzungen könnt ihr das alleine ma-
chen. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: Es 
gibt keine weiteren Zusatzfragen. Dann ist Frau Kollegin 
Paulig die nächste Fragestellerin.

Ruth Paulig (GRÜNE): Herr Minister, welche Gutachten 
und Untersuchungen waren im Raumordnungsverfahren 
zum Donauausbau für die unterschiedlichen Varianten, 
auch Untervarianten, jeweils aus Sicht der Staatsregierung 
notwendig, wer hat diese jeweils erstellt, und wie ist der 
geplante zeitliche Ablauf des Raumordnungsverfahrens?

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Otto Wiesheu (Wirtschaftsministeri-
um): Ich muss zuerst einmal feststellen, dass es gemein-
same Auffassung des Bundes und des Freistaates Bayern 
war – das ist niedergelegt in der Vereinbarung vom Au-
gust 2003 –, dass die Grundlagen für das Raumordnungs-
verfahren fortzuschreiben und zu ergänzen sind. Das war 
unsere gemeinsame Position. Unterschieden hat sich das 
darin, dass der Bund sagt, er verlangt Variante A, die be-
zahlt er. Wir haben dann gesagt, wir verlangen auch die 
Prüfung der Varianten C und D 2. Damit haben wir uns die 
Kosten aufgeteilt. Die Notwendigkeit einer Fortschreibung 
war aber gemeinsame Auffassung.

(Ruth Paulig (GRÜNE): Danach habe ich Sie jetzt 
nicht gefragt!)

– Das ist in Ihrer Frage aber unterstellt, weil Sie nur von 
dem bayerischen Teil sprechen.

(Ruth Paulig (GRÜNE): Dann wären Sie also hell-
seherisch?)

– Es heißt doch: Welche Gutachten und Untersuchungen 
waren im Raumordnungsverfahren jeweils aus Sicht der 
Staatsregierung notwendig? Das war aber nicht aus unse-
rer Sicht, sondern aus Sicht von Bundesregierung und 
Staatsregierung notwendig. Deshalb enthält Ihre Frage 
einen Fehler, den ich auf diese Weise, wenn Sie erlauben, 
korrigieren darf. Ich möchte nicht, dass ein falscher Ein-
druck entsteht. Mit der Frage wird sonst nämlich etwas 
unterstellt. Deshalb habe ich diese erste Klarstellung ge-
troffen. Das galt insbesondere für die mit dem Donauaus-
bau verbundenen Eingriffe in Natur und Landschaft und 



Bayerischer Landtag · 15. Wahlperiode2026 Plenarprotokoll 15/30 v. 01. 12. 2004 Bayerischer Landtag · 15. WahlperiodePlenarprotokoll 15/30 v. 01. 12. 2004 2027

für den rechnerischen Nachweis des Hochwasserschutz-
konzeptes als Bestandteil des Raumordnungsverfahrens. 

Als Gutachter waren bei der Erstellung der Raumord-
nungsunterlagen folgende Büros tätig: die RMD Wasser-
straßen GmbH für die Koordination und das Hochwasser-
schutzkonzept; die Bundesforschungsanstalt für Gewäs-
serkunde für die ökologische Beratung; das Planungsbüro 
Schaller für die ökologischen Grundlagenuntersuchungen 
und schließlich Dr. Seifert für die fischökologischen Unter-
suchungen.

Zum geplanten Ablauf des Raumordnungsverfahrens ist 
zu sagen: Die höhere Landesplanungsbehörde – das ist in 
diesem Fall die Regierung von Niederbayern –, die für die 
Durchführung des Raumordnungsverfahrens zuständig 
ist, geht derzeit davon aus, dass die entsprechenden Un-
terlagen im Januar 2005 vorliegen werden und dass dann 
das Verfahren mit der Beteiligung der Träger öffentlicher 
Belange und der Öffentlichkeitseinbeziehung in Gang ge-
setzt wird. Sofern keine unvorhergesehenen Verzögerun-
gen eintreten, ist mit einem Abschluss des Raumord-
nungsverfahrens Mitte des Jahres 2005 zu rechnen. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Zusatzfrage? Bitte schön.

Ruth Paulig (GRÜNE): Besteht die Möglichkeit, die Ge-
nehmigungsverfahren für den Hochwasserschutz vorzu-
ziehen?

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Bitte, Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Otto Wiesheu (Wirtschaftsministeri-
um): Das müssen Sie Herrn Kollegen Schnappauf fragen.

(Ruth Paulig (GRÜNE): Der Donauausbau betrifft 
im Moment doch Ihr Ressort!)

– Der Donauausbau schon, aber das Thema Hochwasser 
und Hochwasserschutz liegt beim Umweltministerium. 

(Ruth Paulig (GRÜNE): Sie machen doch ein ge-
meinsames Raumordnungsverfahren!)

– Das ist richtig, weil die Variante A einen erhöhten Hoch-
wasserschutz verlangt und eine höhere Hochwasserge-
fährdung bringt. Für die Auswirkungen werden deshalb 
mehr Flächen und höhere Dämme beansprucht. Ist Ihnen 
das bisher noch nicht aufgefallen? Dennoch ist die Frage, 
wie das Verfahren für diese Schutzmaßnahmen durchge-
führt wird, nicht bei mir, sondern beim Kollegen Schnap-
pauf angesiedelt.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Frau Kollegin, eine Zusatzfrage haben Sie noch. Das ist 
eine mehr als normal üblich.

Ruth Paulig (GRÜNE): Besten Dank. Herr Staatsminister, 
wie gliedern sich die geplanten Hochwasserschutzmaß-
nahmen nach natürlichen Hochwasserschutzmaßnah-

men, sprich: natürlichen Retentionsräumen und Deich-
bauten bzw. Deichrückverlegungen?

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Otto Wiesheu (Wirtschaftsministeri-
um): Auch dies ist eine Frage, die den klassischen Hoch-
wasserschutz betrifft und die Sie bitte Herrn Kollegen 
Schnappauf stellen möchten.

(Ruth Paulig (GRÜNE): Das habe ich leider so er-
wartet. Es geht aber hier doch um das Genehmi-
gungsverfahren, und das läuft in Ihrem Haus!)

– Hochwasserfragen werden aber im Umweltministerium 
behandelt.

(Ruth Paulig (GRÜNE): Sie müssen sich aber 
doch darüber informieren!)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: Tut 
mir Leid, Herr Minister. Jetzt habe ich das Wort. Wir haben 
jetzt nämlich den nächsten Fragesteller, Herrn Hallitzky.

Herr Hallitzky, ich habe Sie bereits das letzte Mal mit der 
Silbermedaille wegen Ihrer langen Fragen ausgezeichnet. 
Dieses Mal kann ich Ihnen wieder die Silbermedaille ver-
leihen; denn Sie haben wieder die zweitlängste Frage ge-
stellt. In der Geschäftsordnung steht: Die Anfragen müs-
sen kurz gefasst sein. Bitte, Herr Hallitzky, versuchen Sie 
es wenigstens das nächste Mal. Sie haben das Wort.

Eike Hallitzky (GRÜNE): Das ist kurz, Herr Präsident.

Sehr geehrter Herr Wiesheu, nachdem sich der Bundes-
tag als Maßnahmeträger des geplanten Donauausbaus 
zwischen Straubing und Vilshofen darauf festgelegt hat, 
lediglich die staustufenfreie so genannte Variante A zu 
bauen, frage ich die Staatsregierung, welche zusätzlichen 
Kosten im Rahmen der Unterlagenerstellung durch die 
Rhein-Main-Donau-Wasserstraßen GmbH, im Rahmen 
des eigentlichen Verfahrens durch die Regierung – inklusi-
ve kalkulatorischer Kosten –, im Rahmen des eigenen 
Verfahrens für die Kommunen und Träger öffentlicher Be-
lange durch das Raumordnungsverfahren dadurch entste-
hen, dass von der Staatsregierung eine Einbeziehung der 
Varianten C und D 2 – Ausbau mit einer bzw. drei Staustu-
fen – in das Verfahren durchgesetzt wurde?

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Otto Wiesheu (Wirtschaftsministeri-
um): Herr Präsident, zur Klärung sei vorausgeschickt, 
dass beim Ausbau des Rhein-Main-Donau-Kanals und 
beim Ausbau der Donau in den weiteren Stufen nicht der 
Bundestag der Vertragspartner ist, sondern die Bundesre-
gierung und der Freistaat Bayern. Die Entscheidung des 
Bundestages ist zwar interessant, aber der Bundestag 
entscheidet nicht im Verfahren. Es entscheiden zwei Part-
ner. Es entscheidet auch nicht ein Partner alleine, selbst 
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wenn er Maßnahmenträger ist. So viel sei vorausge-
schickt.

Und eine zweite Bemerkung sei vorausgeschickt: Wir ha-
ben mit dem Bund vereinbart, dass der Bund die Kosten 
für die Unterlagenerstellung für die Variante A finanziert 
und wir die Kosten für die Varianten C und D 2 tragen. 
Diese Kosten betragen 1,42 Millionen Euro.

Zu Punkt 2, den sie angesprochen haben: Aufgrund der 
zusätzlichen inhaltlichen Anforderungen für die Einbezie-
hung der Varianten C und D 2 in das Raumordnungsver-
fahren zum geplanten Ausbau der Donau zwischen Strau-
bing und Vilshofen natürlich zu einem Verwaltungsmehr-
aufwand. Aber den im Rahmen des Raumordnungsver-
fahrens  exakt zu beziffern, ist faktisch nicht möglich.

Zu Punkt 3. Auch für die am Verfahren beteiligten Kom-
munen und Träger öffentlicher Belange dürfte ein erhöhter 
Arbeitsaufwand und Entscheidungsaufwand entstehen. 
Aber eine Kalkulation der dadurch entstehenden Kosten 
ist mir auch nicht möglich. Ich hätte fast gesagt, es kommt 
darauf an, wie sich die Leute anstellen. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Zusatzfrage: der Fragesteller.

Eike Hallitzky (GRÜNE): Ich verstehe das also richtig, 
dass diese 1,42 Millionen Euro sich auf die Unterlagener-
stellung der Rhein-Main-Donau AG beziehen? Dies nur 
als Nachfrage zu der Summe.

Staatsminister Dr. Otto Wiesheu (Wirtschaftsministeri-
um): Exakt.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Zusatzfrage: der Fragesteller.

Eike Hallitzky (GRÜNE): Wie viel Personalkapazität – weil 
Sie gesagt haben, Sie können das nicht beziffern – ist bei 
der Regierung von Niederbayern durch diese zusätzlichen 
Anforderungen gebunden?

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Staatsminister, bitte.

Staatsminister Dr. Otto Wiesheu (Wirtschaftsministeri-
um): Ich gehe davon aus, dass es mit der Personalkapazi-
tät, die vorhanden ist, um Raumordnungsverfahren durch-
zuführen, gemacht werden kann. Im Übrigen müssen Sie 
wissen, dass wir im Bereich der Raumordnung, also der 
Landesentwicklung, 30 % Personal abbauen, aber erst 
nach dem Jahr 2005. Es wird also nächstes Jahr ausrei-
chend Personalkapazität da sein. Sie können beruhigt 
sein: Es wird zeitgerecht durchgeführt werden können. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Weitere Zusatzfrage: der Fragesteller.

Eike Hallitzky (GRÜNE): Beinhalten diese 1,42 Millionen 
Euro sämtliche Kosten der Unterlagenerstellung, also 
auch die, die nicht durch die Rhein-Main-Donau-Wasser-
straßen GmbH durchgeführt werden? Sie haben das Büro 

Schaller und andere Büros angesprochen. Sind das also 
die Gesamtkosten, die haushalterisch auftauchen?

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Staatsminister, bitte.

Staatsminister Dr. Otto Wiesheu (Wirtschaftsministeri-
um): Soweit mir bekannt ist, sind das die Kosten der RMD. 
Ob die RMD die anderen Gutachten in Auftrag gegeben 
hat und die Kosten des Büros Schaller etc. hier bereits 
eingeschlossen sind, kann ich Ihnen mit Verbindlichkeit 
nicht auswendig sagen. Ich bin aber gerne bereit, die In-
formation nachzureichen. 

(Eike Hallitzky (GRÜNE): Das wäre lieb!)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Zusatzfrage: der Fragesteller.

Eike Hallitzky (GRÜNE): Meine letzte Rückfrage und zu-
gleich letzte Zusatzfrage: Habe ich Sie richtig verstanden, 
dass Sie den dreißigprozentigen Abbau des Personals in 
den nächsten Jahren für die Regierung von Niederbayern 
nicht ausschließlich damit begründen, dass noch ein 
Raumordnungsverfahren durchzuführen ist? Denn dann 
könnte ich es mir sehr leicht selber ausrechnen. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Staatsminister, bitte.

Staatsminister Dr. Otto Wiesheu (Wirtschaftsministeri-
um): Den dreißigprozentigen Personalabbau gibt es nicht 
nur in Niederbayern, sondern im Gesamtbereich der Lan-
desplanung und Landesentwicklung, eben in dem Be-
reich, der zu mir gekommen ist, und zwar deswegen, weil 
wir, wie Sie wissen, das Landesentwicklungsprogramm 
und die Regionalpläne verschlanken werden und können 
und weil damit in den Verfahrensabläufen erhebliche Ver-
einfachungen eintreten werden, die dazu führen werden, 
dass man mit einem geringeren Personalbesatz aus-
kommt. Das hat also mit diesem Thema tatsächlich nichts 
zu tun. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Vielen Dank, Herr Minister. – Damit kommen wir zum Be-
reich des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus. 
Herr Staatssekretär, wollen Sie weiter Zeitung lesen, oder 
kann ich die sie betreffenden Fragen aufrufen? – Erste 
Fragestellerin: Frau Steiger.

Christa Steiger (SPD): Herr Staatssekretär, es tut mir 
Leid, dass Sie jetzt bei Ihrer Lektüre unterbrochen wer-
den.

Staatssekretär Karl Freller (Kultusministerium): Ausge-
rechnet einen kritischen Artikel über die SPD habe ich 
gerade gelesen. 

Christa Steiger (SPD): Nun zur Frage: Nachdem der 
Realschullehrerverband anlässlich seines ersten nord-
bayerischen Realschullehrertages veröffentlicht hat, dass 
in Bayern in insgesamt 250 Klassen mit einer Stärke von 
34 bis 37 Schülern und Schülerinnen unterrichtet wird, 
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frage ich Sie: Welche Realschulen und welche Klassen in 
Oberfranken befinden sich im Bereich dieser Klassenstär-
ke in diesem Schuljahr?

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Bitte, Herr Staatssekretär.

Staatssekretär Karl Freller (Kultusministerium): Verehrte 
Frau Abgeordnete! Im Regierungsbezirk Oberfranken füh-
ren 14 staatliche Realschulen insgesamt 21 Klassen mit 
mehr als 33 Schülern. Das ist der Stand vom ersten 
Schultag 2004. Es gibt in Oberfranken 618 Klassen. Die 
21 Klassen mit mehr als 33 Schülern entsprechen 3,4 % 
aller 618 Klassen in Oberfranken. Folgende Schulen – mit 
Angabe der Jahrgangsstufen – führen derartig große Klas-
sen: Bayreuth I hat eine 7. Klasse mit 35 Schülern, Bay-
reuth II eine 7. Klasse mit 34 Schülern und eine 8. Klasse 
mit 34 Schülern, Burgkunstadt eine 5. Klasse mit 34 Schü-
lern und eine 10. Klasse mit 34 Schülern, Ebrach eine 
7. Klasse mit 34 Schülern und eine 9. Klasse mit 35 Schü-
lern, Forchheim eine 9. Klasse mit 34 Schülern, Gräfen-
berg eine 7. Klasse mit 36 Schülern, Helmbrechts eine 
9. Klasse mit 35 Schülern und eine 9. Klasse mit 36 Schü-
lern, Hirschaid eine 8. Klasse mit 34 Schülern, Kulmbach 
eine 8. Klasse mit 34 Schülern, Marktredwitz eine 8. Klas-
se mit 34 Schülern, eine 9. Klasse mit 34 Schülern, eine 9. 
Klasse mit 36 Schülern und eine 10. Klasse mit 34 Schü-
lern, Naila eine 7. Klasse mit 34 Schülern, Pegnitz eine 
9. Klasse mit 35 Schülern, Scheßlitz eine 10. Klasse mit 
36 Schülern und Wunsiedel eine 10. Klasse mit 34 Schü-
lern. In Oberfranken mussten keine Klassen mit 37 Schü-
lern geführt werden. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Zusatzfrage: die Fragestellerin.

Christa Steiger (SPD): Herr Staatssekretär, sehen Sie es 
auch so wie ich, dass Schülerinnen und Schüler wie auch 
Lehrerinnen und Lehrer in Klassen mit solch hohen Schü-
lerzahlen, auch wenn keine Klasse mit 37 Schülern vor-
handen ist, aber die Schülerklassenzahl immerhin bis 
36 Schüler geht, wesentlich schlechtere Lern- und Ar-
beitsbedingungen haben als in Klassen mit Schülern und 
Schülerinnen unter 30? Wenn Sie das auch so sehen, was 
hat Ihr Haus vor, um das zu ändern?

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Staatssekretär, bitte.

Staatssekretär Karl Freller (Kultusministerium): Frau Ab-
geordnete, es ist sicher für jeden Lehrer – ich selbst war 
auch einer – besser und angenehmer, in einer kleineren 
Klasse zu unterrichten. Man hat dann zweifellos mehr Zeit, 
sich da und dort um den einzelnen Schüler zu bemühen. 
Allerdings haben wissenschaftliche Untersuchungen 
nachgewiesen, dass die Schülerzahl nicht in unmittelba-
rem Wechselverhältnis zur Leistungsebene der Klasse 
steht. Übrigens haben auch Waldorfschulen 35 Schüler 
und mehr in einer Klasse. Entscheidend für den Unter-
richtserfolg sind sicherlich viele Faktoren.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Zusatzfrage: die Fragestellerin.

Christa Steiger (SPD): Herr Staatssekretär, Sie können 
sich sicher vorstellen, dass das der Realschullehrerver-
band etwas anders sieht und die Eltern der betroffenen 
Schülerinnen und Schüler sicherlich auch. Meine Frage 
zielt jetzt noch dahin: Der Realschullehrerverband fordert 
300 Stellen mehr für Lehrerinnen und Lehrer. Wie stehen 
Sie zu dieser Forderung? Sehen Sie eine Möglichkeit, dies 
in absehbarer Zeit zu verwirklichen?

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Bitte, Herr Staatssekretär.

Staatssekretär Karl Freller (Kultusministerium): Ich habe 
natürlich großes Verständnis dafür, wenn von Lehrer- und 
Elternseite gefordert wird, dass die Klassenstärken sin-
ken, dass vor allem die großen Klassen minimiert werden. 
Wir sind auch selbst höchst interessiert daran, dass die 
Klassenhöchststärken abnehmen. Allerdings muss ich 
darauf hinweisen, dass es vor allem die schnelle Einfüh-
rung der R 6, auf die auch die Kommunen gedrängt ha-
ben, war, die in kurzer Zeit einen erhöhten Lehrerbedarf an 
den Realschulen schuf. Wir mussten bis zum heutigen Tag 
parallel die vierjährige und sechsjährige Realschule füh-
ren. Das hat dazu geführt, dass wir an der Realschule ei-
nen besonders hohen Bedarf an Lehrkräften hatten und 
haben. Wir werden aber selbstverständlich darauf hinar-
beiten, dass sich die hohen Klassenstärken in den nächs-
ten Jahren senken lassen. Dass ich als Kultusstaatssekre-
tär für jede Planstelle, die unser Haus bekommt, äußerst 
dankbar bin, liegt auf der Hand, und dass wir bei den 
Haushaltsverhandlungen sehr intensiv für zusätzliche 
Lehrerplanstellen kämpfen, kann sich jeder denken. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Letzte Zusatzfrage: die Fragestellerin.

Christa Steiger (SPD): Herr Staatssekretär, ich muss Sie 
trotzdem fragen: In welchem Zeitraum haben Sie dies 
vor?

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Bitte, Herr Staatssekretär.

Staatssekretär Karl Freller (Kultusministerium): Frau Ab-
geordnete, Sie kennen 

(Rainer Volkmann (SPD): Die Haushaltssituation!)

die Haushaltslage. Solange es die Einnahmensituation 
nicht zulässt, veranlasst durch die schlechte Wirtschafts-
politik der Bundesregierung, meine Damen und Herren – –

(Widerspruch bei der SPD)

Meine Damen und Herren, wir haben leider eine Fülle von 
Unternehmenspleiten auch bei uns im Land, weil die Wirt-
schaft in Deutschland in einer extrem schwierigen Situati-
on ist. Wir können nicht die Augen verschließen vor den 
wirklichen Ursachen dessen, was uns die Probleme ein-
gebrockt hat. Es sind katastrophale Fehlentscheidungen 
einer rot-grünen Bundesregierung. Wenn der Staat eine 
bessere Einnahmenseite hätte, dann würden wir auch 
mehr Lehrer einstellen können und wollen.

(Zuruf der Abgeordneten Ruth Paulig (GRÜNE))
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Man muss diesem Thema schon auf den Grund gehen. 
Der Grund ist nicht ein Unwille, dass man nicht mehr Leh-
rer einstellt, sondern eine Haushaltssituation, die ansons-
ten zulasten der Generation geht, für die Sie vorgeben 
sprechen zu wollen. Für mich ist es wichtig, dass wir in 
den nächsten Jahren wieder zusätzliche Planstellen be-
kommen. Das wird aber sehr davon abhängen, wie die 
Einnahmenseite des Staates aussehen wird.

(Zuruf des Abgeordneten Ludwig Wörner (SPD))

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Damit ist diese Frage erledigt. Nächster Fragesteller: Herr 
Kollege Sprinkart.

Adi Sprinkart (GRÜNE): Herr Staatssekretär, waren an der 
Erarbeitung des Beurteilungsheftes durch das ISB, das 
inzwischen vom Kultusministerium wieder zurückgezogen 
wurde, auch Pädagogen beteiligt, die noch als aktive 
Lehrerinnen und Lehrer tätig sind, wenn ja, in welchem 
Umfang?

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Staatssekretär, bitte.

Staatssekretär Karl Freller (Kultusministerium): Herr Ab-
geordneter, sowohl der Arbeitskreisleiter als auch die 
sechs Arbeitskreismitglieder sind ausschließlich aktive 
Lehrkräfte. Sie waren am Schulversuch beteiligt und ver-
fügen über entsprechende Erfahrungen. Alle arbeiten mit 
der vollen Stundenzahl.

Adi Sprinkart (GRÜNE): Herr Staatssekretär, erscheint es 
Ihnen denn nicht verwunderlich, dass ein Gremium, das 
aus lauter Praktikern besteht, eine Vorgabe beziehungs-
weise ein Beurteilungsheft erarbeitet, das sich in der Pra-
xis nicht bewährt und dass das Kultusministerium, wie ich 
der Homepage des BLLV entnehme, in einen schlanken 
Leitfaden ändern will? 

Staatssekretär Karl Freller (Kultusministerium): Herr Ab-
geordneter, hier steht ein Staatssekretär, der sehr schnell 
gemerkt hat, dass dies eine Handreichung des ISB ist, die, 
sollte sie als verbindlich verstanden werden, mit Sicher-
heit zu großen Irritationen führt. Deswegen haben wir so-
fort angewiesen, klarzustellen, dass es sich hier um kein 
verbindliches Schriftstück handelt. Wir werden hier von-
seiten des Kultusministeriums – wie schon seit Wochen 
geplant – einen übersichtlichen und hilfreichen Leitfaden 
herausgeben, der den Lehrkräften eine Chance gibt, sich 
in die neue Thematik schnell einzuarbeiten und bei den 
Beobachtungsbögen und neuen Zeugnissen entspre-
chend zu handeln.

Adi Sprinkart (GRÜNE): Ist es für Sie nicht verwunderlich, 
das Praktiker etwas erarbeiten können, das in der Praxis 
wohl nicht umsetzbar ist? 

Staatssekretär Karl Freller (Kultusministerium): Herr Ab-
geordneter, ich sage nicht, dass die ISB-Handreichung in 
der Praxis unbrauchbar sei. Die Verfasser haben Teile des 
Inhalts in ihren Schulen konkret erprobt. Aber so ins Detail 
zu gehen, wie es an einigen Stellen in der Publikation dar-
gestellt wird, ist sicher oft nicht machbar und auch nicht 

nötig. Deswegen auch die klare Erklärung, dass sie unver-
bindlich ist. Das KM wird in Kürze den Lehrkräften einen 
Leitfaden an die Hand geben, mit dem relativ unkompli-
ziert und den Alltag nicht unnötig erschwerend gearbeitet 
werden kann. Das ist unser Ziel. Zweiter Vizepräsident 
Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: Letzte Zusatzfrage: Frau 
Kollegin Paulig.

Ruth Paulig (GRÜNE): Herr Staatssekretär, wäre es nicht 
sinnvoll, im Sinne der Verwaltungsvereinfachung, einer 
Deregulierung und eines Vorgehens für mehr Selbststän-
digkeit für Schulen diesen Beurteilungsleitfaden über-
haupt sein zu lassen und stattdessen darauf zu vertrauen, 
dass Lehrerinnen und Lehrer vor Ort genügend Kompe-
tenz besitzen, bei der Beurteilung der Umsetzung der 
Ziele eines Lehrplans selbst eine Beurteilung zu treffen; 
denn sie kennen die Schülerinnen und Schüler und haben 
eine gewisse Erfahrung, die beim ISB und den Verfassern 
deutlich zu fehlen scheint?

Staatssekretär Karl Freller (Kultusministerium): Frau Ab-
geordnete, ein Stück weit widersprechen Sie sich, weil es 
in der Tat Lehrer waren, die diese Handreichung erstellt 
haben.

(Zuruf der Abgeordneten Ruth Paulig (GRÜNE))

– Nein, Sie haben den Widerspruch selbst hereingebracht, 
aber ich möchte auf Folgendes ausdrücklich hinweisen: 
Selbstverständlich möchten wir, dass an den Schulen viel 
selbst entschieden wird. Aber wir wissen auch, dass bei 
Neueinführungen –  in diesem Fall: eines neuen Zeugnis-
ses – sehr viele Rückfragen kommen und dass im ganzen 
Land ein gewisses Maß an Gleichheit bestehen muss. Es 
geht nicht anders, weil natürlich die eine Schule zum Bei-
spiel mit den Zeugnissen der anderen Schule weiterarbei-
ten muss. Daher sind wir der Auffassung, es ist wichtig, 
dass es einen Leitfaden gibt, wie das Ganze zu bewerk-
stelligen ist, weil sonst die Detailanfragen um ein Vielfa-
ches höher sind als nötig. In jeder Behörde ist es sinnvoll, 
allen Mitarbeitern wissen zu lassen, was geplant ist, und 
ihnen für die Umsetzung die nötigen Hilfen zu geben.

(Ruth Paulig (GRÜNE): Mit Selbstständigkeit hat 
das nichts zu tun!)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: Ich 
rufe die Frage der Frau Kollegin Narnhammer auf. – Ich 
sehe die Frau Kollegin nicht. Wird ihre Frage von jeman-
dem übernommen? – Dann ist diese Frage verfallen, und 
kommt die Anfrage des Kollegen Boutter. Bitte schön, 
Herr Kollege.

Rainer Boutter (SPD): Herr Staatssekretär, im Moment 
wird in Würzburg ein erfolgreiches und gut ausgestattetes, 
bestens funktionierendes Schulzentrum zerschlagen. Vor 
diesem Hintergrund frage ich die Bayerische Staatsregie-
rung: Ist die Staatsregierung im Hinblick auf die nun auch 
von der CSU geforderte Verstaatlichung kommunaler 
Schulen bereit, die Personalkosten – ich verstehe darun-
ter natürlich auch die Verstaatlichung – für das städtische 
Berufsbildungszentrum für Hauswirtschaft und Sozialwe-
sen in Würzburg zu übernehmen, um damit drohende 
Defizite im Ausbildungsangebot, um Schüler– und Perso-
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naltourismus und um unsinnige Neuinvestitionen zu ver-
meiden und könnte dies im Rahmen der geplanten Haus-
haltsansätze geschehen beziehungsweise welche Ände-
rungen dieser Ansätze wären erforderlich?

Staatssekretär Karl Freller (Kultusministerium): Herr Ab-
geordneter, das Berufsbildungszentrum für Hauswirt-
schaft und Kinderpflege Würzburg besteht aus mehreren 
Schulen, und zwar aus einer städtischen Berufsschule für 
Hauswirtschaft, aus städtischen Berufsfachschulen für 
Hauswirtschaft, Kinderpflege und Sozialpflege, Berufs-
fachschulen für Altenpflege e. V. und Altenpflegehilfe e. V., 
einer Fachschule für Altenpflege e. V. sowie einer städti-
schen Fachakademie für Hauswirtschaft. Eine volle Per-
sonalkostenerstattung durch den Freistaat Bayern kommt 
nicht in Betracht, solange die Stadt Würzburg Dienstherr 
des Personals ist. Sie kennen ja die einzelnen Paragra-
phen im Schulfinanzierungsgesetz. 

Ob und wann sich für das städtische Berufsbildungszent-
rum Würzburg im Rahmen der Verstaatlichungsüberle-
gungen Perspektiven für eine Übernahme einiger oder al-
ler Schulen ergeben, kann gegenwärtig noch nicht gesagt 
werden. Eine Übernahme aller genannten städtischen 
Schulen – ohne die privatisierten Schulen für Altenpfle-
ge – mit über 400 Schülerinnen und Schülern und über 
– umgerechnet – 40 vollzeitbeschäftigten Lehrkräften ist 
keinesfalls im Rahmen der geplanten Haushaltsansätze 
möglich.

Rainer Boutter (SPD): Herr Staatssekretär, ich weiß na-
türlich, dass dieses Zentrum aus mehreren Schulen be-
steht. Ich frage Sie nun: Wie beurteilen Sie die Aussage 
einer sachkundigen Teilnehmerin an einer CSU-Veranstal-
tung speziell zu diesem Schulzentrum, die sagte, die CSU 
höhle mit solchen Entscheidungen Bayern aus? Es gä-
be – so die Teilnehmerin weiter – keinen Grund für die 
Verlagerung der Schüler in die Landkreise. Das Schulhaus 
sei gut modernisiert. Die zu tragenden Fahrtkosten be-
deuteten für die meisten Schüler das Aus. Die Teilnehme-
rin weist darauf hin, dass in Marktheidenfeld und Ochsen-
furt die Klassen auf diese Weise mit Sicherheit nicht voll 
würden.

Staatssekretär Karl Freller (Kultusministerium): Herr Ab-
geordneter, ich bitte um Nachsicht, dass ich mich schwer 
tue, eine aus dem Zusammenhang der Diskussion ge-
nommene Äußerung hier zu beurteilen, ohne die weiteren 
Diskussionsbeiträge und den Verlauf der Gesamtdiskussi-
on zu kennen.

Ich kann nur insgesamt sagen, dass auch der Staatsregie-
rung und uns sehr wohl bewusst ist, dass viele Kommu-
nen in einer finanziell schwierigen Situation sind, dass es 
in der Tat bei den Kommunen den verstärkten Willen gibt, 
bei Schulen lieber auf die Personalhoheit zu verzichten 
und sie stattdessen in staatliche Hände zu geben. Das ist 
eine – auch aus Nürnberg – sehr bekannte Überlegung, 
die durchaus nachvollziehbar ist. Ich weise dabei darauf 
hin, dass etwa in den Achtzigerjahren der Freistaat Bayern 
eine Verstaatlichung anbot. In Nürnberg zum Beispiel wur-
den die Kommunen gebeten, sich zu äußern, ob sie Inter-
esse haben, dass die Schulen verstaatlicht werden. Der 
damalige SPD-Fraktionsvorsitzende und spätere Ober-

bürgermeister Schönlein hatte an alle Schulen einen Brief 
geschickt, sich doch mit Händen und Füßen dagegen zu 
wehren, verstaatlicht zu werden, weil man dann Büttel des 
Staates sei. Das heißt, in Zeiten, in denen manches mög-
lich gewesen wäre, wollten viele Städte nicht auf ihre 
Schulen verzichten. Aber jetzt sieht es umgekehrt aus, 
und viele Kommunen würden ihre Schulen gern an den 
Staat abgeben. Ich weise aber darauf hin, dass mit der 
Übernahme einer einzigen Schule in dieser Größenord-
nung sofort 40 Planstellen wegfallen, die wir natürlich für 
die zusätzliche Unterrichtsversorgung – ich erinnere an 
die Anfrage Ihrer Kollegin zum Thema „Klassenstärken an 
den Realschulen“ – sofort vergeben werden.

Wir werden sicherlich darauf hinarbeiten, dass in den 
nächsten Jahren ein konkreter Einstieg in die Verstaatli-
chung kommunaler Schulen gelingt. Nicht geben wird es 
– dafür bitte ich um Verständnis –, dass der Staat alles 
bezahlt und die Städte alles bestimmen.

Rainer Boutter (SPD): Nachdem Sie die Aussage nicht 
beurteilen können, hilft Ihnen vielleicht ein Bericht der Zei-
tung. Ich zitiere nur einen Satz: „Dr. Eykmann stimmt ihr 
ohne Einschränkung zu.“

Ich will aber noch eine Frage an Sie stellen. Die Stadt 
Würzburg erwägt in Anbetracht der Situation, die ich Ih-
nen gerade geschildert habe, einen runden Tisch einzube-
rufen, um vielleicht dieses Berufsschulzentrum noch zu 
retten. Ist die Staatsregierung bereit, an diesem runden 
Tisch mitzuwirken?

Staatssekretär Karl Freller (Kultusministerium): Mir ist im 
Augenblick kein entsprechendes Schreiben bekannt, 
möglicherweise der Ministerin. Aber es ist keine Frage, 
dass es ein gemeinsames Interesse geben muss, dass 
man den Schülern bestmögliche Chancen gibt, auch die 
entsprechenden Fachschulen und Berufsfachschulen zu 
besuchen. Diese Sicherstellung muss uns, Staat und 
Stadt, einen. Dabei ist es sicherlich auch wichtig, das Um-
land von Würzburg einzubeziehen. Die Staatsregierung 
hat es noch nie verwehrt, zumindest mit Rat zur Seite zu 
stehen, wenn eine Kommune neue Überlegungen für ihre 
Schullandschaft anstellt.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Letzte Zusatzfrage: der Fragesteller.

Rainer Boutter (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben 
gerade darauf hingewiesen, dass Kommunen in der letz-
ten Zeit verstärkt auf Sie zugekommen sind. Ist dem Mi-
nisterium bekannt und berücksichtigen Sie das auch, 
dass die Stadt Würzburg bereits 1975 Verstaatlichungs-
anträge für Berufsschulen gestellt hat?

Staatssekretär Karl Freller (Kultusministerium): Ich habe 
vorhin bereits erwähnt, dass eine unterschiedliche Land-
schaft gibt, dass eine Reihe von Städten schon seit länge-
rer Zeit daran interessiert sind, ihre Schulen zu verstaatli-
chen, andere dies über Jahrzehnte partout abgelehnt ha-
ben. Wenn ein Stufenplan erstellt wird, ist es sicherlich 
darüber zu diskutieren, wer sehr frühzeitig berücksichtigt 
wird bzw. berücksichtigt werden muss. Was Würzburg 
angeht, so haben im Gymnasialbereich bereits wirksam 
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geholfen. Ich bin gerne bereit, Ihnen den Schriftverkehr 
zur Verfügung zu stellen. 

Ich komme selber aus der Großstadt Nürnberg. Wir haben 
ähnlich gelagerte Probleme wie Würzburg. Ich setze mich 
selbst mit Überzeugung dafür ein, dass für die nächsten 
Jahre sinnvolle weitergehende Lösungen gefunden wer-
den.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Staatssekretär, vielen Dank. – Ich rufe nun den Be-
reich des Staatsministeriums für Arbeit und Sozialord-
nung, Familie und Frauen auf. Frau Ministerin, bitte schön. 
Erster Fragesteller ist Herr Kollege Volkmann.

Rainer Volkmann (SPD): Frau Ministerin, im Hinblick auf 
die von der Staatsregierung seit kurzem betonte Bedeu-
tung der Integration nicht nur der Spätaussiedler, sondern 
auch der hier lebenden Ausländer frage ich, wie sich die 
Haushaltsmittel des Freistaats in den Jahren 2003 bis 
2005 für Deutschkurse sowie für andere Integrationsmaß-
nahmen entwickelt haben bzw. entwickeln sollen.

Staatsministerin Christa Stewens (Sozialministerium): 
Herr Kollege Volkmann, im Einzelplan 10 des Haushalts-
plans sind spezielle Mittel für die Förderung der Integrati-
on von Ausländern und Spätaussiedlern wie folgt veran-
schlagt: Für die Ausländerintegration, Titelgruppe 79, wa-
ren im Jahr 2003  2 098 500 Euro, im Jahr 2004  746 400 
Euro und im Jahr 2005  745 700 Euro veranschlagt. Im 
Bereich Aussiedlerbetreuung waren es 2003 überschlägig 
2 Millionen Euro, im Haushaltsjahr 2004  1,6 Millionen 
Euro und im Jahr 2005 auch 1,6 Millionen Euro. Dazu darf 
ich sagen: Zwar sind die Mittel um 20 % gekürzt worden, 
doch gleichzeitig ist der Rückgang der Aussiedlerzahlen 
jeweils zu berücksichtigen. Wir haben also einen adäqua-
ten Rückgang an Aussiedlerzahlen. 

Im Bereich Betreuung jüdischer Emigranten war der 
Haushaltstitel 2003  484 000 Euro, 2004  434 000 und 
2005 ebenfalls 434 000 Euro. Das heißt, wir haben 2005 
im Bereich Aussiedler und jüdische Emigranten die Haus-
haltstitel in den Doppelhaushalt 2005/2006 übernommen. 
Zu dem ersten Haushaltstitel sage ich dann noch etwas. 

Mit den genannten Ansätzen im Sozialhaushalt werden 
spezielle Beratungs- und Betreuungsangebote gefördert, 
insbesondere migrationsspezifische Dienste. Diese Mittel 
bilden jedoch nur einen Teil der tatsächlich der Ausländer-
integration dienenden staatlichen Aufwendungen ab. 
Hinweisen möchte ich insbesondere auf die Sprachförde-
rung des Kultusministeriums im schulischen Bereich so-
wie im Bereich der Erwachsenenbildung und natürlich 
auch die Sprachförderung im Kindergarten im vorschuli-
schen Bereich. Insgesamt ist der Umfang aller staatlichen 
Leistungen für die soziale Integration so nicht feststellbar, 
da viele staatliche Förderungen oder Leistungen aus all-
gemeinen Haushaltsansätzen erfolgen oder Maßnahmen 
sind, die Deutschen und Ausländern zugleich zugute 
kommen. Anteilige Berechnungen könnten keine aussa-
gekräftigen Zahlen liefern, weil auf den ausländerspezifi-
schen Mehrbedarf abgestellt werden müsste, der aber im 
Grunde nicht zuverlässig ermittelt werden kann. 

Ergänzend zu dem von der Staatsregierung dem Landtag 
vorgelegten Entwurf des Doppelhaushaltes 2005/2006 
wurde zur Förderung von Maßnahmen aufgrund des am 
1. Januar 2005 in Kraft tretenden Zuwanderungsgesetzes 
den Mitgliedern des  Haushaltsausschusses in diesen Ta-
gen eine Nachschubliste – das betrifft die erste Position, 
Ausländerintegration, von der ich vorhin gesagt habe, ich 
würde dazu noch etwas sagen – zugeleitet, die zusätzli-
che Mittel von 1,5 Millionen Euro vorsieht. Diese Nach-
schubliste steht selbstverständlich unter dem Vorbehalt 
der Billigung durch den Bayerischen Landtag. Die Staats-
regierung will jedenfalls mit diesem Vorschlag ihre Absicht 
unterstreichen, auch in haushaltspolitisch schwieriger 
Lage den Herausforderungen der Integration Rechnung 
zu tragen. 

Um gleichzeitig zu sagen, warum wir das über die Nach-
schubliste gemacht haben, Herr Kollege Volkmann: Als 
wir unseren Haushalt, den Einzelplan 10, verhandelt ha-
ben, lagen haushaltstechnisch – man war damals in den 
letzten Zügen bei den Verhandlungen zum Zuwande-
rungsgesetz – die Voraussetzungen noch nicht exakt vor: 
Sind es freiwillige Leistungen? Sind es gesetzliche Leis-
tungen? Mittlerweile ist klar, dass die Kosten für die Inte-
grationskurse der Bund trägt, während die kursbegleiten-
den Maßnahmen eine freiwillige Leistung der Länder sind. 
Die Länder haben sich dann in der ArgeFlü zusammenge-
setzt und haben die Kosten ermittelt. Vor diesem Hinter-
grund haben wir es dann haushaltstechnisch in die Nach-
schubliste eingebracht.

Rainer Volkmann (SPD): Frau Ministerin, würden Sie mir 
zustimmen in der Feststellung, dass der Rückgang der 
Haushaltsmittel, wie Sie gesagt haben, aus dem Titel 
10 79 in den Jahren 2003 bis 2005 von mehr als 2 Millio-
nen Euro auf weniger als 750 000 Euro Ausdruck einer 
Strategie ist, die jedenfalls die Integration von Ausländern, 
so wie es heute der Herr Ministerpräsident in seinem Re-
debeitrag fürs Plenum zum Ausdruck gebracht hat, gera-
de nicht fördert, sondern dass das eine Ausgabenpolitik 
ist, die die Integration der Ausländer eher erschwert?

Staatsministerin Christa Stewens (Sozialministerium): 
Da würde ich Ihnen, Herr Kollege Volkmann, keineswegs 
zustimmen; denn wenn ich die 1,5 Millionen Euro Integra-
tionsförderung in der Nachschubliste zu den 700 000 Euro 
der Ausländerintegration hinzuzähle, dann bin ich bei 
2,2 Millionen Euro, und das ist wesentlich mehr, als wir im 
Haushalt 2004 hatten, nämlich 746 000 Euro, ist übrigens 
auch mehr, als wir im Haushalt 2003 hatten mit circa 
2,1 Millionen Euro.

Dabei will ich aber gleichzeitig sagen, dass wir in diesem 
Jahr gerade im Bereich der Ausländersozialberatung 
durchaus gekürzt haben. Im Hinblick auf diese Kürzungen 
bin ich der Meinung, dass diese nationalitätenspezifische 
Beratung nicht so sehr der Integration dient, wie wenn wir 
in der Sozialberatung Deutsche und Ausländer zugleich 
beraten; dies trägt dem wichtigen Anliegen der Integration 
besser Rechnung.

Rainer Volkmann (SPD): Noch eine Zusatzfrage. Darüber 
kann man herzlich streiten, und dazu gibt es auch noch 
genügend Diskussionsbedarf. Aber ich darf doch festhal-
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ten, dass die Staatsregierung – das ist mir völlig neu, denn 
die Nachschubliste war mir nicht bekannt – in Zukunft auf 
die Frage der Integration der hier lebenden Ausländer ei-
nen deutlich größeren Wert legt, der sich auch in Haus-
haltsmitteln niederschlägt.

Staatsministerin Christa Stewens (Sozialministerium): 
Die Staatsregierung legt natürlich gerade auf die Integrati-
on einen sehr großen Wert; das ist auch ein Arbeits-
schwerpunkt im Sozialministerium. Vor diesem Hinter-
grund haben wir ja auch das Forum „Integration im Dia-
log“ ins Leben gerufen. Ich kann Ihnen dazu Folgendes 
sagen, Herr Abgeordneter Volkmann. Für uns ist es ganz 
wichtig, im Zuge der Integration den Ausländern, die bei 
uns leben, klarzumachen, dass Integration auch ein Stück 
weit eine Bringschuld ist. Natürlich wollen wir gemeinsam, 
Deutsche und Ausländer zusammen, die Integration im 
Dialog besser bewältigen, um Parallelgesellschaften zu 
vermeiden.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Bevor ich als Nächstes die Frage des Kollegen Dr. Dürr 
aufrufe, möchte ich noch einmal in Erinnerung rufen, dass 
ich zu Beginn der Fragestunde darauf hingewiesen habe, 
dass nach § 73 Absatz 2 der Geschäftsordnung die Anfra-
gen kurz gefasst sein müssen. Sie, Kollege Dürr, haben 
mit Abstand die längste Frage in einem Bandwurmsatz 
gestellt, der Thomas Mann jede Ehre machen würde. Ich 
rege an, das in Zukunft kürzer zu fassen, sonst müssten 
wir Sie für die Verleihung des Ordens „Wurm am Bande“ 
vorschlagen. Das wollen wir doch nicht tun.

(Simone Tolle (GRÜNE): Das ist unverschämt!)

Herr Dr. Dürr, Sie sind der nächste Fragesteller.

Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Herr Präsident, es ist mir klar, 
dass das Ihr Hobby ist. Aber auch wenn Sie es noch so oft 
wiederholen, wird es nicht zutreffender.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Abgeordneter, ich bitte Sie, Ihre Frage zu stellen. 

Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Es ist unser parlamentarisches 
Recht, solche Fragen zu stellen. Das muss sein, damit wir 
aus der CSU etwas herausbekommen. Deshalb frage ich 
jetzt Sie, Frau Ministerin:

Nachdem einer Pressemitteilung der CSU zu entnehmen 
ist, dass der „CSU-Vorsitzende Ministerpräsident Edmund 
Stoiber die bayerische Sozialministerin Christa Stewens 
(CSU) beauftragt“ hat, „eine Modellrechnung zur Moderni-
sierung der Krankenversicherung vorzulegen“, und Zei-
tungsberichten zusätzlich zu entnehmen war, dass das 
Ministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie und 
Frauen die Höhe der Beiträge für die Bürgerinnen und 
Bürger errechnet hat, die sie nach dem Gesundheitskon-
zept der CDU und CSU abhängig von Einkommen und 
Familienstatus zu entrichten haben 

(Staatsministerin Christa Stewens (Sozialministe-
rium): Danke!)

– das wissen Sie alles, aber andere wissen es vielleicht 
nicht –, 

frage ich also die Staatsregierung: Wie hoch wären die 
monatlichen Entlastungen durch das Unionsmodell im 
Vergleich zur derzeitigen Krankenversicherung für Perso-
nen, deren Einkommen in der Höhe eines verheirateten 
bayerischen Ministerpräsidenten bzw. einer Ministerpräsi-
dentin mit drei mitversicherten Kindern, eines Staatsminis-
ters bzw. einer Ministerin mit sechs mitversicherten Kin-
dern bzw. eines oder einer unverheirateten kinderlosen 
Staatsministerin oder eines Staatsministers entspricht?

Staatsministerin Christa Stewens (Sozialministerium): 
Danke schön, Herr Abgeordneter Dürr. Zunächst drei Vor-
bemerkungen. 

Erste Vorbemerkung: Die Berechnungen sind natürlich 
vorgenommen worden, um bei unseren konzeptionellen 
Vorstellungen der solidarischen Gesundheitsprämie auch 
aufzuzeigen, dass dieses Modell durchgerechnet ist, dass 
es solide finanziert ist und dass es gerecht und unbüro-
kratisch ist.

Zweite Vorbemerkung: Die hier gewählten Beispiele ent-
sprechen nicht der Realität. Es dürfte sicherlich nicht, wie 
gesagt, allzu viele Personen geben, 

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Die ein so hohes Ein-
kommen haben!)

die bei diesem Einkommen Mitglied der gesetzlichen 
Krankenversicherung sind. Vielmehr handelt es sich bei 
einem so hohen Einkommen um eine typische Klientel der 
privaten Krankenversicherung.

Dritte Vorbemerkung: Der Fragesteller hat das solidari-
sche Gesundheitsprämienmodell – ich nehme an, Herr 
Kollege Dürr, trotz intensiven Studiums der CSU-Presse-
mitteilungen – offenbar noch immer nicht ganz verstan-
den. Die solidarische Gesundheitsprämie ist im Gegen-
satz zu der von Ihnen favorisierten Bürgerversicherung 
eben nicht mehr abhängig von Einkommen und Familien-
status. Es ist ganz wichtig, dass wir hier auch gleich den 
Risikostrukturausgleich abbauen, mit dem mittlerweile 
16 Milliarden Euro umverteilt werden. 

Nun zu Ihrem ersten Beispiel: Eine Person, die in der ge-
setzlichen Krankenversicherung freiwillig versichert ist 
und deren Einkommen dem eines verheirateten Minister-
präsidenten mit drei Kindern entspricht, erzielt – wie Sie 
sicherlich auch schon selbst festgestellt haben – Einkünf-
te in Höhe von 13 768,52 Euro monatlich. Sie hätte dem-
nach in der gesetzlichen Krankenversicherung den 
Höchstbeitrag zu entrichten. Unterstellt, die Person wäre 
bei der AOK Bayern versichert, errechnet sich der Höchst-
beitrag wie folgt: Die Beitragsbemessungsgrenze im Jah-
re 2005 beträgt 3525 Euro, und zwar ohne Anspruch auf 
Krankengeld. Auch das muss man hinzufügen. Daraus 
errechnet sich dann ein Höchstbeitrag in Höhe von 
461,78 Euro.

Nach dem solidarischen Gesundheitsprämienmodell er-
gibt sich für diese Person folgende monatliche Belastung. 
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Sie müsste zweimal 169 Euro zahlen, weil sie den Arbeit-
geberbeitrag nicht hat. Dieser Beitrag kommt hinzu. Das 
sind die zweimal 169 Euro. Das macht zusammen 
338 Euro. Im Vergleich zum GKV-Höchstbetrag hätte sie 
eine Entlastung von 123,78 Euro. 

Nun müssen Sie sehen, dass diese Reform im Bereich der 
Krankenversicherung gleichzeitig mit der Steuerreform 
durchgeführt würde. Es würde also nicht auf 36 % Steuer-
höchstsatz abgesenkt, sondern lediglich auf 39 %, so-
dass sich insgesamt eine steuerliche Belastung von 
269,24 Euro ergäbe und diese gegengerechnet eine Be-
lastung von insgesamt 145 Euro. Die Person zahlt also 
145 Euro mehr. 

Zweites Beispiel, das wäre ich, die Ministerin mit den 
sechs Kindern: Da haben Sie Glück. Ich bin tatsächlich 
freiwillig GKV-versichert. Aber meine Kinder sind schon 
erwachsen und zahlen alles selbst, das möchte ich schon 
hinzufügen.

Diese Person erzielt Einkünfte in Höhe von 13 502,55 Euro 
monatlich. Unterstellt, sie wäre bei der AOK Bayern versi-
chert, hätte sie – wie im ersten Beispiel – ebenfalls den 
Höchstbeitrag in Höhe von 461,78 Euro zu zahlen. Dann 
wäre die Gesundheitsprämie wiederum zweimal 169 Euro; 
das sind 338 Euro. Die Entlastung im Vergleich zur GKV 
betrüge 123,78 Euro. Und nun die Steuerreform wieder 
vorausgesetzt, wo wir ursprünglich eine Absenkung auf 
36 % vorgesehen hatten, nunmehr von 39 % ausgehen 
müssten, bekämen wir eine zusätzliche steuerliche Belas-
tung von 257,50 Euro. Damit betrüge die Belastung insge-
samt unter dem Strich 133,72 Euro. Diese Ministerin mit 
sechs Kindern würde also 133,72 Euro insgesamt mehr 
zahlen müssen.

Nun komme ich zum dritten Beispiel, das Sie angeführt 
haben: Eine Person, die in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung freiwillig versichert ist und deren Einkommen 
dem eines unverheirateten Ministers entspricht, verdient 
12 294 Euro monatlich. Unterstellt ebenfalls, sie wäre bei 
der AOK Bayern versichert, hätte sie ebenfalls den 
Höchstbeitrag in Höhe von 461,78 Euro zu zahlen. Nach 
dem solidarischen Gesundheitsprämienmodell ergibt sich 
für diese Person dann folgende monatliche Belastung: Sie 
zahlt die 169 Euro – sie ist ja auch nicht verheiratet – und 
hat eine Entlastung im Vergleich zum GKV-Höchstbetrag 
in Höhe von 292,78 Euro. Wenn ich da wieder die steuer-
liche Belastung einbeziehe, hätte sie eine Belastung von 
306,39 Euro. Bei der Gegenfinanzierung käme sie im End-
effekt dann auf 13,61 Euro, die mehr zu zahlen wären. Das 
heißt also, im Endeffekt würde der höher verdienende Al-
leinverdiener am wenigsten mitfinanzieren. 

Das ist natürlich durch die gleichzeitig durchgeführte ein-
kommensteuerrechtliche Entlastung bedingt. Infolge der 
Reduzierung des Höchststeuersatzes profitieren konse-
quenterweise diejenigen, die bis dato die höchsten Steu-
ersätze gezahlt haben, mehr als diejenigen, die geringere 
Steuersätze bezahlt haben. 

Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Frau Ministerin, können Sie nach 
Ihren Berechnungen Modellrechnungen bestätigen, wie 
sie zum Beispiel Kollege Seehofer angestellt hat, wonach 

er für seine drei Kinder im Monat mit 210 Euro für Versi-
cherungsbeiträge entlastet würde, die er bisher selber 
bezahlt hat? Des Weiteren gibt es eine Modellrechnung 
der „Zeit“, wonach ein Alleinstehender mit einem Einkom-
men von etwa 4000 Euro monatlich und 1000 Euro Miet- 
und Zinseinnahmen statt bisher 244,12 Euro dann nur 
noch 109 Euro bezahlte, was zu einer Entlastung von 
135,12 Euro führte. 

Staatsministerin Christa Stewens (Sozialministerium): 
Ihre Frage zu der zweiten Beispielrechnung beantworte 
ich Ihnen schriftlich. Zu den Beispielen vom Kollegen See-
hofer kann ich Ihnen Folgendes sagen: Weil wir in unse-
rem solidarischen Gesundheitsprämienmodell von den 
Spitzenverdienern, die den Spitzensteuersatz zahlen, ei-
nen Anteil von 7 Milliarden hernehmen, um einen Anteil 
der Kinderprämie zu finanzieren, ist es durchaus gerecht, 
dass diejenigen, die mit ihren Steuermitteln die Kinderprä-
mie finanzieren, einen Vorteil erhalten. Ich bin der festen 
Überzeugung, wenn ein Betroffener mit dem Argument 
klagen würde, er finanziere mit seinen Steuern die Kinder-
prämie der GKV-Versicherten, müsse aber zusätzlich Bei-
träge für seine Kinder in die PKV einzahlen, würde er vom 
Verfassungsgericht Recht bekommen. Gerade vor dem 
Hintergrund der verfassungsrechtlichen Problematik, aber 
auch angesichts der Forderung der sozialen Gerechtigkeit 
stehen wir dazu. 

Nicht alle PKV-Versicherten, die einen Anteil von 10 % an 
der Gesamtversichertenzahl aufweisen, verdienen soviel 
wie eine Ministerin oder ein Bundestagsabgeordneter. 
Von den Privatversicherten sind 5 % Beamte. Dabei han-
delt es sich nicht nur um Amtschefs, es geht auch um den 
kleinen Polizisten und weitere Beamte im mittleren Dienst; 
es geht um die kleinen Beamten, die relativ – wir wissen 
das alle – wenig verdienen. Ich meine, wir sollten etwas 
sozialer denken. Auch bei den Selbstständigen müssen 
wir an den kleinen Handwerker denken. Auch diese soll-
ten von der Kinderprämie profitieren, wenn wir fordern, 
dass ein Teil der familienpolitischen Leistungen steuerfi-
nanziert werden sollte. Ich habe eine ähnliche Forderung 
gestern in der Pressemitteilung der stellvertretenden Frak-
tionsvorsitzenden der SPD, Gudrun Schaich-Walch, zur 
Kenntnis genommen. Auch die SPD beabsichtigt, famili-
enpolitische Leistungen über die Steuer mitzufinanzieren. 
Wenn man ein ausgewogenes, solidarisch finanziertes 
und gerechtes System haben möchte, ist es wichtig, auch 
für diejenigen, die privat versichert sind oder Beihilfe be-
ziehen, die Kinderprämie mitzufinanzieren. 

Das zweite von Ihnen vorgetragene Berechnungsmodell 
geben Sie mir bitte schriftlich. Sie bekommen dann 
schriftlich eine Antwort. 

Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Frau Ministerin, vorausgesetzt, 
ich habe alles, was von Ihrer Partei zum Kopfpauschalen-
kompromiss öffentlich bekundet worden ist, richtig ver-
standen, dann kommt es zu einer Entlastung für jeden. Sie 
versprechen ja jedem eine Entlastung. In welcher Höhe 
summieren sich die notwendigen Gegenfinanzierungen, 
und woher kommen die Mittel für die notwendigen Ge-
genfinanzierungen?
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Staatsministerin Christa Stewens (Sozialministerium): 
Insgesamt brauchen wir für den Solidarausgleich inner-
halb des Systems etwa 16 Milliarden Euro. Dazu kommt 
dann noch die Finanzierung der Kinderprämie, wobei wir 
für die Kinderprämie 16 Milliarden Euro benötigen. 

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Das habe ich jetzt nicht 
verstanden! Zusätzlich?)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
War das eine Zusatzfrage?

Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Nein, nur eine Verständnisfrage. 

Staatsministerin Christa Stewens (Sozialministerium): 
16 Milliarden Euro für den Solidarausgleich innerhalb des 
Systems und 16 Milliarden Euro für die Finanzierung der 
Kinderprämie. 

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Also 32 Milliarden Eu-
ro?)

Es sind 14 Milliarden Euro – das sind die Zahlen von Pro-
fessor Rürup –, wobei dann zusätzlich 2 Milliarden Euro 
für die Kinderprämie der Privatversicherten dazukom-
men. 

Das ist das Attraktive an unserem Modell: Wir fordern 
nämlich – im Gegensatz zum Modell von Professor Rürup 
–, den Arbeitgeberbeitrag bei 6,5 % zu fixieren und ihn 
dann in einen Solidartopf einzuzahlen. Dabei gewinnen wir 
65 Milliarden Euro. Von diesen 65 Milliarden Euro benöti-
gen wir pro Kopf der Versicherten – bei 57 Millionen Versi-
cherten – 60 Euro. Ebenso, wie sich in der jetzigen GKV 
der Beitrag aus Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteil  zu-
sammensetzt, so gibt es auch bei dem Prämienmodell 
einen Arbeitgeber- und einen Arbeitnehmeranteil. Der Ar-
beitnehmeranteil beträgt 109 Euro und der Arbeitgeber-
anteil 60 Euro. Von den 65 Milliarden Euro, die über die 
Fixierung des Arbeitgeberanteils gewonnen werden, wer-
den 41 Milliarden benötigt, um den Arbeitgeberanteil von 
60 Euro pro Kopf der Versicherten finanzieren zu können. 
Gleichzeitig sind dann von den 65 Milliarden minus 41 Mil-
liarden noch 25 Milliarden Euro übrig, sodass der Solidar-
ausgleich von 16 Milliarden Euro innerhalb des Systems 
gegenfinanziert werden kann. Der anteilige Rest wird dann 
für die anteilige Kinderprämie benötigt. Hinzu kommt, 
dass weitere 7 Milliarden durch die Steuereinnahmen ak-
quiriert werden, sodass die Kinderprämie komplett finan-
ziert werden kann. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Letzte Zusatzfrage?

Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Das mit den 65 Milliarden habe 
ich noch nicht ganz verstanden. Sie nehmen 65 Milliarden 
aus der Finanzierung heraus, weil Sie 65 Milliarden durch 
die Fixierung des Arbeitgeberanteils sparen. Diese 65 Mil-
liarden nehmen Sie her, um eine Solidarumlage zu schaf-
fen, wie aber stopfen Sie das Loch der 65 Milliarden? Das 
habe ich noch nicht verstanden. Es gibt doch die 65 Milli-
arden nur einmal. 

Staatsministerin Christa Stewens (Sozialministerium): 
Herr Kollege, den Arbeitgeberanteil gibt es jetzt auch. Der 
Arbeitgeberanteil soll auf 6,5 % fixiert werden. Diese 
Summe kommt in einen Solidartopf. Das sind 65 Milliar-
den. Sie müssen das mit dem Rürup-Modell vergleichen. 
Aus diesen 65 Milliarden nehme ich zum einen die 60 Euro 
pro Versichertem für die Prämie

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Die 65 Milliarden haben 
Sie aber doch bisher schon gebraucht!)

Das sind dann insgesamt 41 Milliarden. Dann habe ich 
41 Milliarden von den 65 Milliarden verwendet. Dann sind 
nach Adam Riese noch 24 Milliarden übrig. Das ist ein 
ganz einfaches Rechenbeispiel.

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Das ist mir unerforsch-
lich!)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Damit ist diese Frage erledigt. Herr Kollege Dürr, nachdem 
Sie sich vorhin bezüglich Ihrer Frage auf Ihre Freiheit als 
Abgeordneter bezogen haben, sage ich – man muss das 
einmal feststellen –: Der jetzige Ablauf war das typische 
Beispiel dafür, wie eine Fragestunde nicht sein sollte. Die 
Fragestunde ist dazu da, um kurze Fragen zu stellen. Das 
sagt die Geschäftsordnung. Es geht um kurze komplexe 
Sachverhalte, die kurz und komplex beantwortet werden 
können. Wenn es sich um eine komplizierte Fragestellung 
handelt – bei Ihnen war es sehr kompliziert –, dann sollte 
man eine schriftliche Anfrage stellen. Ihr Fragerecht wird 
also nicht beeinträchtigt. Jetzt passiert zusätzlich, dass 
die Kollegen hinter Ihnen in der Warteschlange länger drin 
sind. Ich halte es daher auch nicht für fair, wenn man der-
art lange Fragen stellt; die Ministerin musste ausführlich 
antworten. Ich bitte darum, sich zu überlegen, weshalb wir 
sowohl mündliche Anfragen als auch schriftliche Anfragen 
haben und weshalb in der Geschäftsordnung zu mündli-
chen Anfragen steht, sie müssten kurz gefasst sein. Ich 
bitte, das einfach zu überlegen.

(Beifall bei der CSU – Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): 
Das ist Ihre Meinung!)

Ich sage noch eines dazu, Kollege Dürr: Im Bundestag ist 
es so, dass nur zehn Zeilen und nicht mehr erlaubt sind. 
Es ist vorgeschlagen worden, das für den Landtag zu 
übernehmen. Ich habe mich immens dafür eingesetzt, 
dass das Fragerecht nicht beschnitten wird. Es darf aber 
auch nicht ausgenutzt werden. Ich meine schon, dass 
man mit den Füßen auf dem Boden bleiben soll. Lieber 
Herr Kollege Dr. Dürr, nehmen Sie das nicht persönlich; es 
geht mir nur darum, einen vernünftigen Ablauf in der Fra-
gestunde zu haben. 

Nächste Fragestellerin ist Frau Kollegin Dr. Strohmayr. 
Bitte schön, Frau Kollegin.

Dr. Simone Strohmayr (SPD): Ist mit der Einführung des 
neuen Kindertagesstättengesetzes die Abschaffung der 
Schulkindergärten in der bisherigen Form, also 15 Kinder 
pro Gruppe und zwei Erzieherinnen – so ist das in Augs-
burg, aber das gibt es sicher auch woanders –, verbun-
den, und wo sollen für den Fall, dass die staatliche Förde-
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rung für Schulkindergärten in der bisherigen Form einge-
stellt wird, Kinder, die von der Schule aufgrund von Defizi-
ten – sprachlich oder motorisch – zurückgestellt sind, 
künftig in kleinen Gruppen gefördert bzw. auf die Schule 
vorbereitet werden?

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Frau Staatsministerin, bitte.

Staatsministerin Christa Stewens (Sozialministerium): 
Frau Kollegin Dr. Strohmayr, bei der Diskussion über die 
Zukunft der Schulkindergärten dürfen die Rahmenbedin-
gungen, die zu ihrer Errichtung geführt haben, nicht außer 
Acht gelassen werden. Vor 30 Jahren betrug der Versor-
gungsgrad bei den Kindergärten zwischen 50 % und 
60 %. Ein Besuch des Regelkindergartens war vielen Kin-
dern aufgrund dieses geringen Ausbaugrades nicht mög-
lich. Daher war ein Angebot nötig, das sich ganz gezielt im 
letzten Kindergartenjahr der Kinder mit Entwicklungsver-
zögerungen annahm. Schulkindergärten waren von be-
sonderer Bedeutung, um gleiche Bildungschancen zu 
gewährleisten.

Diese Rahmenbedingungen haben sich grundlegend ver-
ändert. Heute weist Bayern einen Versorgungsgrad von 
99,4 % bei den Kindergärten auf. Faktisch kann von einer 
Vollversorgung ausgegangen werden. Die fachliche Quali-
fikation der Erzieherinnen wurde durch eine verbesserte 
Ausbildung und ein breites Fortbildungsangebot ständig 
angehoben. Ein weiterer wichtiger Schritt ist der Bayeri-
sche Bildungs– und Erziehungsplan, der die Bedeutung 
des Übergangs vom Kindergarten in die Grundschule 
deutlich hervorhebt und Empfehlungen zur praktischen 
Umsetzung gibt. Bildungs– und Erziehungsziele sowie der 
neue Grundschullehrplan fördern die Anschlussfähigkeit 
beider Bildungsinstitutionen. Rückstellungen vom Schul-
besuch sollen dadurch von vornherein vermieden werden, 
indem die Bildungsarbeit stärker individualisiert wird.

So gehen zum Beispiel aufgrund des neuen Grundschul-
lehrplans immer mehr bayerische Grundschulen – ver-
gleichbar den Kindergärten – zu einer Praxis der inneren 
Differenzierung in der Eingangstufe über. Ein Beispiel sind 
die jahrgangsgemischten Eingangsklassen, die sowohl 
besonders begabten als auch entwicklungsverzögerten 
Kindern ein erfolgreiches Bewältigen der gemeinsamen 
ersten und zweiten Klasse in ihrem individuellen Tem-
po – ein bis drei Jahre – ermöglichen. Aufgrund der positi-
ven Erfahrungen werden diese Eingangsstufen zukünftig 
vermehrt eingerichtet und angeboten werden.

Die den Modellversuch zur Entwicklung und Erprobung 
eines neuen Finanzierungskonzepts begleitende Modell-
kommission hat daher empfohlen, Schulkindergärten 
künftig keinen Sonderstatus mehr einzuräumen. Der aktu-
elle Gesetzentwurf hat dieser Empfehlung entsprochen.

Schulkindergärten werden derzeit von den Trägern bereits 
in heilpädagogische bzw. integrative Kindertageseinrich-
tungen umgewandelt. Mit dem Gewichtungsfaktor von 
4,5 für Kinder mit Behinderung lässt sich die kleine Grup-
pengröße aufrechterhalten.

Frau Kollegin, ich bin überzeugt, dass in allen bayerischen 
Kindergärten durch das qualifizierte Fachpersonal und in 
der Zusammenarbeit von Erzieherinnen und Erziehern 
und Eltern – und künftig verstärkt auch unter Einbezie-
hung der Grundschullehrerin oder des Grundschulleh-
rers – sowohl eine gute Vorbereitung auf den Übergang in 
die Grundschule als auch die Bestimmung des richtigen 
Zeitpunktes zur Einschulung geleistet werden kann.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Erste Zusatzfrage: Frau Kollegin Dr. Strohmayr.

Dr. Simone Strohmayr (SPD): Frau Ministerin, stimmen 
Sie mir zu, dass sowohl im Kindergarten der Zu-
kunft – nach Ihrem Gesetz – als auch in der Schule größe-
re Gruppen bestehen und dass daher eine individuelle 
Förderung von Kindern, die keine Behinderung, sondern 
vielleicht nur ein sprachliches Defizit haben, schwieriger 
sein wird als im Schulkindergarten?

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Frau Staatsministerin, bitte.

Staatsministerin Christa Stewens (Sozialministerium):  
Nein, Frau Kollegin Dr. Strohmayr, da kann ich Ihnen gera-
de vor dem Hintergrund der beiden Modellprojekte in 
Bayreuth und Landsberg am Lech nicht zustimmen. Wir 
springen sozusagen nicht ins kalte Wasser, sondern ha-
ben das neue Finanzierungsinstrument zwei Jahre lang 
erprobt. Sowohl im städtischen als auch im ländlichen 
Raum hat sich gezeigt, dass der Personalschlüssel ver-
bessert worden ist. Der Anstellungsschlüssel in Bayreuth 
lag bei 1 : 10; in Landsberg am Lech hat er sich sogar auf 
einen Wert unter 1 : 10 verbessert. Von daher sind kleinere 
Kindergartengruppen zu erwarten.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Nächste Zusatzfrage: Frau Kollegin Dr. Strohmayr.

Dr. Simone Strohmayr (SPD): Ich muss noch einmal 
nachhaken. Selbst bei einem Schlüssel von 1 : 10 stelle 
ich eine Verschlechterung fest; denn bei den Schulkinder-
gärten war der Schlüssel 1 : 7,5.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Frau Staatsministerin, bitte.

Staatsministerin Christa Stewens (Sozialministerium): 
Aber insgesamt ergibt sich eine Verbesserung. Wir wollen 
ja in Bayern insgesamt bessere Verhältnisse erreichen.

Ich habe Ihnen schon einmal gesagt: Wir wollen die Rück-
stellung von Kindern soweit wie möglich vermeiden, in-
dem wir die Nahtstelle von Kindergarten und Schule inten-
siv bearbeiten und indem wir die Bildung unserer Kinder 
im Rahmen des Bildungs– und Erziehungsplans in den 
drei Jahren Kindergarten intensiv verbessern. Gleichzeitig 
haben wir die Möglichkeit, dass Kinder je nach Entwick-
lungsstand die erste Klasse in einem unterschiedlichen 
Zeitraum durchlaufen können. Insofern sehe ich hier vom 
Grundsatz her nur Verbesserungen für unsere Kinder auf 
den Weg gebracht.
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Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Letzte Zusatzfrage: Frau Kollegin Dr. Strohmayr.

Dr. Simone Strohmayr (SPD): Die flexiblen Eingangsklas-
sen sind wohl noch Zukunftsmusik. Das ist bisher nicht 
flächendeckend umgesetzt. – Gleichwohl haben Sie die 
Frage, die ich Ihnen ursprünglich gestellt habe, nicht be-
antwortet. Es ging darum, dass ich eine Verschlechterung 
feststellen muss, weil der Personalschlüssel in den Schul-
kindergärten bei 1 : 7,5 liegt, während er bei Ihrem Modell 
im besten Fall bei 1 : 10 liegt.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Frau Staatsministerin, bitte.

Staatsministerin Christa Stewens (Sozialministerium): 
Frau Kollegin Dr. Strohmayr, Schulkindergärten gibt es 
insbesondere im städtischen Raum, wobei ich gerade in 
den letzten Jahren festgestellt habe, dass viele Schulkin-
dergärten aufgegeben und sich in die reguläre Kindergar-
tenförderung integriert haben. Vom Grundsatz her sehe 
ich insgesamt für alle Kinder im Kindergarten eine Verbes-
serung.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: Die 
nächste Fragestellerin ist Frau Kollegin Ackermann. Bitte, 
Frau Kollegin.

Renate Ackermann (GRÜNE): Frau Ministerin, ich frage 
Sie: Welche konkreten Maßnahmen oder Gespräche wur-
den bisher eingeleitet, um die Entgeltvereinbarungen zu 
den Landesrahmenvereinbarungen zur Frühförderung zu 
verabschieden, und welche Vorschläge haben hierzu die 
einzelnen Vertreter im Steuerungsgremium aus den 
hauptbeteiligten Gruppen – freie Wohlfahrtspflege, Kran-
kenkassen, Sozialhilfeträger – unterbreitet, und welche 
Maßnahmen beabsichtigt die Staatsregierung, um hier 
eine Einigung zu erzielen?

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Frau Staatsministerin, bitte.

Staatsministerin Christa Stewens (Sozialministerium): 
Frau Kollegin Ackermann, nach § 9 der Frühförderungs-
verordnung vereinbaren die an den Leistungen der inter-
disziplinären Frühförderstelle oder des sozialpädiatrischen 
Zentrums jeweils beteiligten Rehabilitationsträger ge-
meinsam mit diesen die Entgelte für die zur Förderung 
und Behandlung zu erbringenden Leistungen. Ferner 
schließen die Rehabilitationsträger Vereinbarungen über 
die Aufteilung der Entgelte für die erbrachten Komplex-
leistungen. Der Freistaat Bayern ist kein Rehabilitations-
träger und somit an den Verhandlungen und Vereinbarun-
gen nicht beteiligt.

Zur Frage, welche konkreten Maßnahmen und Gespräche 
eingeleitet wurden, verweise ich zunächst auf meine Ant-
wort vom 12.03. dieses Jahres auf die schriftliche Anfrage 
der Kollegin Steiger betreffend Frühförderung in Bayern. 
Die dort angesprochene Arbeitsgruppe Leistungsbe-
schreibung hat mittlerweile das Produkt ihrer Arbeit vorge-
legt. Es gab zwei Arbeitsgruppen, nämlich die Arbeits-
gruppe Leistungsbeschreibung bzw. Leistung und Quali-
tät und die Arbeitsgruppe Entgeltsystematik. Letztere ist 

dabei, ihren Arbeitsauftrag abzuarbeiten. Die letzte Sit-
zung war am 30.11.2004, also gestern. Ich habe die Er-
gebnisse noch nicht vorliegen. Die Übergangsvereinba-
rung, nach der die Sozialhilfeträger zunächst weiterhin die 
Leistungen der Frühförderung erbringen, wurde bis zum 
Jahresende verlängert.

Nachdem der Staat an den Verhandlungen nicht beteiligt 
ist, liegen hier zurzeit keine detaillierten Informationen 
über die konkreten Vorschläge der einzelnen Vertreter im 
Steuerungsgremium vor. Aus den Protokollen und einigen 
noch verbliebenen Differenzpunkten ergibt sich, dass die 
Vertreter der Leistungsanbieter möglichst konkrete Festle-
gungen über die allgemein einzusetzenden Ressourcen, 
über den Personalaufwand, über die Zeit für Teambespre-
chungen etc. wollten, während die Vertreter der Kosten-
träger eher für individuelle, fallangemessene Lösungen 
eintraten. Ich glaube, es liegt in der Natur der Sache, dass 
die jeweiligen Gruppen ihre Interessen vertreten. 

Der Bundesgesetzgeber hat den Auftrag, Vereinbarungen 
zu schließen, ausschließlich den Vereinbarungspartnern, 
also den Rehabilitationsträgern und den Leistungsanbie-
tern, erteilt. Dieser Auftrag beinhaltet auch die Pflicht, 
aufeinander zuzugehen und sich zu einigen. Es ist daher 
nicht Aufgabe der Staatsregierung, Maßnahmen zu ergrei-
fen, „um hier eine Einigung zu erzielen“. Alle diese 
Schwierigkeiten liegen im Endeffekt an dem unsauber 
formulierten Bundesgesetz, dem SGB IX, Frau Kollegin 
Ackermann. Das möchte ich hier auch einmal klar und 
deutlich sagen.

Ich habe allerdings schon mehrfach deutlich gemacht, 
dass das Sozialministerium im Bedarfsfalle eine moderie-
rende Rolle übernehmen wird. Ein solches Hilfebegehren 
ist zurzeit bei uns jedoch noch nicht eingegangen. Ich 
gehe deshalb davon aus, dass die Verhandlungen weiter-
hin vom Willen getragen sind, sich baldmöglichst zu eini-
gen. Gleichzeitig muss ich allerdings dazusagen, dass ich 
darauf setze, dass die Übergangsvereinbarung noch ein-
mal um ein Jahr verlängert wird, wenn keine Einigung er-
zielt wird. Dann würde ich mich auch einschalten. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Damit ist diese Frage abgeschlossen. Nächste Fragestel-
lerin ist Frau Kollegin Kamm.

Christine Kamm (GRÜNE): Wann wird der letzte Bauab-
schnitt des Klinikums Kaufbeuren-Ostallgäu – immerhin 
ein Krankenhaus der dritten Versorgungsstufe – in welcher 
Höhe gefördert, und inwieweit teilt die Staatsregierung die 
Befürchtung, dass durch weitere Verzögerungen und Ver-
schiebungen der Bezuschussung der Krankenhausinves-
titionen die kommunale Ebene durch Vorfinanzierung un-
abdingbarer Krankenhausinvestitionen überfordert wird 
und so die Privatisierung öffentlicher Kliniken und Kran-
kenhäuser weiter forcieren wird?

Staatsministerin Christa Stewens (Sozialministerium): 
Frau Kollegin Kamm, die Frage ist ein bisschen missver-
ständlich formuliert worden, weil für den letzten Bauab-
schnitt des Gesamtausbaus beim Klinikum Kaufbeuren-
Ostallgäu vom Träger noch gar keine Förderung beantragt 
worden ist.
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Momentan ist das Klinikum Kaufbeuren-Ostallgäu noch in 
betriebwirtschaftlich äußerst ungünstiger Weise auf zwei 
Standorte aufgeteilt, nämlich auf das ehemalige Stadt-
krankenhaus und das ehemalige Kreiskrankenhaus. Zur 
Erreichung der so genannten „Einhäusigkeit“ werden seit 
geraumer Zeit umfangreiche Ausbaumaßnahmen am 
Standort des ehemaligen Stadtkrankenhauses durchge-
führt. Erst im September dieses Jahres konnte die groß 
angelegte Norderweiterung – die Bauabschnitte 0, 1 und 
2 – fertig gestellt werden, die noch in diesem Jahr die vor-
gezogene Herstellung der Einhäusigkeit ermöglicht. Der 
Freistaat Bayern hat das ehrgeizige Projekt von Anbeginn 
an nachhaltig unterstützt. Für die notwendigen drei Neu-
bauabschnitte sind insgesamt fast 60 Millionen Euro in 
das Jahreskrankenhausbauprogramm aufgenommen 
worden.

Zur Gesamtsanierung fehlt noch die Ablösung der alten 
Bettenhausflügel Ost und West – das sind die Bauab-
schnitte 3 und 4. Aktuell zur Förderung beantragt hat der 
Träger zunächst den Neubau des Ostflügels. Vor allem 
wegen seiner hohen Gesamtkosten von knapp 20 Millio-
nen Euro konnte das Vorhaben in den diesjährigen Einpla-
nungsberatungen leider nicht berücksichtigt werden. 
Nicht zuletzt wegen der bundespolitisch bedingt miserab-
len Wirtschaftssituation stand heuer nur ein Neuaufnah-
mevolumen von insgesamt 130 Millionen Euro zur Verfü-
gung, das nur die finanzielle Absicherung von kostenmä-
ßig begrenzten Maßnahmen erlaubt hat. Die künftigen 
Einplanungsmöglichkeiten für das Kaufbeurer Projekt sind 
momentan noch nicht abschätzbar. 

Die Bayerische Staatsregierung teilt nicht die Auffassung, 
dass die Modalitäten bei der Investitionskostenförderung 
im Krankenhausbereich die Klinikträger zur Privatisierung 
ihrer Krankenhäuser veranlassen. Die Finanzierungsregeln 
sind allen Trägern bekannt und seit Jahren im Prinzip un-
verändert. Die begrenzte Vorfinanzierungsbelastung wird 
durch den Vorteil einer schnellen Baudurchführung aufge-
wogen. Der heute ausschlaggebende Faktor für die Über-
legungen einzelner Träger zum Verkauf ihrer Einrichtungen 
ist vor allem die bei manchen Kliniken äußerst angespann-
te Situation bei den Betriebskosten, die sich im Zuge der 
Einführung des neuen DRG-Vergütungssystems zuneh-
mend verschärft hat und wohl auch noch verschärfen 
wird. 

(Dr. Thomas Zimmermann (CSU): Und wer ist 
dafür verantwortlich?)

Christine Kamm (GRÜNE): Können Sie vielleicht noch 
etwas sagen zu der Möglichkeit, diese Investitionszu-
schüsse in den Jahren 2005/2006 einzuplanen, nachdem 
die Betriebskosten der Krankenhäuser nicht nur durch die 
DRG negativ beeinflusst werden, sondern natürlich auch 
durch Zinsen?

Staatsministerin Christa Stewens (Sozialministerium): 
Sie wissen, dass der Krankenhausplanungsausschuss die 
Investitionskosten Gott sei Dank immer im Einvernehmen 
zwischen allen in diesem Ausschuss vertretenen Stellen 
festlegt. Im Krankenhausplanungsausschuss sitzen die 
Krankenkassen, die kommunalen Spitzenverbände, die 
Ärzte, die Fachärzte und die Bayerische Krankenhausge-

sellschaft. Sie sitzen alle an einem Tisch. In den jeweiligen 
Unterausschüssen werden die Anträge auch immer vor-
beraten. Vor diesem Hintergrund ist keineswegs die baye-
rische Sozialministerin ausschlaggebend, sondern Gott 
sei Dank alle, die hier gemeinsam verhandeln. Deswegen 
möchte ich auch hier einem Beschluss des Krankenhaus-
planungsausschusses keineswegs vorgreifen. Das könnte 
ich gar nicht, und ich dürfte es auch nicht.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Frau Ministerin, vielen Dank. Ich rufe dann den Bereich 
des Staatsministeriums der Finanzen auf. Eine Frage geht 
noch mindestens. Herr Staatssekretär, bitte. Die erste 
Fragestellerin ist Frau Peters.

Gudrun Peters (SPD): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Herr Staatssekretär, wie kann die Staatsregierung 
den Schulhausneubau in Hengersberg, der auch von der 
Regierung von Niederbayern befürwortet wird – die Sanie-
rungsbedürftigkeit steht sicher außer Zweifel –, über das 
übliche Maß hinaus fördern, weil die Gemeinde Hengers-
berg nicht in der Lage ist, einen nennenswerten Finanz-
beitrag zum Neubau aufzubringen, und sieht sich die 
Staatsregierung in diesem Fall besonders in die Pflicht 
genommen, weil Staatssekretär Freller besondere Hilfe 
vor Ort zugesagt hat?

Staatssekretär Franz Meyer (Finanzministerium): Sehr 
geehrter Herr Präsident, verehrte Kollegin Peters! Bereits 
im Jahr 2001 erteilte die Regierung von Niederbayern die 
schulaufsichtliche Genehmigung für die damals geplante 
Generalinstandsetzung mit Umbau und Erweiterung der 
Hauptschule Hengersberg. Auf Anfrage teilte die Regie-
rung dem Schulverband Hengersberg am 26. Novem-
ber 2003 mit, dass unter Berücksichtigung des Grundsat-
zes der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit auch ein Neu-
bau förderfähig wäre.

Seitdem, also seit mehr als einem Jahr, hat der Schulver-
band Hengersberg bei der Regierung von Niederbayern 
weder Planungsunterlagen eingereicht noch einen För-
derantrag für eine Generalinstandsetzung oder einen 
Neubau gestellt. Erst nach Vorlage von Planungsunterla-
gen und Förderantrag kann anhand der dann aktuellen 
Finanzsituation der Schulverbandsgemeinden eine Aus-
sage über die Höhe einer möglichen Förderung getroffen 
werden. 

Im Übrigen hat Herr Staatssekretär Freller, wie aus dem 
anlässlich seines Besuchs in Hengersberg erschienen Ar-
tikel in der „Deggendorfer Zeitung“ vom 17. Juli 2003 
hervorgeht, unzweideutig darauf hingewiesen, dass er 
keine Förderzusage machen könne.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Zusatzfrage: Frau Kollegin Peters.

Gudrun Peters (SPD): Herr Staatssekretär, stimmen Sie 
mir zu, dass der Antrag der Gemeinde Hengersberg des-
wegen nicht gestellt wurde, weil kein übriger Euro vorhan-
den ist, wie ich in meiner Frage schon formulierte? Meine 
Frage haben Sie nicht beantwortet: Gibt es eine Förde-
rung über das übliche Maß hinaus? Dazu können Sie 
doch nicht nur sagen, dass kein Antrag gestellt worden 
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ist. Sie müssen in diesem Fall doch Ja oder Nein sagen 
können bzw. eine Hausnummer nennen.

Staatssekretär Franz Meyer (Finanzministerium): Frau 
Kollegin Peters, wichtig ist für die Beurteilung der Ge-
samtsituation, dass ein entsprechender Förderantrag mit 
Planungsunterlagen vorliegt. Anhand der Vorlagen, die 
gegeben sind, muss man eine Aussage treffen. In diesem 
Zusammenhang darf ich vor allem auch darauf hinweisen, 
dass Voraussetzung für die Festlegung der Höhe des För-
dersatzes nach Artikel 10 des Finanzausgleichsgesetzes 
das Vorliegen eines Förderantrags mit den entsprechen-
den Unterlagen ist. Daraus muss auch das Kostenvolu-
men zu ersehen sein.

Die Höhe des Fördersatzes richtet sich nach der Größe 
und Bedeutung der Maßnahme, der finanziellen Lage des 
Zuwendungsempfängers, also der Gemeinden, die im 
Hauptschulverband Hengersberg beisammen sind, sowie 
der Höhe der verfügbaren Haushaltsmittel des Freistaats 
Bayern. Der Förderrahmen liegt im Bereich des Artikels 10 
FAG zwischen 0 % und 80 %, der Orientierungswert für 
Kommunen mit einer durchschnittlichen Finanzlage bei 
35 % der zuwendungsfähigen Kosten. Unter Berücksich-
tigung der vorgenannten Voraussetzungen wird der 
Schulverband Hengersberg die bestmögliche Förderung 
erhalten. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: Die 
nächste Zusatzfrage stellt Herr Kollege Sibler.

Bernd Sibler (CSU) Herr Präsident, Herr Staatssekretär! 
Wie hoch ist augenblicklich der durchschnittliche Förder-
satz in Niederbayern, und wird bei der Berechnung des 
Fördersatzes die besonders schlechte Finanzsituation 
Hengersbergs berücksichtigt, sodass die prozentuale Zu-
wendung höher als der Durchschnitt sein kann?

Staatssekretär Franz Meyer (Finanzministerium): Ver-
ehrter Herr Kollege Sibler! Ich habe bereits ausgeführt, 
dass die finanzielle Lage der Zuwendungsempfänger, also 
der Gemeinden im Schulverband, einbezogen wird. Ich 
habe auch die Fakten dargestellt, die die Grundlage für 
die Berechnung des Fördersatzes sind. Unter diesen Vor-
aussetzungen würde beispielsweise eine Kommune in 
Niederbayern nach dem aktuellen Stand und zurückbli-
ckend auf die Vergangenheit für eine solche Schulbau-
maßnahme nach den dem Finanzministerium vorliegen-
den Daten derzeit einen Fördersatz von durchschnittlich 
45 % der zuwendungsfähigen Kosten erhalten. 

Ich sage noch einmal deutlich: Zunächst brauchen wir die 
Planungsunterlagen, die die Grundlage bieten, dass die 
Regierung von Niederbayern Entscheidungen treffen 
kann.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Letzte Zusatzfrage: die Fragestellerin Frau Kollegin Pe-
ters. 

Gudrun Peters (SPD): Herr Staatssekretär, es wird von 
einem Kostenumfang von 8,5 Millionen Euro ausgegan-
gen, und auf die Gemeinde Hengersberg werden rund 
4 Millionen Euro entfallen. Wie beurteilt die Staatsregie-

rung alternative Finanzierungsmodelle, zum Beispiel Lea-
sing?

Staatssekretär Franz Meyer (Finanzministerium): Ver-
ehrte Frau Kollegin, ich sage es noch einmal deutlich: Hier 
müsste der Förderantrag vorgelegt werden. Ich glaube, 
das wäre der richtige Weg, die entsprechende Maßnahme 
durchzuführen. Deshalb bitte ich die anwesenden Kolle-
ginnen und Kollegen aus diesem Bereich, mit den Ge-
meinden zu reden, damit der Antrag bei der Regierung 
von Niederbayern eingereicht wird und die Sache beurteilt 
werden kann. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer:  
Vielen Dank, Herr Staatssekretär. Die Fragestunde ist be-
endet. 

Ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 16 

Beratung der zum Plenum eingereichten Dringlich-
keitsanträge

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Dr. Sepp Dürr, Ulrike Gote und anderer und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Niedergang und Zerschlagung der Schneider AG – Be-
richt und Aufklärung über die „Sanierungsaktivitäten“ 
von Staatsregierung und LfA (Drucksache 15/2210)

Als Erster hat sich Kollege Dr. Runge zu Wort gemeldet. 
Bitte schön.

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Herr Präsident, Kolleginnen 
und Kollegen! Anlässlich der Bekanntgabe der Einstellung 
der Produktion bei der Schneider Electronics GmbH in 
Türkheim wollen wir von der Staatsregierung einen Be-
richt haben über die jüngste Entwicklung und das letzte 
Engagement der Staatsregierung, der Arbeitsverwaltung 
und von anderen zur Rettung von Arbeitsplätzen im Raum 
Türkheim/Mindelheim. Vor allem wollen wir aber endlich 
Aufklärung über die völlig missglückten „Sanierungsakti-
vitäten“ der Staatsregierung und der LfA haben.

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Herr Minister Dr. Wiesheu, Sie sagten vorhin in der Frage-
stunde auf meine entsprechende Anfrage, Sie hätten in 
den letzten Monaten keine Aktivitäten mehr getätigt, auch 
dann nicht, als sich abzeichnete, dass das chinesische 
Unternehmen TCL die so genannte Produktion dicht ma-
chen werde. Bereits im Sommer 2004 war dies relativ klar. 
Der vierte Bericht des Insolvenzverwalters Jaffé zeigte 
das. 

Worum geht es? – Ende Januar 2005 wird das chinesi-
sche Unternehmen TCL, Übernehmer der Assets Produk-
tionsanlagen, Bestände und Markenrechte der in Insol-
venz gegangenen Schneider Technologies AG – ST - und 
ihrer Tochter Schneider Electronics AG – SE -, die Pro-
duktion, besser: die Fertigung, bei Schneider in Türkheim 
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im Unterallgäu einstellen. Weitere 60 der zuletzt circa 115 
in Türkheim beschäftigten Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter verlieren leider ihren Arbeitsplatz. Noch vor gut drei 
Jahren waren etwa 700 Leute bei ST und SE in Türkheim 
beschäftigt. 

Es ist schon länger kein Geheimnis mehr, dass die Einstel-
lung der Produktion in Türkheim bevorsteht. So hatte TCL 
den Mietvertrag zum Stichtag nicht verlängert. Außerdem 
braucht TCL seit der Gründung eines Gemeinschaftsun-
ternehmens mit dem französischen TV-Großunternehmen 
Thomson im letzten Jahr die Fertigung in Deutschland zur 
Umgehung der ansonsten fälligen EU-Anti-Dumpingzah-
lungen nicht mehr. 

Obwohl die Indizien klar waren, gibt sich die Bayerische 
Staatsregierung bis zuletzt unwissend, und, Herr Kollege 
Pschierer, von Ihnen ist nachzulesen, Sie wären kalt er-
wischt worden. Ich kann mir das gar nicht vorstellen, Herr 
Kollege Pschierer, weil wir im Wirtschaftsausschuss im 
Februar 2002 staunend von Ihnen vernehmen durften, sie 
würden die Geschicke des Unternehmens seit 1994 be-
gleiten. Jemand, der die Geschicke des Unternehmens 
begleitet, sollte eigentlich über die Entwicklungen der letz-
ten Monate Bescheid wissen. Sie hätten sich den Bericht 
des Insolvenzverwalters ansehen sollen oder unsere An-
frage von vor drei Wochen, die von diesem Thema gehan-
delt hat.

Dass die Staatsregierung bis zuletzt nichts kundgetan hat, 
passt ins Bild. Schließlich übt sich die Staatsregierung 
auch bisher in der Causa Schneider-Niedergang und –
Zerschlagung einerseits im Schönreden, andererseits im 
Verschweigen und Vertuschen. Selbst parlamentarische 
Anfragen wurden teilweise falsch, teilweise unzureichend 
oder gar nicht beantwortet. Auch dieses, Herr Kollege 
Dr. Wiesheu – was Ihnen Ihr Kollege ins Ohr flüstert, ist 
sicherlich wichtiger –. ist wiederum nicht so verwunder-
lich, schließlich waren die „Sanierungsaktivitäten“ von 
Staatsregierung und LfA, der landeseigenen Förderbank, 
so angelegt, dass sie von Anfang an keinen Gewinn für 
das Unternehmen und seine Mitarbeiter bringen konnten. 
Im Gegenteil: Wir sind der Meinung, Staatsregierung und 
LfA sind mitverantwortlich am Niedergang und an der 
Zerschlagung der Schneider Technologies AG und ihrer 
Töchter Schneider Electronics AG und Schneider Laser 
Technologies AG.

Millionen an Steuergeldern wurden in den Sand gesetzt. 
Selbst die Europäische Kommission ermittelt hier wegen 
unzulässiger Beihilfen. Inzwischen hat sie das förmliche 
Verfahren in Gang gesetzt. Es geht um die letzten 12-Mil-
lionen-Euro-Darlehen der LfA und um die 9 Millionen Euro 
von der Bayerischen Forschungsstiftung. Das förmliche 
Verfahren, Herr Kollege Pschierer, hat begonnen. 

Die Bayerische Forschungsstiftung bewilligte 9 Millionen 
Euro und zahlte sie anscheinend aus, ohne sich darum zu 
kümmern, wohin die Gelder fließen. Der Insolvenzverwal-
ter in Gera hat jetzt gute Chancen, entsprechende Rück-
forderungen aus Bayern abwehren zu können.

Die LfA, werte Kolleginnen und Kollegen, hatte sich in den 
letzten Jahren massiv in die Besetzung leitender Positio-

nen bei Schneider eingemischt und bei der Unterneh-
mensführung mitgeredet. Am früheren Vorstandsvorsit-
zenden von Schneider, Herrn Benedikt N., wird alle Schuld 
festgemacht. Im Protokoll ist nachzulesen, dass Staatsmi-
nister Dr. Wiesheu dem ehemaligen Vorstandsvorsitzen-
den alle Fehlleistungen in die Schuhe schiebt und alles auf 
ihn ablädt. Es ist komisch, dass andere Vorstandsmitglie-
der, Herr Adam, der aus der LfA kam, und Herr Schimans-
ky –, der eine war für das Controlling und der andere für 
die Finanzen zuständig –, nichts gewusst haben sollen. 

Am meisten erstaunt, dass der Herr, an dem alle Schuld 
festgemacht wurde, dezidiert von der LfA in das Unter-
nehmen geholt wurde. 

Die LfA hat diesem Herrn neben den Vorstandsbezügen 
und Gratifikationen, die die Hauptversammlung beschlos-
sen hat, Zuwendungen in Form eines Aktienoptionspro-
gramms der ganz besonderen Art zukommen lassen. Kri-
terien für die Ausübung der Optionen waren nämlich die 
Steigerung der Marktkapitalisierung, positive Ergebnisse 
aus der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit und daneben 
aus dem operativen Geschäft und der Erhalt eines we-
sentlichen Produktionsstandortes in Bayern. Die Aktien 
wurden zugesagt aus dem Bestand der LfA, nicht aus ei-
nem etwaigen Bestand der Schneider AG.

Es gibt noch weitere schwerwiegende Vorwürfe wie etwa 
die Aufforderung, Bestellungen trotz Liquiditätsnotstan-
des nicht zu stornieren. Man hat das ja in den letzten 
Wochen und Monaten in verschiedenen Zeitungen nach-
lesen können. Es gibt die Verbreitung geschönter Zahlen 
und viel zu optimistischer Meldungen. Fakt ist, dass über 
mehrere Kapitalerhöhungen zwischen Oktober 1998 und 
April 2000 zuletzt noch einmal 100 Millionen Euro an fri-
schem Kapital ins Unternehmen geholt werden konnten. 
Dieses Geld war für die Letztanleger sehr, sehr schnell 
verloren. Gleichzeitig konnten die Gläubigerbanken zu-
mindest einen Teil ihrer faulen Kredite heilen. Verlierer der 
Schneider-Pleite sind die Arbeitnehmer, die Steuerzahler 
und viele Anteilseigner. Hier hat es nicht zuletzt die vielen 
Kleinanleger getroffen, die im Glauben an die Teilhaberin 
und börsenprospektverantwortliche LfA Förderbank Bay-
ern und im Vertrauen auf die, wie sich im Nachhinein her-
ausgestellt hat, geschönten und gefälschten Zahlen und 
Meldungen zuletzt eingestiegen waren.

Fazit, Herr Minister Wiesheu, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen: Es gibt von verschiedener Seite und von verschiede-
nen Stellen jede Menge gravierender Vorwürfe. Ich bringe 
Ihnen daraus einen kleinen Katalog: Hier geht es um Un-
treue, sittenwidrige Schädigung, verbotene Insiderge-
schäfte, falsche Angaben etwa in Verkaufsprospekten und 
in Ad-hoc-Mitteilungen, Konkursverschleppung, Kredit-
betrug, Bilanzfälschung, Markt- und Kursmanipulation 
und nicht zuletzt Täuschung von Landtag und Öffentlich-
keit.

Mittendrin sind Mitglieder der Staatsregierung und leiten-
de Mitarbeiter der LfA. Wir fordern Sie noch einmal ein-
dringlich auf, Herr Minister Wiesheu und auch die anderen 
Mitglieder der Staatsregierung – es gibt ja einige, die hier 
seit langem eingeschaltet sind –: Sorgen Sie endlich für 
Transparenz, sorgen Sie endlich für Aufklärung. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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Präsident Alois Glück: Nächste Wortmeldung: Herr 
Staatsminister.

Staatsminister Dr. Otto Wiesheu (Wirtschaftsministeri-
um): Herr Präsident, Hohes Haus! Es ist, glaube ich, an 
der Zeit, ein paar Dinge klarzustellen, 

(Dr. Martin Runge (GRÜNE): Ja, richtig!)

auch für Herrn Runge. 

Erstens zum Dringlichkeitsantrag. Eine Dringlichkeit ist 
nicht erkennbar. Was Herr Runge hier vorbringt, ist uralt. 
Im Übrigen sind seine Fragen schon x-mal beantwortet.

(Ulrike Gote (GRÜNE): Es ist aber höchste Zeit, 
dass es hier zur Sprache kommt! – Dr. Martin 
Runge (GRÜNE): Es wird endlich Zeit, mit den 
Lügen aufzuhören!)

Die Fragen sind schon x-mal beantwortet, und es gibt 
nichts Neues. Die Dinge, die hier genannt wurden, sind 
geklärt. Dringlich ist hier gar nichts. Die neu gegründete 
Firma Schneider Electronics in Türkheim wird als Unter-
nehmen der chinesischen TCL-Gruppe, wie in der Presse 
angekündigt, ihren Betrieb bzw. die Produktion einstellen. 
Diese Entscheidung wurde in der Konzernzentrale in Chi-
na getroffen, nicht in Türkheim. Von dieser Entscheidung 
waren die Mitarbeiter, auch die leitenden Mitarbeiter in 
Türkheim nach meiner Kenntnis ebenso überrascht wie 
die Öffentlichkeit, die sie auch über die Medien erfahren 
hat. Diese Entscheidung können Sie kritisieren, meine 
Damen und Herren, Sie können aber weder mich noch ir-
gendjemand anderen dafür haftbar machen. Diese Ent-
scheidung wurde in China getroffen. Für die Neugründung 
hat es außerdem außer den Mitteln der Arbeitsverwaltung 
für die Lehrlingsausbildung keinerlei Fördermittel mehr 
gegeben. Deswegen hat der Betrieb offensichtlich keine 
Veranlassung gesehen, mit uns vorab über dieses Thema 
zu sprechen.

Wie Sie vermute auch ich, dass dahinter steckt, dass die 
TCL mittlerweile mit dem französischen Elektronikkonzern 
Thomson ein Gemeinschaftsunternehmen gegründet hat 
und damit zum größten Fernsehhersteller der Welt gewor-
den ist. Dieses Unternehmen schließt halt die Produktion 
in einem kleinen Betrieb. So ist der Ablauf. Wir erleben das 
in anderen Fällen auch. Das kann einem gefallen oder 
nicht, aber dringlich ist Ihre Anfrage deswegen nicht, 
schon gar nicht für die Dinge aus der Vergangenheit. 

Zweitens. Was Sie hier behaupten und vorwerfen, „schön-
reden, verschweigen, vertuschen“, ist nichts anderes als 
Bösartigkeit von Ihnen, Herr Runge,

(Margarete Bause (GRÜNE): Der ist auch sonst so 
bösartig!)

zeigt nichts anderes als das hohe Maß an Verlogenheit 
und Polemik, mit der Sie arbeiten. Sie haben mittlerweile 
in dieser Angelegenheit 15 schriftliche Anfragen gestellt. 

(Dr. Martin Runge (GRÜNE): Mehr, Herr Wiesheu, 
mehr!)

Drei liegen aktuell vor, 89 Einzelfragen wurden gestellt. 
Diese unbewiesenen Behauptungen, Vermutungen, fal-
schen Anschuldigungen und Verallgemeinerungen sind – 
Herr Präsident, ich möchte mir diese Anregung erlauben 
– ein Anlass, sich im Präsidium darüber zu unterhalten, ob 
derartige schriftliche Anfragen überhaupt noch zugelas-
sen werden. 

(Margarete Bause (GRÜNE): Das ist eine Unver-
schämtheit!)

– Aber sicherlich. In den Anfragen steckt eine Verlogenheit 
und ein Verleumdungspotenzial, 

(Ulrike Gote (GRÜNE): Das ist das Demokratie-
verständnis der Staatsregierung!)

das mit einer schriftlichen Anfrage und dem Auskunftsbe-
gehren des Parlaments nichts mehr zu tun hat. Das ist 
Polemik und Verlogenheit. 

(Dr. Martin Runge (GRÜNE): Wer lügt denn hier? 
Die Verlogenheit steht am Podium!)

Im Übrigen wurden die Fragen umfassend beantwortet, 
soweit uns das möglich ist. Es gilt, bei der Beantwortung 
auch Betriebs-, Geschäfts- und Bankgeheimnisse zu 
wahren. Das gilt auch bei börsennotierten Gesellschaften, 
auch nach der Insolvenz. Soweit es rechtlich zulässig ist, 
wurden die Fragen beantwortet. 

Eine Reihe von Aktionären sind frustriert, weil die Aktien 
ihren Wert verloren haben. Das gilt nicht nur da, sondern 
auch in vielen anderen Betrieben und Sparten. Hier gibt es 
allerdings Aktionäre, die meinen, der Staat müsse eine 
Garantie für den Bestand oder den Wert der Aktien geben, 
weil die LfA in gewissen Umfang an der Firma beteiligt 
war. Die gibt es aber nicht. – 

Ein Zweites ist interessant: Wir haben von diesen Aktionä-
ren eine ganze Reihe von Schreiben sowie Entwürfe von 
Klageschriften bekommen. Herr Präsident, deswegen 
habe ich das vorhin angesprochen: Die Behauptungen 
und Unterstellungen in den Klageschriften finden sich 
insgesamt in den Anfragen des Herrn Runge wieder. Ich 
frage mich schon, ob es Sinn und Zweck von schriftlichen 
Anfragen ist, das, was Anwälte im Klageverfahren geklärt 
haben wollen, auf diesem Weg quasi als Auskunft zu be-
kommen. Das kann es ja nicht sein. Ich persönlich – die 
Wertung kann man teilen oder nicht – sehe darin einen 
Missbrauch des Fragerechts. 

(Margarete Bause (GRÜNE): Das haben Sie Gott 
sei Dank nicht zu entscheiden! Das Parlament 
sind wir!)

Ich frage mich, Herr Runge, ob es die Aufgabe von Abge-
ordneten sein kann, Anwälten in unsicheren oder aus-
sichtslosen Anlageverfahren die Daten und Materialien zu 
besorgen, die sie gern hätten. 

(Dr. Martin Runge (GRÜNE): Ich werde Ihnen 
schon antworten!)
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Das kann’s nicht sein. Sich für Klageparteien in dieser 
Weise einspannen zu lassen, ist ein moralischer Verfall 
des Parlaments, wenn Sie so wollen. Das ist ein Zustand, 
der auf Dauer nach meiner Meinung nicht hinnehmbar ist. 
Das ist ein Missbrauch des Fragerechts im Interesse von 
Einzelklägern.

(Margarete Bause (GRÜNE): Jetzt reden Sie doch 
mal zur Sache!)

Ich kann nachweisen, wie Herr Runge hier parallele An-
sichten, Unterstellungen und Behauptungen wiederholt, 
und dass sich die Argumente immer wieder in gleicher 
Weise zeigen. 

(Dr. Martin Runge (GRÜNE): Ermittelt die Europä-
ische Kommission, oder ermittelt sie nicht?)

– Dazu komme ich gleich. 

Sie werfen der LfA regelmäßig vor, hier die Hauptverant-
wortung zu tragen. Die LfA war an den Fällen, die Sie 
vortragen, nicht Poolführerin. Die Entwicklung der Laser-
technologie ist von der Forschungsstiftung gefördert wor-
den. Die Entwicklung der Technologie selbst ist auch zum 
Ergebnis geführt worden. 

Die Förderung der Forschungsstiftung, um eine neue 
Technologie zum Einsatz zu bringen, hat insofern das Ziel 
erreicht; insofern, als diese Technologie in Produkte um-
gesetzt wird, jedoch nicht. Es ist aber nicht Aufgabe der 
Forschungsstiftung, Technologie in Produkte umzusetzen. 
Das war die Erwartung; es ist aber nicht gelungen. Des-
halb wird der Betrag auch zurückgefordert. 

Die Unterstellung, dass die LfA in die Besetzung leitender 
Positionen eingegriffen hätte, ist falsch. Bei der Neubeset-
zung des Vorstandes, um die es geht – es geht ja um 
Herrn Niemeyer –, war es tatsächlich so, dass nach dem 
Ausscheiden des früheren Vorstandes 1998 ein neuer An-
fang im Management stattfinden sollte. Mehrere Monate 
ist gesucht worden. Zum 1. August 1999 ist ein neuer 
Vorsitzender des Vorstandes verpflichtet worden. Die 
Auswahl hat der Personalausschuss unter Führung des 
Aufsichtsratsvorsitzenden Herrn Haibel getroffen. Er hat 
sich für Herrn Niemeyer aufgrund seiner „hervorragenden 
Qualifikationen und der breiten Erfahrungen“, die der Kan-
didat gehabt hat, entschieden – so die Begründung des 
Personalausschusses. Er hat eine externe Personalbera-
tung eingeschaltet. Die LfA war nicht beteiligt; sie hat 
noch nicht einmal die Poolführung gehabt. Darum ist Ihre 
Unterstellung, die Sie aus den Klageschriften entnehmen 
– ich weiß nicht, woher Sie sie haben; anscheinend gibt es 
entsprechende Verbindungen – falsch. Wen unterstützen 
Sie denn? 

(Dr. Martin Runge (GRÜNE): Schauen wir mal! 
Wen unterstützen Sie denn, Herr Wiesheu?)

Sind Sie denn Mitarbeiter in der Kanzlei?

(Dr. Martin Runge (GRÜNE): Allmählich werden 
Sie bodenlos unverschämt!)

– Allmählich gebe ich die Fragen zurück. Sie bringen Un-
terstellungen, Verleumdungen und Polemik. Deshalb darf 
ich fragen: Was ist denn Ihr Motiv dafür, dass Sie in dieser 
kollusiven Art zusammenwirken? 

(Dr. Martin Runge (GRÜNE): Weil Sie Antworten 
verschweigen und weil Sie lügen! Das sage ich 
dezidiert!)

– Ich darf sagen: Herr Runge, der Saustall liegt bei Ihnen, 
nicht woanders. 

(Beifall bei der CSU)

Die falschen Behauptungen gehen mir allmählich über die 
Hutschnur. 

(Christine Stahl (GRÜNE): Sie unterstellen mit 
Beständigkeit! Ist Ihnen das eigentlich klar? – 
Dr. Martin Runge (GRÜNE): Er redet sich um Kopf 
und Kragen!)

– Ich unterstelle sehr wohl etwas. Die Parallelen, die in den 
schriftlichen Anfragen zum Ausdruck kommen, die in 
Schreiben und in Klageschriften zum Ausdruck kommen, 
sind schon frappierend. Deswegen darf ich fragen. Hier 
verkehren sich nämlich einige Dinge. 

(Ulrike Gote (GRÜNE): Sie hätten schon längst 
Antworten geben können!)

Der Vorstandsvorsitzende – das haben Sie angesprochen 
– wurde vom Personalausschuss ausgewählt, nicht von 
der LfA. Das Aktienoptionsprogramm war damals eine 
Bedingung für die Einstellung des Vorstandsvorsitzenden. 
Er wollte an der Wertsteigerung beteiligt sein. Er war nur 
bereit, die Position zu übernehmen, wenn ihm neben dem 
Gehalt und den Tantiemen auch Aktienoptionen einge-
räumt werden. Derartige Stock options sind üblich; sie 
sind nicht neu. 

(Dr. Martin Runge (GRÜNE): Nur woher es 
kommt!)

– Passen Sie auf. Der Aufsichtsrat der Schneider AG 
konnte ihm zum Zeitpunkt der Verpflichtung die Zusage 
noch nicht geben. Das war der Hintergrund. Er konnte sie 
ihm noch nicht geben. Im Juli/August 1999 wurde aller-
dings in Aussicht gestellt, im Jahre 2000 oder später bei 
der Hauptversammlung der Schneider AG ein derartiges 
Programm vorzuschlagen. So etwas musste, wenn ich 
richtig informiert bin, noch durch die Hauptversammlung; 
denn die Schneider AG hatte ein solches Programm noch 
nicht beschlossen. Damit man trotzdem die Verpflichtung 
eingehen konnte, ihn verpflichten und Rechtssicherheit 
schaffen konnte, hat sich die LfA bereit erklärt, zeitlich 
begrenzt bis zur Auflage des Optionsprogramms durch 
die Schneider AG Optionen auf den Bezug von ihr gehö-
renden Aktien zu gewähren. Der Beschluss wurde zeitlich 
begrenzt gefasst, damit man – das war der Wunsch des 
Aufsichtsrates, nicht der LfA – den Kandidaten, den der 
Aufsichtsrat unbedingt wollte, verpflichten konnte. Die 
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gesamte Vereinbarung war einzig und allein an den wohl-
verstandenen Interessen der Schneider AG orientiert. 

Noch einmal: Sie war ein Vorgriff auf das zu erwartende 
Optionsprogramm der Schneider AG. Aus diesem Grunde 
waren Bezugsrechte aus dem beabsichtigten gesell-
schaftseigenen Programm auf die in diesem Vertrag vor-
gesehenen Optionen anzurechnen. Die Voraussetzungen 
für die Ausübung waren allein an den Interessen der 
Schneider AG und an objektiv messbaren Erfolgszahlen 
zur Umsetzung des geplanten Restrukturierungskonzep-
tes ausgerichtet. Das ist auch der Sinn dieser Option. Der 
eindeutige Vorrang der Interessen der Gesellschaft ge-
genüber Eigeninteressen der Vertragspartner war vertrag-
lich festgeschrieben. Die Konditionen waren also sehr 
sauber fixiert. Zur Ausarbeitung dieser Vereinbarung wur-
de eine aktienrechtlich versierte Rechtsanwaltskanzlei 
eingeschaltet, damit ja nicht irgendetwas passiert, was 
nicht absolut vertretbar wäre, meine Damen und Herren. 

Die LfA handelte hier im unmittelbaren Interesse der Ge-
sellschaft, so wie es auch vom Aufsichtsrat definiert war; 
denn anderenfalls wäre die Verpflichtung des Kandidaten 
gescheitert. Weil auch die Voraussetzungen für die Ausü-
bung der Optionen allein am Wohl der Schneider AG ori-
entiert waren und auch nicht nachträglich von der LfA 
geändert werden konnten, ist die Unterstellung geradezu 
bösartig, der Optionsvertrag habe dem Ziel gedient, der 
LfA Einfluss auf die Geschäftsführung der Schneider AG 
zu verschaffen. Das sind Unterstellungen. Ich gehe nicht 
weiter darauf ein. 

Es wird versucht, Klageverfahren in Gang zu setzen. Ich 
halte nichts davon, durch eine ausführliche Debatte im 
Landtag noch Futter für das Klageverfahren zu liefern. Der 
Vorwurf, den Sie hier wieder erhoben haben, die LfA-Mit-
arbeiter hätten den Schneider-Vorstand aufgefordert, Be-
stellungen trotz Liquiditätsnotstand nicht zu stornieren, ist 
falsch. Ich muss sagen, dass Sie leider keine Ahnung von 
Sanierungsverfahren haben. Es ist wie so oft: Wenn Be-
triebe, die produzieren, Bestellungen in Auftrag geben, ist 
es ein üblicher Vorgang, dass im Vorfeld einer Banken-
pool-Sitzung ein Mitglied des Vorstandes nach dem Aus-
scheiden des Vorstandsvorsitzenden bei der LfA nach-
fragt, ob Bestellungen, die im Zuge des normalen Ge-
schäftsbetriebs erfolgt waren, storniert werden sollten, 
weil man nicht weiß, ob die Kreditlinien fortgesetzt wer-
den. Die LfA kann dazu nur sagen: Wenn storniert wird, 
gibt dies seltsame Signale für die Pool-Sitzung. Auf die 
Zusammenhänge kann und wird man hinweisen. Meine 
Damen und Herren, diese Themen werden bei Pool-Sit-
zungen im Übrigen genauso behandelt. Ich gehe also 
nicht weiter darauf ein. 

Ich lehne es auch ab, aus derartigen Sitzungen Vertrauli-
ches nach außen zu plaudern. Ich sage nur: Wer einiger-
maßen Erfahrungen mit Sanierungen hat, der weiß, wie 
sensibel derartige Themen sind, der weiß, welche Außen-
wirkungen bestimmte Entscheidungen haben können, der 
weiß, dass natürlich um Rat gefragt wird und Rat gegeben 
wird. Entscheiden wird und muss aber der Vorstand. Ent-
scheiden wird und muss, wenn es über die Zuständigkeit 
des Vorstandes hinausgeht, der Aufsichtsrat. Unter-
schiedliche Banken werden auch unterschiedliche Rat-
schläge geben – das will ich gar nicht bezweifeln – oder 

auf Anfragen unterschiedliche Meinungen und Auffassun-
gen mitteilen. Dies als Empfehlung oder als Weisung hin-
zustellen, ist in höchstem Maße absurd. Die Behauptung, 
dass geschönte Zahlen verbreitet worden sind, ist Käse 
und ist falsch. 

(Dr. Martin Runge (GRÜNE): Schauen Sie halt in 
die Börsenzulassungsprospekte! Lesen Sie sie 
halt einmal!)

– Ja, ja, warten Sie einmal ab, was bei den Prozessen 
geschehen wird. Es wird versucht, einige Prozesse ins 
Laufen zu bringen. Es gibt Aktionäre, die ihre Forderungen 
an eine Consulting- und Beteiligungs-GmbH abgetreten 
haben und versuchen, gegen die LfA und Lehman Brot-
hers zu klagen. – Wir werden sehen, was herauskommt. 
Die behaupten: Veröffentlichung falscher Tatsachen, Pro-
spekthaftung, Verstoß gegen das Treuegebot, Herbeifüh-
rung der Insolvenz, Bereicherung, Vorteilsannahme und 
Bereicherung durch Insiderwissen. 

(Dr. Heinz Kaiser (SPD): Eine Aufzählung aus dem 
Strafgesetzbuch!)

Das steht in den Klagen. Der ganze Sums, den Herr Run-
ge bringt, aber nicht substanziieren kann, wird von den 
Klägern in der Klage aufgestellt. 

(Dr. Martin Runge (GRÜNE): Schauen wir mal!)

Ich sage, dass dies alles falsch ist. Warten wir ab, ob die 
Gerichte die Meinung der Kläger teilen. Ich gehe davon 
aus, ja ich bin mir sogar sicher: Nein, weil das alles falsch 
ist. Dass Kläger scharfe Munition auffahren, wenn sie im 
Prozess etwas erreichen wollen, ist klar. Das sollen sie tun. 
Dass ein Parlamentarier sich in dieser Sache die Wortwahl 
der Klägerseite zu Eigen macht und als eigene Behaup-
tungen einbringt, meine Damen und Herren, ist eine Un-
verfrorenheit. 

(Dr. Christian Magerl (GRÜNE): So etwas wie Un-
verfrorenheit kennen Sie überhaupt nicht!)

– Ich könnte es auch deutlicher formulieren, Herr Magerl. 
Das sollte in einem Parlament nicht Praxis werden. Sie 
müssen auch zur Kenntnis nehmen, dass das Landgericht 
Frankfurt mit Entscheidung vom 13. Juli 2004 die Klage 
abgewiesen hat. Die Kläger haben Berufung eingelegt. 
Das ist deren gutes Recht. Was herauskommt, wird sich 
zeigen. Wir haben mit Hinweis auf laufende Gerichtsver-
fahren Gespräche mit den Klägern abgelehnt. Die haben 
mehrfach versucht, Klage anzudrohen und auf dem Ver-
mittlungswege dann Geld herauszuholen. 

Ich möchte sehen, was hier los wäre, wenn wir sagen 
würden: Wir schließen einen Vergleich, obwohl kein An-
lass besteht, damit einige der Kläger oder Aktionäre beru-
higt werden. 

Dann würde es hier drinnen heißen: Riesensaustall, die 
LfA verschleudert Mittel, um sich einer gerichtlichen Aus-
einandersetzung zu entziehen. Nach unserer Überzeu-
gung, besteht, anders als hier mehrfach behauptet wor-
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den ist, aber kein Anlass, hierfür Mittel auszugeben. Es 
mag vielleicht die Erwartung mancher Kläger sein, dass 
dann, wenn die LfA beteiligt ist, quasi eine Staatsgarantie 
vorliegt. Die liegt aber nicht vor. 

Einige haben auch gemeint, die LfA sollte die Mehrheit an 
der Firma übernehmen. Dafür war ich nie. Wir haben in 
diesem Hause schon öfter erlebt, auch im Falle anderer 
Betriebe, dass die SPD-Fraktion gefordert hat, die LfA 
solle sich stärker beteiligen. Ich war immer der Meinung, 
deren Beteiligung solle immer so gering wie möglich sein, 
am besten gar keine. Es ist aber schon eine gewagte An-
forderung, jetzt, wenn eine Aktion danebengeht, bei der 
jeder Aktionär weiß, dass das bei Schneider von der Vor-
geschichte her keine einfache Angelegenheit ist, zu ver-
langen, dass der Staat oder die LfA haften soll. Es ist 
schon ein parlamentarischer Sittenverfall – ich kann es 
nicht anders bezeichnen –, dass sich Abgeordnete einsei-
tig, mit Polemik und drastischen Be≠griffen Behauptun-
gen von Klägern zu Eigen machen und im Parlament einen 
derartigen Wirbel aufführen. 

Es gibt eine Auskunftsklage einer Journalistin. Herr Run-
ge, Sie sagen, dass sich die EU mit dem Thema befasst, 
Stichwort Subventionsbeschwerde. Das muss man sich 
auf der Zunge zergehen lassen. Warum befasst sich die 
EU damit? – Weil die Gebrüder Schneider, die in ihrem 
Betrieb „subventionsbegünstigt“ waren, Beschwerde ge-
gen das eingelegt haben, was der Staat gemacht hat. Die 
Gebrüder Schneider, deren Betrieb durch das staatliche 
Handeln begünstigt war und gerettet werden sollte, weil 
sie selbst dazu nicht in der Lage waren, legen Subventi-
onsbeschwerde ein, weil sie meinen, dass sie auf diese 
Weise Fakten und Daten bekommen, die ihnen die Klage 
erleichteren. Dann kommt der Herr Runge und sagt: Da 
läuft eine Subventionsbeschwerde in Brüssel. 

(Dr. Martin Runge (GRÜNE): Ja, ja, da kommt der 
Runge!)

Was hier gemacht wird, ist paradox. 

Ähnlich verhält es sich mit einer Anzeige bei der Bundes-
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht. Durch wen? – 
Durch die Gebrüder Schneider, die bei mir interveniert 
haben, damit die LfA stärker einsteigt, als es der Fall war. 
Von denen läuft jetzt eine Beschwerde gegen das, was sie 
selbst seinerzeit nachhaltig gefordert haben, um auf diese 
Weise – so meinen sie – Fakten und Daten zu bekommen, 
die man sonst nicht bekommt. Die Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht wurde von der LfA informiert 
und hat das damalige Vorgehen der LfA als plausibel und 
vernünftig bezeichnet; sie hatte nichts zu beanstanden. 

Ich sage noch einmal: Jeder mag es selbst bewerten, was 
davon zu halten ist, dass diejenigen, deren Betrieb von 
unserem Vorgehen begünstigt war – das Ziel war, ihn zu 
erhalten –, heute dagegen Beschwerde einlegen, um, wie 
sie meinen, Fakten und Daten zu bekommen, mit denen 
sie dann gegen die LfA vorgehen können. Meine Damen 
und Herren, in meinen Augen wären Sie gut beraten, wenn 
Sie bei diesem Thema die Finger von all den Dingen las-
sen würden, die Sie hier betreiben.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Martin Runge (GRÜ-
NE))

Überlassen Sie das Ganze lieber der gerichtlichen Ausei-
nandersetzung, wenn die Aktionäre oder die Kläger das 
wollen; die sind in Berufung gegangen. In dieser Ausein-
andersetzung können die Dinge geklärt werden. Für mich 
ist es aber keine vertretbare Position, wenn hier einzelne 
Kollegen aufseiten der Kläger mit seltsamen Methoden 
Daten und Fakten ermitteln wollen. Ich halte es auch für 
keine gute Methode, hier mit einer ganzen Serie von An-
fragen immer wieder die gleichen Sachverhalte zu erfra-
gen. Es ist allmählich auch für meine Mitarbeiter, die 
wirklich etwas anderes zu tun haben, eine Zumutung, sich 
immer wieder mit dem gleichen Unsinn auseinanderset-
zen zu müssen und immer wieder den gleichen Quatsch 
durch die Mühle drehen zu müssen.

(Beifall bei der CSU) 

Das ist auf Dauer nicht in Ordnung. Sie sollten wieder zu 
einer fairen Diskussion des Themas zurückkehren. 

(Margarete Bause (GRÜNE): So fair, wie Sie 
sind!)

Noch einmal: Es ist eine Zumutung für all diejenigen, die 
an diesem Prozess beteiligt waren, wenn Sie sich die Un-
terstellungen der Kläger zu Eigen machen und hier mit ei-
ner ungeheuren Polemik auftreten. Das ist eine Zumutung 
für die LfA, für mein Haus, für die Banken und die Poolfüh-
rer, die sich über Jahre hinweg – die Firma stand schon 
ein paar Mal vor schwierigen Situationen – intensiv darum 
gekümmert haben, dass der Betrieb erhalten bleibt, dass 
die Arbeitsplätze erhalten bleiben, die bei den Banken mit 
Darlehensverzicht gearbeitet haben. Es wurde mit unter-
schiedlichen Interessenten verhandelt, um einen Fortfüh-
rungsweg auszuarbeiten. Alle beteiligten Banken – die LfA 
war mit den gleichen Konditionen wie andere dabei – ha-
ben sich engagiert und sind in manchen Bereichen über 
die Grenzen des Zumutbaren gegangen. 

Meine Damen und Herren, einen derartigen Fall im Nach-
hinein in dieser Weise zu behandeln, heißt auch, dafür zu 
sorgen, dass die Banken zukünftig in anderen Fällen er-
heblich mehr Zurückhaltung üben werden, weil keine 
Bank daran interessiert ist, auch keine Poolführerin, wel-
che die LfA in weiten Phasen nicht war, dann in der Öffent-
lichkeit dafür durch den Dreck gezogen zu werden, dass 
man sich jahrelang darum bemüht hat, einen Betrieb fort-
zuführen, was allerdings am Schluss nicht gelungen ist. 

Ich bitte Sie intensiv darum, mit dieser Art von Debatten 
aufzuhören, sonst kann man die Sanierungsthemen im 
Lande beenden. Es gibt immer wieder Sanierungen, die 
nicht gelingen. Gott sei Dank gelingen die meisten, aber 
die spielen dann in der Öffentlichkeit keine Rolle. Einige 
aber gelingen aus unterschiedlichsten Gründen nicht. 
Eine Behandlung, wie sie hier stattfindet, führt mit Sicher-
heit dazu, dass Beteiligte, die wir für die Finanzierung 
brauchen, dann sagen: Auf eine derartige Behandlung in 
der Öffentlichkeit kann ich verzichten. Das ist genau das 
Problem, das Sie hier verursachen. Über Ihr Motiv kann 
man nur rätseln. 

(Beifall bei der CSU) 
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Präsident Alois Glück: Nächste Wortmeldung: Herr Kol-
lege Dr. Kaiser.

Dr. Heinz Kaiser (SPD): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Herr Staatsminister Wiesheu, in unseren Oh-
ren klingt es schon etwas merkwürdig, wenn ausgerech-
net Sie einen Appell zur Fairness an uns richten. Da Sie 
dazu auffordern, diese Debatte zu beenden, weil damit 
anderweitige Sanierungsbemühungen gefährdet sind, 
darf ich daran erinnern, dass Sie es waren, der immer 
wieder den Bundeskanzler sehr lautstark kritisiert hat, als 
er sich darum bemüht hat, die Holtzmann AG zu retten. 
Man sollte hier nicht mit zweierlei Maß messen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN – Zuru-
fe von der CSU)

Bisher war es hier üblich und gute Gepflogenheit, einen 
Berichtsantrag, wie ihn die GRÜNEN gestellt haben, anzu-
nehmen und eine Debatte im Ausschuss zuzulassen, 
wenn es nötig sein sollte, auch in nichtöffentlicher Sit-
zung. Wir haben am 20.03.2003 den Antrag gestellt, einen 
mündlichen Bericht über die Ergebnisse bayerischer In-
dustriepolitik anhand des Beispiels der Unternehmen 
Kirch Media, Grundig AG, Schneider Technologies AG, 
Bayernwerk/Viag/Eon zu geben. Das sind vier Beispiele 
bayerischer Industriepolitik. Diesen Antrag haben Sie da-
mals auch abgelehnt. Wenn solche Anträge abgelehnt 
werden, taucht natürlich die Vermutung auf, man habe 
etwas zu verbergen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Herr Staatsminister Wiesheu, Sie haben erklärt, dass die 
SPD in Anträgen gefordert habe, dass sich die LfA in Fäl-
len von Unternehmensschieflagen oder Expansionsbe-
mühungen einmischen soll. Selbstverständlich wird jeder 
von uns, wenn in seinem Bereich eine Firma in Schwierig-
keiten kommt, nach staatlicher Hilfe rufen. Man setzt sich 
dann natürlich der Kritik aus, dass man nicht nach der 
reinen Lehre der Marktwirtschaft handelt, aber andere 
Nationen handeln auch so. Sie selbst haben schließlich 
auch erklärt, dass Sie eine Industriepolitik nach französi-
schem Vorbild fordern. 

Nicolas Sarkozy ist scheinbar Ihr großes Idol. Gleichzeitig 
kritisieren Sie Herrn Clement, weil er nicht eingreift. Man 
muss doch eine klare Linie haben und sagen, was man 
will. Entweder man will reine Marktwirtschaft, oder man 
greift auch ein.

(Beifall bei der SPD)

Wir sind auf einer Linie, wenn wir sagen, man kommt gar 
nicht umhin einzugreifen, wenn nationale oder auch regio-
nale Interessen betroffen sind. Auch ich habe in letzter 
Zeit Briefe an Sie geschrieben wegen FAG Kugelfischer 
oder wegen des Industriecenters bei uns in Obernburg. 
Das gehört dazu. Entscheidend aber ist, Herr Staatsminis-
ter, dass man hinterher diskutieren darf, und zwar nicht 
darüber, dass eingegriffen wurde, sondern darüber, wie 
das gemacht worden ist. Man muss diskutieren, ob der 
Eingriff erfolgreich war oder nicht. 

Sie lassen sich sehr gerne feiern für Ihre großen Sanie-
rungserfolge. Ich erinnere mich noch sehr gut an die Hut-
schenreuther AG. Damals haben Sie gesagt, wir retten 
sie. Sie haben sie dann mit der Winterling AG anstatt mit 
Villeroy & Boch verschmolzen. Letzteres wäre nämlich 
keine bayerische Lösung gewesen. Damals sind viele Be-
triebsräte der IG Chemie nach Nürnberg geholt worden. 
Man hat ihnen dort die Hans-Böckler-Medaille verliehen. 
Sie haben sich groß feiern lassen als Sanierer, als der 
Trouble Shooter der bayerischen Wirtschaft. Wo ist denn 
heute Hutschenreuther? Wo ist der Kirch-Konzern, den 
Sie auch mit 400 Millionen der LfA unterstützen wollten? 
Letzteres hat der öffentliche Aufschrei allerdings verhin-
dert. Wo ist die Grundig AG? – Sie ist zugrunde saniert 
worden. Bei Schneider ist es ähnlich. Es sind Gelder aus 
der High-Tech-Offensive ausgegeben worden, um die 
Rundfunkelektronik in Bayern zu stützen. Ich denke bei-
spielsweise an das digitale Radio und das digitale Fernse-
hen, oder jetzt, an das Laserfernsehen. Wenn das umge-
setzt werden kann, dann werden davon keine bayerischen 
Firmen profitieren. Das wird man doch sagen dürfen, 
wenn Sie sich als Sanierer feiern lassen. Ihre Sanierungen, 
sind Augenblickserfolge. Wenn man ihre Nachhaltigkeit 
überprüft, dann macht man die Erfahrung, dass der Erfolg 
sehr gering war.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Fehlan-
zeige! – Beifall bei der SPD)

Herr Staatsminister, jetzt komme ich zur Schneider AG. 
Als der Antrag damals abgelehnt worden ist, hat der von 
mir geschätzte Kollege Pschierer im Wirtschaftsaus-
schuss erklärt – das war am 8. Mai 2003, der Antrag wur-
de damals abgelehnt, weil er angeblich Wahlkampf war – 
-

(Franz Josef Pschierer (CSU): Das war auch so!)

– Herr Kollege Pschierer, bitte hören Sie zu. Im Protokoll 
steht:

Erfreulicherweise habe das Wirtschaftsministeri-
um die Dinge nicht laufen lassen, sondern sich 
dort, wo es erforderlich und möglich gewesen 
sei, in Sanierungsbemühungen eingemischt.

(Lachen bei den GRÜNEN)

Ohne das Engagement von Staatsminister 
Dr. Wiesheu und seinem Ministerium wären bei 
der Schneider Technologies AG die Lichter wohl 
schon sehr früh ausgegangen.

(Franz Josef Pschierer (CSU): Stimmt!)

Man hat sich also eingeschaltet. Dann sollte man auch für 
die Ergebnisse gerade stehen.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Man lässt sich für die Erfolge feiern; dann sollte man auch 
für die Misserfolge geradestehen. Das ist ein grandioser 
Fehlschlag der bayerischen Industriepolitik gewesen.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)



Bayerischer Landtag · 15. Wahlperiode2044 Plenarprotokoll 15/30 v. 01. 12. 2004 Bayerischer Landtag · 15. WahlperiodePlenarprotokoll 15/30 v. 01. 12. 2004 2045

Damals, im August 1998, kurz vor der Landtagswahl, wur-
de die LfA von politischer Seite gezwungen – ich mache 
ihr dafür keinen Vorwurf –, bei Schneider einzusteigen. Es 
ist problematisch, wenn ein Kreditgeber dann auch die 
Funktion des Eigentümers übernimmt. Man hat dann ein 
neues Vorstandsmitglied geholt, Herrn Niemeyer, und hat 
von Roland Berger ein Gutachten erstellen lassen. Dieses 
Gutachten hat ausgesagt, dass Schneider Technolo-
gies AG nur Zukunftschancen hat, wenn man nicht in den 
Massenmarkt geht, beispielsweise bei den Fernsehgerä-
ten, sondern wenn man in High-Tech-Nischen geht, wie 
das beispielsweise Loewe Opta lange Zeit erfolgreich 
praktiziert hat. Erfolg versprechend wäre auch gewesen, 
wenn man die Lasertechnologie in ein Marktprodukt hätte 
umsetzen können. Das waren die Vorgaben von Roland 
Berger. Der neue Vorstand aber hat genau das Gegenteil 
gemacht. 

Das habe ich Ihnen, Herr Staatsminister, auch vorgehalten 
– ob im Wirtschaftsausschuss oder im Plenum, das weiß 
ich nicht mehr genau. Jedenfalls haben Sie gesagt: Wie 
soll ich das denn kontrollieren, wenn sich die Firmenlei-
tung entgegen den Vorgaben des Sanierungsgutachtens 
verhält? Ich habe damals im Internet recherchiert. Dort 
konnte man die Rede des Vorstandsvorsitzenden in der 
Hauptversammlung im Jahr 2000 nachlesen. Dort stand, 
man habe jetzt den Sanierungsweg gewählt, indem man 
in den Massenmarkt hineingeht. Wenn Ihre Beamten im 
Wirtschaftsministerium noch nicht einmal die Reden der 
Hauptversammlung lesen, nachdem man Millionen inves-
tiert hat, dann tun Sie mir wirklich Leid bei Ihren Sanie-
rungsbemühungen.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Das ist also fehlgeschlagen und sehr bedauerlich. Die LfA 
hat Geld verloren, desgleichen die Forschungsstiftung. 
Ich habe im Übrigen in meiner Eigenschaft als Mitglied der 
Forschungsstiftung nachgefragt. Es trifft zu: Man hat For-
derungen beim Konkursverwalter angemeldet. Darüber ist 
aber noch nicht entschieden. Wenn Sie, Herr Wiesheu, 
sich jetzt hier herstellen und sagen, das sei erfolgreich 
gewesen, dann muss ich sagen: Sicherlich war es erfolg-
reich. Es wurde mit bayerischem Geld etwas erforscht, 
was heute in Thüringen beheimatet ist, weil es Jenoptik 
sich unter den Nagel gerissen hat für 4,6 Millionen Euro, 
nachdem man Mitbieter mit sehr unfairen Methoden aus 
dem Feld geschlagen hat, indem man einen Patentstreit 
androhte. Es gab 37 Interessenten, die das Patent kaufen 
wollten. Übrig geblieben aber ist nur einer, weil Jenoptik 
gesagt hat: Wir strengen einen Patentstreit an. Daraufhin 
sind alle anderen abgesprungen. Die Arbeitsplätze, die 
entstehen werden, entstehen nicht in Bayern. Die Bayeri-
sche Forschungsstiftung ist aber nicht dazu da, Arbeits-
plätze in anderen Bundesländern zu schaffen. Sie ist dafür 
da, in Bayern Arbeitsplätze zu schaffen und zu sichern.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Herr Staatsminister Wiesheu, für diese falsche Geschäfts-
politik und für diesen Fehlschlag müssen Sie die Verant-
wortung schon übernehmen. 

Das ist der eine Teil des Antrags der GRÜNEN. Der zweite 
Teil enthält die Begründung, die Kollege Runge vorgetra-
gen hat. Der Teil enthält auch schwere Vorwürfe gegen die 
LfA, die quer durchs Strafgesetzbuch gehen. Verschiede-
ne Dinge werden genannt: Untreue, Bilanzfälschung, Kon-
kursverschleppung und dergleichen mehr. Wir, die SPD-
Fraktion, haben uns, als ich in der letzten Legislaturperio-
de noch im Wirtschaftsausschuss war, intensiv um das 
Problem gekümmert. Wir haben mit der LfA auch intensi-
ve Gespräche geführt. Wir wollten den Dingen auf den 
Grund gehen. Die Führung der LfA –, das sind Herr 
Schmitt, der frühere Chef der Staatskanzlei, und Herr 
Schneider, der Amtschef im Wirtschaftsministerium war. 
Beide haben uns glaubhaft versichert, dass an den Vor-
würfen nichts dran sei. Wir haben das akzeptiert. Ich habe 
die Staatsregierung seither nicht mehr mit schriftlichen 
Anfragen bombardiert. Ich habe keine Veranlassung, an 
der Glaubwürdigkeit dieser Personen zu zweifeln, auch 
wenn beide der CSU angehören und der Bayerischen 
Staatsregierung nahe stehen. Es wäre deshalb gut, wenn 
die Dinge, die hier aufgegriffen worden sind, auch im Inte-
resse der LfA und deren Glaubwürdigkeit in einem Bericht 
abgehandelt würden, soweit das prozessual möglich ist. 

Herr Kollege Runge, es entzieht sich meiner Kenntnis, 
was in dem Emissions-Prospekt steht; ich habe ihn nicht 
gelesen. Das gebe ich zu. Um das zu lesen, wäre wochen-
lange Arbeit notwendig. 

(Dr. Martin Runge (GRÜNE): Ich zitiere den Be-
richt nachher!)

Ich kann deshalb nicht beurteilen, ob falsche Ad-hoc-Mit-
teilungen ergangen sind. Wir werden sehen, was bei den 
Prozessen und bei den EU-Verfahren herauskommt. Bei 
diesem Teil habe ich aber keine Veranlassung, die erhobe-
nen Vorwürfe zu hinterfragen. Ich denke, es wurde uns 
glaubwürdig versichert. Es wäre im Übrigen eine schwere 
menschliche Täuschung, wenn man uns in den intensiven 
Gesprächen nicht die Wahrheit gesagt hätte. Bisher je-
denfalls habe ich keine Veranlassung, an der Glaubwür-
digkeit der LfA-Spitze zu zweifeln. Umso notwendiger 
wäre es, verehrte Kolleginnen und Kollegen von der CSU, 
dass Sie sich dazu bereit erklären, der Sache ein Ende zu 
bereiten und in einem Bericht klare Aussagen hierzu zu 
machen.

(Beifall bei der SPD)

Die Sitzung könnte nach meiner Auffassung auch nichtöf-
fentlich oder geheim sein. Das spielt keine Rolle. Wir wol-
len aber endlich Klarheit haben, damit die Vorwürfe aus 
der Welt geräumt sind. Es nützt nichts, Herr Kollege 
Pschierer und Herr Staatsminister Wiesheu, wenn Sie den 
Antrag ablehnen. Wie ich Herrn Kollegen Runge kenne, 
geht es dann erst recht weiter. 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN)

Ich glaube, wir sollten hier einen Schlussstrich ziehen.

Die SPD-Fraktion wird deshalb diesem Antrag der GRÜ-
NEN zustimmen. Wir bitten auch die Mehrheitsfraktion, 
der Aufklärung nicht entgegenzustehen.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)
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Präsident Alois Glück: Nächste Wortmeldung: Herr Kol-
lege Pschierer.

Franz Josef Pschierer (CSU): Herr Präsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Zunächst eine Bemerkung an die 
Kollegen Dr. Kaiser und Dr. Runge. Sie können Anfragen 
mündlich und schriftlich stellen, so oft Sie wollen. Sie ha-
ben, Herr Dr. Runge, aus diesem Thema inzwischen eine 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahme für das Landtagsamt ge-
macht. Das wird an unserer Position nichts ändern. Ich 
werde deshalb ganz deutlich, nicht nur hier in diesem Ple-
narsaal, sondern auch nach außen darstellen, wie Sie in 
dieser Frage, Herr Dr. Runge, verfahren. Ich frage mich, 
wessen Arbeit Sie machen.

(Dr. Martin Runge (GRÜNE): Nicht die Ihre!)

Geht es Ihnen um die Arbeitsplätze, die angeblich in Türk-
heim und in Mindelheim verschwunden sind, oder geht es 
Ihnen um die Interessenvertretung von Aktionären? Wenn 
ich Ihre Anfragen lese, dann habe ich permanent das Ge-
fühl – -

(Dr. Martin Runge (GRÜNE): Sie tun es ja nicht!)

– Herr Dr. Runge, ich glaube, Sie kennen Ihre eigenen An-
fragen nicht mehr. Was da an Formulierungen drin ist, gibt 
mir permanent das Gefühl, dass aus Klageschriften zitiert 
wird oder dass es enge Verbindungen dazu gibt, übrigens 
Klageschriften, die nie eingereicht worden sind. 

Nun zur aktuellen Situation, 

(Margarete Bause (GRÜNE): Woher kennen Sie 
die?)

zum Wegfall der Arbeitsplätze in Türkheim. Herr Kollege 
Dr. Runge, Sie haben eben selber das Joint Venture mit 
dem französischen Konzern Thomson zitiert. Mit diesem 
Joint Venture besteht selbstverständlich die Möglichkeit, 
auch auf Standorte in Polen, Ungarn und anderen Län-
dern zurückzugreifen. Wenn Sie über die Arbeitsplätze in 
Türkheim sprechen – - Das sind übrigens nicht so sehr 
Arbeitsplätze in der Produktion. Wenn Sie sich die Struk-
tur der Arbeitsplätze anschauen, werden Sie feststellen: 
Es sind Montagearbeitsplätze.

(Dr. Martin Runge (GRÜNE): Habe ich ja gesagt!)

– Sie haben von Produktion gesprochen. Aber sei’s drum. 
Herr Kollege, wir wollen uns nicht über Begrifflichkeiten 
streiten. Es sind vorwiegend Arbeitsplätze in der Montage. 
Wenn es darum geht, daran zu denken, dass wir den Pro-
duktionsstandort, dass wir unsere Produktionsbedingun-
gen ein Stück weit verbessern – da könnten Sie in Berlin 
so viel tun –, ist da Fehlanzeige bei Ihnen. Was wir bei 
Schneider erleben in Zusammenarbeit mit dem Joint Ven-
ture bei Thomson, findet leider Gottes in dieser Bundesre-
publik statt, ohne dass Sie es registrieren, ohne dass Sie 
etwas dagegen tun, dass Arbeitsplätze zuhauf in vielen 
Branchen verlagert werden. Das ist eine Aufgabe, Herr 
Dr. Runge, die Sie gemeinsam mit den Genossinnen und 
Genossen in Berlin längst hätten erledigen können, damit 

etwas getan wird, um den Produktionsstandort Deutsch-
land zu verbessern.

(Beifall bei der CSU)

Ganz konkret, Herr Dr. Runge, möchte ich es als Skandal 
bezeichnen, dass man heute diejenigen prügelt, die man 
damals geholt hat und die geholfen haben. Es stimmt, 
was Sie und auch Herr Dr. Kaiser vorhin gesagt haben. Es 
wären 1998 die Lichter in Türkheim ausgegangen, wenn 
wir nicht eine Kapitalerhöhung, Forderungsverzicht und 
massive Neukredite gehabt hätten. Eben jene, die man 
damals gerufen hat, nämlich Staatsminister Wiesheu, die 
Bayerische Staatsregierung, die LfA, werden heute geprü-
gelt. 

Lassen Sie mich zur Geschichte der Unternehmenspleite 
Schneider noch etwas sagen. Es ist nicht staatliches Han-
deln, das diese Pleite herbeigeführt hat, sondern es sind 
große strategische Managementfehler: der Einstieg in die 
Massenproduktion, eine Ausfallquote, die in der Unterhal-
tungselektronik ihresgleichen gesucht hat, Personalauf-
bau statt Personalabbau. Vieles ist gemacht worden von 
Entscheidungsträgern, die heute versuchen, die Bayeri-
sche Staatsregierung und die LfA in Haftung zu nehmen. 
Übrigens gehört genauso der Einstieg in die Computer-
branche dazu. Das alles waren strategische Fehlentschei-
dungen, die nicht die Politik, sondern die Unternehmens-
leitung zu verantworten hat. 

Zur Rolle der LfA: Herr Kollege Dr. Runge, Sie wissen, dass 
die LfA – das hat Staatsminister Wiesheu sehr deutlich ge-
macht – nicht Poolführer war, dass die LfA nie Lead-Inves-
tor war. Sie wissen, dass es viele andere Geschäftsbanken 
gab, die mit den gleichen Konditionen reingegangen sind. 
Deshalb halte ich es für abwegig, der LfA eine Sonderrolle 
zuzuschieben. Ein anderer Punkt, Herr Dr. Runge, der mich 
sehr stört, ist Ihr Umgang mit dem Thema Bankgeheimnis. 
Auch in Teilen Ihrer Anfragen kommt immer wieder zum 
Ausdruck, dass Sie bestimmte Informationen wollen. Ich 
hätte es begrüßt, wenn Sie gelegentlich einmal ins Wertpa-
pierhandelsgesetz schauen würden, wo bestimmte Dinge 
geregelt sind, und wenn Sie auch in das Grundgesetz und 
die Bayerische Verfassung schauen würden, worin die 
Staatsregierung verpflichtet wird zur Wahrung der persönli-
chen Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse. Ich darf aus 
einer Ihrer Anfragen zitieren –, da merkt man, wes Geistes 
Kind Sie sind –, aus Ihrer Anfrage vom 14.11. dieses Jah-
res. Frage Nummer 1:

Teilt die Staatsregierung die Auffassung der Fra-
gesteller, 

– also BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Dr. Runge -

dass das Bankgeheimnis Bankkunden,

– also Kreditnehmer -

Einleger und sonstige Kunden schützen soll, 
nicht jedoch 

–  jetzt bitte ich die Kolleginnen und Kollegen, gut zuzu-
hören -
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sitten- und rechtswidrige Machenschaften von 
Bankmitarbeitern und deren Erfüllungsgehilfen 
vor Aufdeckung und Aufklärung bewahren soll.

Meine Damen und Herren, wer so eine Sprache hat, wenn 
es um das Thema Unternehmenssanierung geht, der ist in 
diesem Parlament fehl am Platze.

(Beifall bei der CSU)

Präsident Alois Glück: Herr Kollege, gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Kollegen Dr. Runge?

Franz Josef Pschierer (CSU): Nein. Er hat schon so viele 
Anfragen gestellt. Ich sehe nicht ein, dass er hier auch 
noch mündlich nachfragen muss.

(Beifall bei der CSU)

Kommen wir kurz zur juristischen Seite, Herr Dr. Runge. 
Ich habe immer das Gefühl, Sie erledigen die Arbeit für 
jemanden, der auf juristischem Wege nicht weiterkommt 
und deshalb den politischen Weg beschreiten will.

(Dr. Martin Runge (GRÜNE): Woher haben Sie 
diese Vermutung?)

Es gibt vom 13. Juli dieses Jahres eine Entscheidung des 
Landgerichts Frankfurt. Es ist ein Verfahren von einer 
Gruppe von Aktionären anhängig gewesen, die Ansprü-
che aus Prospekthaftung gegenüber der LfA und Lehman 
Brothers durchsetzen will. Das ist vom LG Frankfurt abge-
wiesen worden. 

Es gibt ein Subventionsbeschwerdeverfahren bei der EU-
Kommission, angestoßen nicht von der EU-Kommission, 
sondern angestoßen durch die Gebrüder Schneider, die 
damals selber gebeten und dafür gesorgt haben, dass die 
LfA ins Boot geht.

Es gibt eine Anzeige bei der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht, der berühmten BaFin, ebenfalls 
durch die Gebrüder Schneider. Ich bitte einmal die Kolle-
ginnen und Kollegen, darüber nachzudenken, wie die Ba-
Fin im Moment in der Bundesrepublik vorgeht. Fragen Sie 
einmal die mittelständische Bankenwirtschaft, unsere 
Sparkassen, unsere Genossenschaftsbanken. Wir haben 
das strengste Aufsichtsgremium, das Sie sich europaweit 
vorstellen können. Gehen Sie in die benachbarte Republik 
Österreich oder in andere Länder. Inzwischen ist die Ba-
Fin, so behaupte ich, fast zu einem Wettbewerbsnachteil 
für den Standort Deutschland geworden. Und diese BaFin 
bestätigt der LfA, dass das Vorgehen vernünftig und plau-
sibel gewesen sei und sie nicht vorsehe, weitere Schritte 
gegen die LfA einzuleiten.

Es gab ein Auskunftsersuchen von Journalisten. Vom 
VG München wurde ein entsprechender Antrag auf Einst-
weilige Anordnung abgelehnt. Ich könnte die Reihe noch 
fortsetzen. 

Herr Dr. Runge, das ist für mich eigentlich das Tragische 
an Ihren Anfragen, dass man immer mehr den Eindruck 

hat, es gibt eine Gruppe von Aktionären – - Ich habe Ver-
ständnis dafür, dass die persönliche Betroffenheit groß ist, 
wenn man viel Geld verloren hat. Der Aktienkurs der 
Schneider AG, hat sämtliche Höhen und Tiefen erlebt. Als 
die Aktienkurse nach oben gegangen sind, habe ich von 
den Leuten nichts gehört. Als die Aktienkurse nach unten 
gegangen sind – - Das ist nun einmal ein hartes und raues 
Geschäft. Wer sich in Aktien engagiert, weiß, dass man da 
sehr schnell sehr viel Geld gewinnen kann. Das hat die 
New-Economy-Blase zunächst positiv, aber dann auch 
negativ gezeigt. Darum muss jeder, der sich da engagiert, 
wissen, dass ein Teil Spekulation ist. Aber dafür, dass sich 
frei gewählte Abgeordnete hier im Plenum des Bayeri-
schen Landtags herstellen und die Arbeit von mehr oder 
weniger renommierten Anwaltskanzleien in München ma-
chen wollen, habe ich kein Verständnis. Deshalb bitte ich, 
diesen Antrag abzulehnen.

(Beifall bei der CSU – Dr. Martin Runge begibt 
sich ans Rednerpult)

Präsident Alois Glück: Herr Kollege Dr. Runge, Sie sind 
noch nicht aufgerufen, Sie sind ein bisschen schnell im 
Start. 

(Heiterkeit bei der CSU – Günter Gabsteiger 
(CSU): Er ist immer so aufgeregt!)

Aber Sie sind jetzt trotzdem dran. Sie haben das Wort.

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Herr Präsident, Kolleginnen 
und Kollegen! Wir haben heute schöne Sachen hören 
müssen, die wir auch alle entsprechend werten. Ich sage 
Ihnen, Herr Pschierer: Sie haben sich gerade um Kopf und 
Kragen geredet. 

Drei Dinge kommentiere ich, zunächst die Fertigung. Das 
haben wir schon längst glossiert in dem Moment, als es 
passiert ist, als es nur noch darum ging, einen Handgriff 
zu tun, um nicht in die EU-Anti-Dumpingzahlungen zu 
verfallen, zu einer Zeit, als Sie noch mit Herrn Jaffé geju-
belt haben. Herr Wiesheu hat etwas skeptischer gejubelt, 
aber er hat es auch getan. Herr Jaffé hat sogar von vielen 
Hundert Arbeitsplätzen gesprochen. Aber wir haben 
gleich gesagt, worum es geht. 

Zum Forderungsverzicht: 1998 wurde hart auf 20 Millio-
nen DM und noch einmal auf 40 Millionen DM verzichtet. 
Für letzteren Verzicht hat man sich 15 999 Wandelgenuss-
rechte geben lassen. Diese Wandelgenussrechte konnten 
für 48 Millionen Euro verkauft werden; man macht also 
durch das vorher stattgefundene Kurs-Pushing aus 
40 Millionen DM 48 Millionen Euro. So viel zum grandio-
sen Verzicht.

Herr Pschierer, ich frage Sie allen Ernstes: Woher haben 
Sie die Anfrage, aus der Sie zitiert haben? Es gibt nämlich 
von mir dezidiert Anfragen, die eben nicht den Zusatz „um 
Veröffentlichung und Drucklegung wird gebeten“ enthal-
ten. Diese Anfragen hat – außer Herrn Staatsminister Dr. 
Wiesheu –  niemand vorliegen. 

(Beifall bei den GRÜNEN – Margarete Bause 
(GRÜNE): Das ist eine Unverschämtheit!)
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Herr Minister, exakt diese Anfrage wurde sozusagen mit 
dem Vermerk „vertrauensvoller Umgang“ an das Ministe-
rium geleitet. Und Sie tun nichts anderes, als diese gehei-
men Dinge sofort zu streuen. Es ist eine Unverschämtheit, 
wie Sie mit manchen Dingen umgehen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Herr Minister, ich kann Ihnen sagen: wir werden Sie jetzt 
packen. 

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Manfred Weiß 
(CSU))

Das Schicksal bayerischer Unternehmen interessiert uns 
und hat uns zu interessieren. 

(Zuruf des Abgeordneten Franz Josef Pschierer 
(CSU))

Was die LfA macht, interessiert uns und hat uns zu inter-
essieren. Auch was die Bayerische Forschungsstiftung 
macht und was da passiert, hat uns zu interessieren.

Herr Pschierer, wenn in mehreren Zeitungen steht, die 
Kommission ermittle, ist dies selbstverständlich für uns 
Anlass, bei der Kommission nachzufragen. Die Kommissi-
on bezweifelt – ich kann das gerne zitieren –, dass die 
Darlehen in Höhe von 12,8 Millionen Euro, die in den Jah-
ren 1998 und 2000 der Schneider AG von der LfA bereit-
gestellt wurden, und die Zuwendungen in Höhe von 
9 050 188 Euro der Bayerischen Forschungsstiftung in 
den Jahren 1995 bis 1999 mit dem gemeinsamen Markt 
vereinbar sind.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Herr Pschierer, Sie haben überhaupt keine Ahnung; denn 
vorne steht „nicht vertrauliche Mitteilung“ drauf. Wenn Sie 
ein bisschen fleißiger wären, hätten Sie sich die Mitteilung 
längst aus Brüssel kommen lassen. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Herr Minister, wir werden noch nach den Leuten fragen, 
die auf Ihren Rat hin in die Gremien kamen; ich nenne 
etwa die Herren Heibl, Schwarzmann, Friedrich-Johannes 
Kohl, Walter Vogel; es gäbe noch einige andere zu nen-
nen. 

Wir haben mehr Anfragen als die von Ihnen genannten 
15 Anfragen gestellt. Es gibt 15 nummerierte, aber auch 
nicht nummerierte Anfragen. Es gibt Anfragen mit dem 
Vermerk „Öffentlichkeit“ und Anfragen ohne diesen Ver-
merk. Wie unverschämt Sie damit umgehen, hat Herr 
Kollege Pschierer gerade eindrucksvoll dokumentiert.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Des Weiteren will ich aufzeigen, worum es eigentlich geht, 
warum wir allmählich immer heftiger werden, warum wir 
uns dieses nicht gefallen lassen und dass wir gegen Sie, 
Herr Minister Wiesheu, demnächst die Organklage einrei-

chen werden. Es geht beispielsweise um folgende Fragen: 
Wann verkaufte die LfA Schneider-Aktien in welcher Grö-
ßenordnung? Ist es richtig, dass schon Tage nach der In-
solvenzverwaltung der SLT Übernahmeangebote vorla-
gen? Gibt es eine Vereinbarung darüber, dass die Ferti-
gung in Türkheim wieder aufgenommen werden muss? 
Was passierte mit den Rücklagen? In welcher Höhe fielen 
Research-Kosten an? Erhielt der SLT-Beauftragte der 
Rothschildbank ein Honorar? Welche Gesamteinnahmen 
erwartet die LfA nach dem derzeitigen Stand im Zusam-
menhang mit der Schneider-Insolvenz? Alle diese Fragen, 
die wirklich keine großen Geheimnisse bergen, wurden 
– pauschal gesagt – nicht beantwortet. Erst hat man dies 
mit dem Datenschutz begründet, obwohl das mit dem 
Datenschutz überhaupt nichts zu tun hat, dann mit dem 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnis. Aber das waren alles 
Begründungen, die nicht stichhaltig waren. 

Herr Minister Wiesheu, Sie – zuletzt Ihr Staatssekretär 
Spitzner – liefern uns doch reihenweise die Munition. Ihr 
Problem ist, dass wir jede Menge andere Quellen haben, 
als Sie hier verkündet haben, Quellen, an denen Sie viel-
leicht viel näher dran sind.

(Heiterkeit bei der Abgeordneten Margarete Bau-
se (GRÜNE))

Dies ist Ihr großes Problem. Herr Minister Wiesheu, wie 
kommt es denn, dass Sie einmal in Beantwortung unserer 
schriftlichen Anfrage – wenn Sie gnädigerweise einmal 
eine Antwort geben – darlegen, für die LfA sei ausschließ-
lich der Börsenkurs ausschlaggebend gewesen? Wenige 
Fragen später heißt es dann, wesentliches Beurteilungsk-
riterium sei die Kreditsicherheit gewesen. Ist es jetzt der 
Börsenkurs oder die Kreditsicherheit? Oder Sie sagen 
– Herr Kollege Dr. Kaiser hat es schon angesprochen –, 
die LfA hätte sich wider Willen als Kreditgeberin beteiligen 
müssen. Wie kann sich die LfA wider Willen als Kreditge-
berin beteiligen? Dazu hätte ich gerne mehr ausgeführt.

Herr Minister Wiesheu, zum Beteiligungsbericht. Es gibt 
klare Regeln, wann Unternehmen im Beteiligungsbericht 
zu erscheinen haben. Diese klaren Regelungen sind jahre-
lang nicht eingehalten worden. Sie haben ebenso wie Mi-
nister Faltlhauser – auch ihn haben wir selbstverständlich 
gefragt – treuherzig erklärt, das sei immer nur ein kurzfris-
tiges Engagement, eine Brückenfinanzierung gewesen. 
Das Engagement, die ersten 10 Millionen DM Darlehen, 
gibt es seit 1993. Seit dem Zeitpunkt gibt es auch diverse 
massive Ansätze, hier hineinzuregieren. Wenn Sie bestrei-
ten, dass es hier um mehr als nur um eine Brückenfinan-
zierung gegangen ist, ist festzustellen: Herr Kollege Kaiser 
hat zugegeben, er habe nicht alles gelesen, etwa die Ge-
schäftsberichte, die Einladung zur Hauptversammlung, 
die Börsenzulassungs– und Verkaufsprospekte. Ich habe 
sie alle gelesen. 

Herr Minister, weil Sie dies scheinbar auch nicht gelesen 
haben, zitiere ich aus dem Verkaufsprospekt für die Kapi-
talerhöhung 2000. Der Börsenzulassungsprospekt aus 
dem Jahr 1998 trägt die Unterschrift und die Verantwor-
tung der DG-Bank, von Lehman Brothers und der LfA. 
Den Verkaufsprospekt haben Lehman Brothers noch die 
LfA gemacht.
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Herr Minister, in Korrespondenz zu Ihrer Aussage, das sei 
immer nur eine kurzfristige Geschichte und Brückenfinan-
zierung gewesen: Die LfA schreibt auf Seiten 16 und 17 
des Verkaufsprospektes „Kapitalerhöhung 2000“: Die LfA 
sei auf Grund ihrer Beteiligung und der Stimmrechtfin-
dung der Gebrüder Schneider in der Lage, „wichtige un-
ternehmerische Entscheidungen, die der Zustimmung der 
Aktionären bedürfen, zu kontrollieren und maßgeblichen 
Einfluss auf die Besetzung des Aufsichtsrates zu neh-
men.“ Das finden Sie im Verkaufsprospekt 2000, genauso 
ist es „ge-handle-t“ worden. Es geht sogar weiter, um 
wohl die Aktionäre, die neu einsteigen wollen, in Sicher-
heit zu wiegen. Es heißt weiter: Darüber hinaus könne sie 
„zusammen mit Lehman Brothers wesentlichen Einfluss 
auf die Kursentwicklung der Aktien nehmen“, so die LfA 
selber. Herr Minister, jetzt wird Ihnen vielleicht klarer, wor-
um es eigentlich geht und worum es auch uns geht. 

Wir fordern Sie auf, diese Widersprüche zu klären und 
darzulegen, wie Sie dazu kommen, wirklich als „vertrau-
lich“ kenntliche Anfragen sofort an den Kollegen Pschierer 
weiterzuleiten, der sonst von nichts weiß und durch die 
Ereignisse wie vom Schlag getroffen ist, aber hier sofort 
Anfragen dezidiert vorlegen kann, die nicht für die Öffent-
lichkeit und auch nicht für ihn bestimmt sind.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsident Alois Glück: Nächster Redner: Herr Staatsmi-
nister Dr. Wiesheu.

Staatsminister Dr. Otto Wiesheu (Wirtschaftsministeri-
um): Herr Präsident, Hohes Haus! Auf ein paar Punkte 
muss ich doch noch eingehen. Erstens. Das Thema 
„Schneider“ war kein Thema von zwei, sondern von meh-
reren Jahren. Insofern unterstelle ich Ihnen, Herr Runge, 
dass Sie vielleicht die Saisonfinanzierung durcheinander 
bringen; denn um die Saisonfinanzierung ging es fast je-
des Jahr. 

(Dr. Martin Runge (GRÜNE): Faltlhauser, ein Brief 
vom September. Ich habe ihn dabei!)

– Es ist schon gut. Sie wissen alles besser, wo Sie doch 
nie dabei waren. Um die Saisonfinanzierung und die 
Schwierigkeit, sie darzustellen, ging es praktisch jedes 
Jahr. „Saisonfinanzierung“ heißt, dass man im Sommer 
mehr Bedarf hat, weil man für die Verkaufsaktionen im 
Herbst und Winter mehr Geräte herstellt. Das war also 
Thema nicht nur der letzten Jahre. 

Zweitens. Wenn Sie die LfA angreifen, greifen Sie das ge-
samte Bankenkonsortium und den Pool an, weil sämtliche 
Entscheidungen im Pool getroffen wurden. Ich weiß nicht, 
ob das in Ihren Kopf nicht hineingeht und ob Sie die Vor-
würfe, die Sie gegen die LfA erheben, damit auch gegen 
sämtliche Banken erheben wollen.

(Dr. Martin Runge (GRÜNE): Ich greife in erster 
Linie Sie an und nicht die LfA!)

– Nein, das ist eine Sache, über die Sie sich Gedanken 
machen müssen. Sie bringen in dieser Angelegenheit eini-
ge Dinge durcheinander.

Drittens. Die Lasertechnologie wurde am Schluss in Jena 
weiterentwickelt, mit der klaren Auflage, dass dann, wenn 
es zum Produkt kommt, die Produktion in Bayern stattfin-
det. 

Sonst hätte die Stiftung gar nicht zustimmen können.

(Dr. Heinz Kaiser (SPD): Was aber nicht eingehal-
ten worden ist!)

– Natürlich ist es nicht eingehalten worden, weil kein Pro-
dukt daraus geworden ist. Aber die Entwicklung ist abge-
schlossen worden.

(Dr. Heinz Kaiser (SPD): Es geht doch um den 
Verkauf!)

– Es ist allmählich zum Verzweifeln. Herr Kaiser, denknot-
wendig können Sie die Produktion eines Produktes in 
Bayern dann nicht einhalten, wenn das Produkt nicht pro-
duziert wird. Geht das nicht in Ihren Kopf hinein?

(Dr. Heinz Kaiser (SPD): Aber es wird produziert!)

Wenn ein Produkt nicht produziert wird, dann können Sie 
sagen: Es ist nicht eingehalten worden, weil es in Bayern 
nicht produziert wird. Es wird überhaupt nirgendwo pro-
duziert. Herr Gott, ist denn das nicht klarzumachen?

Viertens. Ich habe seinerzeit die Bemühungen um Holz-
mann kritisiert, zweifelsohne, weil jedem Vernünftigen klar 
sein musste, dass diese Bemühungen nicht mehr aufge-
hen würden.

Präsident Alois Glück: Herr Staatsminister, gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Kollegen Dr. Kaiser?

Staatsminister Dr. Otto Wiesheu (Wirtschaftsministeri-
um): Nein, die gestatte ich jetzt nicht. 

Das haben alle Beteiligten gewusst, das haben die Ban-
ken gewusst, und die wurden dazu nicht gezwungen, 
dass das nicht mehr zu retten ist.

Fünftens. Sie bringen immer wieder das Thema Hut-
schenreuther. Hutschenreuther gibt es nach wie vor im 
Hotelporzellan, vielleicht ist Ihnen das noch gar nicht auf-
gefallen. Teile wurden damals an Winterling gegeben. 
Fragen Sie doch einmal Ihren Parteifreund Herrn Beer, 
den damaligen Vorsitzenden der IG BCE. Es war auch 
dessen Meinung, dass der Schritt, wie wir ihn gemacht 
haben, richtig ist. Glauben Sie doch nicht, dass ich eine 
Entscheidung treffe, bei der ich sage, ich mache das alles 
aus eigener Erkenntnis. Da berät man sich natürlich mit 
den Betroffenen, da berät man sich natürlich mit den Ge-
werkschaften. Es war auch der Wille der Gewerkschaft, 
dass es so läuft, wie es gelaufen ist. Wenn Sie nachträg-
lich sagen, das war alles falsch, dann wissen Sie alles 
besser. Hutschenreuther gibt es nach wie vor, und die 
Berücksichtigung bei Villeroy & Boch wäre nach Meinung 
der Beteiligten damals nicht richtig gewesen. 
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Zum Kirch-Konzern: Lesen Sie keine Zeitung? Ist Ihnen 
nicht aufgefallen, dass Pro 7 und Sat 1 längst weiterlaufen 
und einen neuen Eigentümer haben? Ist Ihnen noch nicht 
aufgefallen, dass Premiere mittlerweile in den schwarzen 
Zahlen ist? Da zu sagen, das ist alles gescheitert, ist eine 
etwas seltsame Logik. Wir hatten einmal im Landtag eine 
ausführliche Debatte zu diesem Thema. 

Das einzige Thema, das in diesem Zusammenhang noch 
hängt, ist die Formel 1. 

(Dr. Heinz Kaiser (SPD): Ja, genau! Da geht es um 
viel Geld!)

Die anderen beiden Bereiche laufen sehr gut weiter. Das 
sollten Sie einmal zur Kenntnis nehmen. Das Thema „For-
mel 1“ ist noch nicht gelöst. Das ist aber – vielleicht wis-
sen Sie das auch – nicht mein Thema, sondern das liegt 
woanders. Mir zu sagen, das wäre alles danebengegan-
gen, ist falsch.

Jetzt muss ich Ihnen noch etwas zu Grundig sagen; ich 
mache es auch kurz: Zum Zeitpunkt der Sanierung war 
Grundig ausgestattet mit Cash-Mitteln in Höhe von 
400 Millionen Mark – ich sage den Betrag. Wer die Bilan-
zen vernünftig liest, kann es sich am Ende zusammen-
rechnen. Es war damals abgemacht, dass die Produktpa-
lette von 1300 auf 300 Produkte reduziert wird. Es war 
auch abgemacht, dass manche Produktionen in Nürnberg 
eingeschränkt und Arbeitsplätze abgebaut werden müs-
sen. All dem hatte auch die Gewerkschaftsseite zuge-
stimmt, die IG Metall, allem, dem gesamten Konzept. Das 
war das Sanierungskonzept Berger.

Gemacht wurde dann nichts, und das ist im Aufsichtsrat 
auch nicht beanstandet worden. Jetzt, bitte, noch einmal. 
So viel Verständnis vom Aktienrecht möchte ich Ihnen 
sogar unterstellen, dass Sie wissen, dass Sie von außen in 
eine Aktiengesellschaft weder in den Vorstand noch in 
den Aufsichtsrat eingreifen können, weil das unzulässig 
ist. Das ist das Billigste, was hier behauptet wird. Das ist 
schlichtweg unzulässig. Man kann mit den Leuten zwar 
reden, ich kann aber keine Anweisungen geben, und ich 
kann auch nicht die Banken auffordern, die ausstehenden 
Kredite, die nicht in Anspruch genommen wurden, zu kün-
digen. Das geht schlicht und einfach nicht.

Was haben wir dann erlebt? Wir haben erlebt, dass pro 
Jahr in der Bilanz zum Ausgleich von den Rücklagen, die 
man hatte, zwischen 80 und 100 Millionen DM eingestellt 
wurden, und nach vier Jahren war das Geld dann weg. Da 
kam zwar das Management zu mir und hat gesagt: Wir 
haben noch gar keine Kredite in Anspruch genommen. 
Aber man hat es versäumt, mit den Barmitteln, die man 
gehabt hat, die Umstrukturierung so aufzubauen, dass 
der Betrieb weiterlaufen kann. Im Aufsichtsrat hat das 
trotz paritätischer Mitbestimmung niemand beanstandet. 
Als man sah, dass es schief geht, sind sie wieder gekom-
men.

Das ist etwas, worüber ich mich dann ärgern kann – und 
da könnte ich eine lange Geschichte erzählen –, wenn 
man mit allen Beteiligten die Voraussetzungen für eine 
Sanierungsvoraussetzungen schafft mit einer Menge Ver-

handlungen, auch mit Philips, auch mit der Witwe Grun-
dig, und dann die Voraussetzungen nicht genutzt werden 
und alle Beteiligten – in dem Fall schließe ich die Gewerk-
schaften mit ein – trotz Zusagen, das zu machen, die 
Dinge laufen lassen. Da kann ich nur sagen, da kann man 
nicht die Sanierungsvoraussetzungen kritisieren, die wir 
seinerzeit zustande gebracht haben, da muss man die 
Kritik woanders ansetzen.

Noch einmal: Meine Damen und Herren, so weit werden 
Sie das Aktienrecht kennen, um zu wissen, dass politisch 
ein Eingriff in die Geschäftsführung und auch in den Auf-
sichtsrat nicht nur nicht erlaubt, sondern gar nicht möglich 
ist. Da kann man dann über die Voraussetzungen reden, 
aber das will ich gar nicht weiter vertiefen, weil es in der 
Sache nichts mehr bringt. Es sind weitere Versuche gelau-
fen, wie Sie wissen, die Übernahmen von Kathrein stand 
von Anfang an unter der Voraussetzung, dass es weitere 
Investoren gibt, die dort einsteigen. Es war bei der Über-
nahme bereits festgestellt, dass man derartige Investoren 
suchen wird, die man dann nicht bekommen hat. Und 
warum haben wir sie nicht bekommen? Das kann ich Ih-
nen auch sagen: weil auf dem Betrieb Pensionslasten von 
mehreren Hundert Millionen DM lagen, die kein Investor 
übernehmen wollte, und weil bei den Verhandlungen mit 
dem Pensionssicherungsverein Lösungen zustande ge-
kommen sind, die zwar besser waren als die Ausgangsla-
ge, aber das Problem nicht bereinigt haben. Jeder hat 
gesagt: Warten wir die Insolvenz ab, dann haben wir die 
Pensionslasten weg. Das ist der Hintergrund, das ist der 
Zusammenhang, und das sind die Fakten. Aber das will 
ich gar nicht weiter vertiefen, weil man damit wieder ein 
neues Thema aufmacht.

Ich kann nur noch einmal sagen: Das, was Sie beim The-
ma Schneider alles produzieren, Herr Runge, da können 
Sie machen, was Sie wollen, das ist mir mittlerweile ziem-
lich Wurscht. Die Auseinandersetzung läuft bei Gericht, 
und dort wird sie entschieden. 

(Beifall bei der CSU)

Präsident Alois Glück: Eine erneute Wortmeldung des 
Kollegen Dr. Kaiser.

Dr. Heinz Kaiser (SPD): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Auch die SPD-Fraktion hat ein großes Interes-
se daran zu erfahren, wie schriftliche Anfragen, die einge-
reicht werden, die nicht zur Veröffentlichung gedacht sind, 
an die Kollegen der CSU gelangen. Herr Staatsminister 
Wiesheu oder Herr Präsident, wir wollen darüber Aus-
kunft, wie Anfragen, die wir stellen, die gekennzeichnet 
sind als vertraulich oder nichtöffentlich, an CSU-Kollegen 
weitergegeben werden. Diese Frage muss geklärt werden, 
meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Herr Wiesheu hat sich dazu nicht geäußert.

Präsident Alois Glück: Herr Kollege Dr. Kaiser, darf ich 
Sie einen Moment unterbrechen. Das wird ein Thema 
sein, das wir auf Antrag der Fraktionen im nächsten Ältes-
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tenrat behandeln werden. Es kann nur dort beraten wer-
den, nicht hier im Plenum.

Dr. Heinz Kaiser (SPD): Vielen Dank, Herr Präsident. Da-
mit bin ich sehr zufrieden.

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Aber er kann Stellung 
beziehen, der Wiesheu!)

Aber Herr Staatsminister Wiesheu könnte natürlich schon 
sagen: Aus meinem Haus ist es nicht gekommen. Das 
könnte er sagen, wenn er vom Kollegen Runge gefragt 
wird.

Aber jetzt zur Sache selber. Herr Staatsminister Wiesheu, 
dass Sanierungsbemühungen auch einmal fehlschlagen 
können, das ist richtig, das passiert auch in anderen 
Bundesländern - in Brandenburg -, es passiert auch auf 
Bundesebene. Aber dann sollte man auch zu dieser Ver-
antwortung stehen und nicht nur die erfolgreichen Sanie-
rungsbemühungen wie eine Monstranz vor sich her tra-
gen, sondern sich auch die Fehlschläge anrechnen lassen. 
Das gehört zur Fairness und zur Anständigkeit in der Poli-
tik.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Zu den einzelnen Fällen: Wenn Sie hinterher die Pleite von 
Kirch noch hochjubeln wollen als großen Erfolg, dann ist 
das schon sehr weit hergeholt und auch sehr merkwürdig. 
Die Landesbank und Herr Schmitt von der Landesbank 
müssen sich heute herumschlagen mit einem Milliarden-
kredit, der auf Betreiben der Staatsregierung, von Erwin 
Huber, vergeben worden ist. Erst hat er die Hypo-Vereins-
bank angesprochen, die hat abgelehnt. Dann hat er die 
Landesbank nachgelegt. Die LfA kam nicht zum Zug mit 
den 400 Millionen DM, weil dann Kirch gesagt hat: Unter 
dem öffentlichen Protest will ich es nicht haben. Da haben 
Sie den Vorschlag gemacht. 

Jetzt stellt sich heraus, dass langwierige Prozesse laufen, 
weil Bernie Ecclestone von der Formel 1 weiterhin das 
Sagen im Rennzirkus hat. Die Anteile liegen bei der Lan-
desbank, und die muss sich damit herumschlagen, dass 
sie zu ihrem Geld kommt. Das spielen Sie jetzt herunter. 
Die Landesbank gehört zu 50 % dem Freistaat Bayern 
und zu 50 % den Sparkassen. Wenn die eine Milliarde 
Euro verlieren, dann ist das eine Menge Geld, meine Da-
men und Herren. Dazu müssen Sie auch etwas sagen und 
dafür Verantwortung übernehmen.

Es ist bedauerlich, dass die Konsumelektrik mit Ausnah-
me von Loewe Opta in Bayern nicht mehr vorhanden ist. 
Aber auch diese Firma hat zurzeit Schwierigkeiten, weil 
sie bei der Entwicklung des Flachbildschirms nicht recht-
zeitig – ich sage es einmal zurückhaltend – reagiert hat. 
Grundig und Schneider gibt es nicht mehr. Da ist sehr viel 
Geld aus der High-Tech-Offensive eingesetzt worden, um 
mit zukunftsfähigen Produkten der Digitalisierung Arbeits-
plätze zu schaffen. Das ist leider nicht gelungen. Grundig 
ist sozusagen zu Tode saniert worden, und da tragen Sie 
mit Sicherheit Mitverantwortung. Ich denke, man sollte 
jetzt auch zu dieser Verantwortung stehen. 

Meine Damen und Herren von der CSU, ich habe kein 
Verständnis dafür, dass Sie Berichtsanträge ablehnen. Es 
gehört mit zum Parlamentarismus, dass die Opposition 
die Möglichkeit hat, Kontrolle auszuüben. Eine Zweidrittel-
mehrheit kann dieses Recht nicht aufheben. Wir bestehen 
darauf, dass Berichtsanträge durchgehen, dass die Be-
richte gegeben werden und dass schriftliche oder mündli-
che Anfragen beantwortet werden, auch wenn es etwas 
Mühe bereitet. Das gehört dazu. Die Ministerialbürokratie 
hat doch auch sehr viel Zeit, wenn es darum geht, Vorla-
gen für die Kollegen der CSU für deren Ausschussarbeit 
zu liefern. Wenn Sie schon soviel Zeit haben, dann können 
Sie auch unsere Anfragen beantworten.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsident Alois Glück: Ich sehe keine weiteren Wortmel-
dungen mehr. Die Aussprache ist damit geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Dringlichkeitsan-
trag auf Drucksache 15/2210 seine Zustimmung geben 
will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die 
Fraktionen des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
SPD. Gegenstimmen? – Das ist die Fraktion der CSU. 
Stimmenthaltungen? – Keine. Der Antrag ist damit mit der 
Mehrheit der CSU abgelehnt.

Ich rufe auf: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Joachim Herr-
mann, Dr. Otmar Bernhard, Markus Sackmann und 
anderer und Fraktion (CSU) 

Defiziten bei der Postversorgung gegensteuern 
(Drucksache 15/2211)

Ich eröffne die Aussprache. Die erste Wortmeldung: Herr 
Kollege Bocklet.

Reinhold Bocklet (CSU): Herr Präsident, verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Während die Deutsche Post AG ih-
ren Spagat zwischen Wirtschaftlichkeit und öffentlichem 
Auftrag weiter ausdehnt, müssen sich die Verbraucher 
immer wieder über den dürftigen Service ärgern. Nach 
Angaben des Vorstandssprechers des Deutschen Verban-
des für Post und Telekommunikation Elmar Müller sind die 
Beschwerden über Filialschließungen, fehlende Postkäs-
ten, verspätete Zustellungen und Missachtung des Brief-
geheimnisses in den letzten 12 Monaten deutlich ange-
stiegen.

Zwar macht die Post AG geltend, dass sie mit derzeit 
13 000 stationären Einrichtungen die von der Postuniver-
saldienstleistungsverordnung vorgeschriebenen 12 000 
stationären Einrichtungen deutlich überschreite, aber 
beim Übergang der Dienstleistungen an den eingesparten 
Standorten in so genannte Postagenturen oder Postser-
vice-Shops gibt es immer wieder erhebliche Schwierigkei-
ten. Ich glaube, viele der Kolleginnen und Kollegen hier im 
Hohen Haus können davon ein Lied singen, weil wir in der 
Regel auch die Adressaten entsprechender Bitten aus der 
Verbraucherschaft sind.
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Ich möchte hinzufügen: Die Post informiert uns in der Re-
gel korrekt darüber, dass da etwas geschieht, aber was 
geschieht und wie die Verbraucher dabei bedient werden, 
ist die andere Seite der Medaille. 

Schon jetzt verzichten immer mehr Einzelhändler auf ihre 
Geschäfte mit der Post. Ein Viertel der 7000 Agenturbe-
treiber hat sich beispielsweise im Jahre 2003 geweigert, 
einen neuen Vertrag einzugehen, weil dieser mit Umsat-
zeinbußen von bis zu 25 % verbunden war. Die Post setzt 
offenbar immer mehr auf die billigeren Service-Shops, die 
aber nur eingeschränkte Leistungen vorhalten. 

Die Deutsche Post AG hat angesichts des öffentlichen 
Drucks inzwischen Mängel eingeräumt und im Juni dieses 
Jahres sogar eine Selbstverpflichtung über Serviceleis-
tungen in der Fläche abgegeben, um so einer Bundesra-
tsinitiative zur Verschärfung der Postuniversaldienstleis-
tungsverordnung zuvorzukommen. Danach sagt die Post 
zu, bis Jahresende in allen Wohngebieten mit mehr als 
2000 Einwohnern mindestens eine stationäre Einrichtung 
bereit zu halten. 

Ich weiß sehr wohl, dass die Bundesregierung hier wenig 
Spielraum hat. Aufgabe der Regulierungsbehörde für Te-
lekommunikation ist es, hier nach dem Rechten zu sehen. 
Aber unsere Aufgabe ist es, als Anwalt der Verbraucher 
den politischen Druck aufrechtzuerhalten, damit die 
Deutsche Post AG ihren Verpflichtungen nachkommt und 
die Zusagen einhält, die sie gegeben hat und die wir jetzt 
einfordern können.

In diesem Zusammenhang muss auch ein zweiter Punkt 
ausführlich besprochen werden. Das ist die Behandlung 
der postvorbereitenden Dienste durch die Bundesregie-
rung. Anbieter postvorbereitender Dienste wie Sammeln, 
Sortieren, Abholung und Transport – so genannte Konso-
lidierung – werden in Deutschland derzeit in zweifacher 
Weise an einem fairen Wettbewerb gehindert.

Zum einen gestattet es das Postgesetz nicht, dass Kon-
solidierer ein Briefzentrum ihrer Wahl zur Einlieferung vor-
bereiteter Post benutzen, zum anderen werden den Kon-
solidierern gesetzlich festgelegte Großkundenrabatte in 
Höhe von bis zu 21 % auf den Beförderungspreis ver-
wehrt. Die Deutsche Post AG nutzt ihrerseits aber die 
Möglichkeiten der EU-weiten Liberalisierung, welche sie 
privaten Anbietern hierzulande verwehrt. So besitzt die 
Deutsche Post AG inzwischen einen unbegrenzten Zu-
gang zum englischen Postnetz und bietet in Kooperation 
mit der Royal Mail postvorbereitende Dienste an. Allge-
meiner Hintergrund ist, dass es im Postbereich keine Re-
ziprozität in der EU gibt. Daher kann die Deutsche Post AG 
in anderen Mitgliedstaaten die Vorteile eines liberalisierten 
Marktes voll nutzen, ohne Gleiches hierzulande gewähren 
zu müssen. 

Der vollständige und diskriminierungsfreie Zugang der so 
genannten Konsolidierer zum Netz der Deutschen Post AG 
würde in Deutschland positive gesamtwirtschaftliche Ef-
fekte bringen. Zum einen würde durch die Aktivitäten pri-
vater Anbieter Wirtschaftswachstum erzeugt, und Arbeits-
plätze würden in neuen Dienstleistungsmärkten geschaf-
fen. Zum anderen könnte die Deutsche Post AG ihr beste-

hendes Netz besser auslasten und dadurch Kostenein-
sparungen realisieren, die weit über den Umfang der zu 
gewährenden Rabatte an die Konsolidierer hinausgingen.

Die EU-Kommission hat unlängst darauf hingewiesen, 
dass die derzeitige deutsche Praxis gegen geltendes EU-
Recht verstößt. Danach fallen postvorbereitende Dienst-
leistungen nicht unter die reservierbaren Tätigkeiten, das 
heißt, unter die nationale Exklusivlizenz staatlicher 
Postanbieter. Die Deutsche Post AG weitet auf diesem 
Wege ihr Monopol über den ihr zustehenden Bereich hin-
aus deutlich aus. 

Auch das Kartellamt ist nach intensiver Prüfung zu der 
Auffassung gelangt, dass die Deutsche Post AG Mitbe-
werber bei postvorbereitenden Leistungen diskriminiert. 
Das Amt beabsichtigt, der Deutschen Post AG dieses 
Verhalten zu untersagen, da die Deutsche Post AG so den 
Markteintritt konkurrierender Post-Dienstleister blockiert 
und gleichzeitig Dienstleister, die nicht als Großkunden 
tätig sind, diskriminiert.

Dieses Verhalten verstößt daher gegen das Missbrauchs-
verbot des deutschen und des europäischen Kartellrechts. 
Deshalb fordern wir als absolutes Minimum die sofortige 
Freigabe der postvorbereitenden Tätigkeiten für den Wett-
bewerb, um Service und Qualität zu verbessern. Es ist 
unverantwortlich, dass es die Bundesregierung trotz einer 
Abmahnung durch die Europäische Union nach wie vor 
ablehnt, das gewerbliche Sammeln, Sortieren und Fran-
kieren von Briefsendungen und Katalogen aus dem Mo-
nopol der Post AG zu entlassen. Diese vorbereitenden 
Dienstleistungen machen nach Branchenangaben rund 
15 % des deutschen Briefmarktes mit einem Gesamtum-
satz von 12 Milliarden Euro aus. 

Das Postmonopol der Post AG gilt nach derzeitiger 
Rechtslage noch bis Ende 2007. In der notwendigen No-
vellierung des Postgesetzes ist die Bundesregierung der-
zeit nur bereit, die örtlichen Einlieferungsbeschränkungen 
für Postvorbereiter aufzuheben. Eine allgemeine Marktöff-
nung für gewerbliche Konsolidierer nach dem Vorbild an-
derer EU-Länder lehnt die Bundesregierung dagegen ab. 
Die Blockadehaltung der Bundesregierung in der Frage 
der Liberalisierung der postvorbereitenden Dienste führt 
zu einer, wie es der Deutsche Industrie- und Handelskam-
mertag formulierte, lähmenden Unsicherheit. Die Wettbe-
werber fragen sich, ob sich ein Engagement überhaupt 
lohnt und ob Wettbewerb auf den Postmärkten überhaupt 
in Deutschland gewollt ist. 

Die Bundesregierung verletzt dabei zulasten von Verbrau-
chern und mittelständischen Unternehmern eindeutig das 
EU-Recht. Sagen wir es offen: Um den Aktienkurs der 
Deutschen Post AG zu schonen und Eichel möglichst 
hohe Privatisierungserlöse zu sichern, werden Wachs-
tums- und Beschäftigungschancen in unserem Land 
durch Behinderung der postvorbereitenden Dienste ver-
schenkt. Der Bund, dem mehr als die Hälfte der Postakti-
en gehören, macht damit aus Eigentümerinteresse eine 
Politik gegen Wettbewerb und gegen die Verbraucherinte-
ressen. 
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Ein weiterer Punkt betrifft die Umsatzsteuerbefreiung. 
Nach § 4 Nummer 11 b des Umsatzsteuergesetzes sind 
die unmittelbar dem Postwesen dienenden Umsätze der 
Deutschen Post AG von der Steuer befreit. Dies betrifft 
nach der Postuniversaldienstleistungsverordnung somit 
Paketsendungen bis 20 Kilogramm und Briefsendungen 
bis 2 Kilogramm. Im Gegensatz zur Post müssen aber 
private Anbieter 16 % Umsatzsteuer auf ihre Leistungen 
bezahlen. Dies benachteiligt vor allem mittelständische 
Postdienstleister bei der D-Lizenz, da zahlreiche ihrer po-
tenziellen Kunden, zum Beispiel Verwaltungen, Kreditinsti-
tute oder Versicherungen, keine Möglichkeit zum Vorsteu-
erabzug haben. Durch die Befreiung der Deutschen Post 
AG von der Umsatzsteuer gehen allein dem Freistaat Bay-
ern jährlich schätzungsweise 300 Millionen Euro an Ein-
nahmen für den Staatshaushalt verloren. 

Die Umsatzsteuerbefreiung ermöglicht der Deutschen 
Post AG unter anderem Spielräume bei der Preisgestal-
tung der postvorbereitenden Dienste. Zusammen mit dem 
Wettbewerbsausschluss belaufen sich diese Vorteile auf 
etwa 40 % der Kosten. Dies verzerrt den Wettbewerb in 
einem Teilmarkt mit etwa 3,5 Milliarden Euro Umsatzvolu-
men in ganz erheblichem Maße. Die Umsatzsteuerbefrei-
ung der Deutschen Post AG wirkt wie eine versteckte 
Beihilfe im Sinne von Artikel 87 EG-Vertrag, da diese von 
einer finanziellen Last befreit wird, die ihre Wettbewerber 
zu tragen haben.

Der Bundesrechnungshof hat in einem Bericht die Frei-
stellung der öffentlichen Hand von der Umsatzsteuer ge-
rügt und Bund und Länder dazu aufgefordert, dies zu 
korrigieren. Der Bundesrechnungshof stellt fest, dass ju-
ristische Personen öffentlichen Rechts den Grundsatz der 
Wettwerbsneutralität beachten müssen, um private Unter-
nehmen nicht zu verdrängen. Nach nationalem und euro-
päischem Recht sei es nicht zulässig, dass Leistungen der 
öffentlichen Hand von der Umsatzsteuer ausgenommen 
sind. Nach einem Beschluss der Regulierungskommissi-
on muss die Deutsche Post AG zum 01.01.2005 die Tarife 
für die Briefbeförderung um durchschnittlich 0,7 % sen-
ken. Auffälligerweise wird die höchste Preissenkung in ei-
nem Bereich vorgenommen, der bereits für den Wettbe-
werb geöffnet ist. So wird das Entgelt für die europaweite 
Beförderung des Maxibriefes um 2 Euro bzw. um 20 % 
gesenkt. Der Kernbereich der Exklusivlizenz – Briefe bis 
20 Gramm – bleibt von Änderungen dagegen völlig unbe-
rührt. 

Die Bundesregierung, durch eine kleine Anfrage auf die-
sen Tatbestand aufmerksam gemacht und gefragt, ant-
wortet und räumt ein – ich zitiere –: „Die Bundesregierung 
ist der Auffassung, dass eine unterschiedliche steuerliche 
Behandlung von Marktteilnehmern zu Wettbewerbsver-
zerrungen führen kann.“ Sie gibt es also selber zu, dass 
das, was ich hier beschrieben habe, zutrifft. Gleichwohl 
lehnt es die Bundesregierung derzeit ab, eine EU-Initiative 
zur steuerlichen Gleichbehandlung von Privaten mit der 
Post auf den Weg zu bringen. Aus diesem Grund ist dieser 
Antrag notwendig, und ich bitte Sie um Unterstützung. 

(Beifall bei der CSU)

Präsident Alois Glück: Nächste Wortmeldung: Frau Kol-
legin Peters.

Gudrun Peters (SPD): Herr Präsident, Kolleginnen und 
Kollegen! Wenn ich Herrn Bocklet richtig zugehört habe, 
kann ich mich nur wundern. Ich kann mich sehr gut erin-
nern, dass im Wirtschaftsausschuss in den Neunzigerjah-
ren diese Ansicht von der SPD so vertreten wurde. Mittler-
weile haben sich die Ursachen verändert. Insofern habe 
ich Verständnis dafür. Der Antrag hat zum Inhalt: Der 
Landtag nimmt mit Besorgnis zur Kenntnis, dass die Bun-
desregierung ihren Gestaltungswillen für den Postmarkt 
nicht wahrnimmt, die Qualität der flächendeckenden Ver-
sorgung leidet und die Marktöffnung nicht vorankommt. 
– Zuerst einmal möchte ich fragen, was an diesem Antrag 
dringlich ist. Ich meine, diese Besorgnis müsste eigentlich 
im Kummerkasten des zuständigen Ministeriums oder 
besser bei der Staatskanzlei landen. Ich habe natürlich 
Verständnis dafür, dass Sie einen Dringlichkeitsantrag 
dringend brauchen, der sich Richtung Berlin richtet, weil 
es unangenehm ist, sich im Bayerischen Landtag mit der 
bayerischen Realität auseinanderzusetzen. 

Präsident Alois Glück: Gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Kollegen Werner?

Gudrun Peters (SPD): Ja.

Hans Joachim Werner (SPD) (vom Redner nicht autori-
siert): Frau Kollegin Peters, könnten Sie mich darüber 
aufklären, wie der Widerspruch aufzulösen ist zwischen 
einer Äußerung von Herrn Staatsminister Wiesheu vor 
nicht einmal einer halben Stunde, wonach man nach dem 
Aktiengesetz bei einer Aktiengesellschaft von außen nicht 
einwirken kann, und der Formulierung im Antrag, die 
Staatsregierung solle die Bundesregierung auffordern, bei 
den von der Deutschen Post AG geplanten Änderungen 
im Postfilialnetz die Vorschriften zur Regulierung des 
Postwesens materiell einzuhalten?

Präsident Alois Glück: Frau Kollegin, bitte. 

Gudrun Peters (SPD): Aber, Herr Kollege, das ist doch 
klar, wenn zwei das Gleiche tun, ist es lange nicht das 
Gleiche.

Der Freistaat soll die Bundesregierung ermahnen, dass 
die Vorschriften bei den geplanten Änderungen im Postfi-
lialnetz eingehalten werden. Herr Bocklet hat dargestellt, 
dass die Vorgaben nicht nur eingehalten, sondern sogar 
übertroffen werden. Dass es uns im Einzelfall nicht gefällt, 
wenn ein Postamt verschwindet und eine Postagentur bei 
Edeka eingerichtet wird, haben wir in der Vergangenheit 
wirklich ausführlich besprochen. Da wurde uns entgegen-
gehalten, was Sie heute einfordern. 

Ich kann Ihnen die Antwort auf eine schriftliche Anfrage 
der unterfränkischen Abgeordneten nicht ersparen, die 
vom Januar stammt und in der erstens gefragt wird: In 
welchen Orten mit mehr als 2000 Einwohnern wird nicht 
mindestens eine stationäre Einrichtung vorgehalten? Die 
Antwort darauf: Der Staatsregierung sind keine Fälle be-
kannt, wonach die Deutsche Post AG diese Verpflichtung 
der PUDLV, wonach in allen Gemeinden mit mehr als 
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2000 Einwohnern eine stationäre Einrichtung vorhanden 
sein muss, nicht einhält. Auf Anfrage hat die Deutsche 
Post AG erklärt, dass sie dieser Verpflichtung nach-
kommt. 

Zweite Frage: In welcher Gemeinde mit mehr als 4000 Ein-
wohnern ist nicht sichergestellt, dass in zusammenhän-
genden Gebieten eine stationäre Einrichtung in maximal 
zwei Kilometer Entfernung für die Kunden erreichbar ist? 
Antwort:

Der Staatsregierung sind auch hierzu keine Fälle bekannt, 
dass die Deutsche Post AG der Verpflichtung durch die 
PUDLV nicht nachkommt.

Letzte Frage: In welchen Landkreisen ist nicht sicherge-
stellt, dass mindestens je Fläche von 80 km² eine statio-
näre Einrichtung vorgehalten wird? Ich brauche Ihnen 
nicht zu sagen, dass die Staatsregierung auch hier keine 
Angaben macht, obwohl sie Erkenntnisse darüber haben 
müsste, weil sie nämlich in der Regulierungsbehörde ver-
treten ist und deshalb über alles informiert wird.

Ich komme zum Prozedere. Alle zwei Jahre legt die Regu-
lierungsbehörde für Post und Telekommunikation den 
Bericht der Monopolkommission vor, in dem es darum 
geht, ob auf den Postmärkten der Wettbewerb funktio-
niert. Die Regulierungsbehörde entscheidet, ob und bis zu 
welchem Zeitpunkt die Exklusivlizenz weiter besteht. Zu 
diesen Berichten nimmt die Bundesregierung gegenüber 
Bundestag und Bundesrat Stellung. Aber – ich sagte es 
bereits – in der Regulierungsbehörde sitzen der Herr Mi-
nister und sein Stellvertreter. Wie ich allerdings heute aus 
Berlin erfahren habe, glänzen Herr Bocklet, der Minister 
und sein Stellvertreter dort so oft durch Abwesenheit, 
dass man sich in der Hauptstadt schon fast darüber är-
gert.

(Rainer Volkmann (SPD): Das glaube ich nicht!)

– Man ärgert sich dort über den Antrag, der jetzt gestellt 
wird, obwohl man vor Ort nicht anwesend ist. Das ist doch 
klar, Herr Kollege Volkmann.

Aber nun zum Spiegelstrich betreffend die Marktöffnung. 
Hier besteht ein Widerspruch in sich. Auf der einen Seite 
soll die Post mehr für das Filialnetz ausgeben, und auf der 
anderen Seite soll sie weniger einnehmen durch die Mark-
töffnung, die natürlich unweigerlich zu einer Schmälerung 
der Dienstleistungsfähigkeit der Post führen wird. Das Al-
lerhöchste ist allerdings – Herr Bocklet, ich kann es Ihnen 
nicht ersparen –, dass Sie damit etwas einfordern, was 
Sie noch vor zwei Jahren abgelehnt haben. 

(Zurufe von der CSU)

– Ich möchte das gern wiederholen. Sie haben die Forde-
rung vor zwei Jahren abgelehnt, aber so schnell kann man 
sich ändern. Was interessiert uns der Unsinn von ges-
tern – das ist auch nicht neu. Uns muss klar werden: Die 
Konkurrenz der Post nutzt nur den Großkunden, die da-
durch – wenn auch nur gering – entlastet werden; denn 
das Einsammeln von Briefen und Paketen bleibt Aufgabe 
der Post.

Ich komme zum dritten Spiegelstrich. Die Ausbildung bei 
privaten Unternehmen, die Sie einfordern – damit komme 
ich auf die Anfrage des Kollegen Werner zurück –, ist nicht 
Aufgabe der Politik. Auch dieses widerspricht sich in Ih-
rem Antrag. Die Gleichbehandlung bei der Umsatzsteuer 
bedeutet wieder eine Bevorzugung der Großkunden durch 
den Vorsteuerabzug. Für alle anderen käme die Erhöhung 
des Briefportos um 16 % zum Tragen.

Zum Schluss müssen Sie sich fragen lassen, warum alle 
diese Fragen nicht im Regulierungsbeirat gestellt worden 
sind, ich denke, wahrscheinlich deshalb, weil Sie zu wenig 
anwesend waren. Deswegen empfehle ich Ihnen noch 
einmal, den Dringlichkeitsantrag in den Kummerkasten 
des Ministeriums zu werfen. Falls es keinen gibt, empfeh-
le ich Ihnen, einen solchen einzurichten. Viel Erfolg dabei!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Alois Glück: Nächste Wortmeldung: Herr Kol-
lege Dr. Runge.

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Herr Präsident, Kolleginnen 
und Kollegen! Der Antrag erhielte von der Zielsetzung her 
tatsächlich unsere Unterstützung. In der Tat ist es aber so, 
dass vieles, was an Forderungen in den Spiegelstrichen 
aufgezählt ist, nicht greift bzw. nicht den richtigen Adres-
saten trifft. Das bedeutet, wir werden uns zum Antrag der 
Stimme enthalten. Lassen Sie mich aber trotzdem einige 
Sätze zur Materie sagen.

Herr Bocklet, sehen Sie es mir nach, dass ich sage, der 
Antrag trieft vor Scheinheiligkeit. Ich spiele damit gar nicht 
auf die Frage an: Wer hat damals die Postreform und da-
mit die Privatisierung auf den Weg gebracht und weiter 
befördert? Ich spiele vielmehr an auf die jüngere Vergan-
genheit hier im Bayerischen Landtag. Dabei konzentriere 
ich mich auf die politischen Aussagen und Aktivitäten der 
CSU und der Staatsregierung bzw. auf die nicht vorhan-
denen Aktivitäten der Staatsregierung. In der letzten Le-
gislaturperiode gab es jede Menge Anträge zur Thematik. 
Die Ärgernisse bei der Post waren ein großes Problem; 
darüber sind wir uns alle einig gewesen.

Ein einziger Antrag war ganz konkret, nämlich der unsere. 
Herr Kollege Sprinkart – hier sitzt er – hat den Weg aufge-
zeigt, wie wir die Post AG tatsächlich in bestimmten Fällen 
zwingen können, unseren Vorstellungen zu entsprechen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Herr Kollege Sprinkart ist also nicht nur bauernschlau, 
sondern durchgehend schlau.

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN)

Wir haben als Erste mit Drucksache 14/12188 beantragt:

Die Staatsregierung wird aufgefordert, in der 
nächsten Sitzung des Beirates bei der Regulie-
rungsbehörde für Telekommunikation und Post 
sich dafür einzusetzen, dass die Deutsche Post 
AG dazu verpflichtet wird, in all den Orten, in de-
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nen sie nach der Post-Universaldienstleistungs-
verordnung (PUDLV) Poststellen einzurichten hat 
und in denen durch Vertragskündigung oder nicht 
erfolgte Vertragsverlängerung diese Stellen va-
kant sind, innerhalb von drei Monaten wieder 
Poststellen einzurichten.

Das wäre der richtige Ansatz gewesen. Damit hätten wir 
die Post dazu zwingen können, die Agenturbesitzer bes-
ser zu behandeln. Wir hätten sie zu anderen Verträgen 
zwingen können, da der Beirat nach drei Monaten hätte 
sagen können: So geht es nicht, es muss etwas eingerich-
tet sein. Wenn ich von „wir“ spreche, dann gehe ich davon 
aus, dass Sie wissen, wer in dem Beirat sitzt. Es handelt 
sich um Herrn Huber und in Vertretung Herrn Spitzner.

Was ist passiert? – In der 98. Sitzung des Wirtschaftsaus-
schusses vom 15. Mai 2003 hat die CSU unseren Antrag 
abgelehnt. Herr Rudrof hat das damit begründet, dass 
etwas Falsches in unserem Antrag steht. Ich habe ihn 
gefragt, was dort Falsches steht. Das ist alles korrekt; da 
gibt es nichts zu kritisieren. Ich habe ihm gedroht, mit 
dieser Ablehnung gehen wir übers Land. Das Ergebnis 
war, die CSU wurde schnell einsichtig. In der Folge ging es 
darum, wie können wir die Abstimmungspanne der CSU 
heilen. Die Idee war, wir stellen einen Dringlichkeitsantrag, 
und zwar wortwörtlich den gleichen Antrag zwei Wochen 
später. Herr Kollege Rotter ist uns beigesprungen und hat 
zu seinen Kollegen gesagt: Seid Ihr von Sinnen? - Das ist 
der richtige Weg. Es wurde also unser Antrag als Dring-
lichkeitsantrag gestellt. Diesmal trug er die Drucksache 14/
12571. Sie können es gern nachlesen. Im Wirtschaftsaus-
schuss wurde am 5. Juni 2003, also eine Sitzung später, 
der gleiche Antrag einstimmig verabschiedet, den Sie eine 
Sitzung vorher noch abgelehnt hatten. Das war „Copy-
Shop Landtag“ in reiner Form wie neulich in dem Artikel 
der „Süddeutschen Zeitung“. Im Plenum wurde der An-
trag am 9. Juli einstimmig beschlossen. Einen kleinen 
Einschub gab es, aber das sind wir ja gewohnt. Die beiden 
Worte „noch einmal“ mussten wir einfügen, damit wir 
Recht bekommen.

Was ist dann passiert? Jetzt wird es wirklich spannend. 
Was ist dann passiert in den Sitzungen des Beirates, die 
im zeitlichen Umfeld gelaufen sind? Sie können es in den 
Protokollen nachlesen. Einmal waren weder Herr Huber 
noch Herr Spitzner da; die Staatsregierung hat also durch 
Abwesenheit geglänzt. Das andere Mal haben Sie nicht 
das getan, was der Landtag einstimmig beschlossen hat. 
Das bedeutet, der Landtag fasst einen einstimmigen Be-
schluss und die Staatsregierung hält sich wieder einmal 
nicht daran. Das meine ich mit Scheinheiligkeit: Auf die 
anderen zeigen, aber selbst nicht das tun, was notwendig 
wäre.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Werter Herr Kollege Bocklet, Sie zeigen gern auf die ande-
ren. Ich gebe Ihnen gern einen Artikel des Kollegen Sing-
hammer, in dem er sich ausführlich mit der Thematik 
auseinander setzt. Die Überschrift lautet: „Die Deutsche 
Post übererfüllt die gesetzlichen Vorgaben“. Das ist die 
Überschrift des Artikels des Kollegen Singhammer. Ich 
sehe hier einen deutlichen Widerspruch zu dem, was Sie 

eben ausgeführt haben. Wie gesagt, inhaltlich sind wir auf 
Ihrer Seite, auch was eine Erleichterung für Konkurrenten 
bei zu befördernden leichten Gütern – heruntergerechnet 
auf eine bestimmte Grammgrenze – anbelangt. Aber wir 
enthalten uns aus den zu Anfang genannten Gründen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsident Alois Glück: Nächste Wortmeldung: Herr Kol-
lege Dr. Kaiser.

Dr. Heinz Kaiser (SPD): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Die Debatte über den vorhergehenden Dring-
lichkeitsantrag und der Inhalt der Debatte veranlassen 
mich, kurz zu diesem Antrag Stellung zu nehmen. Herr 
Kollege Bocklet, wenn Sie mit diesem Antrag die Ertrags-
kraft und den Börsenkurs der Post AG beeinträchtigen, 
beeinträchtigen Sie auch deren Investitionskraft. 

Wir alle waren sehr froh darüber, dass die Post AG in Leip-
zig ihr Paketzentrum bauen und eröffnen will. Über die 
Verlagerung aus Belgien und den Neubau in Leipzig sind 
wir alle sehr froh gewesen. Das ist aber nur dann möglich, 
wenn die Post auch die dafür erforderliche Ertragskraft 
hat. Deshalb frage ich Sie als anerkannten Europapoliti-
ker: Müssen wir Deutsche bei der Liberalisierung immer 
als Musterknaben vorneweg marschieren, während die 
anderen Länder hinterherhinken und unsere Unternehmen 
einen Wettbewerbsnachteil haben? Das kann doch in der 
Form nicht gehen. 

(Beifall bei der SPD)

Zum ersten Spiegelstrich Ihres Antrags: Viele ärgern sich 
auch über die mangelnde Qualität bei der flächendecken-
den Versorgung. Eine flächendeckende Versorgung erfor-
dert aber auch höhere Kosten. Darüber sind wir uns im 
Klaren. Wenn Sie vom Unternehmen mehr Aufwendungen 
verlangen, können Sie nicht gleichzeitig das Unternehmen 
einer verstärkten Konkurrenz aussetzen und der Deut-
schen Post sagen, dass die umsatzsteuerliche Gleichbe-
handlung wegfällt. Im Übrigen hätten Sie die Möglichkeit, 
in den Antrag hineinzuschreiben: Die Staatsregierung wird 
gebeten, über eine Bundesratsinitiative auf die Änderung 
des Umsatzsteuergesetzes hinzuwirken. Sie bräuchten 
nicht hier im Landtag einen Antrag stellen, die Bundesre-
gierung möge das bitte tun. Machen Sie es doch bitte 
selber. Sie haben die Möglichkeit, über das zweite Organ 
der Gesetzgebung auf Bundesebene diesen Antrag einzu-
bringen. 

Eine letzte Anmerkung. Was soll daran schlecht sein, 
wenn der Bundesfinanzminister darauf schaut, dass der 
Börsenkurs der Postaktie gut ist, damit er bei Privatisie-
rungsmaßnahmen entsprechende Einnahmen erzielen 
kann? Der Bayerische Finanzminister macht das doch 
genauso. Früher hat man es auch so gemacht. Wenn man 
bei einem Unternehmen Privatisierungsabsichten hat, 
schaut man natürlich auf den Börsenkurs und betreibt mit 
den nötigen Maßnahmen, wenn es irgendwie geht, eine 
Kurspflege. Damit kann auch der Bund die entsprechen-
den Einnahmen erzielen. Hier zeigt sich wieder einmal, 
dass Sie die finanzielle Situation des Bundes überhaupt 
nicht interessiert. Sie wollen nur Ihr parteipolitisches 
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Süppchen kochen. Deshalb lehnen wir vonseiten der 
SPD-Fraktion den Antrag ab.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Alois Glück: Nächste Wortmeldung: Herr Kol-
lege Bocklet.

Reinhold Bocklet (CSU): Ich wäre Ihnen dankbar, wenn 
wir darüber seriös reden würden. Sie sollten meine Aus-
führungen sehr genau hören. Ich habe mich sehr genau 
ausgedrückt, weil ich die Fußangeln, die es bei diesem 
Thema gibt, sehr genau kenne. Das Hauptproblem be-
steht nicht darin, dass stationäre Einrichtungen nicht vor-
gehalten würden. In der Tat, die Deutsche Post AG hält 
zahlenmäßig im Moment noch mehr vor, als sie vorhalten 
müsste. Das Problem liegt im Übergang von stationären 
Einrichtungen auf Shops und Agenturen. Jeder hat seine 
Erfahrungen gemacht, was dabei vor Ort passiert. Darum 
geht es uns eigentlich; denn das ist das unmittelbar für 
den Verbraucher spürbare Defizit. 

(Dr. Heinz Kaiser (SPD): Da sind wir uns doch 
noch einig!)

Herr Kaiser, ich könnte mich mit Ihnen darüber verständi-
gen, was Sie sagen, wenn es nicht einen Konflikt gäbe, 
der darin besteht, dass der Bund auf der einen Seite 
Mehrheitseigentümer der Deutschen Post ist und auf der 
anderen Seite als Gesetzgeber verpflichtet ist, aufgrund 
EU-Rechts die Märkte zu öffnen und den Wettbewerb 
herzustellen. Das ist das Problem. Sie können nicht sa-
gen, der Bund als Eigentümer der Post hat einen Vorrang 
im Hinblick darauf, dass er für einen möglichst guten Kurs 
der Postaktie sorgt; das ist sein gutes Recht. Das Problem 
besteht nur darin, dass wir eine Ordnung haben, wonach 
der Bund beide Funktionen ausübt. Einmal hat er den Ei-
gentümerhut auf, und dabei ist er wegen der Kurse, die 
Sie gepflegt haben möchten, gegen Liberalisierung. Auf 
der anderen Seite ist er Gesetzgeber, der zur Liberalisie-
rung verpflichtet ist, und dies nicht wegen eines Bundes-
gesetzes, sondern weil es eine europäische Vorgabe gibt. 

(Dr. Heinz Kaiser (SPD): Wie machen es dann die 
anderen Länder?)

– In einer großen Zahl von Mitgliedstaaten ist dies bereits 
entzerrt.

(Dr. Heinz Kaiser (SPD): Frankreich?)

Herr Kaiser, wir sind in einem Prozess der Liberalisierung, 
der noch nicht abgeschlossen ist. In diesem Prozess der 
Liberalisierung haben wir jetzt noch einmal die Initiative 
ergriffen, um ein Stück vorwärts zu kommen. Der 1. Janu-
ar 2007 ist doch als Deadline vorgesehen. Bis dahin muss 
etwas geschehen. Der Bund zögert aber und zieht sich 
zurück; er macht nur das Notwendigste, und zum Teil 
macht er sowohl hinsichtlich der Umsatzsteuer als auch 
hinsichtlich der postvorbereitenden Dienste nicht einmal 
das Notwendigste. 

Mit der Ansiedlung in Leipzig meinten Sie die DHL. Der 
Grund liegt ganz woanders. Die DHL muss ein europäi-
sches Verteilzentrum bauen. 

(Dr. Heinz Kaiser (SPD): Und dazu brauchen sie 
Geld!)

– Das Geld dazu haben sie längst. Das Verteilzentrum 
wollten sie in Brüssel bauen, weil sie dort schon einen Sitz 
haben. Dort war der Bau aber nicht möglich, weil die dor-
tigen Kommunalbehörden nicht bereit waren, beim Lärm-
schutz Entgegenkommen zu zeigen. Deswegen hat die 
DHL entschieden, das Postverteilzentrum nicht in Brüssel, 
sondern in Leipzig zu bauen. Das begrüße ich im Übrigen 
sehr, weil das Geld in unserem Lande bleibt. 

(Dr. Hildegard Kronawitter (SPD): Das ist doch 
gut!)

Damit, dass man das Geld erst verdienen muss, wie Sie 
argumentiert haben, hat das aber überhaupt nichts zu tun. 
Ich begrüße, dass das Zentrum jetzt in Leipzig gebaut 
wird, aber ich wollte dafür schon die korrekte Begrün-
dung. Das wollte ich nachtragen.

Im Übrigen darf ich mich herzlich für die Unterstützung 
bedanken. Es ist eine Sache, die viele Verbraucher bei uns 
betrifft, und zwar nicht nur die großen, wie Sie, Herr Kai-
ser, vermuten. Betroffen sind die Verbraucher in der Brei-
te. Wettbewerb an sich ist gut. Er braucht gewisse Regeln. 
Dafür haben wir die Regulierungsbehörde. Den Wettbe-
werb sollte man aber nicht gegen die Eigentümerinteres-
sen ausspielen. Das ist Staatskapitalismus vom letzten 
Jahrhundert.

(Beifall bei der CSU – Dr. Martin Runge (GRÜNE): 
Das ist CSU-Spezialität!)

Präsident Alois Glück: Nächste Wortmeldung: Herr Kol-
lege Sprinkart.

Adi Sprinkart (GRÜNE): Herr Präsident, Kolleginnen und 
Kollegen! Eine kurze Anmerkung an Sie, Herr Kollege 
Bocklet. Das Problem ist genau umgekehrt. Dadurch, 
dass die Post gerade auf dem flachen Land ihre eigenen 
Poststellen auflöst und in Agenturen umwandelt, muss es 
nicht automatisch zu einer Verschlechterung der Öff-
nungszeiten kommen. Ganz im Gegenteil, die Postagen-
turen haben üblicherweise zu den normalen Geschäftszei-
ten offen, was bei den eigenen Poststellen wirklich nicht 
zu sagen war. Die haben vielleicht bloß mehr zwei Mal in 
der Woche aufgehabt. Das Problem besteht darin, dass 
die Post die Vertragsbedingungen für die Agenturen so 
schlecht gestaltet, dass sehr viele der Postagenturen zu 
diesen Bedingungen gar nicht mehr arbeiten können.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsident Alois Glück: Ich habe keine weitere Wortmel-
dung mehr. Damit ist die Aussprache geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Dringlichkeitsan-
trag auf Drucksache 15/2211 zustimmt, den bitte ich um 
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ein Handzeichen. – Das ist die Fraktion der CSU. Gegen-
stimmen? – Die Fraktion der SPD. Stimmenthaltungen? – 
Das ist die Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. 
Damit ist der Antrag mit der Mehrheit der CSU angenom-
men.

Wir kommen zum 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Franz Maget, 
Susann Biedefeld, Herbert Müller und anderer und 
Fraktion (SPD)  

„Bayerisches Klimaschutzbündnis“ mit Zielen und In-
halten zum Leben erwecken (Drucksache 15/2212)

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ruth Paulig, Dr. Christian Magerl und anderer 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)  

Wirksamer Klimaschutz in Bayern (Drucksache 15/
2241)

Ich eröffne die gemeinsame Aussprache. Erste Wortmel-
dung: Herr Kollege Wörner.

Ludwig Wörner (SPD): Herr Präsident, Kolleginnen und 
Kollegen. Der Grund unseres Antrags war wieder einmal 
einer jener ominösen Pakte, von denen man glaubt, damit 
in Bayern alles retten zu können. Wir sind der Meinung, 
dass solche Pakte auch einen Inhalt haben müssen. Die-
sen Inhalt haben wir vermisst. Deshalb haben wir diesen 
Dringlichkeitsantrag gestellt. Wir sind der Meinung, dass 
es nicht ausreicht --

(Ulrike Gote (GRÜNE): Wo ist denn das Umwelt-
ministerium?)

– Ein guter Hinweis. Ist jemand hier aus diesem Hause? 
Oder ist das schon im Hause Wiesheu gelandet? – Aber 
der ist auch nicht da. 

(Ruth Paulig (GRÜNE): Der ist auch nicht mehr 
da, der ist schon erledigt!)

Was machen wir jetzt, Herr Präsident?

(Dr. Christian Magerl (GRÜNE): Da kommt er 
schon!)

– Aber der hilft uns nichts.

Präsident Alois Glück: Herr Kollege, es liegt bei Ihnen, 
was Sie jetzt tun.

Ludwig Wörner (SPD): Ich hätte schon gerne, dass zu-
mindest der Minister jetzt da ist. 

(Dr. Heinz Kaiser (SPD): Er ist da! – Ruth Paulig 
(GRÜNE): Aber nicht der Richtige!)

Die Zeit läuft jetzt doch nicht. 

Präsident Alois Glück: Die Zeit läuft schon, aber ich kann 
die Uhr stoppen. Ich schlage Ihnen vor, Sie fahren fort, 
und in der Zwischenzeit wird abgeklärt, wer das Ministeri-
um vertritt. 

Ludwig Wörner (SPD): Offensichtlich ist sich der Minister 
seiner Sache so sicher, dass er gar nicht mehr anwesend 
sein muss – was ich bedauern würde –, oder er kann die 
Wahrheit nicht ertragen.

Fakt ist, dass die Absenkung der CO2-Emissionen in Bay-
ern nicht gelungen ist. Vielmehr haben wir eine Mehrpro-
duktion von rund 4 Millionen Tonnen seit 1990 erreicht. 
Wir sollten aber ein Ziel festschreiben und dieses auch 
kontrollieren, nämlich die Absenkung um rund 20 % auf 
70 Millionen Tonnen. Das wäre der Natur und den Men-
schen in Bayern angemessen. Das wäre noch nicht der 
große Erfolg, aber ein erreichbares Ziel. Dazu haben wir 
folgende Punkte aufgelistet:

Wir wollen einen jährlichen Klimaschutzbericht, weil es 
nicht ausreicht, ein Ziel zu formulieren, ohne es jährlich zu 
kontrollieren. Wir müssten dann nach fünf oder zehn Jah-
ren wieder feststellen, dass mit einem Pakt nichts erreicht 
wurde, außer dass Papier beschrieben wurde, wofür das 
Geld und die Bäume, die dafür gefällt werden müssen, zu 
schade sind. Wir wollen die Evaluierung der jeweils einge-
leiteten Maßnahmen, um damit eine Erfolgskontrolle zu 
erreichen. 

Für die Paktteilnehmer muss es verpflichtende Ziele ge-
ben, kein Wischiwaschi. Die Ziele müssen definiert und 
die Erfolgszonen klar beschrieben sein, sodass sie kon-
trolliert werden können. Wir fordern mehr Markteinführung 
für Biomasse. Es ist verwunderlich, dass von der CSU 
nichts kommt, weil dies ein drittes Standbein für die baye-
rischen Landwirte sein könnte. Hier müsste im wahrsten 
Sinne des Wortes „Gas gegeben“ werden.

(Beifall bei der SPD) 

Wir meinen, dass es dringend notwendig ist, ein bayeri-
sches Programm zur Wärmeerzeugung, Stromgewinnung, 
Kraftstofferzeugung aus Biomasse aufzulegen und dieses 
stärker als bisher zu fördern und voranzubringen. Verspre-
chen nützen nichts. Ein Blick in den Haushalt zeigt, dass 
die Mittel nicht erhöht wurden. Die Haushaltsansätze wur-
den nicht erhöht. Wir sind der Meinung, dass ein Teil der 
dritten Tranche der Privatisierungserlöse fast verschwun-
den ist und man wesentlich mehr bräuchte, um dies zu 
klären. 

Wir müssen stärker auf die nachwachsenden Rohstoffe 
setzen, zum Beispiel auf Holzhackschnitzel oder auf bio-
gene Treibstoffe. In Sachsen gibt es bereits einen sehr 
guten Ansatz, der auch funktioniert, wie man von den Au-
tomobilherstellern hört. Wir wären gut beraten, mitzuma-
chen und dies voranzutreiben. Dazu brauchen wir ein 
Tankstellennetz. Wir müssen dafür Sorge tragen, dass es 
in Zusammenarbeit mit den Automobilherstellern und den 
Tankstellenanlagenbetreibern bayernweit flächendeckend 
Netze für Tankstellen gibt, damit Pflanzenöl und biogene 
Treibstoffe getankt werden können. Dem Autofahrer nützt 
es nichts, wenn er mit einem Tank nicht von Tankstelle zu 
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Tankstelle kommen kann. Das Tankstellennetz ist derzeit 
viel zu weit. Der Verkehr ist einer der größten Produzenten 
von CO2. Wenn wir dort massiv einschränken könnten, 
hätten wir für unsere Heimat und deren Menschen einen 
großen Erfolg erreicht. 

Ein weiterer Punkt ist eine Uraltforderung: Lassen Sie uns 
die Wirtschaft ankurbeln. Sie jammern zwar, dass das 
nicht ginge. Wir sagen, dass das geht. Lassen Sie uns die 
staatlichen Gebäude und Liegenschaften – 8000 insge-
samt – in Bayern sanieren, wärmedämmen, mit neuen 
modernen Heizungen, Solaranlagen und Photovoltaikdä-
chern versehen, um damit die CO2-Bilanz erheblich zu 
senken und Geld zu sparen. Die Investition für die energe-
tische Sanierung bedeutet letztlich nichts anderes als er-
hebliche Einsparungen beim Energieeinsatz. Die Energie-
preise sind gestiegen, und sie werden sich so weiterentwi-
ckeln. Deshalb ist jeder Euro, den wir jetzt ausgeben, gu-
tes Geld für die Zukunftsinvestitionen. Es würde den mit-
telständischen Unternehmen einen riesigen Schub geben 
und letztlich über Steuerrückflüsse und über Beitrags-
rückflüsse für die Sozialkassen dazu beitragen, dass es 
diesem Land wieder besser geht. Das hätten wir in Bayern 
in der Hand. Wir müssten nirgends hinzeigen. Berlin hat 
betreffend der Reduktion der CO2-Emissionen seine 
Hausaufgaben gemacht. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun gilt es, die Maßnahmen in Bayern umzusetzen und 
noch mehr zu fordern. Da Bayern sagt, es wolle Vorreiter 
sein und bleiben, muss etwas dafür getan werden. Dazu 
wäre ein Programm für Sanierungen der staatlichen Ge-
bäude ein gutes Programm und im Übrigen ein Vorbild. 
Die Menschen könnten leichter überzeugt werden, wenn 
sie beispielsweise an den Gemeindegebäuden oder den 
staatlichen Gebäuden den Vorteil der energetischen Sa-
nierung erkennen könnten. Viele Kommunen sanieren 
schon. Was macht der Freistaat? – Die Kommunen, die in 
Bayern das wenigste Geld haben, machen es. Der Frei-
staat hängt hinten nach.

(Susann Biedefeld (SPD): Obwohl es seine eige-
nen Liegenschaften sind!)

Es gilt, Vorbild zu sein, Geld zu investieren, um damit die 
Wirtschaft anzukurbeln und – noch einmal – den Men-
schen und der Natur zu helfen.

(Beifall bei der SPD) 

Zu dem, was die Bevölkerung schon leistet, ist ein zusätz-
liches Mittel nötig. Wir fordern einen bayerischen Ökokre-
dit, mit dem wir dafür Sorge tragen, dass die Altbauten 
von Privaten saniert werden können. So könnten sich die 
Menschen die Sanierung leisten. Die Rückzahlung ist ein-
fach. Da 30 bis 40 % der Heizkosten gespart werden 
können, kann der Kredit ganz locker zurückgezahlt wer-
den. Die ersparten Ausgaben für die Heizkosten finanzie-
ren den Kredit.

In der Diskussion kommt die Importrate an Energie, die 
ein riesiges Ausmaß hat, zu kurz. Könnten wir sie senken, 
hätten wir alle wieder etwas mehr Geld in der Tasche. Das 

Geld könnte für anderes genützt werden, und die Binnen-
konjunktur würde wieder besser laufen. Mit diesem ge-
schlossenen Kreis könnten wir sehr wohl etwas für das 
gesamte Land erreichen, für die Natur und die Menschen. 
Würde man für ein solches Programm 5 Millionen Euro 
bereitstellen, könnte man damit rechnen, dass einschließ-
lich der Arbeit, die erzeugt wird, das Fünffache an den 
Staat zurückkäme, das wären 25 Millionen – Fachleute 
gehen sogar von dem Achtfachen aus. Dies wäre ein Er-
folgsprogramm, mit dem wir vorweisen könnten, dass wir 
modern und zukunftsfähig sind.

Die Zahl der Blockheizkraftwerke müsste verdoppelt wer-
den. Schauen Sie, was Österreich und die Schweiz ma-
chen und was wir tun. Wir können uns hinter der Gesamt-
zahl des aus regenerativen Anlagen erzeugten Stroms 
verstecken, weil unsere Vorfahren schlau waren und Was-
serkraftwerke gebaut haben. Würde man die Wasserkraft 
aus Ihrem „Traumgebilde regenerative Energien“ heraus-
rechnen, läge Bayern hinter den anderen Bundesländern. 
Nur wegen der Wasserkraft sind wir vorne. Das ist aber 
nicht unser Verdienst. 

(Zuruf des Abgeordneten Rainer Volkmann 
(SPD))

– Die Berge wurden nicht von der CSU gebaut, das haben 
nicht einmal die im Griff.

Meine Damen und Herren, lassen Sie uns an Verwaltungs-
gebäuden, Schulen, Universitäten und sonstigen Einrich-
tungen Blockheizkraftwerke bauen. Lassen Sie uns die 
Zahl der Blockheizkraftwerke verdoppeln. Das ist gut in-
vestiertes Geld für ein Zukunftsvorhaben.

Zu unserem achten Punkt. Wir wollen die Risiken bei Boh-
rungen für geothermische Anlagen minimieren. Sie haben 
es ja gerade erlebt: Der Bürgermeister von Unterhaching 
hat sich auf einen ganz tollen Weg begeben. Aber so ist es 
nun mal: Wenn eine neue Technik erprobt werden muss, 
kann es auch schief gehen und sehr viel Geld kosten. Die-
se Risiken gilt es zu minimieren, zumindest bis dann, bis 
sich die Techniken, die heute eingesetzt werden, bewäh-
ren. 

Meine Damen und Herren, ich vermute, die meisten von 
Ihnen wissen gar nicht, dass wir bei der Geothermie am 
Anfang einer technischen Entwicklung stehen. Nach wie 
vor wird nach Geothermie im bayerischen Boden mit Erd-
ölfördertechnik gebohrt. Das kann nicht funktionieren. 
Dass es da immer wieder zu Problemen kommen muss, 
ist jedem klar, der auch nur ein bisschen mit Geologie und 
Technik zu tun hat. Deswegen ist es sehr wichtig, dass der 
Freistaat zumindest für die Phase, bis die Techniken er-
probt sind, eine Risikoabsicherung übernimmt. Geht es 
gut, kostet diese Absicherung nichts; geht es schief, hilft 
der Staat mit aus in einer Situation, in der es dringend 
notwendig ist, Geothermie voranzutreiben, um damit den 
Schatz der kostenlosen Wärme, die wir unter uns haben, 
zu heben und zugunsten unserer Energiebilanz und damit 
wiederum der Natur einzusetzen.

Ich komme zu unserem Punkt 9. Wir brauchen ein flä-
chendeckendes Netz an Energieberatungsagenturen. Ei-
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nige Landkreise machen uns das ja vor; ich nehme hier 
nur Fürstenfeldbruck. Man versucht dort, Häuslebauer 
bereits im Planungsstadium aus einer Hand zu beraten, 
ihnen zu sagen, was sie machen können. Man bietet ihnen 
auch Pakete an. So etwas brauchen wir für jeden Land-
kreis. So etwas brauchen wir eigentlich in jeder Kommu-
ne. Jemand, der sich mit solchen Zusammenhängen 
auskennt, könnte dann jedem, der mit einem Bauantrag 
kommt, sofort sagen: Moment, man kann dieses und je-
nes auch noch machen! Haben Sie daran schon gedacht? 
– Die Innungen und Handwerkskammern müssen mit he-
rangezogen werden. Das ist deren Aufgabe; denn sie 
verdienen damit ja auch gutes Geld. Auch das wäre ein 
Stück Wirtschaftshilfe, ein Stück Handwerkshilfe und 
auch ein Stück Energieeinsparung.

Jetzt kommen wir zu einem der schwierigsten und interes-
santesten Punkte. Dieser Pakt – man könnte ihn auch als 
Luftblase bezeichnen – und die Diskussion dazu haben 
aufgezeigt, dass es mit der Luft in Bayern nicht zum Bes-
ten steht, was Feinstäube angeht, jedenfalls nicht in den 
Ballungsräumen und Städten. Wer schon einmal ein Kind 
mit Asthma gesehen hat, ausgelöst durch Belastungen 
aus der Luft, wird alles daransetzen, diese Feinstaubgren-
zen, die die EU jetzt vorschreibt, einzuhalten. 

Wir sollten es hier nicht bei leeren Worten belassen. Mich 
hat richtig gefreut, als das Umweltministerium zum Be-
richt über die Feinstäube gesagt hat: Da muss der öffent-
liche Personennahverkehr ausgebaut werden. – Jawohl, 
das ist richtig, da sind wir beieinander. Aber warum wer-
den dann Mittel für den öffentlichen Personennahverkehr 
in Bayern gestrichen? – Das passt doch nicht zusam-
men. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Kommunen, die belastet sind, nehmen schon viel auf 
sich, um diese Belastungen zu senken. Ich nenne hier nur 
das Münchner Mobinet, man versucht das mit einem Pro-
gramm; das wird aber nicht reichen. Wir werden in Mün-
chen einen dritten Tunnel bauen müssen. Wir werden da-
für Sorge tragen müssen, dass der zweite S-Bahn-Tunnel 
schneller gebaut wird, als es bisher geplant ist, um die 
Feinstäube zu senken. Wir müssen uns auch überlegen, 
ob Umgehungsstraßen ein sinnvolles Instrument sind, 
weil der Staub ja nicht verschwindet, auch wenn man 
Umgehungsstraßen baut. Der Staub bleibt vielmehr trotz-
dem; er entsteht nur an anderer Stelle. 

Meine Damen und Herren, wir sollten das Problem auch 
nicht verschieben, sondern wir sollten die Probleme dort 
lösen, wo sie entstehen. Dazu bedarf es eines Überden-
kens der Programme zum Ausbau des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs. Das Geld dafür hätten wir ja. – Jetzt ist 
Herr Staatsminister Dr. Wiesheu leider nicht mehr da. Wer 
für ein Spielzeug wie den Transrapid Geld hat, aber seine 
Hausaufgaben zugunsten der Menschen in diesem Land 
nicht gemacht hat – hier geht es nicht nur um München, 
sondern es geht zum Beispiel auch um kleinere Städte in 
der Oberpfalz, die genauso mit Feinstäuben belastet sind 
–, braucht sich nicht zu wundern. Dafür sind wir Parla-
mentarier doch da! Ich finde es erstaunlich, dass Sie, 
meine Damen und Herren von der CSU, sich beim Thema 

Transrapid so ruhig halten. Sonst beneidet man München 
um alles, aber bei diesem Thema haltet ihr euch ruhig – 
anscheinend traut ihr euch nichts zu sagen. 

(Heiterkeit bei der SPD)

Anders kann man sich doch nicht erklären, was hier ab-
läuft: Er hat Geld für ein Spielzeug, das er sich einbildet, 
verbrät viel davon für die Planung, obwohl er weiß, dass er 
den Transrapid möglicherweise gar nicht bauen kann, 
anstatt zu sagen: Im Interesse der Gesundheit der Men-
schen in Städten und Ballungsräumen bauen wir von die-
sem Geld den öffentlichen Personennahverkehr aus. 

Bitte stimmen Sie unserem Antrag zu. 

(Beifall bei der SPD) 

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Nächste Wort-
meldung: Frau Kollegin Paulig. Bitte.

Ruth Paulig (GRÜNE): Frau Präsidentin, Kolleginnen und 
Kollegen! Mit unserem Dringlichkeitsantrag „Wirksamer 
Klimaschutz in Bayern“ fordern wir eine griffige und wirk-
same Überarbeitung des bayerischen Klimaschutzkon-
zeptes, das die Bayerische Staatsregierung in unverän-
derter Form seit vier Jahren verkauft. Es ist ja wirklich toll! 
Am 17.10.2000 wurde großartig das Klimaschutzkonzept 
verkauft. Man will die CO2-Emissionen bis zum Jahr 2010 
um 10 Millionen Tonnen kürzen. Wunderbar! Dieses Pro-
gramm wird dann im regelmäßigen Turnus immer wieder 
verkauft. Das letzte „Verkäufnis“ war am bayerischen Kli-
maschutzgipfel vom 21. Oktober 2004. Sie verkaufen im-
mer das Gleiche, immer das gleiche unzureichende Kon-
zept. Darum stellen wir heute den Antrag und fordern Sie 
auf, endlich ein Konzept vorzulegen, das den Notwendig-
keiten und ökologischen Erfordernissen angepasst ist. 

„Angepasstes Konzept“ heißt, dass Sie endlich einmal 
das Kyoto-Protokoll anerkennen und die CO2-Emissionen 
deutlich reduzieren. Sie wissen, was das Kyoto-Protokoll 
besagt: Bezogen auf das Jahr 1990 sind die Treibhausga-
se, gemeint sind CO2-Emissionen, um 21 % bis zum Zeit-
raum 2008 bis 2012 abzusenken. Aber was macht Bay-
ern? Was verkauft Bayern als Lösung dieser Problematik? 
– Schauen wir doch auf das Jahr 1990. Seitdem haben die 
CO2-Emissionen zugenommen, und zwar um über 5 %. 
Jetzt sagen Sie: Wir wollen ja runtergehen. Wunderbar! 
Aber Sie wollen nur ein ganz klein bisschen unter die Po-
sition von 1990 gehen, nur um 4 Millionen Tonnen herun-
ter. 1990 hatten wir 84 Millionen Tonnen CO2-Emission, 
jetzt wollen Sie auf 80 Millionen Tonnen heruntergehen. 
Das Ganze ist eine Reduktion um ungefähr 5 %. Das Ky-
oto-Protokoll fordert aber 21 %. Sie verkaufen alten Käse, 
alte Hüte unverdrossen seit vier Jahren! Das ist kein wirk-
sames Klimaschutzkonzept. Wir fordern nun mit unserem 
Antrag ein besonderes Engagement in den zwei wichtigs-
ten Handlungsfeldern, im Verkehrs- und im Wärmesektor. 
Wir sagen: Die zwei besonderen Handlungsfelder sind der 
Verkehr, der über ein Drittel der CO2-Emissionen produ-
ziert, und der Umgang mit Raumwärme und Energieein-
sparung, also zum Beispiel Energiedämmmaßnahmen bei 
Gebäuden. 
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Im Bereich der Wärmeversorgung und des Verkehrssek-
tors passiert gar nichts. Für diese Bereiche brauchen wir 
konkrete Ziele und konkrete Maßnahmen. Die Maßnah-
men auf den drei Ebenen – Energieeinsparung, Energieef-
fizienz und erneuerbare Energien – erfordern konkrete 
Maßnahmen. So ist im Sektor Verkehr zum Beispiel der 
Kraftstoffverbrauch zu senken, Alternativen zu den her-
kömmlichen Kraftstoffen sind auszubauen, die Mobilität 
insgesamt ist effizienter im öffentlichen Verkehr zu gestal-
ten anstatt individuell abzuwickeln. Güterverkehre sind 
auf die Bahn zu verlagern. Gerade im innerstädtischen 
Bereich sind Transporte zu reduzieren. Die Subventionie-
rung des Flugverkehrs muss endlich beendet werden. 

Im Sektor Wärme muss endlich das Potenzial der Energie-
einsparung im Raumwärmebereich mobilisiert werden. 
Die Kraft-Wärme-Kopplung muss deutlich gesteigert wer-
den. Auch die Wasserstofftechnologie auf der Basis der 
erneuerbaren Energien zusammen mit der Brennstoffzelle 
ist voranzubringen. 

Das sind einzelne genannte Handlungsebenen. Sie kön-
nen sie beliebig fortsetzen. Es gibt genug zu tun. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Was aber tun Sie? Hier sei mir doch ein Blick auf Ihre 
jüngste Klimaschutz-Produktion erlaubt. Das Klima-
schutzbündnis vom Oktober 2004 war reine Produktion 
heißer Luft.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wenn wir GRÜNE nicht so sehr gegen Steuererhöhungen 
wären, würden wir sagen, dass wir eine neue Energiesteu-
er auf die heiße Luft der Staatsregierung bräuchten.

(Margarete Bause (GRÜNE): Da würden wir einen 
Haufen verdienen!)

– Da würden wir wirklich viel einnehmen; damit könnten 
wir vielleicht den Haushalt sanieren. 

Heiße Luft ist uns allerdings zu wenig. Dieser Klimaschutz-
gipfel hat nichts anderes produziert als unverbindliche 
Absichtserklärungen und Allgemeinplätze. Das Einzige, 
wo Sie wirklich konkret geworden sind, ist die aktive Un-
terschreitung des Kyoto-Ziels. Sie nennen eine Zahl, die 
komplett unzureichend ist. Ansonsten haben wir nur vage 
Absichtserklärungen, aber keine konkreten Zahlen, keine 
konkreten Maßnahmen und keine Geldsummen. Verges-
sen Sie diesen Klimagipfel. Das war nichts als heiße Luft. 

Insofern verstehe ich die SPD nicht ganz, die hier sagt, wir 
sollen das Bayerische Klimaschutzbündnis mit Zielen und 
Inhalten zum Leben erwecken. Totgeburten brauchen wir 
nicht mehr zum Leben zu erwecken. Die heiße Luft ist 
längst verpufft. Die Maßnahmen, die die SPD in einzelnen 
Bereichen benennt, sind durchaus richtig. Vergessen wir 
aber insgesamt das Klimabündnis. Wir haben bereits den 
Klimadialog; wir haben den Umweltpakt; wir haben Bay-
ern Agenda 21; wir haben das Klimaschutzkonzept, das 
nichts bringt. Dies sollten wir nicht zum Leben erwecken. 

Stattdessen sollten wir tatsächlich ein ganz konkretes 
Klimaschutzprogramm der Staatsregierung neu einfor-
dern, basierend auf dem Kyoto-Protokoll, mit konkreten 
Zielen in den Sektoren Verkehr, Raumwärme und Ausbau 
der erneuerbaren Energien. Wir sollten konkrete Maßnah-
men benennen und diese Maßnahmen überprüfen, 

(Susann Biedefeld (SPD): Genau das fordern wir 
auch! Das ist unser Dringlichkeitsantrag!)

zeitlich fixieren und dann umsetzen. Man versucht, das 
Klimaschutzbündnis, das die Staatsregierung mit dem BN 
geschlossen hat, schönzureden und ein bisschen mit Le-
ben zu füllen. Lesen Sie Ihren Antrag, liebe Kolleginnen 
und Kollegen von der SPD. Ich meine, das ist Sache des 
BN. 

(Susann Biedefeld (SPD): Darin stehen ganz kon-
krete Maßnahmen, die Sie jetzt in Ihrem Dring-
lichkeitsantrag, den Sie nachgezogen haben, 
auch aufgenommen haben! Nichts anderes!)

Ich darf Ihnen die Überschrift vorlesen: „‚Bayerisches Kli-
maschutzbündnis’ mit Zielen und Inhalten zum Leben er-
wecken“. Die Maßnahmen sind im Einzelnen sehr kon-
kret. 

(Susann Biedefeld (SPD): Klare Maßnahmen!)

Sie fordern sieben neue Förderprogramme. Das ist alles in 
Ordnung. Wir sagen aber: Lassen wir dieses Bündnis in 
Frieden ruhen. Wir wollen ein ordentliches, griffiges Klima-
schutzkonzept der Staatsregierung. Deshalb auch unser 
Antrag.

(Ludwig Wörner (SPD): Ihr dürft mitmachen!)

Ich meine, wir müssen uns um dieses Bündnis nicht wei-
ter scheren. Das war wirklich heiße Luft, die längst verpufft 
ist. Jetzt geht es um konkrete Ziele, die evaluierbar sind. 
Es geht um konkrete Maßnahmen zum Klimaschutz. Die-
se müssen überprüft werden. Nun muss endlich gehan-
delt werden. Es hat keinen Sinn mehr, nur an das öffentli-
che Bewusstsein zu appellieren. Wir brauchen konkrete 
Maßnahmen. Diese müssen endlich zu einem Handlungs-
instrumentarium der Bayerischen Staatsregierung gebün-
delt werden. 

Wir fordern Zustimmung zu unserem Antrag und hoffen, 
dass nicht länger mit heißer Luft, ineffektiven Absichtser-
klärungen und vagen Zielsetzungen gearbeitet wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Schon auf dem 
Weg ist Herr Kollege Hintersberger. Ich darf ihm das Wort 
erteilen. Herr Kollege, bitte schön. 

Johannes Hintersberger (CSU): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und 
Herren! Die SPD-Fraktion und die Fraktion des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN stellen uns heute Dring-
lichkeitsanträge zum bayerischen Klimaschutzbündnis 
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vor, meine Damen und Herren, wobei nach meinem Ein-
druck dabei das Motto gilt: dass nicht sein kann, was 
nicht sein darf! Frau Kollegin Paulig hat dies deutlich ge-
macht und sich zu der Aussage verstiegen, dass man sich 
um dieses Bayerische Klimaschutzbündnis „nicht scheren 
soll; dies ist heiße Luft“. Im SPD-Antrag heißt es, „dass es 
lächerlich“ sei. Meine Damen und Herren, nach Ansicht 
der Opposition darf es nämlich nicht sein, dass der Bund 
Naturschutz gemeinsam mit der Bayerischen Staatsregie-
rung am 21. Oktober ein zukunftsweisendes Klimaschutz-
bündnis geschlossen hat. Meine Damen und Herren von 
der Opposition, 

(Susann Biedefeld (SPD): Nichts Neues! Sie tun 
gar nichts Neues!)

das ist doch der Grund, warum es Sie ärgert und warum 
es Ihnen stinkt, dass dieses gemeinsame Klimaschutz-
bündnis geschlossen worden ist. 

(Ludwig Wörner (SPD): Die Luftnummer!)

Weil Sie diese Klima-Allianz politisch ärgert, politisch 
wurmt, schreiben sie jetzt sozusagen inhaltlich die Gliede-
rung ab,

(Ludwig Wörner (SPD): Wir haben sie mit Leben 
gefüllt!)

– recht durchsichtig, Herr Kollege Wörner – und stellen sie 
nach der Devise „wir sind aber schon immer die viel, viel 
besseren Klimaschützer gewesen“ 

(Ludwig Wörner (SPD): So ist es!)

trotzig in diesen beiden Wunschkonzert-Anträgen vor. 

(Susann Biedefeld (SPD): Lesen Sie unsere An-
träge der letzten zehn Jahre nach!)

Meine Damen und Herren, schauen Sie sich die Anträge 
an. Diese beiden Anträge zeichnen sich, typisch für Sie, 
durch drei Hauptforderungen aus – diese ziehen sich 
durch die zehn Punkte und durch alle Spiegelstriche –, 
nämlich erstens: mehr unrealistische technokratische Vor-
gaben, 

(Ludwig Wörner (SPD): Wo?)

– das sage ich Ihnen gleich – zweitens: Mehrausgaben 
ohne jegliche Deckungsvorschläge

(Ludwig Wörner (SPD): Doch!)

und drittens: mehr papierene Berichte. 

(Susann Biedefeld (SPD): Das hat Ihnen sogar der 
ORH mehrmals vorgerechnet!)

Einen vierten Punkt möchte ich noch hinzufügen; auch er 
ist mittlerweile symptomatisch für Ihre Anträge: nämlich 
das ganz bewusste Ausklammern jeglicher Forderungen 

an und jeglicher Verantwortung von Bund und Bundesre-
gierung. Lassen wir dies aber. Ich möchte Ihnen einige 
Punkte kurz darlegen. 

Ad eins. Sie halten die im Klimaschutzbündnis festgeleg-
ten Zielvereinbarungen für lächerlich, für heiße Luft und 
satteln unausgegoren, ohne irgendwelche fachlich beleg-
ten Argumente zu bringen, auf die vereinbarten Klima-
schutzziele großspurig Ihre Vorgaben drauf. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich einmal sagen, 
was denn in diesem Klimaschutzbündnis steht. 

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Herr Kollege, 
lassen Sie eine Zwischenfrage zu?

Johannes Hintersberger (CSU): Nein, die lasse ich nicht 
zu. 

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Also, Herr Kolle-
ge, Sie lassen keine Zwischenfrage zu. 

Johannes Hintersberger (CSU): Nein. 

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Danke schön. 
Bitte fahren Sie fort. 

Johannes Hintersberger (CSU): Auf Seite 2 

(Ludwig Wörner (SPD): Ich wollte ihn fragen, ob 
er die Enquete-Kommission kennt!)

– vielleicht lesen Sie es einmal -

(Ludwig Wörner (SPD): Ich kenne es! Ich habe es 
dabei!)

des Klimaschutzbündnisses zwischen dem Bund Natur-
schutz und der Bayerischen Staatsregierung, das vor 
sechs Wochen geschlossen wurde, ist die entscheidende 
Zielsetzung zur Reduktion von CO2-Emissionen wie folgt 
festgelegt. Sie machen das lächerlich, und, Frau Kollegin 
Paulig, Sie meinen, wir sollen uns darum nicht scheren. 

(Susann Biedefeld (SPD): Das sagt er jetzt zum 
zehnten Mal!)

Ich zitiere: 

Der Bund Naturschutz und die Bayerische 
Staatsregierung stimmen in den Zielen überein, 
den CO2-Ausstoß in Bayern konsequent zu ver-
mindern. 

(Susann Biedefeld (SPD): Genau das Gegenteil 
ist der Fall!)

– Hören Sie einmal zu!

Bis zum Jahr 2010 sollen die CO2-Emissionen in 
Bayern um rund 10 % reduziert werden. 

(Ruth Paulig (GRÜNE): Aber nicht auf 1990 bezo-
gen!)
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Die Bayerische Staatsregierung und der Bund 
Naturschutz betonen, dass das CO2-Minde-
rungsziel kein Selbstläufer ist und erhöhte An-
strengungen zur Zielerreichung erforderlich sind. 
Beide Partner sind sich einig, dass die CO2-Emis-
sionen im Sinne einer nachhaltigen Klimaschutz-
politik langfristig über das Jahr 2010 hinaus wei-
ter reduziert werden müssen. 

Meine Damen und Herren, sie fordern konkrete Maßnah-
menbündel ein. Lesen Sie auf der gleichen Seite weiter. 
Dort heißt es:

Beide Partner wirken bei der Entwicklung des 
Aktionsprogramms der Bayerischen Klima-Alli-
anz für eine deutliche Reduzierung der CO2-
Emissionen mit, arbeiten bei der Fortschreibung 
des Bayerischen Klimaschutzprogramms zusam-
men. 

(Susann Biedefeld (SPD): Das sind unverbindli-
che Absichtserklärungen und Allgemeinplätze!)

Das heißt, dass das Klimaschutzkonzept, das der Bayeri-
sche Ministerrat am 25. März 2003 fortgeschrieben und 
aktualisiert hat, Gegenstand dieses Klimaschutzbündnis-
ses ist, das Sie hier abschätzig abtun. 

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Ich habe mir die Fortschreibung des Klimaschutzkonzep-
tes herausgesucht. 

(Ruth Paulig (GRÜNE): Ich habe sie auch!)

Dem kann man eine ganze Reihe konkreter Maßnahme-
bündel entnehmen. Unter „Energiewirtschaft“ stehen als 
Unterpunkte „Erneuerbare Energien“, „Wasserstofftech-
nologie“, „Geothermie“. Unter „Verkehr“ wird die „Opti-
mierte Verkehrslenkung“ genannt, auch GVZ, wobei das 
ganz klar Aufgabe des Bundes ist. Herr Kollege Wörner, 
darüber können wir gerne diskutieren. Sie können sich 
gewiss noch an das Konzept des Masterplans 1 und des 
Masterplans 2 erinnern, das 1997 noch von der alten Re-
gierung auf den Weg gebracht wurde und 1998 nicht mehr 
weitergeführt wurde. 

(Ludwig Wörner (SPD): Weil es nicht reicht!)

Weil überhaupt nichts vorangeht, hängt die GVZ-Planung 
in allen sieben GVZ-Standorten in Bayern. Herr Wörner, 
ich habe überhaupt kein Problem damit, in die Einzelhei-
ten zu gehen.

Im Klimaschutzkonzept ist unter 4.2 „Altbausanierung“ 
aufgeführt, unter 4.4 „Vorbildfunktion des Staates“, unter 
5.1 „Biomassenutzung“. Unter 10.3 finden Sie „Bera-
tungsstelle zum Zertifikatehandel in Augsburg“, unter 11.1 
„CO2-Minderungsprogramm für kommunale Liegenschaf-
ten“, unter 11.3 „Verstärkung des Contracting-Ansatzes 
als alternatives Finanzierungsinstrument“. Das wird übri-
gens sehr wohl genutzt; kommen Sie doch einmal mit 

nach Augsburg; dann schauen wir gemeinsam das Ma-
schinenbauunternehmen MDE an.

(Susann Biedefeld (SPD): Wie erklären Sie sich 
dann den Anstieg der CO2-Emissionen in den 
vergangenen Jahren?)

– Hören Sie doch ein bisschen zu. Wenn Sie hier diese 
Schaufensteranträge stellen – –

(Susann Biedefeld (SPD): Wie erklären Sie sich 
den Anstieg der CO2-Emissionen in den vergan-
genen Jahren? – Unruhe – Glocke der Präsiden-
tin)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Herr Kollege, 
bitte einen Augenblick. – Frau Kollegin, Ihr Zwischenruf 
stört mich überhaupt nicht, sondern ich habe eine Bitte. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, hier herrscht ein hoher 
Lärmpegel. Mir macht das zwar nichts aus, aber für dieje-
nigen, die am Mikrofon stehen und sich darum bemühen, 
ihrer Sache gerecht zu werden, macht der Lärmhinter-
grund die Sache unheimlich schwierig. Ich bitte Sie, dar-
auf ein bisschen Rücksicht zu nehmen. Ich bitte darum, 
jetzt alle Gespräche nach draußen zu verlegen.

(Ludwig Wörner (SPD): Dann ist der Saal leer, das 
dürft ihr nicht machen!)

Johannes Hintersberger (CSU): Vielen Dank, Frau Präsi-
dentin. – In der Fortschreibung vom 25. März 2003 des 
Klimaschutzkonzepts der Bayerischen Staatsregierung 
sind also die von Ihnen immer wieder lauthals geforderten 
Maßnahmebündel schon enthalten und sind auch inhaltli-
cher Gegenstand des Klimaschutzbündnisses vom 
21. Oktober. Das ist eine ganze Reihe konkreter Maßnah-
mebündel, die auch umgesetzt werden. 

(Susann Biedefeld (SPD): So wie in den letzten 
vier Jahren!)

Lassen Sie mich auf die Zielsetzung im Klimaschutzbünd-
nis zurückkommen. Frau Paulig, Sie haben oft das Kyoto-
Protokoll von 1997 zitiert. Darin wird eine Reduktion der 
Treibhausgasemissionen bis zum Jahr 2012 um insge-
samt 5 % vereinbart. Im Klimaschutzbündnis sind 10 % 
vorgesehen. Weil eben nicht sein darf, was die Staatsre-
gierung mit dem Bund Naturschutz gemeinsam festgelegt 
hat, fordern Sie 20 bzw. 21 %. Warum fordern Sie nicht 
gleich 30 %? Das wäre noch besser. Ich bin davon über-
zeugt, dass auch ein Herr Prof. Dr. Weiger sehr wohl 
wusste, was er vor sechs Wochen unterschrieben hat, 
und von Ihnen nicht unbedingt eine Nachhilfestunde dazu 
braucht. 

Ad zwei. Die Maßnahmen, die Sie in Ihren Dringlichkeits-
anträgen fordern, führen zu enormen Mehrausgaben; da-
mit überschlagen Sie sich geradezu. Das ist mittlerweile 
typisch für all Ihre Anträge, zu welchem Bereich auch im-
mer. Ich darf nur einige Beispiele aus Ihrem Antrag her-
ausgreifen. 

(Susann Biedefeld (SPD): Sie kennen den ORH-
Bericht nicht!)
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– Das wollen Sie halt nicht gern hören. Sie fordern einen 
Ökokredit, der zunächst mit jeweils 5 Millionen Euro pro 
Haushaltsjahr ausgestattet sein soll; Sie wollen, dass Bay-
ern einen Fonds zu den Erdwärmebohrungen einrichtet; 
Sie wollen ein eigenes bayerisches Programm zur Mark-
teinführung von Biomasse zur Wärmeerzeugung; Sie for-
dern, dass Bayern die Kommunen finanziell bei der Ein-
richtung und beim Betrieb von Energieagenturen unter-
stützt – das ist ein überbordendes Ausgabenprogramm 
ohne irgendwelche Deckungsvorschläge.

(Zuruf des Abgeordneten Ludwig Wörner (SPD))

Das ist nicht seriös; das ist ein Wunschkonzert. 

Ad drei. Sie fordern in Ihren Anträgen geradezu mit Eu-
phorie unzählige Berichte, zum Beispiel einen jährlichen 
Klimaschutzbericht der Staatsregierung, jährliche Berich-
te über erarbeitete Konzepte, regelmäßige Berichte über 
Fortschritte und so weiter und so weiter. Meine Damen 
und Herren, wir brauchen doch nicht einen Wust an weite-
ren, wenn auch noch so schönen Berichten auf Papier, 
sondern klare Informationen – die vorliegen – und reali-
sierbare Konzepte. Das ist auch das Ziel des Klimaschutz-
bündnisses.

Damit komme ich zum Schluss. 

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Das ist eine gute Idee! 
– Susann Biedefeld (SPD): Das wird auch Zeit!)

Wir wollen den erfolgreichen bayerischen Weg eines part-
nerschaftlichen, kooperativen Umweltschutzes fortsetzen, 
aufbauend auf den effizienten Umweltpakten 1 und 2 
– schauen Sie da doch mal rein! –, die heute fast 5000 Teil-
nehmer zählen. Damit werden konkret umweltpolitische 
Vorgaben umgesetzt.

(Ludwig Wörner (SPD): Auf der Basis der Arbeit 
der Bundesregierung!)

Auch vor dem Hintergrund der Fortschreibung des Klima-
schutzkonzeptes mit seinen konkreten Maßnahmepake-
ten begrüßt die CSU-Fraktion das Klimaschutzbündnis. 
Alle Aspekte Ihres Antrags sind in dieser Klimaallianz klar, 
deutlich und in realisierbarer Weise enthalten. 

(Lachen bei den GRÜNEN)

Es ist wichtig, dass wir miteinander versuchen, diese 
wichtigen, zwar anspruchsvollen, aber machbaren Ziel-
setzungen im Klimaschutzbündnis zu verwirklichen. Der 
Klimaschutz ist viel zu wichtig, als dass wir ihn zu vorder-
gründigen politischen Streitereien missbrauchen dürften. 
Die CSU-Fraktion lehnt daher den Antrag der SPD und 
den Antrag der GRÜNEN ab und bittet um Unterstützung 
des bisherigen Kurses.

(Beifall bei der CSU) 

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Frau Kollegin 
Paulig hat sich noch einmal zu Wort gemeldet. Bitte 
schön, Frau Kollegin.

Ruth Paulig (GRÜNE): Herr Kollege Hintersberger, ich 
habe gerade noch eine Minute Zeit, und wir wollen noch 
andere Dinge besprechen. Die von Ihnen so gelobte Fort-
schreibung des bayerischen Klimaschutzkonzeptes aus 
dem Jahr 2003 enthält als konkrete Maßnahmen im Be-
reich Verkehr einzig und allein die optimierte Verkehrslen-
kung. Der Unterpunkt „Straßenbauliche Maßnahmen“ 
enthält dazu lediglich die Schonung klimabedeutsamer 
Waldflächen. Das ist für den Verkehrssektor zu wenig. Die 
Fortschreibung enthält an konkreten Maßnahmen für den 
Wärmesektor lediglich sieben Modellprojekte zur energie-
technischen Sanierung von Wohnquartieren. Für die Sa-
nierung im privaten Altbaubestand verweisen Sie auf die 
Förderprogramme von Rot-Grün bei der KfW.

Das ist Ihr konkretes Handlungsprogramm für die Fort-
schreibung des Klimaschutzkonzeptes. Das ist zu wenig.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Das Wort hat 
Herr Staatsminister Dr. Schnappauf. Bitte, Herr Staatsmi-
nister.

Staatsminister Dr. Werner Schnappauf (Umweltministe-
rium): Frau Präsidentin, Kolleginnen und Kollegen, meine 
Damen und Herren! Die Erwärmung unseres Klimas und 
die Folgen, die daraus resultieren, sind sicher die größte 
umweltpolitische Herausforderung zu Beginn dieses 
21. Jahrhunderts. Wir begrüßen deshalb sehr, dass sich 
auch Russland nach langem Ringen entschieden hat, 
dem Kyoto-Protokoll beizutreten, so dass dieses Anfang 
des nächsten Jahres in Kraft treten kann. Die dort gesetz-
ten Minderungsziele bei den Treibhausgasen werden 
dann auch verbindlich werden. Für die Industriestaaten 
bedeutet das Reduktionsverpflichtungen von 5,2 % der 
Treibhausgase. Diese verbindliche Reduktionsquote ist 
innerhalb des Lastenteilungsverfahrens innerhalb der Eu-
ropäischen Union auf Deutschland noch einmal herunter-
gebrochen worden mit 21 %. Wir haben freiwillig 25 % 
bezogen auf CO2  und 2005 übernommen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, als ich hörte, dass diese 
Dringlichkeitsanträge zum Thema Klimaschutz auf der 
Tagesordnung stehen, habe ich zunächst gedacht, dass 
das Thema heute im Hohen Haus mit Blick auf die in den 
nächsten Tagen stattfindende Klimarahmenkonferenz in 
Buenos Aires, Argentinien, diskutiert werden soll. Nach 
der Unterzeichnung durch Russland wird der Klimaschutz 
nämlich noch einmal einen ganz erheblichen Schwung 
bekommen. Ich habe angenommen, dass sich Bayern in 
diese Diskussion einbringt. Wenn ich nun aber die Diskus-
sionsbeiträge der Oppositionsfraktionen verfolge, dann 
muss ich feststellen: Sie reiben sich letzten Endes daran, 
dass wir etwas zustande gebracht haben, womit Sie of-
fensichtlich nicht gerechnet haben. Wir führen nämlich 
einen Dialog mit der bayerischen Wirtschaft, wir haben 
eine Klimaberatungsstelle in Augsburg eingerichtet und 
darüber hinaus ein Klimabündnis mit dem Bund Natur-
schutz begründet.

(Susann Biedefeld (SPD): Das sind nur Ankündi-
gungen, die im Raum stehen! Die CO2-Emissio-
nen sind doch angestiegen!)
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Liebe Kolleginnen und Kollegen der Opposition, Sie zei-
gen einmal mehr, dass es Ihnen nicht wirklich um die Sa-
che geht.

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Immer der gleiche 
Schmarrn!)

Sie geben uns aber die Möglichkeit, hier darzulegen, dass 
es in ganz Deutschland kein Land gibt, das eine bessere 
CO2 –Bilanz hat als der Freistaat Bayern. Der Freistaat hat 
nach den jetzt erarbeiteten Zahlen für das Jahr 2002 als 
einziges Land in der Bundesrepublik eine Pro-Kopf-Belas-
tung von CO2, die weniger als 7 Tonnen pro Jahr beträgt. 
Kein anderes Land in Deutschland hat eine so erfolgreiche 
Bilanz.

(Susann Biedefeld (SPD): Das ändert nichts an 
der Tatsache, dass die CO2-Emissionen ange-
stiegen sind!)

Herr Kollege Wörner, es ist deshalb unzulässig, wenn Sie 
an das Rednerpult gehen und sagen, man sollte die Was-
serkraft herausrechnen. Es ist doch gerade eine der Stär-
ken unseres Landes, dass wir verstanden haben, diese in 
Bayern natürlich vorkommende Wasserkraft-Energie zu 
nutzen.

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Oskar von Miller! 
19. Jahrhundert!)

Wir haben auch den höchsten Anteil an Photovoltaik-An-
lagen und einen hohen Anteil an Biomasse. Letzten En-
des, verehrte Kolleginnen und Kollegen, haben wir, wie 
kein anderes Land, dafür auch Geld investiert. Allein für 
die Förderung nachwachsender Rohstoffe sind in den 
Jahren von 1990 bis 2003 196 Millionen Euro – davon al-
lein 162 Millionen Euro Landesmittel – ausgegeben wor-
den. Für die Wasserstoffförderung wurden Dutzende von 
Millionen Euro ausgegeben. Für die Förderung des öffent-
lichen Nahverkehrs wurden im letzten Jahr annähernd 
270 Millionen Euro ausgegeben. Allein im Großraum Mün-
chen sollen für den Ausbau des ÖPNV bis zum Jahr 2010 
rund 3 Milliarden Euro investiert werden. Wenn man das in 
der Summe betrachtet, dann hat Bayern keinen Nachhol-
bedarf in der Förderung erneuerbarer Energien. Bayern 
hat auch keinen Nachholbedarf in der Entkoppelung von 
Wirtschaftswachstum und Energieverbrauch. Während 
zum Beispiel China heute 10 % Wirtschaftswachstum mit 
20 % höherem Energieverbrauch erarbeitet, haben wir 
das wirtschaftliche Wachstum und den Energieverbrauch 
entkoppelt. Wir haben heute eine Energie-Effizienzquote 
von 6,0. Damit sind wir international in der absoluten Spit-
zengruppe. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Dringlich-
keitsanträge der Opposition sind deshalb eine Steilvorla-
ge, um deutlich zu machen, dass es in Deutschland kein 
anderes Land gibt, das in dieser exzellenten Art und Weise 
etwas für den Klimaschutz tut.

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Herr Staatsmi-
nister, erlauben Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Wörner?

Staatsminister Dr. Werner Schnappauf (Umweltministe-
rium): Sehr gerne.

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Bitte, Herr Kolle-
ge Wörner.

Ludwig Wörner (SPD) (vom Redner nicht autorisiert): Herr 
Minister, würden Sie bitte zur Kenntnis nehmen, dass ich 
nicht von einem Herausnehmen gesprochen habe, son-
dern gesagt habe, die Wasserkraft war etwas, was wir 
längst hatten, als die Debatte begann?

(Unruhe – Glocke der Frau Präsidentin)

Man kann sich deshalb nicht mit ihr schmücken. Man 
muss froh sein, dass wir sie haben. Es spiegelt aber nicht 
wider, wie es ist.

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Bitte, Herr 
Staatsminister.

Staatsminister Dr. Werner Schnappauf (Umweltministe-
rium): Herr Kollege Wörner, Sie haben vorhin gesagt, man 
sollte die Wasserkraft herausrechnen, dann bliebe nichts 
übrig. Ich habe Ihnen aber gerade gesagt: Wir haben die 
Wasserkraft, wir haben den höchsten Anteil an Photovol-
taik in ganz Deutschland, und wir haben einen hohen An-
teil an Geothermie und einen wachsenden Anteil an Bio-
masse.

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Was war denn Ihr Bei-
trag dazu? Sie haben nichts dazu beigetragen!)

Meine Damen und Herren von der Opposition, Sie bege-
hen einen riesigen Fehler, wenn der Bundesumweltminis-
ter dieser rot-grünen Regierung meint, Klimaschutz er-
schöpfe sich im Bau von Windrädern. Mit Windrädern al-
lein lässt sich Klimapolitik nicht bestreiten. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Ha, ha! – Susann Bie-
defeld (SPD): Er macht doch nicht Politik à la 
Schnappauf!)

Herr Kollege Wörner, liebe Kolleginnen und Kollegen der 
Oppositionsfraktionen, was wir hier in Bayern pro Jahr an 
CO2-Ausstoß haben, zwischen 80 und 90 Millionen Ton-
nen – wobei wir bis 2010 auf 80 Millionen herunterwollen 
–, das entspricht dem Zuwachs, den allein Indien Jahr für 
Jahr verzeichnet. Das heißt, wir müssen einerseits im ei-
genen Land als Vorbild vorangehen. Wir müssen aber 
noch viel stärkeren internationalen Druck machen, damit 
auch die Schwellenländer wie China, Indien oder Brasilien 
effiziente CO2-Minderungsmaßnahmen vornehmen. Auch 
die USA muss wieder zurück an den Verhandlungstisch. 
Auch die USA muss ihre CO2-Emissionen verringern, um 
die Atmosphäre von Treibhausgasen zu entlasten.

Sie tun mit Ihren Dringlichkeitsanträgen gerade so, als 
könnte das Klima durch ein regionales Vorgehen in der 
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Balance gehalten werden. Dazu ist aber viel, viel mehr er-
forderlich, und ich glaube, Ihre Anträge vermitteln stärker 
den Eindruck eines kleinkarierten Hickhacks vor Ort als 
den einer langfristig angelegten Strategie. Wir brauchen 
aber eine globale CO2-Minderungsstrategie, die über die 
Ziele von Kyoto noch wesentlich hinausgeht. Wir brau-
chen ein „Kyoto-Plus“, um zu verhindern, dass das Öko-
system aus der Balance gerät. Deshalb setzen Sie hier mit 
Ihren Dringlichkeitsanträgen, ein falsches Zeichen. Sie tun 
so, Sie gaukeln geradezu vor, man könne mit regionalen 
und lokalen Maßnahmen allein das Klima wieder ins 
Gleichgewicht bringen.

Wir bekennen uns zu unserer Vorbildwirkung. Kein ande-
res Land in Deutschland hat so viel in die Klimaforschung 
investiert. 

(Ludwig Wörner (SPD): Dank Rot-Grün!)

Kein anderes Bundesland hat einen so hohen Anteil an 
erneuerbaren Energien wie Bayern. Wir beziehen heute 
20 % unserer Stromerzeugung aus erneuerbaren Energi-
en. Der Bundesdurchschnitt liegt bei 10 %. Das heißt, wir 
haben überhaupt keinen Nachholbedarf, sondern wir ha-
ben eine Spitzenposition. Darauf sind wir stolz. Diese 
Spitzenposition wollen wir halten und weiter ausbauen. 

(Ludwig Wörner (SPD): Dann können Sie doch 
unsere Anträge laufen lassen!)

Die Klimabündnisse sind ein guter Weg, um weitere Part-
ner zu finden. Auch wenn es Sie nicht freut: Infolge des 
Klimabündnisses mit dem Bund Naturschutz haben sich 
bereits weitere Partner für die Zusammenarbeit im Klima-
dialog und in der Klima-Allianz mit dem Freistaat Bayern 
interessiert.

(Margarete Bause (GRÜNE): Der ADAC, oder wer 
sonst?)

Wir werden diesen Weg ganz entschlossen weitergehen. 

(Beifall bei der CSU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Mir liegen zu 
diesem Antrag keine weiteren Wortmeldungen vor. Damit 
ist die Aussprache geschlossen. Wir kommen zur Abstim-
mung. Dafür werden die Anträge wieder getrennt. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksache 15/2212 – 
das ist der Antrag der SPD-Fraktion – seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist 
die SPD-Fraktion. Gegenstimmen? – Das ist die CSU-
Fraktion. Stimmenthaltungen? – Bei Stimmenthaltung der 
Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN ist dieser 
Antrag abgelehnt. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksache 15/2241 – 
das ist der Antrag der Fraktion des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN – seine Zustimmung geben will, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Das ist die Fraktion des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen? – Das 

ist die CSU-Fraktion. Stimmenthaltungen? – Das ist die 
SPD-Fraktion. Damit ist auch dieser Antrag abgelehnt.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich rufe auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Dr. Sepp Dürr, Ulrike Gote und anderer und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Bestimmte Gemeinschaftsunterkunft Hormersdorf 
schließen (Drucksache 15/2214)

Ich darf ankündigen – es ist schon durchgegeben wor-
den –, dass für diesen Antrag namentliche Abstimmung 
beantragt worden ist. Ich eröffne die Aussprache. Es hat 
sich für die Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
Frau Kollegin Ackermann zu Wort gemeldet. Frau Kolle-
gin, Sie haben noch zehn Minuten Redezeit. Bitte schön. 

(Unruhe)

Renate Ackermann (GRÜNE): Frau Präsidentin, meine 
Damen und Herren! Ganz weit draußen in der Prärie Mit-
telfrankens gibt es ein kleines Örtchen. In diesem kleinen 
Örtchen steht ein Haus, das sehr heruntergekommen ist. 
In diesem Haus wurde eine bestimmte Gemeinschaftsun-
terkunft eingerichtet. 

(Anhaltende Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Frau Kollegin, 
warten Sie einen Moment bitte, bis ich Ihnen wieder das 
Wort gebe. Es ist in Ihrem Interesse. – Bitte schön.

Renate Ackermann (GRÜNE) (von der Rednerin nicht 
autorisiert): Danke. Diese bestimmte Gemeinschaftsun-
terkunft ist – für diejenigen, die es vielleicht noch nicht 
wissen – eine Unterkunft für Asylbewerber, deren Identität 
bis jetzt nicht festgestellt werden konnte und die dort 
ohne Sozialbetreuung untergebracht werden mit dem Ziel, 
dass sie freiwillig wieder ausreisen bzw. ihre Identität 
preisgeben. Die Menschen, die dort wohnen, sind absolut 
isoliert. Sie haben niemanden, der sich um sie kümmert. 
Sie haben zum nächsten Ort, der für sie zuständig ist, 
neun, teilweise 15 Kilometer zurückzulegen, wenn sie ei-
nen Arzt aufsuchen wollen oder wenn sie Bescheinigun-
gen des Landratsamtes brauchen. 

Man hat dort zunächst junge allein stehende Männer un-
tergebracht. Jetzt sind dort Familien. Man hat die Männer 
dort nicht mehr untergebracht, weil es zu Übergriffen kam 
und weil in der Bevölkerung Unruhe entstand. Man hat 
versucht, das Problem bezüglich der Bevölkerung da-
durch zu lösen, dass man die Männer nicht mehr in Hor-
mersdorf untergebracht hat. Und jetzt hat man dort Fami-
lien mit Säuglingen – Familien mit Säuglingen! – unterge-
bracht, ebenfalls ohne Sozialbetreuung, ebenfalls weitab 
von jeglicher medizinischer und bürokratischer Unterstüt-
zung.

Es gab dort ein ehrenamtliches Engagement des Ökume-
nischen Vereins, und es gab eine Familie, die sich dan-
kenswerterweise ehrenamtlich aufopfernd um diese Men-
schen gekümmert hat. Diese haben ihr Engagement un-
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terdessen eingestellt und aufgegeben, weil sie völlig 
überfordert waren und weil es auch nicht die Aufgabe von 
Ehrenamtlichen ist, eine so schwere Aufgabe alleine zu 
tragen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Gemeinschaftsunterkunft ist der zentralen Rückfüh-
rungsstelle in Zirndorf unterstellt und somit direkt Herrn 
Innenminister Beckstein. Von dort kommt nur ein Verhör, 
das jede Woche einmal durchgeführt wird, in dem die 
Identität der Menschen festgestellt werden soll und das, 
so habe ich vernommen, nicht besonders freundlich ab-
läuft, um mich vornehm auszudrücken.

Es gab unterdessen Gespräche mit der Regierung von 
Mittelfranken und mit dem Landratsamt. Dabei wurde den 
Menschen ein so genannter Sozialberater zugestanden. 
Der taucht so gut wie nie auf, ist nur über Handy zu errei-
chen und hat keine Ahnung von den Dingen. Er kann die 
Leute nicht beraten. Er weiß nicht einmal, ob sie einen 
Krankenschein brauchen, wenn sie zum Arzt müssen. Er 
verweigert den Familien, die Babys haben, die Windeln. Er 
sagt: „Wenn Sie Windeln brauchen, dann kaufen Sie sie 
doch.“ Das muss man sich auf der Zunge zergehen las-
sen. Das sind Familien, die Kinder haben. Wenn jemand 
von Ihnen schon einmal ein Baby gewickelt hat, dann weiß 
er, wie oft das Wickeln am Tag notwendig ist. Von 60 Euro 
im Monat kann eine Mutter nicht Windeln für einen ganzen 
Monat kaufen. Das ist vollkommen unmöglich. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Um das festzuhalten: Die Beratung ist lückenhaft, un-
freundlich, unvollständig und falsch. Der Freistaat Bayern 
kommt hier seiner gesetzlichen Verpflichtung zur beson-
deren Behandlung von Familien, von Kindern und von 
traumatisierten Menschen in keiner Weise nach. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Es herrscht dort eine absolut desolate Situation. Und wir 
schauen alle zu. Heute Morgen hat unser Ministerpräsi-
dent eine wohlklingende Rede auch zur Integration gehal-
ten. Er hat verlautbart: Wir wollen kein kaltes Nebeneinan-
der, wie heute in manchen Vierteln deutscher Großstädte 
schon üblich. Wir wollen keine Parallelgesellschaften usw. 
Wir wollen nicht beziehungslos verschiedene Kulturen 
nebeneinander oder aggressiv gegeneinander. Wir wollen 
ein Miteinander. So der Herr Ministerpräsident. 

Von diesem Miteinander kann dort in keiner Weise die 
Rede sein. Aber so weit wollen die Menschen gar nicht 
gehen. Sie wollen nur ein bisschen Unterstützung, damit 
sie wenigstens das Lebensnotwendigste abdecken kön-
nen. Aber auch das wird ihnen verweigert.

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es geht so weit, dass die Menschen dieses Ökumeni-
schen Vereins sich unterdessen wieder überlegen, ob sie 
nicht zumindest in Einzelfällen wieder helfen, weil sie es 
mit ihrem christlichen Selbstverständnis nicht vereinbaren 

können, sich im selben Ort aufzuhalten, von den Vorgän-
gen zu wissen und nicht einzugreifen.

Ich glaube, wir sind da in einer ganz besonderen Weise 
gefordert, uns einzuschalten. Das ist keine Art und Weise, 
mit anderen Menschen, egal welcher Nationalität, egal 
welcher Herkunft, egal welchen Hintergrundes umzuge-
hen. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wenn wir das tun, wenn wir das zulassen, dann machen 
wir uns mitschuldig. Eine Gesellschaft muss sich daran 
messen lassen, wie sie mit den Schwächsten umgeht. 
Wenn wir so mit unseren Schwächsten umgehen, dann 
haben wir als Gesellschaft keinen moralischen Wert 
mehr.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Leider muss ich Ihnen mitteilen, dass diese bestimmten 
Gemeinschaftsunterkünfte – ich habe Ihnen jetzt gerade 
von einer berichtet – kein Einzelfall sind. Es gibt noch eine 
in Nürnberg, und es gibt noch eine in München. Auf eine 
mündliche Anfrage von mir hat Herr Innenminister Beck-
stein geantwortet, dass er dabei sei, noch wesentlich 
mehr einzurichten. 

Er wird zwar noch nicht sagen, wo, aber sie sind bereits 
geplant. Ich halte das für eine verhängnisvolle Politik, die 
jeglichem Gedanken an ein friedliches Miteinander zuwi-
derläuft. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich glaube nicht, dass die wohlklingenden Integrationsge-
danken des Vormittags damit in irgendeiner Form verein-
bar sind. Wir müssen dieses Lager – mir fällt dafür kein 
anderer Begriff ein, denn es ist dort entsetzlich – sofort 
schließen. Wir können nicht zuschauen, wie dort die Men-
schen weiterhin in entsetzlichen Zuständen vegetieren. 

(Anhaltender Beifall bei den GRÜNEN)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Für die CSU-
Fraktion hat Herr Kollege Eckstein das Wort. Herr Kollege 
Eckstein, Ihre Redezeit beträgt fünf Minuten; bitte schön.

Kurt Eckstein (CSU): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Verehrte Frau Ackermann, Ihr 
Engagement in Ehren: Aber erstens möchte ich feststel-
len, dass Hormersdorf zwar der nördlichste Ort des Land-
kreises Nürnberger Land ist, aber nicht in der Prärie liegt. 
Hormersdorf ist ein sehr schönes Dörfchen.

(Beifall bei der CSU – Zuruf von den GRÜNEN: 
Waren Sie schon einmal dort?)

Auch bei Ansbach gibt es solche Orte, die von einer grö-
ßeren Stadt genauso weit weg sind. 

(Zurufe von den GRÜNEN)
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– Ich habe leider nur fünf Minuten Zeit; dazu müsste ei-
gentlich viel mehr gesagt werden. 

Ferner möchte ich eines feststellen: Seit 1992 werden in 
diesem Asylantenheim Asylanten untergebracht. Das ging 
13 bis 14 Jahre relativ gut. Als dann das Gebäude zu einer 
bestimmten Unterkunft gemacht wurde, begannen die 
Probleme; da stimme ich Ihnen zu. Es wurden in der Un-
terkunft Leute untergebracht – das muss man natürlich 
sehr deutlich sagen –, die sich weigern, ihre Identität 
preiszugeben, die ihre Pässe weggeschmissen haben und 
die nicht mitarbeiten, um in das Asylverfahren zu kom-
men. Das sind natürlich andere Voraussetzungen.

Es wurden in der Regel junge, allein stehende, bis zu 
30 Jahre alte Männer aus GUS-Staaten aufgenommen. 
Dass dies in einem Dorf mit 180 Einwohnern zu Schwie-
rigkeiten führen muss, ist sicherlich richtig.

Sie haben sich sehr intensiv für die Bewohner dieses Asy-
lantenheims eingesetzt. Ich habe dagegen kein einziges 
Wort über die Anwohner dieses Asylantenheims von Ihnen 
gehört, liebe Frau Ackermann. Ich war am 19.07.2004 bei 
der Bürgerversammlung in Hormersdorf anwesend. Die 
„Pegnitz-Zeitung“ hat damals, weil sich um dieses Heim 
viele Kolleginnen und Kollegen bemühen, geschrieben: 
Eckstein wagte sich als einziger Abgeordneter in die Höh-
le des Löwen. – Weder Sie noch andere waren anwe-
send.

(Zurufe von den GRÜNEN)

Ich habe mir die Sorgen der Bürgerinnen und Bürger an-
gehört, und diese sind genauso groß wie die der unterge-
brachten Asylanten. Auch die Regierung von Mittelfran-
ken, die Polizei, der Bürgermeister, der Landrat und sein 
Stellvertreter waren anwesend.

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Herr Kollege 
Eckstein, erlauben Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Dr. Beyer?

Kurt Eckstein (CSU): Nein, denn ich habe nur fünf Minu-
ten Zeit. – Die Sorgen der damals Anwesenden sind mir 
sehr zu Herzen gegangen. Wir haben damals vereinbart, 
dass Verbesserungen vorgenommen werden. Es gibt eine 
Stellungnahme des Sozialministeriums, die sicher auch 
Ihnen vorliegt, in der die von Ihnen vorgebrachten Vorwür-
fe widerlegt werden. Es wurden bauliche Verbesserungen 
durchgeführt. Außerdem hat jetzt das Innenministerium 
die jungen Männer woanders untergebracht und Familien 
mit Kindern nach Hormersdorf geschickt, was die Sache 
jetzt beruhigt hat. 

Ich bin der festen Überzeugung, dass die Hormersdorfer 
mit dieser Klientel besser als mit der anderen Klientel le-
ben können. 

(Renate Ackermann (GRÜNE): Aber es geht doch 
um diejenigen, die drinnen sind! – Zuruf von den 
GRÜNEN: 19 Menschen sind drinnen!)

– 19 Leute sind es momentan. 

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

– Okay, ich entschuldige mich; 19 Menschen sind dort 
untergebracht. –  Auf meine Veranlassung hin wurde beim 
Innenminister mit dem Bürgermeister, dem Landrat und 
zwei Bürgerinnen aus Hormersdorf ein Gespräch geführt. 
Innenminister Dr. Beckstein hat gegen den Widerstand 
seiner Leute im Innenministerium bei diesem Gespräch 
zugesagt, dass, wenn 2007 für dieses Haus der Pachtver-
trag ausläuft, diese Unterkunft geschlossen werde. Die 
„Pegnitz-Zeitung“ schrieb über dieses Gespräch: „Das ist 
eine gute Nachricht für Hormersdorf und ein höchst er-
freuliches und überraschendes Ergebnis“, sagte Landrat 
Reich. Daher warten wir bis 2007; denn dann wird dieses 
Heim geschlossen.

Wir haben mit dem Innenministerium einen vernünftigen 
Kompromiss geschlossen. Es ist ein Entgegenkommen, 
weil man weiß, dass im Nürnberger Land relativ wenige 
Unterkünfte vorhanden sind. Es war für den Innenminister 
sicher nicht leicht, dieses Zugeständnis zu machen. Daher 
sollte man jetzt nicht in die Parade fahren und mit vorge-
zogenen Schließungen, die fachlich nicht gerechtfertigt 
sind, kommen. Ich bitte um Ablehnung dieses Antrags.

(Beifall bei der CSU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Es hat sich Frau 
Staatsministerin Stewens zu Wort gemeldet. Bitte, Frau 
Staatsministerin, drei Minuten sind es noch.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Sie dür-
fen gerne länger reden!)

Staatsministerin Christa Stewens (Sozialministerium): 
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
möchte noch kurz darstellen, wer in der genannten Unter-
kunft in Hormersdorf untergebracht ist. Untergebracht 
sind dort Asylbewerber, die während ihres Aufenthalts in 
der Erstaufnahmeeinrichtung Zirndorf falsche Angaben 
über ihre Identität und Staatsangehörigkeit gemacht ha-
ben oder nicht bereit sind, ihren gesetzlichen Mitwir-
kungspflichten nachzukommen. 

(Ulrike Gote (GRÜNE): Woher wissen Sie denn 
das? – Zurufe von den GRÜNEN)

Nachdem der Aufenthalt in der Erstaufnahmeeinrichtung 
Zirndorf auf drei Monate begrenzt ist, schaut man natür-
lich, dass man in die bestimmten Gemeinschaftsunter-
künfte wie Hormersdorf geht und die Identität der betref-
fenden Asylbewerber klärt. Es waren unter anderem zwei 
17-jährige russische Staatsangehörige – es wurde kurz 
angesprochen –, die wegen Urkundenfälschung, Fahrens 
ohne Fahrerlaubnis und  Ladendiebstählen in Lauf und 
Schnaittach strafrechtlich in Erscheinung getreten sind 
und in der Unterkunft eine tätliche Auseinandersetzung 
und Messerstechereien usw. hatten. 

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Auch wegen eines Streits zwischen zwei Frauen gab es 
Ermittlungen wegen versuchter Körperverletzung. Das hat 
natürlich in der Bevölkerung Unruhen hervorgerufen. Vor 
diesem Hintergrund hat man dann der Bevölkerung zuge-
sagt, in dieser Unterkunft in Hormersdorf verstärkt Famili-
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en unterzubringen. Aber es waren lauter Familien, die in 
den Erstaufnahmeeinrichtungen falsche Angaben über 
ihre Identität gemacht haben. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Dafür können aber die 
Kinder nichts! – Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Es geht 
um die Kinder!)

– Das ist richtig. Aber ohne Frage müssen die Eltern die-
ser Kinder bei der Klärung ihrer Identität mithelfen. Wir 
handeln vor diesem Hintergrund, das alles muss klar und 
deutlich gesagt werden.

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Frau Staatsmi-
nisterin, erlauben Sie eine Zwischenfrage von Frau Kolle-
gin Weikert?

Staatsministerin Christa Stewens (Sozialministerium): 
Eine Frage. 

Angelika Weikert (SPD): Frau Staatsministerin, vor einem 
Jahr wurde die zentrale Rückkehrberatungsstelle in Nürn-
berg eingeweiht. Ein Konzept Ihres Ministeriums unter-
stützt diese Maßnahme, um Menschen, die nicht auf 
Dauer hier leben und kein Asyl bekommen, zurückzufüh-
ren. Halten Sie dieses Konzept für erfolgreicher als die 
Tatsache, dass es Ausreisezentren gibt, was in Hormers-
dorf der Fall ist?

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Frau Kollegin, 
bitte schön.

Staatsministerin Christa Stewens (Sozialministerium): 
Sehr geehrte Kollegin, ich halte unser Konzept für sehr 
erfolgreich. Ich muss Ihnen aber auch sagen, dass wir 
dazu natürlich Asylbewerber brauchen, die dann tatsäch-
lich keine falschen Angaben über Ihre Identität und Her-
kunft machen und letztlich bereit sind, mitzuwirken.

(Beifall bei dem Abgeordneten Manfred Ach 
(CSU))

Ansonsten verpufft unser soziales Programm völlig. Die-
sen Unterschied müssen Sie sehen. 

Zu der angeblich menschenunwürdigen Unterbringung 
und unsozialen Versorgung stelle ich fest: Es sind 45 Plät-
ze vorhanden, die mit 19 Personen belegt sind. 

Daran sehen Sie, dass durchaus ein gewisser Spielraum 
besteht und dass sie gut untergebracht sind, zumal diese 
Einrichtung ja auch renoviert worden ist und laufend wei-
ter renoviert wird und wir uns gerade vor dem Hintergrund, 
dass etliche Klagen bezüglich Telefon eingelaufen sind, 
bemüht haben, das Clubtelefon, das wir auch in allen an-
deren Gemeinschaftsunterkünften vorhalten, auch hier 
vorzuhalten. 

Übrigens gibt es eine Buslinie durch Hormersdorf, die 
auch alle anderen 300 Bewohnerinnen und Bewohner 
nutzen können. Ich meine, dass dieses öffentliche Ver-
kehrsmittel auch die Asylbewerber benutzen können. 

(Beifall bei der CSU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Frau Kollegin 
Ackermann hat sich noch zu Wort gemeldet. Zwei Minu-
ten, Frau Kollegin.

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Drei!)

Renate Ackermann (GRÜNE) (von der Rednerin nicht 
autorisiert): Daran können Sie sehen, wie gut es ist, wenn 
man an der richtigen Stelle spart.

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN)

Herr Eckstein, ich weiß, dass Sie sich eingesetzt haben. 
Sie sind eben auch noch nicht der Herr Beckstein.

(Zuruf von der CSU: Aber unser Eckstein!)

Aber, Herr Eckstein, Sie sind in die Wirtschaft gegangen 
und Sie haben sich für die Menschen, die außenrum woh-
nen, eingesetzt. Das ist ehrenwert.

(Kurt Eckstein (CSU): Ich war schon auch drin!)

Wir haben uns mit den Asylbewerbern auseinander ge-
setzt und mit den Initiativen. 

(Kurt Eckstein (CSU): Da war ich auch!)

Vielleicht haben wir uns deshalb nicht gesehen.

Wenn man Familien dazu benutzt, um die einheimische 
Bevölkerung zu befrieden, dann ist das, glaube ich, nicht 
der richtige Weg.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Es ist richtig, dass die jungen Männer Unruhe gebracht 
haben, teilweise aus Not, aber sie haben Unruhe ge-
bracht. Die Familien bringen keine Unruhe mehr, die sind 
nur noch unglücklich. Das ist der Unterschied. 

Die Lebensverhältnisse sind auch nicht so rosig, wie Frau 
Staatsministerin es gerade geschildert hat. Diese Familien 
müssen mit kranken Kindern zum Arzt fahren, da gibt es 
einen Bus früh und einen Bus abends, und Sie müssen mit 
Kindern mit Fieber dann stundenlang in der Kälte warten, 
bis sie wieder zurückfahren können. Dann sagt ihnen der 
so genannte Sozialbetreuer: Nehmen Sie sich doch auf 
eigene Kosten ein Taxi. Das sind die Lösungsversuche, 
die bisher gestartet wurden – und Sie glauben, Sie können 
sich ruhig zurücklehnen. Wenn ich Sie wäre, könnte ich 
heute Nacht nicht schlafen

(Sebastian Freiherr von Rotenhan (CSU): Ich 
schlafe sehr gut!)

in dem Wissen, dass ich einen Antrag abgelehnt habe und 
Familien weiterhin so vegetieren müssen, wie sie es jetzt 
tun.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Kolleginnen und 
Kollegen, die Aussprache ist damit geschlossen.

Nach § 133 der Geschäftsordnung hat sich Frau Kollegin 
Weikert für die SPD-Fraktion zu Wort gemeldet. Nach 
Schluss der Beratung, aber vor der Abstimmung hat jede 
Fraktion das Recht, ihr Abstimmungsverhalten kurz zu 
begründen. Es stehen Ihnen dafür höchstens fünf Minuten 
zur Verfügung. Bitte schön, Frau Kollegin.

Angelika Weikert (SPD): Kolleginnen und Kollegen! Ich 
möchte die Abstimmung der SPD-Fraktion kurz begrün-
den, und dies mit zwei Punkten.

Erstens: Wir stimmen diesem Antrag der GRÜNEN zu, 
weil in dieser Region sowohl der Landrat, die Bürgermeis-
ter aus der Region als auch der Ökumenische Verein, der 
diese Gemeinschaftsunterkunft über viele Monate und 
Jahre hinweg begleitet hat, auf die fehlende Sozialbetreu-
ung, auf die hingewiesen wurde, auch in der Öffentlichkeit 
deutlich gemacht haben. Selbst die Regierung von Mittel-
franken sieht die Schließung vor. Mir liegt ein Schreiben 
vor, wonach die Schließung fest ins Auge gefasst ist, eben 
wegen der Zustände an diesem Ort. Das ist der eine 
Punkt, Kolleginnen und Kollegen. Der Protest dort drau-
ßen war vielfältig. Ich kenne die Situation vor Ort, ich war 
selbst dort. Der Protest hat sich nicht gegen die Bewohner 
gerichtet, sondern dagegen, dass die Bewohner in dieser 
Unterkunft völlig allein gelassen wurden. Die Verantwortli-
chen der Kirchen, die Pfarrer der Gemeinden, aber auch 
auf den Bürgerversammlungen, Kollege Eckstein, haben 
deutlich gemacht, dass eine Sozialbetreuung dieser Be-
wohner nötig ist. Das ist für uns ein Grund zuzustimmen.

Der zweite Grund ist ein politischer. Die SPD-Fraktion hat 
sich bereits in der letzten Legislaturperiode – und das gilt 
auch noch heute – gegen das Konzept so genannter Aus-
reisezentren ausgesprochen. Wir stellen dagegen das 
Konzept – ich wollte das durch eine Zwischenfrage an die 
Ministerin deutlich machen – der zentralen Rückkehrbera-
tungen, die nach unserer Überzeugung auch wesentlich 
erfolgreicher arbeiten. Minister Beckstein hat im Septem-
ber letzten Jahres eine Presseerklärung abgegeben: ein 
Jahr lang Ausreisezentrum in Nürnberg-Zirndorf. Die Er-
folgsbilanz – ich habe sie mir heute noch einmal im Inter-
net angeschaut – ist mehr als dürftig. Letztlich führt dieser 
staatliche Eingriff, um den Aufenthalt zu beenden, bei den 
Menschen zu wenig Erfolg. Viel erfolgreicher ist es, wenn 
Kirchen und Wohlfahrtsverbände, die in der Flüchtlingsar-
beit erfahren sind, mit den Menschen direkt Kontakt auf-
nehmen, mit ihnen arbeiten und letztlich mit ihnen die 
Rückkehr vorbereiten. Darum geht es bei den zentralen 
Rückkehrberatungsstellen. Das ist unser Konzept gegen 
Ausreisezentren, und deshalb stimmen wir dem Antrag 
der GRÜNEN zu.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der GRÜ-
NEN)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Wir kommen zur 
Abstimmung. Es ist namentliche Abstimmung beantragt 
worden. Die Urnen stehen bereit. Jetzt kann mit der Stim-
mabgabe begonnen werden. Für die Abstimmung stehen 
fünf Minuten zur Verfügung.

(Namentliche Abstimmung von 18.17 bis 18.22 
Uhr)

Meine Damen und Herren, ist die Abstimmung abge-
schlossen. Ich bitte Sie, wieder Ihre Plätze einzunehmen, 
damit wir weitermachen können.

(Unruhe)

Kolleginnen und Kollegen, ich bitte, die Plätze einzuneh-
men, damit wir mit der Sitzung fortfahren können.

(Anhaltende Unruhe)

Ich kann verstehen, dass der lange Sitzungstag uns allen 
Probleme bereitet. Ich bitte trotzdem, die Plätze einzuneh-
men. 

(Anhaltende Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Meine Damen und Herren, für heute ist die Beratung der 
Dringlichkeitsanträge abgeschlossen. Es können keine 
weiteren aufgerufen werden. Der Ordnung halber teile ich 
Ihnen mit, dass die nicht beratenen Anträge an die Land-
tagsausschüsse überwiesen werden. Damit besteht Ein-
verständnis. Ich danke Ihnen. 

Ich rufe zur gemeinsamen Beratung auf:

Tagesordnungspunkt 17 
Dringlichkeitsantrag des Abgeordneten Franz Maget 
und Fraktion (SPD)  
Transrapid ohne Finanzierungskonzept  
(Drucksache 15/1472)

Tagesordnungspunkt 18 
Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Dr. Christian Magerl, Dr. Martin Runge und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Auflösung der Bayerischen Magnetbahnvorberei-
tungsgesellschaft (BMG) (Drucksache 15/1473)

Ich eröffne die gemeinsame Aussprache. Es wurden je 
Fraktion 20 Minuten Redezeit vereinbart. Zunächst erteile 
ich für die SPD-Fraktion Frau Abgeordneter Dr. Kronawit-
ter das Wort.

Dr. Hildegard Kronawitter (SPD): Frau Präsidentin, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Wir kommen zu einem anderen 
Thema, aber es ist gleichwohl geeignet, Emotionen zu 
schüren. Allerdings, glaube ich, kann man es auch ganz 
sachlich diskutieren. Lassen Sie mich darauf hinweisen, 
dass wir derzeit relativ viel in den Zeitungen über den 
Transrapid lesen können. Wir können aber nur ganz we-
nig, ja fast gar nichts darüber lesen, wie Minister Wiesheu 
die Finanzierungslücke schließen möchte. Wir lesen bei-
spielsweise, dass heuer das Planfeststellungsverfahren 
eröffnet werden soll, auch wenn es vom Bund her noch 
große Vorbehalte gibt. Wir lesen weiter, dass im Jah-
re 2006 der Bau begonnen werden soll, und gelegentlich 
lesen wir auch davon, dass der Transrapid wieder einmal 
teurer werden wird. 

So hat der „Münchner Merkur“ am vergangenen Montag 
berichtet, dass der Transrapid in den Keller soll.

(Dr. Christian Magerl (GRÜNE): Er wird eingegra-
ben!)
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– Ja, er wird eingegraben, so hieß es auch noch. Und man 
konnte leider auch lesen, dass er erneut um einen zwei-
stelligen Betrag teurer wird, eben weil er bei der Zufüh-
rung beim Münchner Hauptbahnhof eingegraben werden 
muss, falls er überhaupt kommen sollte. Ferner lesen wir, 
dass sich darüber Minister Wiesheu und Bahnchef Meh-
dorn am Wochenende verständigt hätten.

Herr Minister, ich hoffe sehr, dass Sie uns auch berichten, 
worüber Sie sich noch verständigt haben, und dass sie 
auch darüber berichten, wie es mit der Finanzierung wei-
tergehen soll. Also darüber, wer den Transrapid bezahlen 
soll, hört man im Grunde wenig, und schon deshalb ist 
unser Antrag, den wir im Sommer diesen Jahres gestellt 
haben und der jetzt zur Schlussabstimmung steht, immer 
noch richtig, wichtig und notwendig. Wir möchten damit 
deutlich machen, dass wir ein tragfähiges und die Wirt-
schaftlichkeit nachweisendes Finanzierungskonzept 
brauchen. Dieses Konzept erwartet man von jedem seriö-
sen Bauherrn. Bevor geplant wird, muss gerechnet wer-
den, und es muss auch dargestellt werden, wer die Um-
setzung bezahlt. Die gewaltige Finanzierungslücke exis-
tiert immer noch. Die zuständigen Gremien wie beispiels-
weise der Haushaltsausschuss des Bundes und auch die 
Regierungsfraktionen des Bundestages haben keinen 
Zweifel daran gelassen, dass lediglich die 550 Millionen 
Euro aus industriepolitischen Gründen vom Bund kom-
men werden. Herr Minister Wiesheu, Sie frönen weiterhin 
dem Prinzip Hoffnung, wenn Sie glauben, sie erhielten 
mehr. 

Von der EU gibt es Mittel, so wurde mit großem Erfolg 
zwischenzeitlich gemeldet. Aber genau betrachtet sind es 
nur 7,5 Millionen aus dem Topf für transeuropäische Net-
ze. Das ist ein Tropfen auf den heißen Stein.

Von der Bahn hören wir, dass es eigenes Geld der Bahn 
nicht geben wird, denn man würde zwar die Betriebs- und 
Projektträgerschaft haben, aber nichts bezahlen.

Und was zahlt nun der bayerische Staat? – Ich bin neugie-
rig, was der bayerische Staat zu zahlen bereit ist und wie 
die Staatsregierung das den Bürgerinnen und Bürger an-
gesichts der Kürzungsorgien, die wir debattiert haben und 
über die wir auch noch Beschluss zu fassen haben, erklä-
ren wird. 

Interessant ist auch die Frage, was es mit dem Systemun-
ternehmen auf sich hat. Da wurde ebenfalls gesagt, sie 
seien zu einer Mitfinanzierung bereit. Kollege Wörner hat 
daraufhin im Rahmen einer Anfrage genauer nachgefragt. 
Die Antwort war, außer Absichtserklärungen habe man 
eigentlich nichts. Ich kann nur sagen: Die Unternehmen 
legen sich nicht nur nicht fest, sondern sie achten auch 
auf ihren Geldbeutel und wollen ihn zu lassen. Fazit: Unser 
Insistieren auf die Vorlage eines Finanzierungskonzeptes 
ist notwendig. Die Staatsregierung hat die Pflicht, die Kos-
ten und die Finanzierungsmodalitäten zu benennen, bevor 
immer weitere Schritte in der Planung unternommen wer-
den.

Sie werden uns wieder sagen, der Transrapid sei kein bay-
risches Projekt, sondern ein Bahnprojekt oder Bundes-
projekt. Ich erinnere mich, dass es zu Anfang ganz anders 

geheißen hat, nämlich Bayern wolle den Transrapid haben 
und wolle ihn auch umsetzen. Aber jetzt möchte man die 
finanzielle Verantwortung im Land weiterschieben. 

(Beifall der Abgeordneten Johanna Werner-Mug-
gendorfer (SPD))

Ich finde auch, es wäre höchst seriös, uns zu berichten, 
wenn es solche Gespräche über eine private Finanzierung 
des ganzen Vorhabens gäbe. Ich habe gehört, dass darü-
ber geredet wird, und es gibt Hinweise darauf. Vorstellbar 
ist, dass man das so macht wie beim Eurotunnel. Ich kann 
nur sagen: Wenn dieser Weg beschritten wird, haben wir 
eine völlig neue Lage. Dann ist der Staat nicht mehr in der 
Finanzierungszusage. Die private Finanzierung ist ein 
möglicher Weg. 

Lassen Sie mich festhalten: Wir wollen in den Zeitungen 
lesen und Klarheit darüber haben, was mit der Finanzie-
rung ist. Wenn die Finanzierung nicht klar ist, darf letztlich 
nicht weitergeplant werden. Machen Sie es so, wie es ein 
privater Bauunternehmer macht; rechen Sie zuerst, 
schauen Sie zuerst, woher das Geld kommt und unterlas-
sen Sie den Bau, wenn Sie es finanziell nicht schaffen. 

Herr Minister, Sie haben in Ihrer plastischen Sprache kürz-
lich gesagt: Ich verstehe die Eierei nicht. – Glauben Sie 
denn, dass wir die Eierei verstehen, die Sie mit der Finan-
zierungsgeschichte anstellen?

Unser Antrag will nichts anderes als Klarheit. Ich gebe zu, 
dass wir nicht daran glauben, dass dieses Finanzierungs-
konzept zu leisten ist. Aus diesem Grunde enthalten wir 
uns bei der Abstimmung über den Antrag der GRÜNEN; 
es geht darin um die Auflösung der Bayerischen Magnet-
vorbereitungsgesellschaft. Ich glaube, wenn der Transra-
pid nicht finanziert werden kann, hat der bayerische Staat 
den Vortritt, die Vorbereitungsgesellschaft wieder aufzulö-
sen. In diesem Sinne bitte ich um Zustimmung zu unse-
rem Antrag.

(Beifall bei der SPD)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Für die Fraktion 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN darf ich Herrn Kolle-
gen Dr. Magerl das Wort erteilen.

Dr. Christian Magerl (GRÜNE): Frau Präsidentin, Hohes 
Haus! Wir fordern mit unserem Antrag die Auflösung der 
Bayerischen Magnetschwebebahnvorbereitungsgesell-
schaft. Dafür gibt es zwei Gründe: Zum einen hat sich ihre 
Aufgabe im Prinzip mehr oder weniger erledigt; denn sie 
ist nur dazu da, das Verfahren vorzubereiten. Infolgedes-
sen kann sie aufgelöst werden, es sei denn, man hat mit 
dieser Gesellschaft noch irgendetwas anderes vor. 

Zum anderen ist das Projekt – man muss das ganz klar 
und deutlich sagen; ich werde das auch klar begründen – 
mehr oder weniger als gescheitert zu betrachten, weil eine 
Finanzierung dieses Projektes nicht dargestellt werden 
kann. Jeder Euro, der in dieses Projekt hineingesteckt 
wird, ist ein Euro zuviel, denn dieses Geld fehlt beim öf-
fentlichen Personennahverkehr und anderen sinnvollen 
Verkehrsprojekten. 

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Ich möchte feststellen: Der Transrapid – Herr Stolpe hat 
das mehrfach von Berlin aus erklärt –, ist ein bayerisches 
Projekt. Nicht ohne Grund heißt das Ganze „Bayerische 
Magnetbahnvorbereitungsgesellschaft“; das „B“ steht 
nicht für „Bundesmagnetschwebebahnvorbereitungsge-
sellschaft“. Wenn Sie sich die Modelle vom Transrapid 
ansehen – ob das am Flughafen ist oder sonst irgendwo 
–, dann sehen Sie oben und unten ein weiß-blaues Rau-
tenmuster. Auch das steht nicht für den Bund. Es ist ein 
bayerisches Projekt – man muss das ganz klar feststellen 
–, zu dem der Bund nur einen Zuschuss von 550 Millio-
nen Euro für den Fall in Aussicht gestellt hat, dass ein 
belastbares Finanzierungskonzept vorgelegt wird. Dies ist 
nicht der Fall. Herr Wiesheu sagt selbst – dpa-Meldung 
vom Oktober –: „Derzeit wurschtelt jeder mit anderen 
Zahlen, das ist alles sehr theoretisch.“ Das Finanzierungs-
konzept, das irgendwann einmal im Kabinett verabschie-
det worden ist, ist nicht nur theoretisch, sondern steht 
schlicht und ergreifend auf tönernen Füßen, es ist eine 
Milchmädchenrechnung. Damit kann man dieses Projekt 
nicht finanzieren. 

Herr Stolpe kommt in seiner Mitteilung ganz klar zu dem 
Ergebnis, dass zwischen 1,35 und – im schlechtesten Fall 
– sogar 1,75 Milliarden der Kosten für dieses Projekt öf-
fentlich finanziert werden müssen. Dafür gibt es, außer 
dieser Zusage über 550 Millionen durch den Bund, keiner-
lei andere Zusagen; weder von der Systemindustrie noch 
von sonst irgendjemandem – es gibt keinerlei privates 
Kapital. Kein Mensch hat irgendein Interesse daran, nur 
einen Cent in dieses Projekt zu stecken. 

Nichtsdestotrotz verschlingt dieses Projekt wertvolle Milli-
onen. Allein die Vorbereitung des Planfeststellungsverfah-
rens hat bis heute – laut Aussage des Wirtschaftsministe-
riums – 40 Millionen Euro gekostet, die momentan aus 
bayerischen ÖPNV-Mitteln zwischenfinanziert sind, weil 
der Bund bis zum heutigen Tag noch keine Mittel hat flie-
ßen lassen und es unklar ist, in welchem Umfang die Mit-
tel fließen. Einzig und allein die 7,5 Millionen TEN-Mittel 
von Brüssel sind sicher. 

Im Bericht des Wirtschaftsministeriums zu der SMA-Stu-
die über die S-Bahn light, wurde gesagt, dass eine Fahr-
zeitverkürzung auf unter 30 Minuten mit Investitionen von 
über 50 Millionen DM zu machen wäre. Allein für die Pla-
nung mit 40 Millionen Euro wurde mehr für den Transrapid 
ausgegeben, als eine S-Bahn light gekostet hätte. Man 
muss sich einmal vorstellen, dass enorme Summen in ein 
Projekt gesteckt worden sind, mit denen man schon 
längst wesentliche Verbesserungen hätte erreichen kön-
nen. In meinen Augen ist das ein Skandal ohnegleichen. 

(Beifall bei den GRÜNEN – Zuruf von der CSU)

– Über die Neufahrner Spange können wir uns unterhal-
ten. Auch die Marzlinger Spange liebt Herr Wiesheu au-
ßerordentlich. Das weiß ich. Das machen Sie bitte mit ihm 
aus. Wir sind nicht gegen alles. Wir haben ganz klar und 
deutlich gesagt, Herr Staatsekretär Mayer, dass wir einer 
Lösung über Neufahrn, die eine direkte Anbindung Ost-
bayerns ermöglicht, zustimmen. Ich bin mir ausnahms-
weise mit Herrn Wiesheu absolut darin einig, dass das die 
sinnvollste Lösung einer Ostbayernanbindung für den 

Flughafen ist, die Ostbayern schnell und billig weiter-
bringt.

(Zuruf des Abgeordneten Markus Sackmann 
(CSU))

– Das diskutieren wir an anderer Stelle, Herr Sackmann. 
Heute geht es nicht um die Ostbayernanbindung, sondern 
um den Transrapid. Wenn Sie natürlich sagen, Sie wollten 
den Transrapid nicht, damit mehr Geld für eine verbesser-
te Anbindung Ostbayerns vorhanden ist, dann nehme ich 
das sehr wohl zur Kenntnis, Herr Kollege Sackmann. 

Noch einmal: Es fließt eine Unmenge Geld in das Vorha-
ben. Das ist ausreichend mit Anfragen abgefragt worden. 
Was für dieses Projekt allein in die Werbung gebuttert 
wird, geht mittlerweile in die Millionen, weil die Bevölke-
rung klar sieht, dass kein Geld da ist und in ein Luxuspro-
jekt investiert werden soll. Sie versuchen, mit diesen gi-
gantischen Werbekampagnen zu erreichen, dass Ihnen 
die Bevölkerung auf den Leim geht. Es gibt für die Anbin-
dung mit der Express S-Bahn light eine Lösung, die 
schnell und preisgünstig zu realisieren ist.

(Dr. Otmar Bernhard (CSU): Die aber nicht bezahlt 
wird, Herr Kollege!)

– Hören Sie doch einmal zu. Ich habe gerade aus dem 
Bericht des Wirtschaftsministeriums zitiert; das ist in Bay-
ern leider noch nicht grün dominiert. 50 Millionen DM 
hätte die Express S-Bahn light gekostet und 40 Millio-
nen Euro – –

(Zuruf von der CSU)

– Herr Kollege, ich habe den Bericht hier. Sie können ihn 
gerne einsehen. 

(Joachim Haedke (CSU): Das ist ein ganz anderer 
Topf, Sie verwechseln das!)

– Das Geld ist laut der Aussage des Wirtschaftsministeri-
ums vorhanden, weil es Geldmittel sind, die bei der 
Neufahrner Spange der S 1 nicht verbraucht wurden. Das 
Geld ist laut diesem Bericht vorhanden. Wir brauchen da 
nicht herumzutun. Versuchen Sie nicht, Sand in die Augen 
zu streuen. Das Projekt der S-Bahn light ist realisierbar. Es 
sind allein 40 Millionen – vorfinanziert aus bayerischen 
ÖPNV-Mitteln – in die Planung geflossen, und weitere 
Millionen gehen in die Werbung. Uns gehen in den öffent-
lichen Haushalten eine Unmenge an Geldmitteln flöten, 
und es wird letztlich immer aus dem gleichen Geldbeutel, 
nämlich dem Geldbeutel des Steuerzahlers finanziert. Da 
brauchen wir nicht zu sagen: Das ist dieser Topf, und dies 
ist jener Topf.

(Beifall bei der SPD)

Ich zitiere aus dem Gedächtnis Ihren Kollegen Gauweiler, 
der auf die Frage der „Abendzeitung“, ob man die Geld-
mittel anderweitig verwenden könne, gesagt hat: Selbst-
verständlich, wenn es der Wille des Bundestages ist, ist 
das jederzeit machbar.

(Joachim Haedke (CSU): Das ist für den Tunnel! 
– Zuruf des Abgeordneten Dr. Otmar Bernhard 
(CSU))
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– Überwiegend habe momentan noch ich das Wort. Wenn 
Sie wollen, können Sie sich gerne zu Wort melden und 
etwas zu dieser Angelegenheit beitragen. 

(Joachim Haedke (CSU): Haben Sie heute in den 
Medien gelesen?)

– Ich habe heute in den Medien gelesen. Das sind Kriegs-
berichte von weither. Das ist jeden Tag anders. Einmal ist 
der Transrapid in China gestorben, dann ist er wieder le-
bendig, dann ist er wieder gestorben, dann kommt diese 
Strecke und jene Strecke nicht. Warten wir ab, bis die 
Entscheidungen gefallen sind.

(Joachim Haedke (CSU): Zwei Millionen Fahrgäs-
te!)

– Also was da über Meldungen aus China schon über 
Transrapidstrecken, die gebaut oder nicht gebaut worden 
sind, gekommen ist, Herr Kollege - - Seien Sie doch nicht 
so aufgeregt. 

Ich habe die Zeit nicht, um Ihnen das alles zu erklären. In 
Shanghai fährt der Transrapid von morgens um 8 Uhr bis 
nachmittags um 5 Uhr, länger nicht, weil keine Nachfrage 
besteht. Das ist die Aussage von Herrn von Hassel von 
der BMG; das stammt nicht von mir.

Man muss feststellen: Das Projekt ist nicht finanzierbar. Es 
schadet letztlich dem gesamten öffentlichen Nahverkehr 
in der Region München. Es wird auch keine Lösung unse-
rer Verkehrsprobleme bringen; denn es geht um sehr we-
nig, was hier für sehr teures Geld von der Straße abgezo-
gen werden kann. Im Übrigen haben wir mit der S1 und 
der S8 zum Flughafen – auch das sagt das Wirtschaftsmi-
nisterium – kein Kapazitätsproblem. Dass wir sagen, wir 
müssen beschleunigen, ist letztlich eine Folge davon, 
dass wir für den Flughafen den falschen Standort gewählt 
haben. Er ist viel zu weit draußen. Das sagt mittlerweile 
auch Herr Kerkloh, der Chef der Flughafen-GmbH, genau-
so wie etliche Leute aus dem Wirtschaftsministerium. 
Deshalb möchte man nachbessern. Dazu muss man ein-
fach sagen, 1,85 Milliarden Euro, überwiegend aus öffent-
lichen Geldern finanziert, sind dafür zu schade. Eine Ex-
press-S-Bahn light ist in kürzester Zeit zu haben und auch 
zu finanzieren. Das Geld ist vorhanden.

Stimmen Sie unserem Antrag zu, und lassen Sie uns ge-
meinsam dafür kämpfen, dass wir die bestehenden Sys-
teme verbessern und – beispielsweise durch eine 
Neufahrner Spange oder einen Ringschluss nach Er-
ding – ergänzen. Dann kommen wir schneller voran. Das 
ist die Lösung für die Verkehrsprobleme.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Für die CSU-
Fraktion darf ich Herrn Kollegen Rotter das Wort erteilen.

Eberhard Rotter (CSU): Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Das Thema Transrapid haben wir heute 
zum x-ten Mal auf der Tagesordnung. Es wird in diesem 
Hause sicher noch oft über dieses Thema gesprochen 

werden, sofern die Opposition jedes Mal, wenn wieder 
etwas Neues über den Transrapid in der Zeitung steht, 
einen neuen Antrag stellt.

Wir wissen natürlich, dass die GRÜNEN dagegen sind. 
Sie sagen das auch ganz offen. Klare Rechnung, offenes 
Visier. Die SPD ist zwar eigentlich auch dagegen, aber sie 
sagt es nicht so deutlich. Dort geht man immer den Um-
weg über ein Finanzierungskonzept, obwohl auch die 
SPD genau weiß, dass dann, wenn der Bund zu den ge-
gebenen Zusagen steht, das Finanzierungskonzept eben-
so steht.

(Dr. Hildegard Kronawitter (SPD): Eben nicht!)

Ich erinnere mich gut daran, vor 15 Monaten war der 
Transrapid Thema im Landtagswahlkampf. Die „Augsbur-
ger Allgemeine“ titelte damals: „Transrapid – Stolpe dü-
piert Bayern-SPD – Minister: mehr Zuschüsse für Mün-
chen – Maget dagegen“. Genau so ist es.

(Dr. Christian Magerl (GRÜNE): Nur der Haus-
haltsausschuss hat das gestoppt!)

Wenn Sie sich nur in Berlin dafür einsetzen würden, dass 
von den 2,3 Milliarden Euro, die im Haushalt für die Mag-
netschienenbahntechnik vorhanden sind, ein angemesse-
ner Anteil an Bayern geht, dann bräuchten Sie hier keine 
Anträge betreffend ein Finanzierungskonzept zu stellen. 
Sie wollen es eben nicht, aber Sie sagen es nicht so deut-
lich; denn man will ja in der Öffentlichkeit nicht gerade als 
technologiefeindlich dastehen. Das gilt zumindest für die 
SPD.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Transrapid ist aus 
Sicht der CSU-Fraktion ein geeignetes Verkehrsmittel, um 
die dringend notwendige Entlastung des Straßenverkehrs 
zum Flughafen zu schaffen. Wir müssen bis 2015 mit einer 
Verdoppelung des Straßenverkehrs auf sage und schreibe 
176 000 Fahrten täglich zum Flughafen rechnen. Von da-
her brauchen wir dringend ein schnelles und attraktives 
Schienenverkehrsmittel zum Flughafen.

Lieber Herr Kollege Dr. Magerl, Sie verstehen so viel von 
Verkehrspolitik und Verkehrsmitteln, dass Sie wissen, 
dass die Express-S-Bahn light nie das sein kann, was wir 
hier brauchen, nämlich ein schnelles und attraktives Ver-
kehrsmittel. Die Express-S-Bahn light bringt eine Fahrzei-
tersparnis von etwa zehn Minuten. Ob man aber 50 oder 
40 Minuten in der S-Bahn sitzt, macht weiß Gott nicht viel 
aus.

(Dr. Christian Magerl (GRÜNE): 40 oder 30 Minu-
ten!)

Dagegen bringt der Transrapid laut Prognose nicht der 
Bayerischen Staatsregierung, sondern der DB AG 40 % 
mehr Schienenfernverkehrsgäste im Vergleich zu einer 
Express-S-Bahn – nicht einer Express-S-Bahn light, son-
dern einer Express-S-Bahn, was etwas anderes ist – auf 
der gleichen Trasse wie der Transrapid. Im Übrigen wäre 
der Lärm bei einer S-Bahn wohl auch deutlich höher als 
bei einer Transrapid-Strecke.



Bayerischer Landtag · 15. Wahlperiode2072 Plenarprotokoll 15/30 v. 01. 12. 2004 Bayerischer Landtag · 15. WahlperiodePlenarprotokoll 15/30 v. 01. 12. 2004 2073

Drei Millionen Autofahrer werden – so EU-Annahmen – im 
Jahr 2015 von der Straße auf die Schiene und den Trans-
rapid umsteigen. Der Transrapid ist verkehrspolitisch rich-
tig und wichtig. Wir brauchen eine sinnvolle verkehrliche 
Lösung, die den Münchner Hauptbahnhof rasch und 
komfortabel an den Flughafen anbindet. Das ist insbeson-
dere von Bedeutung für die Fluggäste, die mit der Bahn 
anreisen und aus Entfernungen von 150 bis 200 km über 
den Münchner Hauptbahnhof zum Flughafen wollen. Die-
se Gäste wären dann, wenn sie am Bahnhof einchecken 
könnten – das wäre quasi das dritte Terminal des Flugha-
fens – in zehn Minuten an den Flugsteigen. Das ist etwas 
Angemessenes für den Weltflughafen München.

Natürlich ist es auch so – und ich betone das ausdrück-
lich –, dass der Transrapid aus industriepolitischen Grün-
den wichtig ist. Es darf uns hier nicht so gehen wie bei 
vielen anderen Technologien, die zwar in Deutschland 
entwickelt worden sind, aber in anderen Ländern ange-
wendet und zum Durchbruch gebracht werden. Leider 
sind wir auf dem schlechten Weg, dass es künftig der Fall 
sein wird, dass andere die Arbeitsplätze bekommen, die 
damit verbunden sind, und den wirtschaftlichen Nutzen 
daraus ziehen.

Schließlich sind die Finanzmittel des Bundes zweckge-
bunden für den Transrapid vorgesehen. Es ist nicht so, 
dass man einfach sagen kann, wir wollen den Transrapid 
nicht und bekommen dafür vielleicht 550 Millionen Euro 
oder 675 Millionen Euro oder 800 Millionen Euro für ein 
anderes Verkehrsmittel, also eine Express-S-Bahn oder 
eine Fernbahn. Das sind nämlich genau die Mittel, die mit 
den übrigen Mitteln konkurrieren, die der Bund für den 
Ausbau von S-Bahn-Verkehren gewährt. Das heißt, die 
zweite Röhre in München, die zur Entlastung des S-Bahn-
Tunnels dringend notwendig ist, wäre dann nicht mach-
bar, weil die Mittel mit den Transrapid-Mitteln konkurrieren 
würden.

Der Transrapid ist nicht zuletzt wirtschaftlich. Das weist 
die Machbarkeitsstudie des Bundes aus, also das Gut-
achten, das der Bund und nicht Verkehrsminister 
Dr. Wiesheu in Auftrag gegeben hat. Laut dieser Machbar-
keitsstudie wird der Transrapid, im Betrieb auf 20 Jahre 
gerechnet, mindestens 300 Millionen Euro erwirtschaften. 
Dagegen bräuchte eine S-Bahn für diesen Zeitraum 
450 Millionen Euro an Bestellentgelten. Es müssten also 
450 Millionen Euro draufgezahlt werden. Genau diese 
Mittel würden andernorts in der Fläche in Bayern fehlen. 
Die Realisierbarkeit und die Finanzierbarkeit – und das 
weiß nicht nur die CSU-Fraktion, sondern das wissen na-
türlich auch die Oppositionsfraktionen – sind allerdings 
davon abhängig, dass Bundesverkehrsminister Stolpe 
und Bundeskanzler Schröder, der unter anderem in 
Shanghai erklärt hat, wir werden den Transrapid bauen, zu 
ihrer Finanzierungszusage und dazu, dass die notwendi-
gen 800 Millionen Euro gewährt werden, stehen.

Ihre Aufgabe, liebe Kolleginnen und Kollegen von der Op-
position, wäre es, im Interesse Münchens und Bayerns 
mit uns dafür zu sorgen, dass der Bund zu seiner Zusage 
steht und dass wir dieses attraktive Verkehrsmittel zum 
Flughafen schaffen können.

(Beifall bei der CSU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Um das Wort hat 
Herr Staatsminister Dr. Wiesheu gebeten. Bitte schön, 
Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Otto Wiesheu (Wirtschaftsministeri-
um): Frau Präsidentin, Hohes Haus! Es wird Sie mit Si-
cherheit überraschen, wenn ich vorschlage, beide Anträge 
abzulehnen.

(Dr. Christian Magerl (GRÜNE): Oh!)

Es gibt dafür gute Gründe. Ich gehe auch davon aus, dass 
die Antragsteller nur wenig an ihre Anträge glauben, aber 
meinen, damit ein paar Schlagzeilen erzielen zu können. 
Aber gut, sei’s drum. Ich will vorab auf einige Sachfragen 
eingehen und dann zu diesen Themen Stellung nehmen.

Frau Kollegin Dr. Kronawitter, die Tiefeinführung haben wir 
seit einiger Zeit verfolgt, und zwar deswegen, weil die 
Tiefeinführung nach meiner und unserer Überzeugung 
mehr Betriebssicherheit bringt als die Hocheinführung. 
Am Anfang war die Überlegung, dass man die Hochein-
führung im Hauptbahnhof macht, auch um das Gefährt 
darstellen zu können. Es gab aber dann Auflagen zum 
Brandschutz. Das bedeutet, dass massiv eingehaust wer-
den muss. Es muss sogar soweit eingehaust werden, 
dass dann, wenn der Bahnhof brennt und Teile herunter-
fallen, der Transrapid nicht betroffen ist. 

Das wäre ein Mordskasten geworden, der die optische 
Wirkung des Bahnhofs sehr beeinträchtigt hätte. Wenn 
man dagegen die Tiefeinführung macht und beim Anstei-
gen des Fahrwegs, also beim Verlassen des Untergrunds, 
keine Weichen braucht, wird die Betriebssicherheit deut-
lich erhöht. Wir haben dann eine Weichenkonstellation, 
wie sie am Flughafen auch gebaut wird. Ich brauche das 
hier nicht weiter zu vertiefen. Die Bahn hatte dagegen 
Bedenken, aber nicht aus sachlichen Gründen, sondern 
weil sie geglaubt hat, der Bau des zweiten S-Bahntunnels 
und mögliche Umbaumaßnahmen im Bahnhof würden 
sich mit dem Bauablauf für den Transrapid nicht vertra-
gen. Die Fachleute der Bahn und von DB-Netz haben 
nachgewiesen, dass die Hochführung dafür genauso we-
nig problematisch ist wie die Tiefeinführung. Insofern ist 
das für den Bauablauf kein Problem. Deswegen hat man 
einvernehmlich die Lösung gewählt, die die Betriebssi-
cherheit am besten gewährleistet. Soviel ganz kurz zu 
diesem Hintergrund. 

Herr Magerl, zur Express-S-Bahn-light. Sie waren jetzt 
vier oder fünf Jahre nicht im Landtag und haben offen-
sichtlich eine Menge versäumt. Ich möchte das Thema 
kurz erklären. Die Express-S-Bahn light würde bedeuten, 
dass Express-S-Bahnen auf der S 1 fahren. Dazu brau-
chen wir ein paar Infrastrukturmaßnahmen, die im Übrigen 
gebaut werden. Es trifft nicht zu, dass die eingestellt 
sind.

(Dr. Christian Magerl (GRÜNE): Richtig, ich fahre 
jeden Tag mit der S 1!)

Diese Infrastruktureinrichtungen stehen dann zur Verfü-
gung. Die Express-S-Bahn light bedeutet allerdings, dass 
man während des Tages nur einzelne Züge fahren lassen 
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kann. Es gibt keine Vertaktung, es gibt kein System, kein 
permanentes Angebot, keinen Viertelstunden- und keinen 
Halbstundentakt, sondern es können nur einzelne Züge 
durchfahren, wenn auf den Gleisen Kapazität frei ist. Das 
ist das Problem. Wir haben damit keine Express-S-Bahn. 
Wir haben ein zeitweiliges Angebot. Die S 1 als Express-
S-Bahn braucht vom Hauptbahnhof zum Flughafen, auch 
wenn sie ohne Halt durchfährt, 30 Minuten. Dieses Ange-
bot ist unattraktiv. Deswegen steigt keiner von der Straße 
auf die Schiene um. Wir haben zu wenig Platz auf der 
Schiene. 

Selbst wenn wir mehr Platz hätten, kann ich eine S-Bahn 
nicht mit 160 auf dem Gleis der S 1 schon durch München 
und durch die Ortschaften Eching, Lohhof, Schleißheim 
und Neufahrn jagen. Dazu kann ich nur bravo sagen. Das 
wäre dann die Lärmentwicklung, wie sie die GRÜNEN 
wollen. 

(Dr. Christian Magerl (GRÜNE): Die Eilzüge fahren 
auch ohne Probleme mit 140 durch!)

– Aber nicht ohne Probleme. Eine S-Bahn mit 160 km/h 
entwickelt starke Geräusche. Nachdem es sich dabei um 
ein neues System handelt, müssten Sie eigentlich auch 
wissen, welche Lärmabschirmungen wir dann in den Ort-
schaften brauchen. Die Ortschaften regen sich schon jetzt 
über die schnellen Züge auf, die bei ihnen nicht halten. Sie 
sind den Leuten zu laut, sie wollen sie eigentlich draußen 
haben. Die Diskussion kennen Sie. Die Express-S-Bahn 
mit 160 km/h durchzujagen, halte ich nicht für vertretbar. 
Das habe ich in der Presse als Schnapsidee bezeichnet.

Wenn man auf der Trasse der S 1 eine echte Express-S-
Bahn bauen würde, bräuchte man ein drittes, wenn nicht 
ein viertes Gleis. Schauen Sie sich doch die Topographie 
in München, in Lohhof, in Schleißheim, in Eching oder in 
Neufahrn an. Sie wissen doch, dass man diese Gleise gar 
nicht unterbringt. Diese Gleisbaumaßnahmen wären mit 
riesigen Kosten verbunden. Bei einer riesigen Lärment-
wicklung würden wir eine Fahrzeit von 30 Minuten zustan-
de bringen. Das ist der falsche Weg. Dieser Weg kann 
sinnvollerweise nicht weitergegangen werden.

Was ist jetzt unser Ziel? Wir haben die S 1 und die S 8 
zum Flughafen, die 40 oder 41 Minuten brauchen. Die 
meisten sagen, das reicht doch. Diejenigen, die direkt an 
der S-Bahn oder im Nahbereich der S-Bahn wohnen, fah-
ren sehr viel mit der S-Bahn. Bei Passagieren zum Flugha-
fen aus diesem Bereich haben wir eine Nachfrage von 38 
bis 40 %, und damit liegt der Münchner Flughafen welt-
weit unter den ersten fünf Flughäfen, die mit Massenver-
kehrsmitteln bedient werden. Wie ist aber die Anbindung 
über den Fernverkehr aus Nürnberg, Augsburg, Ulm, 
Kempten, Garmisch, Rosenheim und Innsbruck? Fast 
keiner kommt mit dem Zug. Keiner fährt in einer halben 
Stunde mit dem Zug von Augsburg nach München, um 
dann über eine Stunde von München zum Flughafen zu 
fahren. Er muss erst in die S-Bahn umsteigen, dann schön 
langsam hinausfahren zum Flughafen und draußen wieder 
aussteigen. Das machen die Leute nicht. Wenn dem-
nächst der ICE in einer knappen Stunde von Nürnberg 
nach München fährt, bräuchte man von München noch 
einmal eine Stunde zum Flughafen. Das machen die Leute 

doch auch nicht mit. Ähnlich ist es bei den Verbindungen 
von Kempten und von Garmisch aus. Deswegen benut-
zen die Fernpendler zum Flughafen die Autobahn und 
nicht das Gleis.

Der Flughafen hat keine Fernbahnanbindung. Im Übrigen 
wäre die Marzlinger Spange auch keine Fernbahnanbin-
dung, weil auf dieser Strecke kein Fernzug mehr fährt. 

Wenn man die Fernpendler von der Autobahn auf den Zug 
bringen will, bleiben nur noch zwei Möglichkeiten, eine 
Express-S-Bahn oder der Transrapid. Beide müssen auf 
der neuen Trasse fahren, die für den Transrapid vorgese-
hen ist. Diese Alternativen gibt es, andere aber nicht. Über 
diese Alternativen kann man reden. Die kann man dann 
vergleichen. Wenn man die beiden Alternativen vergleicht, 
stellt sich heraus, dass die Express-S-Bahn auf dieser 
Trasse 20 Minuten braucht, der Transrapid 10 Minuten. 
Eine Express-S-Bahn wäre relativ laut, der Transrapid re-
lativ leise. 

(Dr. Christian Magerl (GRÜNE): Stimmt nicht! Das 
ist die holländische Studie!)

– Das stimmt sehr wohl. Bei gleichen Geschwindigkeiten 
ist die Express-S-Bahn erheblich lauter als der Transra-
pid. 

(Dr. Christian Magerl (GRÜNE): Und der Transra-
pid bei 350?)

– Bei 350 km/h ist der Transrapid immer noch leiser als die 
S-Bahn. Wir werden ja den Umweltausschuss, den Wirt-
schaftsausschuss und den Haushaltsausschuss zur Pro-
befahrt einladen. Ich bin gespannt. Bei den Probefahrten, 
die schon gemacht worden sind, waren auch GRÜNE und 
Mitglieder der ÖDP aus dem Landkreis dabei. Sie waren 
so begeistert, dass sie gleich Presseerklärungen abgeben 
wollten, bis sie gemerkt haben, dass sie nicht der Parteili-
nie entsprechen, sodass sie ihre Erkenntnisse zurückstel-
len mussten. 

In der Investition ist der Transrapid teurer, die Express-S-
Bahn günstiger. Im Betrieb zahlen wir mit der Express-S-
Bahn drauf, mit dem Transrapid verdienen wir Geld. Das 
ergibt sich auch aus den Berechnungen der Bahn. Wir 
haben letzte Woche darüber geredet. Die Bahn hat uns 
ihre Rechnungen aufgelegt. Herr Wörner, Sie können drei 
Mal den Kopf schütteln, es ist so. Das Bundesverkehrsmi-
nisterium sagt, dass sich die Kosten bei einem Lebenszy-
klus von zwanzig Jahren in der Summe aufheben. Ich bin 
der Meinung, dass diese Rechnung für den Transrapid 
spricht, denn die Rechnung, die der Bund gemacht hat, 
lässt außer Acht, dass wir beim Transrapid um 40 % mehr 
Umsteiger von der Straße auf die Schiene haben als bei 
einer Express-S-Bahn. Nach eigenen Berechnungen wird 
die Bahn dadurch im Fernverkehr, der in die Rentabilitäts-
rechnung nicht einbezogen ist, 12 bis 14 Millionen Euro 
pro Jahr mehr verdienen. Das betrifft allein den Fernver-
kehr und nicht die Strecke München – Flughafen. Das ist 
in der Rentabilität des Transrapid noch gar nicht einge-
rechnet. Wenn wir das noch dazurechnen, geht die Rech-
nung erheblich zugunsten des Transrapid auf. 
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Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Herr Staatsmi-
nister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Wörner?

Staatsminister Dr. Otto Wiesheu (Wirtschaftsministeri-
um): Nein, ich möchte, dass Herr Wörner auch mitdenkt 
und einmal mitverfolgt, was hier gesagt wird. 

(Beifall bei der CSU – Zurufe von der CSU: Das 
geht gar nicht!)

Er soll sich nicht nur auf seine ablehnende Haltung kon-
zentrieren. Der Sinn derartiger Debatten besteht auch 
darin, einmal Argumente anzuhören. Das sollten Sie tun.

Wir haben ein weiteres Problem. Bei den Prognosen im 
Bundesverkehrswegeplan und bei den Prognosen, die wir 
gemacht haben, stellen wir fest, dass die A 9 und die A 92 
in zehn Jahren voll sein werden. 

(Dr. Christian Magerl (GRÜNE): Das hat es 1992 
schon geheißen!)

Wir werden dann wieder darüber debattieren, dass der 
Flughafen nur über die Luft zu erreichen ist. 

(Dr. Christian Magerl (GRÜNE): Das war 1992 
schon so!)

– Und deswegen wird er jetzt ausgebaut. Herr Magerl, wer 
vernünftig denkt, müsste eigentlich sagen, wir müssen 
alles dafür tun, um die Leute, speziell die Fernpendler, auf 
das Massenverkehrsmittel Zug zu bringen. Ich habe es 
leicht, weil wir hierzu keine eigenen Berechnungen ge-
macht haben. Nach den Berechnungen der Bahn bringen 
wir mehr Leute auf den Fernzug, wenn wir zwischen Mün-
chen Hauptbahnhof und Flughafen den Transrapid haben, 
weil dadurch der Umsteigeeffekt sehr viel größer wird. 
Wenn die GRÜNEN ihre Sprüche von der Umsteigerei von 
der Straße auf die Schiene ernst nehmen würden, müss-
ten sie das Verkehrsmittel, welches schneller und leiser ist 
und einen höheren Umsteigeeffekt hat, unterstützen.

(Beifall bei der CSU)

Sie blenden das aber aus ideologischen Gründen aus. 

Das ist das Problem. Im Übrigen sieht die Europäische 
Union die Vorteile sehr wohl. Deshalb hat sie die Planung 
bereits mit 7,5 Millionen Euro gefördert – was uns freut. 

Das Zweite, was immer angemahnt wird, ist das Finanzie-
rungskonzept. Das liegt längst vor. 

(Dr. Christian Magerl (GRÜNE): Das ist doch nicht 
belastbar!)

– Das ist sehr wohl belastbar. Dass es vom Bund noch 
nicht akzeptiert ist, ist etwas anderes, aber es ist belast-
bar. 

Ich füge hinzu: Der Bund – nicht wir – hat die Machbar-
keitsstudie machen lassen. Das Ergebnis ist, dass das 
Projekt 1,6 Milliarden Euro kostet. Der Bund hat bisher 
noch keine anderen Zahlen genannt, dass es mehr kosten 
würde. 

(Dr. Christian Magerl (GRÜNE): Doch, Stolpe hat 
1,85 Milliarden Euro genannt!)

– Nein, uns hat er noch keine genannt. 

(Dr. Christian Magerl (GRÜNE): Ich kann Ihnen 
eine Kopie geben!)

Wenn der Bund ein Finanzierungskonzept will, muss er die 
Zahlen nennen, die nach seiner Meinung zählen. Wir ha-
ben kein eigenes Gutachten. Es gibt nur das Gutachten 
des Bundes, also der rot-grünen Bundesregierung. 

(Ludwig Wörner (SPD): Aber nicht auf dieser 
Grundlage!)

Auf der Basis von 1,6 Milliarden Euro hat der Bund die 
Wirtschaftlichkeitsrechnung gemacht.

(Ludwig Wörner (SPD): Mit euren Zahlen!)

– Nein, die sind vom Bund. Wir haben kein Gutachten in 
Auftrag gegeben.

(Ludwig Wörner (SPD): Die Zahlen hat Bayern 
geliefert!)

– Nein, die Planer, die vom Bund beauftragt waren, haben 
die Zahlen erarbeiten müssen. Alles stammt vom Bund, 
meine Damen und Herren, auch das Wirtschaftlichkeits-
gutachten. 

Wir haben auf der Basis von 1,6 Milliarden Euro ein Finan-
zierungskonzept erstellt, das sich trägt. Mit 800 Millionen 
Euro beteiligt danach sich der Bund. Herr Bodewig sagte 
seinerzeit 550 Millionen Euro zu, Bundesminister Stolpe 
hat weitere 125 Millionen Euro zugesagt und weitere 
125 Millionen Euro in Aussicht gestellt.

(Dr. Christian Magerl (GRÜNE): Die ihm der Haus-
haltsausschuss verwehrt hat!)

– Lassen Sie sich nur Zeit. Es wird noch ernster. 

Bundesminister Stolpe hat die weiteren 125 Millionen 
Euro beim Haushaltsausschuss beantragt. Der Bundes-
verkehrsminister sieht also sehr wohl, dass es sinnvoll ist, 
800 Millionen Euro bei einem Kostenstand von 1,6 Milliar-
den Euro einzustellen. 

(Dr. Christian Magerl (GRÜNE): 185 Milliarden 
Euro!)

Im Übrigen sind 2,3 Milliarden Euro im Haushalt reserviert. 
Deswegen stehen sie de facto für diese Technologie zur 
Verfügung.
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Warum es Unsinn ist, Frau Dr. Kronawitter, die Planung 
jetzt einzustellen, hat einen einfachen Grund. Wir müssen 
die Planung und die Planfeststellung vorantreiben, weil wir 
nach Abschluss der Planung und der Planfeststellung erst 
die genauen Zahlen haben werden. Nach Abschluss der 
Planfeststellung werden wir eine erheblich tiefer gehende 
Sicherheit über die Kosten des Projekts haben, weil dann 
alle Auflagen, das Brandschutzkonzept und sonstige Si-
cherheitsmaßnahmen feststehen und weil dann erheblich 
tiefer und sicherer kalkuliert werden kann. Wenn man eine 
sichere Kalkulation hat, lässt sich auch die tragfähige 
Wirtschaftlichkeitsberechnung machen. Das ist der 
Grund, warum auch Herr Stolpe meint, man müsse die 
Verfahren vorantreiben.

Wir sind uns mit dem Bund und der Bahn einig, dass nach 
Abschluss der Planfeststellung eine Wirtschaftlichkeits-
rechnung gemacht wird und dann der definitive Projekt-
entscheid erfolgt. Diesen können Sie ohne Planfeststel-
lung nicht treffen. Deshalb sind Planung und Planfeststel-
lung für die Entscheidung notwendig. Es wäre absolut 
falsch, die Planungen einzustellen, weil man sich damit 
die Entscheidungsgrundlage entzieht. Darum ist Ihr An-
trag – es tut mir Leid – wirklichkeitsfremd. Sie wären gut 
beraten, ihn zurückzuziehen. Er entspricht auch nicht 
dem, was von Bundesseite gesagt wird – vielleicht spre-
chen Sie mit den dortigen Vertretern –, dass die Planung 
und die Planfeststellung gebraucht werden, um definitiv 
entscheiden zu können. Die Planung zu stoppen hieße, 
die Entscheidungsgrundlagen zu entziehen. Das wäre 
paradox. Ich sage das in absoluter Übereinstimmung mit 
Herrn Stolpe. 

Eine definitive Wirtschaftlichkeitsrechnung können wir 
ebenfalls nur machen nach Abschluss des Planfeststel-
lungsverfahrens. Ich sage noch einmal: Erst nach Ab-
schluss des Planfeststellungsverfahrens gibt es Kosten-
klarheit und damit die Möglichkeit für einen klaren Projek-
tentscheid – positiv oder negativ. Bis dahin werden wir die 
laufenden Verhandlungen mit der Systemindustrie abge-
schlossen haben, und wir werden bis dahin tragfähige 
Angebote der Bauwirtschaft haben, die auch an dem The-
ma arbeitet. 

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Herr Staatsmi-
nister, gestatten Sie eine Zwischenfrage von Frau Kollegin 
Dr. Kronawitter?

Staatsminister Dr. Otto Wiesheu (Wirtschaftsministeri-
um): Nein. – Deswegen, meine Damen und Herren, brau-
chen wir auch weiterhin die Magnetbahngesellschaft, weil 
diese die Arbeit weiterentwickeln wird, wenn es veränder-
te Konstellationen bei der Bahn AG gibt. Man kann nicht 
von einer Auflösung reden; denn wenn eine Auflösung 
oder eine Umwandlung ansteht, werden wir das rechtzei-
tig machen. Auch darüber sind wir uns mit der Bahn und 
dem Bund einig. Deswegen liegen Sie mit Ihren Anträgen 
völlig neben der Wirklichkeit. Das ist die jetzige Situation. 
Man muss bis zum Projektentscheid die Dinge ordentlich 
aufbauen. Schaufensteranträge haben in diesem Zusam-
menhang gar keinen Sinn. 

Da Sie die Dinge so darstellen, als wäre das mein Hobby, 
sage ich Ihnen noch einmal den Ablauf: Nach Beendigung 

des Projekts Hamburg – Berlin hat der Bund das Thema 
ausgeschrieben und die Frage gestellt, wo sinnvolle Pro-
jekte möglich wären. 

Fünf Länder haben sich beworben. Der Bund – nicht 
wir – hat zwei ausgewählt: Nordrhein-Westfalen und Bay-
ern. Das nordrhein-westfälische Projekt ist auf der Strecke 
gestorben, weil es von Anfang an nichts getaugt hat. 

(Dr. Christian Magerl (GRÜNE): Weil die vernünf-
tig waren!)

Sie werden sich an meine Prognose erinnern, dass das 
Projekt nicht realisiert werden wird. Dem hat keiner wider-
sprochen, weil es von Anfang an nichts taugte. Das baye-
rische Projekt ist geblieben. Die Auswahl erfolgte jedoch 
durch den Bund. Das Machbarkeitsgutachten, meine Da-
men und Herren, wurde vom Bund in Auftrag gegeben. 
Die Ingenieurbüros, die es erarbeitet haben, sind vom 
Bund ausgewählt worden. Die Abstimmung der Verfahren 
zwischen den Ingenieurbüros hat der Bund gemacht. Die 
Bewertung der Gutachten hat der Bund gemacht, ebenso 
die Wirtschaftlichkeitsüberprüfung. Der Bund kann also 
nicht sagen, das Projekt ginge ihn nichts an. 

Eine positive Aussage zum Transrapid befindet sich in der 
Koalitionsvereinbarung des Bundes. In Bayern geht das 
nicht, weil wir keine Koalition haben. Wir stehen dennoch 
zum Projekt. Beim Bund ist das Projekt verankert, unter-
schrieben von Rot und Grün – wie das bei Koalitionsver-
einbarungen üblich ist. 

Der Bund führt jede Woche Verhandlungen mit uns, der 
Bahn und anderen und lädt uns dazu ein. Auch deswegen 
kann man nicht behaupten, das Projekt ginge den Bund 
nichts an. Er hat es nie aus der Hand gegeben, um genau 
zu sein. Erinnern Sie sich an Silvester 2002, als Herr 
Schröder, Herr Stolpe und Herr Clement in Shanghai wa-
ren, mit dem Transrapid gefahren sind und weltweit 
Schlagzeilen gemacht haben? Was hat der Bundeskanz-
ler denn verkündet? – Er hat gesagt: Wir bauen den Trans-
rapid. Er hat nicht gesagt: wir in Bayern. Er hat die Bun-
desregierung gemeint.

(Ludwig Wörner (SPD): Er hat doch in China ge-
baut!)

Minister Clement und Minister Stolpe haben ebenfalls 
gesagt: Wir bauen den Transrapid. Herr Schröder fährt 
jetzt wieder nach Shanghai und wird dort mit der Informa-
tion konfrontiert werden, dass die Entscheidung, die Stre-
cke nach Hangzhui zu verlängern, unmittelbar bevor-
steht. 

Meine Damen und Herren, da Sie es immer noch nicht 
glauben, berichte ich von der Haushaltsdebatte im Deut-
schen Bundestag zum Einzelplan 12 Verkehrshaushalt. 
Der SPD-Abgeordnete Weißgerber sagte zum Transrapid:

Rot-Grün hält Wort. Wir bringen etwas fertig, was 
Sie während Ihrer Regierungszeit nicht fertig ge-
bracht haben.
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Er meint damit den Transrapid. Aber das Bodenpersonal 
in Bayern „motzt etwas dagegen“. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CSU)

Er führte weiter aus:

Die innovativen Technologien sind bei uns in gu-
ten Händen.

Bei Ihnen von der Opposition sind sie das anscheinend 
nicht. 

Für die Weiterentwicklung des Transrapids und 
das WEP Kassel stehen im nächsten Jahr 57 Mil-
lionen Euro bereit, insgesamt rund 178 Millionen 
Euro. Dafür gibt es eine Vereinbarung. Die Indus-
trie will die Forschungsgelder in Höhe von 
100 Millionen zurückzahlen, sobald die ersten Li-
zenzverkäufe getätigt worden sind. Ich denke, 
das ist eine redliche Vorgehensweise und eine 
wichtige Abmachung.

Herr Weißgerber sagte weiter: 

Wir stehen zum bayerischen Projekt. Nun ist Bay-
ern am Zuge.

Nun sind wir am Zuge, und wir machen es auch.

Die Vertreterin der GRÜNEN sagte:

Den Kompromiss zum Transrapid, den wir ge-
schlossen haben, hat mein Kollege Weißgerber 
sehr richtig geschildert.

Also, der Bund will bauen.

Wir GRÜNEN stehen zu diesem Kompromiss. Wir 
warten, dass hart daran gearbeitet wird, damit 
die zusätzlich bereitgestellten 75 Millionen Euro 
teils im kommenden Jahr, teils als Verpflichtungs-
ermächtigung zurückgezahlt werden. – Wenn es 
zur Anwendung kommt, auf Heller und Pfennig. 

Dann kommt der Kollege Stolpe und sagt: 

Wir stehen ebenfalls zu der neuen Technologie 
des Transrapid. Ich bin sehr froh darüber, dass 
alle Fraktionen des Bundestags unsere Position 
unterstützt haben, dieses Projekt fortzuführen. 
Forschung und Entwicklung müssen also nicht 
auf der Stelle treten. 

Da sage ich: Bravo!

Wir haben nun die Möglichkeit

– so Stolpe –,

eine Anwendungsstrecke zu gewinnen. Ich setze 
darauf, dass wir

– so Stolpe; er meint die Bundesregierung – 

in der Lage sein werden, die erste Anwendungs-
strecke in Bayern zu bauen. 

Da sage ich: Bravo! Aber bis zu euch hat es sich noch 
nicht herumgesprochen. Ich kann es also nur noch einmal 
sagen: Der Bund will den Transrapid. Wir bauen ihn. Wir 
lassen uns in diesem Fall an Bundestreue von niemandem 
übertreffen. 

(Beifall bei der CSU) 

Und deswegen empfehle ich auch, die beiden Anträge 
abzulehnen, weil Sie sonst Rot-Grün in Berlin in den Rü-
cken fallen. Das sollte nicht passieren. Ich weiß zwar, dass 
es bei Ihnen einige gibt, die gern das Messer wetzen. Aber 
in diesem Fall nehmen wir sogar Ihre Kollegen in Berlin in 
Schutz. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: Ich 
habe ja nichts gegen den Beifall. Aber schauen Sie auf die 
Uhr: Wir schaffen unser Programm nicht mehr. – Als 
Nächster hat das Wort Kollege Dr. Magerl. Bitte, Herr Kol-
lege!

Dr. Christian Magerl (GRÜNE): Herr Präsident, Hohes 
Haus! Wenn hier jemand völlig neben der Realität steht, 
dann ist es Staatsminister Wiesheu mit seinen Ausführun-
gen zum Transrapid.

(Beifall bei den GRÜNEN – Zurufe von der CSU: 
Hört, hört!)

Da Sie hier jemanden aus Berlin zitieren, stelle ich ein Zitat 
aus der „Abendzeitung“ vom 7. Oktober 2004 dagegen, 
wo Herr Peter Gauweiler sagt: 

Der Transrapid könnte ein faszinierendes inter-
kontinentales Verkehrsmittel sein. Er ist aber kei-
ne Vorstadtbahn. Christian Ude und ich haben 
die Aufgabe, unseren jeweiligen Parteifreunden 
Stolpe und Wiesheu klarzumachen, dass die seit 
Jahren für die Strecke nach Erding blockierten 
Mittel besser für den sofortigen Ausbau des Mitt-
leren Rings freigegeben werden sollten.

(Dr. Otmar Bernhard (CSU): Dann kann man sie 
auch nicht für die Express-S-Bahn nehmen!)

– Man könnte das Geld genauso gut für die Express-S-
Bahn nehmen. Die falschen Zahlen, die hier genannt wor-
den sind, sollten sich in der Diskussion nicht verfestigen. 
Offensichtlich sind Sie von Ihren Leuten schlecht infor-
miert worden. Es gibt nämlich einen Sachstandsbericht 
des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Woh-
nungswesen zum Transrapid-Projekt München vom 24. 
Juli 2004. Herr Stolpe informiert hier den Bundestag auf 
zwei Seiten. Wir bekommen diese Papiere von unseren 
Kollegen in Berlin sehr prompt zugestellt, damit wir auf 
dem gleichen Informationsstand sind. Hier heißt es klar 
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und deutlich – und das sollten Sie endlich einmal zur 
Kenntnis nehmen –: „Das Projekt als Regionalverkehr-
sprojekt liegt grundsätzlich in der Verwaltungs- und Finan-
zierungsverantwortlichkeit des Freistaates Bayern.“ Diese 
klare und deutliche Aussage lässt keinen Raum für Inter-
pretationen übrig. 

Zweitens. Sie sagen, Sie hätten ein Finanzierungskonzept, 
das angeblich auch noch belastbar sei. Das, was Sie auf 
der Basis von 1,6 Milliarden Euro vorgelegt haben, ist 
nichts anderes als eine Plünderung von verschiedenen 
Nahverkehrstöpfen. Anders kann man dieses Konzept 
nicht bezeichnen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Aber Herr Stolpe schreibt den Finanzierungsbedarf fort. Er 
sagt klar und deutlich: 

Entscheidende Bedeutung kommt der Absiche-
rung der Finanzierung des Projekts zu. Nach der 
Machbarkeitsstudie belaufen sich die Investiti-
onskosten auf 1,6 Milliarden Euro (Preisstand 
2000). Der für die Finanzierung maßgebliche Wert 
nach Preisstandsanpassung beträgt 1,85 Milliar-
den Euro.

Das heißt: Die Finanzierungslücke, die Sie haben, ist we-
sentlich größer, als Sie es sich träumen lassen. Sie haben 
kein Finanzierungskonzept. Das, was Sie als solches be-
zeichnen, ist nicht realisierbar. Deswegen sagen wir: kei-
nen weiteren Euro dafür. Deshalb beantragen wir auch die 
Auflösung der BMG. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Nächste Rednerin ist Frau Kollegin Dr. Kronawitter. Bitte, 
Frau Kollegin.

Dr. Hildegard Kronawitter (SPD): Herr Minister, Sie ha-
ben keine Zwischenfrage zugelassen. Die jetzige Wort-
meldung gibt mir aber die Möglichkeit, noch einmal fest-
zuhalten: Es ist gut gewesen, dass Sie Ihre Bundestreue 
so beschworen haben. Wir haben nämlich heute Vormit-
tag bereits befürchtet, dass Bayern nicht mehr in Deutsch-
land sei. Der Ministerpräsident hat davon gesprochen, in 
Bayern gebe es eine Zuwanderung aus Deutschland. Ja 
wo samma denn? Sind wir in Bayern schon außerhalb 
Deutschlands? – Danke also für Ihre Richtigstellung. 

Ich möchte zwei Fragen stellen. Erstens: Offensichtlich 
wird im Ministerium oder bei der Bayerischen Mag-
netschwebebahngesellschaft genau mitgerechnet, was 
was kostet. Denn die Meldung über dieses Treffen mit 
Bahnchef Mehdorn war davon geprägt, dass man sagte: 
Diese Umplanung kostet einen zweistelligen Millionenbe-
trag. Wir insistieren deswegen auf dem Finanzierungskon-
zept, weil wir wissen wollen, was berechnet wird, wie Sie 
kalkulieren, damit die Beträge auch bezahlt werden kön-
nen. Warum geben Sie nicht auf, darauf zu hoffen, dass 
der Bund dann schon einspringen wird, wenn das Projekt 
erst einmal im Bau ist. Sie haben heute hier auch wieder 
gesagt, 800 Millionen Euro vom Bund seien notwendig, 

wenn es denn dabei bliebe, wie die erste Rechnung von 
vor zwei Jahren lautete: 550 Millionen sind zugesagt. Ich 
komme da auf eine Differenz von 245 Millionen Euro. Wo-
her kommen diese 245 Millionen Euro? Woher sollen sie 
kommen?

Drittens. Ich hätte eigentlich damit rechnen müssen, dass 
die konkrete Frage, die ich vorhin gestellt habe, beantwor-
tet wird. Gibt es in Ihrem Haus Überlegungen, dass dieses 
ganze Projekt privat finanziert wird, wie es etwa beim 
Euro-Tunnel zwischen Frankreich und Großbritannien der 
Fall war? Ich frage deshalb, weil die „Wirtschaftswoche“ 
vor etwa einem Jahr einen entsprechenden Hinweis ge-
bracht hat. Jetzt ist wieder davon zu hören, dass es ent-
sprechende Überlegungen und Kalkulationen gibt. Es 
wäre auch nahe liegend, wenn sich das Projekt wirklich so 
gut rechnen würde, wie Sie uns heute wieder dargestellt 
haben.

Eine letzte Bemerkung: Der Geburtsfehler des Flughafens, 
dass er nicht an die Schiene angebunden ist, ist letztlich 
von der Bayerischen Staatsregierung zu verantworten, die 
damals die entsprechende Festlegung getroffen hat. Da-
mals waren Ihre Fraktionskollegen und die CSU-getrage-
ne Staatsregierung dafür verantwortlich. Diese Verantwor-
tung wollen wir Ihnen auch nicht abnehmen.  

(Beifall bei der SPD) 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Nochmals zu Wort gemeldet hat sich Staatsminister Wies-
heu. 

(Unruhe bei der Opposition)

Staatsminister Dr. Otto Wiesheu (Wirtschaftsministeri-
um): Ja, ich muss eben einige falsche Behauptungen 
schlicht und einfach widerlegen und klarstellen.

Erstens. Wenn jemand die Aussage wiederholt, der Trans-
rapid sei eine Vorstadtbahn und wenn der Kollege Gau-
weiler schreibt, der Transrapid würde von München nach 
Erding gebaut und sei als Vorstadtbahn falsch eingeord-
net, ersieht man daraus, dass er noch nicht zur Kenntnis 
genommen hat, dass der Transrapid eine Shuttle-Verbin-
dung zwischen dem Flughafen und dem Hauptbahnhof 
ist, also zwischen zwei Hauptverkehrsknotenpunkten, 
und nicht etwa eine Vorstadtbahn. 

Zweitens. Eigentlich hätte ich erwartet, dass Rot-Grün die 
Überlegung, dass man die Transrapid-Mittel für den Mitt-
leren Ring in München einsetzen könnte, klarstellt und 
sagt, dass da überhaupt kein Weg hinführt, weil der Bund 
dafür keinen Knopf locker macht. 

(Beifall des Abgeordneten Dr. Otmar Bernhard 
(CSU))

Er gibt die Mittel, die frei werden könnten, nicht einmal für 
die Schiene her. Ich darf dafür ein Beispiel geben: Als der 
Transrapid in Nordrhein-Westfalen beendet wurde, hatte 
man eine Zusage über knapp 2 Milliarden Euro bei einem 
Projekt, das insgesamt 3,2 Milliarden Euro hätte kosten 
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sollen, also fast eine Zweidrittel-Bezuschussung. Nor-
drhein-Westfalen wollte daraus Mittel für den Ausbau ei-
ner Express-S-Bahn. Sie haben aber keinen einzigen Euro 
daraus bekommen. Das Projekt, das zunächst mit einer 
Milliarde Euro kalkuliert wurde, ist mittlerweile auf 300 Mil-
lionen Euro abgeschmolzen worden. Kürzlich sollte ein 
großer Show-Termin zwischen Ministerpräsident Stein-
brück, Herrn Stolpe und dem Bahnchef Mehdorn stattfin-
den. Dieser Termin wurde aber abgesagt, weil nicht einmal 
die 300 Millionen feststehen. 

Das verstehe ich ja. Das Geld ist nicht da, aus dem Trans-
rapidtopf gibt es nichts. Wenn es von Rot-Grün in Berlin 
schon für Rot-Grün in Nordrhein-Westfalen aus dem 
Transrapid-Topf nichts für die Schiene gibt, dann wird es 
daraus zweimal nichts für die Straße in Bayern geben. 
Herr Magerl, derartige Aussagen sollte man sich ersparen. 
Das ist zum Fenster hinaus gesprochen. 

Ein nächster Punkt, meine Damen und Herren. Auch wenn 
wir den Transrapid nicht bauen, wird es in den nächsten 
zehn Jahren keine Express-S-Bahn geben, weil der Bund 
neben der Finanzierung des zweiten Tunnels in München 
weitere Mittel für ein S-Bahn-Projekt dieser Größenord-
nung in Bayern nicht ausgibt. Wie gesagt: Eine Umwid-
mung der Mittel findet nicht statt. 

Ein nächster Punkt. Das, was in der Zeitung zur Umpla-
nung, zur Tiefeinführung stand, dass sie nämlich, Frau 
Kronawitter, einen zweistelligen Millionenbetrag mehr 
kosten soll, ist falsch. Die Zahlen stammen nicht von mir. 
Das, was von DB Regio aufgelegt worden ist, ergibt im 
Ergebnis, dass die Tiefeinführung vermutlich billiger 
kommt als die Hocheinführung. Das sind die Fakten; das 
sind die Zahlen, die uns bei der Besprechung aufgelegt 
worden sind. Es hat auch einige gegeben, die gefragt ha-
ben: Ist dieses oder jenes berücksichtigt? Ich habe mich 
auf den Standpunkt gestellt – das sage ich hier offen –: 
Selbst wenn die Tiefeinführung etwas teurer als die Hoch-
einführung wäre, bin ich im Interesse der Betriebssicher-
heit für die Tiefeinführung. Bei der jetzt bestehenden Pla-
nungstiefe kommen die Planer bei einem Vergleich der 
vorgelegten Zahlen nach der Status-quo-Berechnung zu 
dem Ergebnis, dass die Tiefeinführung billiger ist als die 
Hocheinführung. Ich lege dafür die Hand nicht ins Feuer. 
Das sind aber die Zahlen, die am Freitag aufgelegt worden 
sind. Darum habe ich mich über den genannten Zeitungs-
artikel sehr gewundert. Ich kann dazu nur sagen: Was in 
diesem Zusammenhang geschrieben worden ist, ist ziem-
liches Blech. 

Sie haben die Differenz, die bei der Finanzierung der 1,6 
Milliarden Euro besteht, mit 245 Millionen Euro angege-
ben. Genau sind es 250 Millionen Euro; aber der Unter-
schied ist nicht sehr groß. Ich kann dazu nur sagen: Da in 
Nordrhein-Westfalen die Investitionskosten für den Trans-
rapid mit fast zwei Drittel bezuschusst worden wären, 
verlange ich für Bayern Gleichbehandlung. 

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Das waren gemachte Zusagen für Nordrhein-Westfalen. 
Ich habe immer schon gesagt, dass uns Herr Bodewig bei 
der Entscheidung seinerzeit schäbig behandelt hat. Das 

stimmt ja auch. Ich verlange, dass wir in Bayern genauso 
gestellt werden, wie man Nordrhein-Westfalen bei einem 
schlechten Projekt gestellt hätte. Bei einem guten Projekt 
muss man sich in ähnlicher Weise verhalten. Deshalb 
sage ich hier: Die Finanzierungsverhandlungen sind noch 
längst nicht abgeschlossen. 

Nun zur Privatfinanzierung. Dazu hat es Überlegungen 
gegeben, aber nicht bei uns. Die Überlegungen kamen 
von woanders her. Ich sage Ihnen den Namen nicht. Sie 
kamen von der Bundesebene, weil man gemeint hat, dass 
man sich damit im Bundeshaushalt leichter tut. Sie kamen 
aber nicht von Herrn Eichel. Ich halte diese Überlegung für 
falsch. Ich bin der Meinung, dass das Projekt nur mit er-
heblicher öffentlicher Bezuschussung der Investitionskos-
ten funktioniert und dass es sich dann im Betrieb auch 
rentiert. Wenn man alles über Darlehen finanzieren würde, 
funktioniert es nicht. 

Im Übrigen: Bei der S-Bahn haben wir immer eine 100pro-
zentige Finanzierung durch die öffentliche Hand und den-
noch eine Defizitfinanzierung des Betriebs. Das ist der 
Unterschied. Hier brauchen wir in erheblichem Maße öf-
fentliche Mitfinanzierung und können – auch nach den 
Rechnungen der Bahn – einen Teil der Investitionen über 
die Fahrgeldeinnahmen finanzieren. Das bedeutet, dass 
die Bahn nicht nur den Betrieb eigenwirtschaftlich gestal-
ten kann, sondern auch einen Teil der Investitionskosten, 
wenn auch keinen großen, mittragen kann und auch mit-
tragen wird. Das ist das Thema, das hier zählt. 

Zum Schluss: Sie sagen, es wäre ein Geburtsfehler beim 
Flughafen, dass er nicht an einer Fernbahnstrecke liegt. 
Darüber kann man reden. Zu diesem Geburtsfehler sollten 
Sie aber einmal innerfamiliäre Gespräche führen. 

(Heiterkeit bei der CSU)

Ich glaube, dabei können Sie sehr viel über diesen Ge-
burtsfehler erfahren. 

(Zuruf der Abgeordneten Dr. Hildegard Kronawit-
ter (SPD))

– Entschuldigung. Oberbürgermeister Vogel hat genauso 
wie Oberbürgermeister Kronawitter und genauso wie 
Oberbürgermeister Kiesl und nachher wieder Oberbürger-
meister Kronawitter den dortigen Standort und die Pla-
nung dafür unterstützt. Darum ist es etwas seltsam, um 
nicht zu sagen kabarettreif, Frau Kronawitter, wenn gera-
de Sie heute kommen und sagen, das wäre ein Geburts-
fehler. Da war schon ein spezieller Geburtshelfer mit da-
bei. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: Mir 
liegen keine weiteren Wortmeldungen mehr vor. Damit ist 
die Aussprache geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Dazu werden die Tages-
ordnungspunkte wieder getrennt. Ich lasse zunächst ab-
stimmen über den Dringlichkeitsantrag der SPD-Fraktion 
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auf Drucksache 15/1472, Tagesordnungspunkt 17. Der 
federführende Ausschuss für Wirtschaft, Infrastruktur, Ver-
kehr und Technologie empfiehlt die Ablehnung des Dring-
lichkeitsantrags. Wer diesem Votum, also der Ablehnung 
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – CSU-
Fraktion. Gegenstimmen? – Die beiden anderen Fraktio-
nen. Stimmenthaltungen? – Keine. Dann ist der Dringlich-
keitsantrag abgelehnt. 

Nun kommen wir zur Abstimmung über den Dringlich-
keitsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf 
Drucksache 15/1473, Tagesordnungspunkt 18. Der feder-
führende Ausschuss für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr 
und Technologie empfiehlt wiederum die Ablehnung. Wer 
diesem Votum, also der Ablehnung zustimmen will, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Ent-
haltungen? – Aha, diesmal ist es anders: Bei Enthaltung 
der SPD und Zustimmung seitens des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN ist der Dringlichkeitsantrag mit den Stim-
men der CSU-Fraktion abgelehnt. Damit ist dieser Dring-
lichkeitsantrag endgültig abgelehnt. 

Ich gebe zwischendurch noch das Ergebnis der namentli-
chen Abstimmung zum Dringlichkeitsantrag 15/2214 der 
Abgeordneten Margarete Bause, Dr. Sepp Dürr, Ulrike 
Gote und andere und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN bezüglich der Gemeinschaftsunterkunft Hormersdorf 
bekannt. Für den Antrag stimmten 42 Abgeordnete, 96 
stimmten dagegen. Damit ist der Antrag abgelehnt. 

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3)

In Absprache mit den Fraktionen rufe ich auf:

Tagesordnungspunkt 12 a 
Gesetzentwurf der Abgeordneten Margarete Bause, 
Dr. Sepp Dürr, Ulrike Gote und anderer und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)  
zur Änderung des Polizeiaufgabengesetzes (Drucksa-
che 15/1699) 
– Erste Lesung – 

Tagesordnungspunkt 12 b 
Gesetzentwurf der Staatsregierung  
zur Änderung des Polizeiaufgabengesetzes und des 
Parlamentarischen Kontrollgremium-Gesetzes 
(Drucksache 15/2096) 
– Erste Lesung – 

Der Gesetzentwurf der Staatsregierung auf Drucksache 
15/2096 wird begründet. Herr Minister Beckstein, Sie ha-
ben das Wort. Bitte. 

Staatsminister Dr. Günther Beckstein (Innenministeri-
um): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
glaube, ich brauche hier keine großen Ausführungen über 
die Gefährdungssituation zu machen, in der sich alle 
westlichen Länder und damit auch Deutschland seit dem 
11. September 2001 befinden. Für Europa hat dies der 
Anschlag in Madrid vom 11. März 2004 in einer erschüt-
ternden Weise gezeigt. 

Wir müssen uns nun darüber klar sein, dass es nicht allein 
ausreichend ist, bestimmte Maßnahmen zum Zwecke der 

Strafverfolgung einsetzen zu können. Die frühere Philoso-
phie war doch, dass bei der Strafverfolgung zum Ersten 
der Strafanspruch des Staates seine Berechtigung hat 
und zum Zweiten ein Schutz für die Bevölkerung allein 
durch General- und Spezialprävention gegeben ist. Spä-
testens seitdem Selbstmordattentate stattfinden, wissen 
wir aber, dass es von unabdingbarer Notwendigkeit ist, 
nicht nur Straftäter, die große Terroranschläge verübt ha-
ben, zu bestrafen, sondern auch alle Möglichkeiten des 
Rechtsstaates zu nutzen, um von vornherein Terroran-
schläge oder schwerste Straftaten zu verhindern. 

Der effektive Schutz der Bevölkerung vor Terroristen, aber 
auch vor Kinderpornohändlern, vor grenzüberschreitend 
organisierten Banden und Menschenhändlern darf nicht 
davon abhängen, dass bereits eine Straftat begangen 
wurde. Vielmehr brauchen wir das modernste Hand-
werkszeug, um von vornherein dafür zu sorgen, dass Leib, 
Leben und Freiheit der Menschen in unserem Land früh-
zeitig geschützt werden. Dafür brauchen wir auch die 
entsprechenden technischen Möglichkeiten. 

Hierzu zählen neben der Aufzeichnung der Telekommuni-
kation von Gefährdern die Anforderung von Telekommuni-
kations- und Verbindungsdaten bei den Diensteanbietern 
und die Ortung von Mobiltelefonen. Diese Befugnisse sind 
nicht nur zur Abwehr von schwerwiegenden Straftaten, 
sondern auch – ich weise ausdrücklich darauf hin – bei 
Vermisstenfällen dringend erforderlich. Nach der derzeiti-
gen Rechtslage gibt es dazu keine klare Regelung, die es 
in solchen Fällen erlaubt, Personen zu ihrem eigenen 
Schutz über ihr Handy zu orten. Durch die Novellierung 
des PAG erhalten wir eine derartige Befugnis, um zum 
Beispiel im Falle verunglückter Bergwanderer oder akut 
suizidgefährdeter Personen einen oft lebensrettenden 
Einsatz dieser technischen Mittel zu ermöglichen.

Dass die Lücken im Sicherheitsnetz umgehend geschlos-
sen werden müssen, scheinen zumindest im Ansatz über-
raschenderweise auch die GRÜNEN erkannt zu haben, 
die einen eigenen Gesetzentwurf zur Einführung der prä-
ventiven Telekommunikationsüberwachung in den Bayeri-
schen Landtag eingebracht haben. 

Ich wiederhole, dass ausdrücklich präventiv-polizeiliche 
Befugnisse zur Telekommunikationsüberwachung hier 
eingebracht werden. Das ist ein Fortschritt. Allerdings 
bleibt dieser Entwurf hinter den fachlichen Erfordernissen 
weit zurück. Wegen der fortgeschrittenen Zeit will ich jetzt 
keine Einzelheiten darstellen; das wird wohl im Ausschuss 
intensiv erörtert werden. Ich will aber schon deutlich her-
ausstellen, dass die Überlegung der Notwendigkeit prä-
ventiver Telekommunikationsüberwachung auch dem 
Gesetzentwurf der GRÜNEN zugrunde liegt. 

Wir brauchen – das ist eindeutig; darüber kann man unter 
Fachleuten nicht ernsthaft streiten – zum Beispiel die 
Möglichkeit, Telekommunikationsverbindungen in be-
stimmten Fällen zu unterbrechen. Die Anschläge von 
Madrid haben gezeigt, dass Attentäter unter Umständen 
eine Bombe über Handy auslösen. Deswegen kann nicht 
ernsthaft bestritten werden, dass Polizei- und Sicherheits-
kräfte zur Unterbindung einer solchen Straftat im Extrem-
fall, wenn ein furchtbares Verbrechen begangen werden 
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soll, die Befugnis besitzen müssen, unter Umständen Te-
lekommunikationsverbindungen gezielt zu unterbrechen, 
zum Beispiel bei bevorstehenden Attentaten oder Geisel-
nahmen. 

Den Belangen des Datenschutzes wird im Gesetzentwurf 
der Staatsregierung durch umfangreiche Erhebungs- und 
Verwendungsverbote sowie durch die Pflicht zur Lö-
schung von Daten und zur Benachrichtigung Betroffener 
entsprochen. Die TÜ ist nur unter ganz engen Vorausset-
zungen zulässig. Bei der Ausgestaltung der neu zu schaf-
fenden Befugnisse wurde größter Wert auf die berechtig-
ten Schutzinteressen von so genannten Berufsgeheimnis-
trägern gelegt. Ärzte, Anwälte und Geistliche werden 
ebenso wie Journalisten und Abgeordnete durch Erhe-
bungsverbote geschützt. Daneben bestehen Verwen-
dungsverbote, die engste Vertrauensbeziehungen aus-
nehmen. 

Die gegenüber dem Gesetzentwurf in der Verbandsanhö-
rung geäußerten Vorbehalte konnten in großem Umfang 
berücksichtigt oder ausgeräumt werden. Aus meiner Sicht 
sind durchgreifende Einwände nun nicht mehr vorhanden. 
In den Fällen, in denen der Betreffende Mittäter ist, muss 
man auf jeden Fall diese Befugnisse haben. Wenn zum 
Beispiel ein Journalist aus dem arabischen Raum Mittäter 
bei einem islamistischen Verbrechen wäre, muss natürlich 
gegen ihn als Mitbeschuldigten vorgegangen werden. Wir 
haben im Bereich der Interessen- und Berufsgeheimnis-
träger in weitestem Umfange deren Anliegen Rechnung 
getragen.

In Zeiten wachsender Bedrohung bedarf es auch der Be-
fugnis zur Wohnraumüberwachung. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat diese Maßnahme im Grundsatz auch für 
verfassungsgemäß erklärt. Die Einschätzung des Gesetz-
gebers, herkömmliche Ermittlungsmethoden würden 
nicht ausreichen, um bei abgeschottet und arbeitsteilig 
vorgehenden Banden zum Kern der kriminellen Organisa-
tion vorzudringen und diese zu zerschlagen, wurde vom 
Bundesverfassungsgericht nicht beanstandet. Die Ent-
scheidung ist allerdings nicht im Hinblick auf das Polizei-
recht, sondern im Hinblick auf die Strafprozessordnung 
ergangen. Daraus ergibt sich ein ganz wesentlicher Unter-
schied: Der Schutz vor schwersten Beeinträchtigungen 
der Rechtsgüter ist präventiv-polizeilich sicher weiterge-
hend als im Bereich der Strafverfolgung. Das ergibt sich 
im Übrigen auch aus der Systematik des Artikels 13 Ab-
satz 3 bzw. Absatz 4 des Grundgesetzes. 

Ich halte es für völlig eindeutig, dass wir deswegen gerade 
im Bereich der präventiv-polizeilichen Wohnraumüberwa-
chung die berechtigten Schutzinteressen der Bevölkerung 
auch zu beachten haben. Denken wir nur daran, was im 
Moment in der aktuellen Situation diskutiert wird, nämlich 
die „dirty bomb“. Das ist sicher keine Atombombe, die 
von Terroristen eingesetzt wird, aber Fachleute rechnen 
heute damit, dass eine relativ hohe Gefahr besteht, dass 
einer normalen TNT-Bombe irgendwelche strahlenden 
Gegenstände beigemischt werden, oder biologische oder 
chemische Bestandteile. 

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Was gibt es noch für 
Bomben?)

– Herr Kollege Dürr, ich halte es bei diesen Herausforde-
rungen nicht für angemessen, mit einer derartigen Ober-
flächlichkeit zu arbeiten. 

(Beifall bei der CSU) 

Ich halte das für empörend. Da Sie selbst einen Gesetz-
entwurf vorlegen, in dem Gott sei Dank – das haben Sie 
wohl noch nicht gemerkt – präventiv-polizeiliche Maßnah-
men enthalten sind, dann kann ich nicht verstehen, dass 
Sie in einer derartigen Oberflächlichkeit über dieses The-
ma reden. 

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Wir begründen unseren 
Gesetzentwurf schon selbst, dazu brauchen wir 
Sie nicht!)

Es ist ungehörig, die Leute, die unter großer Gefahr die 
terroristische Bedrohung in den Griff bekommen wollen, in 
einer derartig albernen Weise lächerlich zu machen. Das 
weise ich scharf zurück.

(Lebhafter Beifall bei der CSU) 

Bei der Absicherung der berechtigten Interessen von Be-
rufsgeheimnisträgern bewegen wir uns in ganz sensiblen 
Bereichen. Wir haben die Interessen in weitem Umfang 
gewahrt, so weit, wie das überhaupt nur zu verantworten 
ist. Es wurde eine sorgfältige Abwägung zwischen den 
Interessen der Sicherheit und den Interessen der Berufs-
geheimnisträger und des Individuums getroffen. Ich glau-
be, dass wir für uns in Anspruch nehmen können, dass 
der jetzige Gesetzentwurf den rechtsstaatlichen Interes-
sen im zu erwartenden Maße Rechnung trägt. Selbstver-
ständlich bleiben der Beichtstuhl, die Amtsarztpraxis und 
das Anwaltsbüro grundsätzlich tabu. Zu den geschützten 
Personen zählen auch Berufsgruppen wie Steuerberater, 
Journalisten und Abgeordnete. Durch Erhebungs- und 
Verwendungsverbote sowie Unterbrechungspflichten 
werden die verfassungsrechtlichen Anforderungen ge-
währleistet. 

Da heute in einer Zeitung zu einer weiteren Norm erhebli-
che Ausführungen zu lesen waren, nämlich zum Taser, will 
ich hierzu eine kurze Bemerkung machen. Der Taser ist ein 
Elektroschockgerät und hat folgende Aufgabe: In der po-
lizeilichen Praxis wird seit Jahren darüber diskutiert, dass 
man eine Distanzwaffe haben will, sodass man nicht 
gleich zur Schusswaffe greifen muss. In Situationen, in 
denen derzeit der Polizeibeamte berechtigterweise zur 
Schusswaffe greifen würde, könnte er dann zu einem mil-
deren Mittel greifen. Früher hat man dabei an Gummisch-
rot gedacht. In mehreren Ländern ist bereits die Möglich-
keit eines Elektroschockgeräts eingeführt, das dazu führt, 
dass jemand über einen Elektroschock auf Distanz gehal-
ten wird, sodass kein Schusswaffengebrauch notwendig 
ist. 

Wir wollen derartige Möglichkeiten schaffen, natürlich 
nicht für jeden Polizisten auf der Straße, aber für Spezi-
aleinsatzkommandos, wie das in mehreren anderen Bun-
desländern heute bereits vorgesehen ist. Ich hebe aus-
drücklich hervor, dass auf diese Weise ermöglicht wird, 
dass die Polizei nicht gleich zum schwierigsten Mittel, zur 
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Schusswaffe, greifen muss, sondern vorher eine andere 
Distanzwaffe einsetzen kann. 

In diesem Zusammenhang will ich ausdrücklich die Er-
mächtigung ansprechen, Waffen versuchsweise zuzulas-
sen. Ich halte das für eine sinnvolle Erweiterung der recht-
lichen Möglichkeiten.

Schließlich komme ich noch zu der im Gesetzentwurf ent-
haltenen Kennzeichenerkennung. Wir haben ein derarti-
ges Kennzeichenerkennungssystem mit erheblichen Er-
folgen am deutsch-tschechischen Grenzübergang einge-
setzt. Ich hebe hervor, dass dabei nur Treffer gespeichert 
werden, also Kennzeichen, nach denen polizeilich gefahn-
det wird, während Kennzeichen von Autofahrern, die nicht 
in den Fahndungsregistern stehen, überhaupt nicht ge-
speichert werden. Eine lückenlose Speicherung ist nicht 
zulässig, sondern es wird nur nach gesuchten Kennzei-
chen gefahndet. Damit lassen wir allen rechtsstaatlichen 
Regelungen Gerechtigkeit angedeihen.

Mit dem Gesetzentwurf zur Änderung des PAG hat die 
Staatsregierung einen ausgewogenen Ausgleich zwischen 
den notwendigen Befugnissen zur Abwehr schwerwie-
gender Gefahren und Straftaten einerseits und den Belan-
gen des Datenschutzes und der Intimsphäre des einzel-
nen Bürgers andererseits geschaffen. Er gewährleistet 
weiterhin die Vorreiterrolle des Freistaats in Fragen der 
inneren Sicherheit. Ich bitte deswegen, diesen Gesetzent-
wurf in den Ausschüssen zwar sorgfältig zu beraten, aber 
dann zügig zu verabschieden, um der Polizei die notwen-
digen Befugnisse zu geben, damit sie ihrer Führungsrolle 
in der inneren Sicherheit auch in Zukunft nachkommen 
kann.

(Beifall bei der CSU) 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: Der 
Gesetzentwurf der Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 15/1699 wird von Frau Kollegin 
Stahl begründet. Sie hat gebeten, die Begründung und die 
Aussprache zusammenfassen zu dürfen, so dass sie 
15 Minuten Redezeit hat. – Ich schaue auf die Uhr, Frau 
Kollegin. Sie haben aber uneingeschränkt das Wort.

Christine Stahl (GRÜNE): Herr Präsident, liebe Wackere 
der letzten halben Stunde! Keine Panik, es werden wohl 
nur 12 Minuten werden. 

„Mir wird Angst und Bange, wenn ich sehe, mit welcher 
Geschwindigkeit und in welchem Umfang mittlerweile so 
genannte Sicherheitsgesetze verabschiedet, umgesetzt 
und bürgerliche Freiheiten geopfert werden.“

(Beifall bei den GRÜNEN)

Meine Herren und Damen, liebe Kollegen und Kollegin-
nen, dieser Satz stammt nicht von einer grünen Altacht-
undsechzigerin, der man Uneinsichtigkeit unterstellen 
könnte. Dieser Satz stammt von einem – man kann ihn 
durchaus hochrangig nennen – bayerischen Richter. Die-
ser Richter ist bisher sicher nicht durch seine linken Sprü-
che aufgefallen. Auch bei den Entscheidungen, die er 
bisher getroffen hat, sehe ich eher das Gegenteil. Mit die-

ser Einschätzung einer unguten Entwicklung in unserem 
Land steht dieser bayerische Richter aber nicht allein. 
Auch eine Reihe von Gerichtsentscheidungen in der ver-
gangenen Zeit lassen aufmerken. Ich denke an noch kom-
mende Gerichtsentscheidungen, zum Beispiel an die 
Entscheidung zur Klage der Volksbank, die kritisiert, dass 
ein ungehinderter Zugriff auf Bankdaten erfolgen kann. 
Angesichts dieser Gerichtsentscheidungen ist es gut, 
festzustellen, dass den ausufernden Zugriffswünschen, 
vor allem vonseiten der Polizei und vonseiten des Staates, 
Grenzen gesetzt werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Es geht um Grenzen, die Sie, meine Damen und Herren 
von der CSU, für falsch halten. Sie werden nicht müde, 
dies zu betonen. Ich denke hier beispielsweise an Ihre 
Äußerungen zum Lauschangriffurteil des Bundesverfas-
sungsgerichts. Für eine vermeintliche Sicherheit sind Sie 
bereit, Bürgerrechte zu opfern. Es ist bedauerlich, dass 
das erst von den Gerichten gestoppt werden muss. Bis 
heute können Sie nicht belegen, dass wir für den Verlust 
von Freiheit tatsächlich ein Mehr an Sicherheit bekommen 
haben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Was wir allenfalls haben, ist ein Mehr an gefühlter Sicher-
heit.

(Beifall bei den GRÜNEN - Simone Tolle (GRÜ-
NE): Genau!)

Ob Sie es wahrhaben wollen oder nicht, einen absoluten 
Schutz vor Straftaten gibt es nicht und wird es auch trotz 
Ihrer Gesetze nie geben. So, wie sich die Lebensbedin-
gungen und Gesetze ändern, so ändern sich die Strafta-
ten, die Begehungsweisen und die Tätergruppen. Eine 
Evaluierung gesetzlicher Vorschriften über den Sinn und 
die Zielgenauigkeit dieser Vorschriften wäre deshalb un-
bedingt wünschenswert; so etwas findet aber überhaupt 
nicht statt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Heute haben wir einen neuen Vorschlag für mehr gefühlte 
Sicherheit, man könnte sagen, ein Gesetz für Gefühlse-
chtheit. Wir haben einen Beleg dafür, dass wir Bürgerin-
nen – -

(Thomas Kreuzer (CSU): Ich dachte, Frau Kolle-
gin, Sie begründen Ihren Gesetzentwurf!)

Herr Präsident hat Ihnen erklärt, dass Begründung und 
Aussprache in meinem Redebeitrag zusammengefasst 
sind. Das ist auch zu Ihrem Wohle; denn sonst müsste ich 
zweimal in die Bütt, und das wäre für Sie doch noch quä-
lender.

(Zuruf von der CSU)
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– Genau. Sehen Sie, so sorge ich mich um die lieben Kol-
leginnen und Kollegen hier im Saal, vor allem um diese 
Zeit.

Heute haben wir also einen neuen Vorschlag für mehr ge-
fühlte Sicherheit, einen Beleg dafür, dass wir Bürgerinnen 
und Bürger für die Sicherheitskräfte in Bayern, mit kleinen 
Einschränkungen im Detail, zuallererst potenzielle Täterin-
nen und Täter und Verdächtige sind. Zwar ist es dem 
Bayerischen Datenschutzbeauftragten gelungen – wenn 
ich den jetzigen Gesetzentwurf mit dem Entwurf verglei-
che, der vor der Sommerpause vorlag –, an einigen Stel-
len in diesem Gesetzentwurf Schutzmechanismen einzu-
bauen. Sie ändern unseres Erachtens aber nichts daran, 
dass die Ausweitung von Aufgaben und Befugnissen für 
die Polizei unter dem Vorwand, präventiv tätig sein zu 
müssen, zu weit geht. Ihr Ziel ist eindeutig – und ich neh-
me dabei gerne auf mich, wenn Sie mir vorwerfen, dass 
ich mit Unterstellungen arbeite – die Schaffung einer Be-
wachungsinfrastruktur durch Vorfeldbeobachtung, flan-
kiert von Millionen gespeicherter Daten. Meine Herren und 
Damen, damit öffnen Sie das Tor zu einem autoritären 
Staat.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Im Detail: Kennzeichen-Scanning als Modellprojekt. Das 
wird bisher ohne gesetzliche Grundlage durchgeführt, es 
wird nun flächendeckend eingeführt. Sie haben zwar Be-
schränkungen eingeführt, die Teile dieses Kennzeichen-
Scannings aber völlig widersprüchlich erscheinen lassen, 
etwa dann, wenn Sie in der einen Formulierung schreiben, 
dass ein Abgleich nur mit Fahndungsdateien erfolgen soll. 
Ich frage mich, wo hier der präventive Spielraum ist. Wenn 
Sie mit Fahndungsdateien abgleichen, dann sind Sie letzt-
endlich im repressiven Bereich. Andererseits sagen Sie 
auch ganz klar, dass sie es mit anderen Dateien abglei-
chen wollen. So heißt es in der Begründung beispielswei-
se, Sie wollen es mit der „Gewalttäterdatei Sport“ abglei-
chen. Wir fragen uns, was Sie mit diesem Gesetz letztend-
lich wollen. Einerseits ist es unnötig, andererseits geht es 
viel zu weit. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Gerade mit dem Kennzeichen-Scanning schaffen Sie eine 
kritikwürdige Überwachungsinfrastruktur. Davon einmal 
abgesehen, ist es auch fragwürdig, wie viele Erfolge das 
bringen wird. 

Bei der präventiven Wohnraumüberwachung ziehen Sie, 
was Sie ursprünglich so gerne vermieden hätten – tat-
sächlich und immerhin – Konsequenzen aus dem Verfas-
sungsgerichtsurteil. Sie ziehen Konsequenzen aus dem 
Lauschangriffurteil. Dabei haben Sie sich anfangs noch 
dagegen gesträubt. Weshalb Sie aber dann bei einzelnen 
Teilen inkonsequent bleiben, erschließt sich mir nicht. Wa-
rum differenzieren Sie zwischen den Berufsgeheimnisträ-
gern und den Berufsgeheimnisträgerinnen? Wir werden 
das sicher im Ausschuss noch im Detail diskutieren. Ich 
werde jetzt nicht darauf eingehen, wie die Bundesgesetz-
gebung das handhabt, nämlich anders. Ich gehe auch 
nicht darauf ein, was das Bundesverfassungsgericht für 
einen Spielraum gelassen hat. Das alles werden wir noch 

tun. Ich verstehe jedenfalls nicht, warum diese Abstufun-
gen sein müssen. Ich kann es mir denken, ich habe dafür 
auch schon eine Erklärung parat, aber das machen wir 
dann im Ausschuss.

Die unbeteiligten Dritten sind nicht ausreichend geschützt. 
Der Straftatenkatalog geht über das zulässige Maß hin-
aus. Auch hier ist zu fragen, ob mit Daten, die nicht erho-
ben werden dürfen, tatsächlich so verfahren wird, wie 
verfahren werden sollte.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die präventive Telekommunikationsüberwachung – TKÜ 
– wird neu eingeführt. Wenn ich mich zu Ihrem Teil geäu-
ßert habe, komme ich zu unserem. Dabei muss der Ein-
griff in die Telekommunikationsfreiheit als weniger gravie-
rend gewertet werden als die Unverletzlichkeit der Woh-
nung. In dieser Frage sind wir mit Ihnen einig. Trotzdem 
sind für die TKÜ ähnlich hohe gesetzliche Schranken ein-
zuführen, weil es sich um eine präventiv-polizeiliche Maß-
nahme handelt, die zu einem Zeitpunkt eingesetzt wird, zu 
dem es noch keine Tat gibt. Es handelt sich also um vor-
sorgliche Überwachung. 

Zuletzt haben wir noch die Einführung einer neuen Waffe, 
des Tasers. Man kann über das Für und Wider debattie-
ren. Man kann über den Taser-Einsatz, bevor man die 
Schusswaffe nimmt, sprechen. Leider haben Sie aber 
nicht gesagt, dass das Institut, bei dem Sie eine Überprü-
fung der Gefährlichkeit dieser Waffe haben vornehmen 
lassen, die Einführung dieser Waffe nicht gutheißt. Darü-
ber müssen wir noch diskutieren.

(Ulrike Gote (GRÜNE): Hört, hört!)

In diesem Teil des Gesetzes versteckt sich aber etwas, 
worauf man gar nicht so leicht kommt, es sei denn, man 
liest den Gesetzentwurf bis zum Ende; denn vorne bei den 
Kosten ist der Hinweis auf den Taser im zweiten Gesetz-
entwurf plötzlich verschwunden. Im ersten Gesetzentwurf 
hatten Sie ihn unter Punkt 5 noch genannt. Wer den Ge-
setzentwurf also bis zum Ende liest, findet – und das halte 
ich für wirklich bedenklich –, einen Hinweis darauf, dass 
vergleichbare Waffen, was immer das auch sein mag – Sie 
beschreiben das in der Antwort auf eine unserer Anfragen 
–, künftig am Parlament vorbei eingeführt werden können. 
In diesem Punkt kommen wir wieder zu der Schwäche der 
hier sitzenden Mehrheitsfraktion, die angeblich alles mit 
entscheidet. Dabei hat sie wahrscheinlich noch nicht ein-
mal mitbekommen, worüber sie in Zukunft nicht mehr 
entscheiden darf.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Am Parlament vorbei sollen, per Anordnung des Innenmi-
nisteriums, vergleichbare Waffen zu Erprobungszwecken 
eingesetzt werden dürfen. 

Meines Erachtens verletzt das ganz klar das Legalitäts-
prinzip. Überlegen Sie sich einmal, was Sie hier für einen 
massiven Verstoß begehen.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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An vielen Stellen lässt Ihr Gesetzentwurf Ratlosigkeit zu-
rück. In Ihrem Bemühen, das Bundesverfassungsge-
richtsurteil teilweise über die zulässigen Grenzen hinaus 
auszupressen, haben Sie absolut unklare Formulierungen 
in den Gesetzentwurf hineingeschrieben. Den Artikel 34 
und 34 a PAG mit seinen verbalen Verrenkungen zu lesen, 
ist ein Graus. Diese Vorschrift soll dann vom Polizeipräsi-
dium umgesetzt werden. Ich bin wirklich gespannt, was 
dann aus dieser Vorschrift wird. 

Auch wenn Sie viel Zeit und Mühe investiert haben: 
Schmeißen Sie das ganze Teil trotzdem in den Papier-
korb!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Nun zu unserem Gesetzentwurf. Wir haben ja sehr frühzei-
tig Konsequenzen aus dem Bundesverfassungsgerichts-
urteil gezogen. 

(Einige Abgeordnete verlassen den Saal)

– Auf Wiedersehen, meine Herren Kollegen, gute Heim-
fahrt.

Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts haben 
wir Konsequenzen gezogen und bereits vor einigen Wo-
chen einen eigenen Gesetzentwurf zur Wohnraumüber-
wachung eingebracht, Konsequenzen zur Wohnraumü-
berwachung. Wir haben ganz klar Beschränkungen vor-
genommen, weil wir gesehen haben, dass der bisherigen 
Wohnraumüberwachung, vor allem wieder im präventiven 
Bereich – wenn also noch nichts passiert ist, wenn ein 
Verdacht vorliegt, aber noch keine Straftat – dringend 
Grenzen gesetzt werden müssen. Sie haben es versucht, 
aber leider nur mit halbem Herzen.

Wir haben auch gesehen, dass Sie von Ihrem Vorhaben 
zur Telekommunikationsüberwachung nicht Abstand neh-
men, sondern ganz klar die Telekommunikationsüberwa-
chung doch in den präventiven Teil des PAG mit einführen 
wollen. 

Daraufhin – deswegen gilt Ihre Kritik auch nicht, mit der 
Sie versuchen, uns in Ihr Boot zu holen, aber ich sage Ih-
nen, wir rudern lieber selber – 

(Beifall bei den GRÜNEN)

haben wir einen eigenen Gesetzentwurf zur Telekommuni-
kationsüberwachung eingebracht, der ganz klare Grenzen 
setzt, und zwar die, dass wirklich nur in ganz wenigen 
problematischen Einzelfällen, eben bei den von Ihnen ge-
nannten beispielsweise – das haben wir aus der Anhörung 
mitgenommen – unter Umständen – das werden nur ein, 
zwei Fälle im Jahr sein – eine Telekommunikationsüber-
wachung, beispielsweise Handyüberwachung zugelassen 
würde. 

(Zuruf des Abgeordneten Thomas Kreuzer 
(CSU))

– Ich richte mich nach der Anhörung, in der die Fachleute 
gehört wurden. Ich glaube nicht, Herr Kreuzer, dass Sie 
dazugehören.

(Beifall bei den GRÜNEN – Zuruf von der CSU)

– Ich nehme heute um diese Zeit dasselbe Recht in An-
spruch, das Herr Wiesheu heute in Anspruch genommen 
hat, Herr Schnappauf und wie sie alle heißen, die unter der 
Gürtellinie argumentiert und agiert haben, dass es zwei 
Tage lang zum Grausen war. Genau das tue ich jetzt auch, 
und das macht mir Spaß.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir haben den eigenen Gesetzentwurf eingebracht, weil 
wir das aus der Anhörung für diese Fälle mitgenommen 
haben und – jetzt kommt ein ganz wichtiger Punkt – weil 
wir nicht wollen, dass die Polizei unter Umständen, weil 
sie diese spezialgesetzliche Regelung nicht hat, auf die 
Allgemeinbefugnis des Artikels 11 PAG zurückgreift. Ge-
nau dieses wurde in der Anhörung auch gesagt. Ehe zu-
gelassen wird, dass auf eine allgemeingesetzliche Befug-
nis zurückgegriffen wird für eine präventive Überwachung, 
die auch noch so formuliert ist, dass relativ willkürliche 
Eingriffe möglich sind, will ich eine spezialgesetzliche Re-
gelung, die Ihnen keinen Spielraum lässt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Meine Herren und Damen, den Verlust von Rechtsstaat-
lichkeit kann man nicht oder nur sehr schwer messen. Die 
durchaus vorhandene Angst der Menschen ist jedoch 
messbar, da diese für die Menschen selbst spürbar ist. Es 
ist viel leichter, diese Angst und Verunsicherung zu bedie-
nen und zu schüren, als eine schwierige rationale Debatte 
zu führen. Mit Ihrer so genannten Präventionspolitik keh-
ren Sie unser rechtsstaatliches System um. In Ihrer Vor-
stellung von Prävention wird nicht mehr zwischen Ver-
dächtigen und Unverdächtigen unterschieden, sondern 
alle Bürgerinnen und Bürger sind qua Existenz Risiko und 
müssen beweisen, dass sie keines sind. Das machen wir 
nicht mit.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: Es 
liegen noch zwei weitere Wortmeldungen vor. Als Nächs-
ter hat das Wort der Vorsitzende des Innenausschusses, 
Kollege Kreidl. Fünf Minuten.

Jakob Kreidl (CSU): Herr Präsident, verehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Nach dem Terroranschlag in Madrid am 
11. März dieses Jahres hat die CSU-Fraktion im Landtag 
einen Dringlichkeitsantrag eingebracht mit dem Ziel, den 
Schutz der Bevölkerung vor terroristischer Bedrohung zu 
verbessern. Wir zielten mit diesem Dringlichkeitsantrag 
darauf ab, dass das Bayerische Polizeiaufgabengesetz, 
kurz PAG, entsprechend geändert wird.

Die Staatsregierung hat nun einen Gesetzentwurf vorge-
legt, der vom Herrn Staatsminister entsprechend erläutert 
worden ist. Wir unterstützen diesen Gesetzentwurf der 
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Staatsregierung zur Änderung des PAG in allen Punkten, 
weil dadurch die Sicherheitsbehörden die Möglichkeit er-
öffnet bekommen, durch den Einsatz modernster Techno-
logien ihre Aufgabenerfüllung zu optimieren. 

Organisierte Kriminalität und terroristische Vereinigungen 
sind wegen ihrer Strukturen nur schwer durch klassische 
Aufklärungsarbeit aufzuhellen. Es hat sich gezeigt, dass 
diese Erscheinungsformen von Kriminalität von einem 
hohen Maß an Konspirativität geprägt sind und sie auf ei-
nen technisch hoch entwickelten Unterstützungsapparat 
zurückgreifen können. Es ist deshalb zwingend notwen-
dig, rechtlich abzusichern, dass die akustische Wohn-
raumüberwachung vorgenommen werden kann. Ein Ein-
schleusen verdeckter Ermittler ist insbesondere bei isla-
mistisch-terroristischen Vereinigungen kaum möglich. Die 
Befugnis zur akustischen Wohnraumüberwachung knüpft 
an schwerwiegende Straftaten an, vor allen Dingen an 
Delikte mit besonderem OK- oder Terrorismusbezug, zum 
Beispiel der Vorbereitung eines Explosionsverbrechens. 
Die akustische Wohnraumüberwachung ist als ultima ra-
tio, als letztes Mittel vorgesehen, wenn andere Aufklä-
rungsmethoden keinen Erfolg haben.

Der Gesetzentwurf beachtet den vom Verfassungsgericht 
mit Urteil vom 04.03. dieses Jahres geforderten Schutz 
des Kernbereichs privater Lebensgestaltung bei Gesprä-
chen mit Familienangehörigen oder engen Vertrauten und 
Berufsgeheimnisträgern durch differenzierte Erhebungs-
verbote. Der Schutz hört jedoch da auf, wo Gespräche 
unmittelbar Bezug zu Straftaten haben oder besonders 
Geschützte selber der Tatbeteiligung verdächtigt werden. 
Durch richterliche Kontrolle, Erhebungs- und Verwer-
tungsverbote werden Gespräche aus dem Kernbereich 
geschützt. Ausnahmen bestehen selbstverständlich bei 
schwerwiegenden Gefahren für Leib, Leben und Freiheit.

Durch die Gesetzesänderung wird eine neue Rechts-
grundlage zum Einsatz der TKÜ, der Telekommunikati-
onsüberwachung, geschaffen, wie die Wohnraumüberwa-
chung wird die TKÜ zum Schutz von hochwertigen 
Rechtsgütern eingesetzt. Zum Schutz von besonderen 
Vertrauensverhältnissen, insbesondere bei Berufsgeheim-
nisträgern, enthält die Novelle über die grundgesetzlichen 
Mindeststandards hinaus entsprechende Schutzvorkeh-
rungen. 

Im Gesetzentwurf ist zudem enthalten die Schaffung einer 
Rechtsgrundlage für die Übermittlung polizeilicher Daten 
an ausländische Sicherheitsbehörden sowie für die Erhe-
bung, Verwendung und Speicherung von Daten, die aus 
dem Einsatz von Kennzeichenerkennungssystemen ge-
wonnen werden. Dieses Kennzeichen-Scanning dient 
dazu, durchreisende Straftäter schnell und einfach aus 
dem Verkehr zu ziehen. 

Fazit zu dem Gesetzentwurf der Staatsregierung: Der Ge-
setzentwurf hält die Balance zwischen dem notwendigen 
Schutz der Freiheitsrechte des Einzelnen und dem Schutz 
von Leben, Gesundheit und Freiheit unserer Bürger. Die 
darin vorgesehenen Maßnahmen sind zur effektiven Ge-
fahrenabwehr zwingend erforderlich.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, lassen Sie mich noch ganz kurz auf den 
Gesetzentwurf der GRÜNEN zur präventiven Telekommu-
nikationsüberwachung eingehen. Wir lehnen ihn aus drei 
Gründen ab. Zum einen sollen lediglich dringende Gefah-
ren für Leib, Leben und Gesundheit abgedeckt sein. Es 
fehlt der Katalog über schwerwiegende Straftaten. Es ist 
eine so starke Einschränkung vorgenommen, dass dieses 
Instrumentarium nicht wirkungsvoll eingesetzt werden 
kann.

Zum Zweiten: Das vorgesehene absolute Erhebungsver-
bot für Gespräche mit Familienangehörigen und Berufs-
geheimnisträgern geht unseres Erachtens zu weit. 

Wer Gespräche über Straftaten führt, ist unseres Erach-
tens nicht schutzwürdig. 

Drittens fehlt im Gesetzentwurf die Befugnis für die Poli-
zei, notfalls Telekommunikationsverbindungen zu unter-
brechen. 

Fazit: Insgesamt ist der Gesetzentwurf der GRÜNEN zu 
wenig durchdacht. Er geht an den Realitäten der polizeili-
chen Fahndungspraxis vorbei. Der Schutz des Einzelnen 
– auch des einer geplanten Straftat Verdächtigen – wird 
zulasten des Schutzes der Allgemeinheit vor schwerwie-
genden Straftaten vernachlässigt. 

Auf alle diese wichtigen Detailfragen zu diesem Gesetz-
entwurf, aber auch zum Gesetzentwurf der Staatsregie-
rung, werden wir in den Ausschussberatungen ausführlich 
eingehen. Diese Fragen werden wir intensiv zu debattie-
ren haben. Wir werden diese Beratungen zügig angehen, 
damit die Sicherheitsbehörden bald die notwendigen Be-
fugnisse zur Verfügung haben, die wichtig sind, um Leben 
zu retten und Kriminalität wirksam und optimal bekämp-
fen zu können.

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Sehr geehrter Herr Kollege, so geht es natürlich nicht, sich 
erst über die Redezeit von Frau Kollegin Stahl zu mokie-
ren, aber dann selber die Redezeit überziehen. Das kön-
nen wir zukünftig nicht machen. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Als Nächster hat Herr Kollege Schuster das Wort. 

Stefan Schuster (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, 
Kolleginnen und Kollegen! Wir befinden uns heute in der 
Ersten Lesung zur Änderung des Polizeiaufgabengeset-
zes und zur Änderung des Parlamentarischen Kontrollgre-
miumgesetzes. Bereits in der letzten Legislaturperiode hat 
die CSU–Fraktion einen Gesetzentwurf vorgelegt, der die 
präventive Telekommunikationsüberwachung und den 
Einsatz automatischer Kraftfahrzeugkennzeichen-Erken-
nungssysteme regeln soll. Nachdem dieser „großartige“ 
Gesetzentwurf aber mit heißer Nadel gestrickt war, muss-
ten Sie diesen Gesetzentwurf nach heftigen Protesten der 
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wieder zurücknehmen; denn in dem damaligen Gesetz-
entwurf der CSU-Fraktion war das Grundrecht nach Arti-
kel 10 des Grundgesetzes nicht durch umfassende 
Schutzvorkehrungen abgesichert. Berufsgeheimnisträger 
wie Geistliche, Ärzte, Apotheker, Journalisten und Abge-
ordnete wurden in dem damaligen Gesetzentwurf nicht 
durch ein Erhebungsverbot geschützt. Aus diesem Grund 
haben wir uns auch damals gegen diesen Gesetzentwurf 
ausgesprochen.

Es liegen nun in dieser 15. Wahlperiode zwei Gesetzent-
würfe vor: ein Gesetzentwurf der Staatsregierung, die sich 
anscheinend nicht mehr auf die CSU-Fraktion verlassen 
wollte, um nicht noch einmal ein Desaster zu erleben, und 
ein Gesetzentwurf der Fraktion der GRÜNEN.

Im Gesetzentwurf der Staatsregierung soll Verschiedenes 
geregelt werden. Zum einen soll eine gesetzliche Grundla-
ge für den Einsatz automatisierter Kennzeichen-Erken-
nungssysteme geschaffen werden; denn der Landtag hat 
dies mit seinen Beschlüssen vom 28. Januar 2004 gefor-
dert. Ein Antrag, der dann auch beschlossen wurde, 
stammt von der SPD-Fraktion. Zum anderen soll die prä-
ventive Telekommunikationsüberwachung geregelt wer-
den. 

Des Weiteren hat das Bundesverfassungsgericht in sei-
nem Urteil vom 3. März 2004 zur repressiven Wohnraum-
überwachung die Erforderlichkeit der Eingriffe in das 
Grundrecht nach Artikel 13 Absatz 1 des Grundgesetzes 
zur Bekämpfung schwerwiegender Straftaten anerkannt 
und das Instrument der Wohnraumüberwachung im 
Grundsatz für verfassungsmäßig erklärt. Allerdings hat 
das Bundesverfassungsgericht für den Einsatz zur repres-
siven Wohnraumüberwachung große Hürden angelegt, 
unter anderem die Abhängigkeit vom Strafmaß; es geht 
also um die Fünfjahresgrenze. Um die Vorgaben des Bun-
desverfassungsgerichtes umzusetzen, muss Artikel 34 
des Polizeiaufgabengesetzes geändert werden. 

Verfahrensgegenstand beim Bundesverfassungsgericht 
war lediglich die repressive Wohnraumüberwachung, 
nicht der Bereich der Gefahrenabwehr. Auch das soll im 
Gesetzentwurf der Staatsregierung geregelt werden. Hin-
zu kommen noch die gesetzlichen Voraussetzungen des 
Polizeiaufgabengesetzes für eine Datenübermittlung an 
nicht innerstaatlichen Stellen und der Einsatz von Elek-
troimpulsgeräten und von vergleichbaren Waffen, also 
den so genannten Tasern.

Der Gesetzentwurf der Fraktion der GRÜNEN bezieht sich 
nur auf die präventive Telekommunikationsüberwachung. 

Der Gesetzentwurf der Staatsregierung ist ein sehr um-
fangreicher Gesetzentwurf mit insgesamt 28 Seiten, der 
im Ministerium mehrfach überarbeitet und dann den Ver-
bänden – nach meinem Kenntnisstand aber nicht allen 
Verbänden, die davon berührt werden, zum Beispiel der 
Deutschen Polizeigewerkschaft und dem Anwaltsverein – 
übermittelt wurde.

Der Referentenentwurf wurde auch dem Datenschutzbe-
auftragten vorgelegt, der dazu ausführlich Stellung bezo-
gen hat. Manche Bedenken des Datenschutzbeauftragten 
fanden im Gesetz der Staatsregierung Berücksichtigung, 
manche Bedenken allerdings nicht. 

Da nicht erkennbar ist, ob die von dem Gesetzentwurf 
betroffenen Verbände bisher in ausreichendem Maße an-
gehört wurden und in welchem Umfang die Staatsregie-
rung im vorliegenden Gesetzentwurf auf die Einwände 
dieser Verbände eingegangen ist, fordert die Fraktion der 
GRÜNEN in einem Antrag eine Anhörung zum Gesetzent-
wurf der Staatsregierung. Wir von der SPD-Fraktion sind 
aus diesem Grund ebenfalls für eine Anhörung. Allerdings 
muss auch der Gesetzentwurf der GRÜNEN Bestandteil 
dieser Anhörung sein, weil auch der Gesetzentwurf der 
GRÜNEN einen Eingriff in die Bürger–  und Freiheitsrechte 
bedeutet. 

Kolleginnen und Kollegen, für die SPD-Fraktion stehen 
sicherheitspolitische Erfordernisse im Vordergrund. Des-
halb erhält die Polizei mit diesem Gesetz eine ganze Reihe 
neuer zusätzlicher Möglichkeiten zur Verbrechensbe-
kämpfung, aber auch zur Verbrechungsvermeidung. Dies 
geschieht mit ausdrücklicher Zustimmung der SPD.

Bedenken haben wir aber mit der Einschränkung rechts-
staatlicher Grundwerte. Deshalb ist die präventive Tele-
kommunikationsüberwachung aus unserer Sicht diskussi-
onsbedürftig. Nicht im Gesetzentwurf enthalten sind zum 
Beispiel eine Berichtspflicht an den Landtag und eine 
Evaluierung.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Kollege Schuster, ich gebe Ihnen jetzt noch eine 
Kreidlsche Minute. Dann müssen Sie fertig sein.

Stefan Schuster (SPD): Insgesamt gesehen, muss si-
chergestellt sein, dass hohe rechtstaatliche Hürden und 
richterliche Anordnungen beachtet werden. Im Zuge der 
Beratungen muss aus unserer Sicht deshalb – ich habe 
dies bereits erwähnt – eine Anhörung durchgeführt wer-
den. Wir werden zu den einzelnen Punkten der Gesetzent-
würfe noch Änderungsanträge einbringen.

(Beifall bei der SPD)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, es liegen keine weiteren 
Wortmeldungen mehr vor. Im Einvernehmen mit dem Äl-
testenrat schlage ich daher vor, beide Gesetzentwürfe 
dem Ausschuss für Kommunale Fragen und Innere Si-
cherheit als federführendem Ausschuss zu überweisen. 
Besteht damit Einverständnis? – Das ist der Fall. Dann ist 
das so beschlossen.

Wir hatten bis 20 Uhr geladen. Deswegen können wir die 
drei nächsten Punkte nicht mehr aufrufen. Ich wünsche 
Ihnen einen wunderschönen Abend in München.

(Schluss: 20.07 Uhr)
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Anlage 1

Zu Tagesordnungspunkt 14

Aufstellung der im Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen zur Ablehnung 
empfohlenen Änderungsanträge zum Einzelplan 02:

1.  Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, Dr. Sepp Dürr, Ulrike Gote u.a. 
und Fraktion BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN 
Haushaltsplan 2005/2006; 
hier:  Mehr Effizienz in der Staatskanzlei: Reduzierung des Personalsolls 

(Kap. 02 01 Tit. 422 01 und Tit. 425 01)
 Drs. 15/1924

2.  Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Heinz Kaiser u.a. SPD 
Haushaltsplan 2005/2006; 
hier:  Personaleinsparung in der Staatskanzlei  

(Kap. 02 01, Stellenplan)
 Drs. 15/1928

3.  Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, Dr. Sepp Dürr, Ulrike Gote u.a. 
und Fraktion BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN 
Haushaltsplan 2005/2006; 
hier:  Kürzung der Mittel für Öffentlichkeitsarbeit der Staatskanzlei 

(Kap. 02 03 Tit. 531 21, 535 01, 531 60)
 Drs. 15/1925

4.  Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, Dr. Sepp Dürr, Ulrike Gote u.a. 
und Fraktion BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN 
Haushaltsplan 2005/2006; 
hier:  Kontinuierliche Filmförderung statt glamouröser Preisvergaben 

(Kap. 02 03, TG 70 - 72 und TG 80 - 86; Kap. 15 05)
 Drs. 15/1926
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Anlage 2

Ulrike Gote (GRÜNE): Warum ist der Verkauf des Klini-
kums Hohe Warte an den Krankenhauszweckverband 
Bayreuth noch immer nicht vollzogen, wann wird der Kauf-
vertrag unterschrieben und wird der Freistaat seine in 
2002 gemachte Zusage einhalten, den im Rohbau befind-
lichen Bettentrakt fertig zu stellen?

Antwort der Staatsregierung: Die Verkaufsverhandlun-
gen haben sich wegen schwieriger vertraglicher Sachfra-
gen über Erwarten lange hingezogen. Sie konnten inzwi-
schen jedoch einvernehmlich abgeschlossen werden. Der 
Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen des 
Bayerischen Landtags wird in der 50. Kalenderwoche 
2004 über den Verkauf der Klinik und die ausgehandelten 
Bedingungen in nichtöffentlicher Sitzung entscheiden. Bei 
einem zustimmenden Votum soll der Kaufvertrag mit dem 
Krankenhauszweckverband Bayreuth dann am 09.12.2004 
notariell beurkundet werden. 

Eine Zusage, dass der Freistaat Bayern den im Rohbau 
befindlichen Bettentrakt noch fertig stellen wird, wurde nie 
erteilt. Der Freistaat Bayern hat sich allerdings bereiter-
klärt, alle bis zum Beurkundungstag von ihm vergebenen 
Leistungen für den Bauabschnitt 4 A des Bettentrakts 
noch durchzuführen und zu finanzieren. Dieser Punkt ist 
u.a. Gegenstand des mit dem Zweckverband abgestimm-
ten Kaufvertragsentwurfs. 

Ludwig Wörner (SPD): Wie viele befristete Arbeitsverträ-
ge, mit welcher Stundenzahl gibt es derzeit beim Freistaat 
Bayern für Arbeiter und Angestellte, gegliedert nach den 
bayerischen Staatsministerien?

Antwort der Staatsregierung: Aktuelles Zahlenmaterial 
über die Anzahl der befristeten Arbeitsverhältnisse und 
die entsprechende Stundenzahl liegen im Finanzministeri-
um nicht vor. Die erbetenen Daten können nur durch eine 
Umfrage bei den einzelnen Ressorts erhoben werden. Ich 
darf in diesem Zusammenhang auf Ihre schriftliche Anfra-
ge vom 22. November 2002 verweisen, mit der Sie bereits 
um Mitteilung der befristet beschäftigten Arbeitnehmer 
gebeten haben. Auch diese konnte Ihnen erst nach 
Durchführung einer aufwändigen Ressortumfrage mit 
Schreiben vom 

13. Februar 2003 beantwortet werden. Danach waren 
Anfang 2003 ca. 23.000 der staatlichen Arbeitnehmer be-
fristet beschäftigt. Ich gehe nicht davon aus, dass sich die 
Anzahl der befristeten Arbeitsverhältnisse seitdem we-
sentlich verändert hat.

Barbara Rütting (GRÜNE): Nachdem die Ernährungsbe-
ratungsstellen an den Landratsämtern aufgelöst wurden, 
sollen in dem anlaufenden bayernweiten Modellprojekt 
Erzieherinnen in zweitägigen Seminaren zur Umstellung 
auf gesunde Ernährung und Lebensweise für dicke Kinder 
geschult werden; 
– aus welchen Mitteln wird das Pilotprojekt finanziert, nach 
welchen Kriterien wurden die Beteiligten ausgesucht und 
weshalb fördert die Staatsregierung nicht flächendeckend 
umstellungswillige Schul- und Kindergartenkantinen, in-
dem sie auf bereits vorhandene und in zahlreichen neuen 
wissenschaftlichen Untersuchungen belegte Erkenntnisse 
zurückgreift?

Antwort der Staatsregierung: Mit dem angesprochenen 
Modellprojekt ist vermutlich das Projekt zur Adiposi-
tasprävention im Vorschulalter „Tiger-kids“ gemeint. Die-
ses Projekt unter Federführung von Prof. Koletzko von der 
LMU München hat Pilotcharakter. Es findet in vier Modell-
regionen (Günzburg, Ingolstadt, Schwandorf und Bam-
berg) statt, in denen auch andere wissenschaftlich beglei-
tete Untersuchungen zur Kindergesundheit durchgeführt 
werden. Innerhalb dieser Modellregionen nehmen derzeit 
75 Kindergärten teil, die sich freiwillig gemeldet haben. 
Das Projekt wird mit 231.950 € aus der Gesundheitsinitia-
tive Bayern unterstützt. Die Laufzeit erstreckt sich vom 
01.10.03 bis 31.12.06. Erst nach Auswertung der erzielten 
Ergebnisse kann entschieden werden, wie die Erkenntnis-
se flächendeckend umgesetzt werden. 

Im Vordergrund dieses Projekts steht die Prävention von 
Übergewicht und nicht die Therapie von dicken Kindern. 
Ziel ist eine Lebensstilveränderung, d.h. die Förderung 
eines gesunden Ernährungs- u. Bewegungsverhaltens 
und nicht die Umstellung der Kantinenverpflegung in 
Schulen und Kindertagesstätten. 

Unabhängig von diesem Pilotprojekt liegt den Grundschu-
len flächendeckend eine Handreichung zur „Ernährungs-
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erziehung in der Grundschule“ vor, die sich am aktuellen 
Lehrplan der Grundschule orientiert und deren Konzept 
mit Pädagogen abgestimmt wurde.

Hinsichtlich der Verpflegung in Kindergärten und Schulen 
wird derzeit durch den Lehrstuhl Wirtschaftslehre des 
Haushalts der TU München (Prof. Karg) ein umfassendes 
3-jähriges Forschungsvorhaben in Kindertagesstätten in 
München durchgeführt mit dem Ziel, übertragbare Stan-
dards für die Gemeinschaftsverpflegung von Kindern zu 
erarbeiten. Erste Ergebnisse werden Ende 2005 erwartet.

Thomas Mütze (GRÜNE): Welche Regelung ist für die 
Nachfolge des zurzeit nur kommissarisch geleiteten Lehr-
stuhls für Landtechnik von der TU München in Weihenste-
phan beabsichtigt, bzw., wird der Lehrstuhl umgewidmet 
und wenn ja, in welches Fach?

Antwort der Staatsregierung: Der Lehrstuhl für Land-
technik am Wissenschaftszentrum Weihenstephan ist 
noch bis zum 01.09.2006 besetzt; er wird derzeit in her-
vorragender Weise kommissarisch von Herrn Professor 
Auernhammer vertreten. Die Frage, wie sich die Land-
technik am Wissenschaftszentrum Weihenstephan künftig 
entwickeln wird, wird in intensiven Beratungen zwischen 
der Hochschulleitung und den Dekanen der Fakultäten 
Wissenschaftszentrum Weihenstephan, Maschinenwe-
sen, Elektrotechnik und Informationstechnik sowie Infor-
matik erörtert. 

Wie die Technische Universität München wiederholt fest-
gestellt hat, kann das heute außerordentlich komplexe 
Gebiet der Landtechnik nicht isoliert am Standort Wei-
henstephan betrachtet werden, sondern muss in einen 
Zusammenhang mit dem ausgezeichneten wissenschaft-
lichen Umfeld der TUM, insbesondere in den Fakultäten 
für Maschinenbau, Elektrotechnik und Informationstech-
nik und Informatik gebracht werden. Deshalb sind die zu-
ständigen Dekane in die Beratungen eingebunden. Hinzu 
kommt, dass am Standort Weihenstephan gerade in der 
Landtechnik weitere Ressourcen im Bereich der Fach-
hochschule Weihenstephan und der Landesanstalt für 
Landwirtschaft (LfL) verfügbar sind. Auch insoweit wird 
man sehen müssen, welche Synergien hier - gerade in 
praxisnahen Fragestellungen - genutzt werden können. 

Im Dialog aller Beteiligten wird eine zukunftsfähige Lösung 
für die Landtechnik erarbeitet werden. Im gegenwärtigen 
Stadium bitte ich Sie um Verständnis, dass ich als Wis-
senschaftsminister, entsprechend meinem Auftrag und 
der Gesetzeslage nicht vorhabe, diesen der Autonomie 
der Hochschule unterliegenden Prozess inhaltlich zu be-
einflussen. 

Dr. Thomas Beyer (SPD): Welche Gründe gibt es für die in 
letzter Zeit verstärkt zu beobachtende Schließung von 
Parkplätzen an Bundesautobahnen in Bayern (z.B. BAB A 
6 Nürnberg – Amberg) und wie bewertet die Staatsregie-

rung in diesem Zusammenhang die Auswirkungen dieser 
Schließungen auf die Bedürfnisse der Reisenden einer-
seits und der im Güterfernverkehr Tätigen andererseits, 
hier insbesondere auf die Einhaltung von Lenk- und Ruhe-
zeiten?

Antwort der Staatsregierung: Im Zuge der A6 zwischen 
Nürnberg und Amberg wurden in den vergangenen Jahren 
insgesamt neun kleine Parkplätze geschlossen, da auf 
dieser Strecke Parkplätze in dichter Folge vorhanden wa-
ren. Die Gründe für die Schließung der Parkplätze waren 
in erster Linie, dass ausreichend lange Verzögerungs- und 
Beschleunigungsstreifen und Sanitäranlagen nicht vor-
handen waren. Während der erste Umstand in Verbindung 
mit der räumlichen Enge der Parkplätze erhebliche Si-
cherheitsrisiken mit sich brachte, haben fehlende WC-An-
lagen erhebliche Verschmutzungen sowohl der Parkplätze 
als auch der angrenzenden Grundstücke zur Folge. Eben-
so wurden viele Parkplätze dazu benutzt, sich unter Um-
gehung der legalen Entsorgungswege von privaten Haus- 
und voluminösen Sperrmüll zu entledigen.

Jedoch auch nach Schließung der Parkplätze sind im Ab-
stand von ca. 15 km noch ausreichend Parkplätze vorhan-
den. Damit wird dem vom Bund vorgegebenen Sollabst-
and von Parkplätzen genüge getan. Zwar sind dadurch 
knapp zwanzig Stellplätze für LKW entfallen. Im Gegen-
zug wurden aber an der neu errichteten Tank- und Rast-
anlage „Oberpfälzer Alb“ über 90 LKW-Stellplätze neu 
geschaffen. Weitere Stellplätze für LKW stehen in unmit-
telbarer Nähe zur Autobahn an einem Autohof sowie an 
einer Großtankstelle zur Verfügung. Nachteilige Auswir-
kungen auf die Einbringung der Lenk- und Ruhezeiten 
sind insofern nicht erkennbar. 

Für PKW-Reisende haben die geschlossenen kleinen 
Parkplätze darüber hinaus nur geringe Bedeutung, da 
diese einerseits in erster Linie die bewirtschaftete Tank- 
und Rastanlage „Oberpfälzer Alb“ aufsuchen und ande-
rerseits im Abstand von ca. 15 km nach wie vor ausrei-
chende Parkplätze vorhanden sind. 

Heidi Lück (SPD): Ich frage die Staatsregierung wann sie 
gedenkt, den Trägern der Dorf- und Betriebshelfern und –
helferinnen mitzuteilen, mit welchen finanziellen Mitteln sie 
ab dem 01.01.2005 rechnen können?

Antwort der Staatsregierung: Wie jedes Jahr ergeht ca. 
3 bis 4 Wochen nach Vorliegen der vollständigen Antrags-
unterlagen (Ende Januar/Anfang Februar) ein vorläufiger 
Bescheid für das laufende Haushaltsjahr. Mit „gedenken“ 
hat dieses Verfahren somit nichts zu tun. 

Die beiden Landesgeschäftsführer sind seit einer Bespre-
chung im November dieses Jahres über den Rahmen des 
Förderungsvolumens informiert, der dem Ansatz für 2004 
entsprechen wird, so dass alles seinen geregelten Lauf 
nehmen kann. 
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Ach Manfred X
Ackermann Renate X

Babel Günther X
Bause Margarete X
Beck Melanie X
Dr. Beckstein Günther
Dr. Bernhard Otmar X
Dr. Beyer Thomas X
Biechl Annemarie X
Biedefeld Susann X
Bocklet Reinhold
Boutter Rainer X
Breitschwert Klaus Dieter
Brunner Helmut X

Christ Manfred X

Deml Marianne X
Dodell Renate X
Dr. Döhler Karl X
Donhauser Heinz X
Dr. Dürr Sepp X
Dupper Jürgen X

Eck Gerhard X
Eckstein Kurt X
Eisenreich Georg X
Ettengruber Herbert X
Prof. Dr. Eykmann Walter

Prof. Dr. Faltlhauser Kurt
Dr. Fickler Ingrid X
Fischer Herbert X
Dr. Förster Linus
Freller Karl X

Gabsteiger Günter X
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X
Glück Alois X
Goderbauer Gertraud
Görlitz Erika X
Götz Christa X
Dr. Goppel Thomas X
Gote Ulrike X
Guckert Helmut X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Guttenberger Petra

Haderthauer Christine X
Haedke Joachim X
Hallitzky Eike X
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W.
Herold Hans X
Herrmann Joachim X
Hintersberger Johannes X
Hoderlein Wolfgang X
Hohlmeier Monika
Huber Erwin
Dr. Huber Marcel X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Hufe Peter

Imhof Hermann X

Dr. Kaiser Heinz X
Kamm Christine
Kaul Henning
Kern Anton
Kiesel Robert X
Kobler Konrad X
König Alexander X
Kränzle Bernd X
Kreidl Jakob X
Kreuzer Thomas X
Dr. Kronawitter Hildegard
Kupka Engelbert X
Kustner Franz

Leichtle Willi
Graf von und zu Lerchenfeld Philipp X
Lochner-Fischer Monica
Lück Heidi

Prof. Männle Ursula
Dr. Magerl Christian X
Maget Franz
Matschl Christa X
Meißner Christian X
Memmel Hermann X
Meyer Franz X
Miller Josef

Anlage
Bayerischer Landtag
15. Wahlperiode

zur 30. Vollsitzung am 01.12.2004

Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 01.12.2004 zum Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause,
Dr. Sepp Dürr, Ulrike Gote u. a. und Fraktion BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN; Bestimmte
Gemeinschaftsunterkunft Hormersdorf schließen (Drucksache 15/2214)

zur namentlichen Abstimmung am 01.12.2004 zum Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, Dr. Sepp 
Dürr, Ulrike Gote u. a. und Fraktion BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN; Bestimmte Gemeinschaftsunterkunft Hormersdorf 
schließen (Drucksache 15/2214)
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Dr. Müller Helmut X
Müller Herbert X
Mütze Thomas X

Naaß Christa X
Nadler Walter X
Narnhammer Bärbel X
Neumeier Johann
Neumeyer Martin X
Nöth Eduard X

Obermeier Thomas X

Pachner Reinhard X
Paulig Ruth X
Peterke Rudolf X
Peters Gudrun X
Pfaffmann Hans-Ulrich
Plattner Edeltraud X
Pongratz Ingeborg X
Pranghofer Karin X
Pschierer Franz Josef X

Dr. Rabenstein Christoph
Radermacher Karin X
Rambold Hans X
Ranner Sepp
Richter Roland X
Ritter Florian X
Freiherr von Rotenhan Sebastian X
Rotter Eberhard X
Rubenbauer Herbert
Rudrof Heinrich X
Rüth Berthold X
Rütting Barbara
Dr. Runge Martin X
Rupp Adelheid X

Sackmann Markus X
Sailer Martin X
Sauter Alfred X
Scharfenberg Maria X
Schieder Marianne
Schieder Werner X
Schindler Franz X
Schmid Berta X
Schmid Georg X
Schmid Peter
Schmitt-Bussinger Helga
Dr. Schnappauf Werner X
Schneider Siegfried X
Schorer Angelika X
Schramm Henry X
Schuster Stefan X
Schwimmer Jakob

Name Ja Nein Enthalte
mich

Sem Reserl X
Sibler Bernd X
Sinner Eberhard
Dr. Söder Markus
Sonnenholzner Kathrin X
Dr. Spaenle Ludwig X
Spitzner Hans
Sprinkart Adi X
Stahl Christine X
Stahl Georg X
Stamm Barbara X
Steiger Christa X
Stewens Christa X
Stierstorfer Sylvia X
Prof. Dr. Stockinger Hans Gerhard X
Stöttner Klaus X
Dr. Stoiber Edmund
Strehle Max X
Ströbel Jürgen X
Dr. Strohmayr Simone

Thätter Blasius X
Tolle Simone X
Traublinger Heinrich

Unterländer Joachim X

Prof. Dr. Vocke Jürgen X
Vogel Wolfgang X
Volkmann Rainer X

Wägemann Gerhard X
Wahnschaffe Joachim X
Prof. Dr. Waschler Gerhard X
Weichenrieder Max X
Weidenbusch Ernst X
Weikert Angelika X
Weinberger Helga X
Dr. Weiß Bernd X
Dr. Weiß Manfred X
Welnhofer Peter X
Werner Hans Joachim X
Werner-Muggendorfer Johanna X
Dr. Wiesheu Otto
Winter Georg X
Winter Peter
Wörner Ludwig X
Wolfrum Klaus X

Zeitler Otto
Zeller Alfons X
Zellmeier Josef X
Zengerle Josef X
Dr. Zimmermann Thomas X

Gesamtsumme 42 96 0
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